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177. Sitzung 

Bonn, den 27. November 1985 

Beginn: 9.01 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, wir setzen die Haus-
haltsberatungen fort: 

Zweite Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushalts-
plans für das Haushaltsjahr 1986 (Haushalts-
gesetz 1986) 

— Drucksachen 10/3700, 10/4101 — 

Beschlußempfehlungen und Bericht des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 

— Drucksachen 10/4151 bis 10/4180 — 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 08 

Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Finanzen 

— Drucksachen 10/4158, 10/4180 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Wieczorek (Duisburg) 
Dr. Hackel 
Glos 
Kleinert (Marburg) 

Einzelplan 32 

Bundesschuld 

— Drucksache 10/4173 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Wieczorek (Duisburg) 
Austermann 
Kleinert (Marburg) 

Einzelplan 60 

Allgemeine Finanzverwaltung 

— Drucksache 10/4177 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Roth (Gießen) 
Borchert 
Hoppe 
Dr. Hackel  

Einzelplan 20 
Bundesrechnungshof 
— Drucksachen 10/4167, 10/4180 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Esters 
von Hammerstein 
Dr. Müller (Bremen) 

Dazu rufe ich auf: 
Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter-
richtung durch die Bundesregierung 
Der Finanzplan des Bundes 1985 bis 1989 
— Drucksachen 10/3701, 10/4102, 10/4256 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Roth (Gießen) 
Dr. Hackel 
Borchert 
Wieczorek (Duisburg) 
Esters 
Dr. Müller (Bremen) 
Hoppe 

Zu den Einzelplänen 32 und 60 liegen auf den 
Drucksachen 10/4345 und 10/4347 Änderungsan-
träge der Fraktion der SPD vor. 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die soeben genannten Tagesordnungspunkte eine 
verbundene Aussprache von fünf Stunden verein-
bart worden. — Ich sehe, Sie sind damit einverstan-
den. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Apel. 

Dr. Apel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! In der gestrigen Debatte 
hat das Gutachten des Sachveständigenrats zu 
Recht eine große Rolle gespielt, und wir sind über-
einstimmend zum Ergebnis gekommen, daß sich im 
Jahre 1986 das Wirtschaftswachstum fortsetzen 
wird. Allerdings kommt es in einer finanzpoliti-
schen Debatte auch darauf an, die Passagen des 
Sachverständigengutachtens zur Kenntnis zu neh-
men, die auf Schwachpunkte der Konjunktur hin-
weisen, um daraus Konsequenzen für unsere Fi- 
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nanzpolitik zu ziehen. Da werden dann auch die 
Risiken sichtbar, mit denen wir zu rechnen haben. 
Sie liegen z. B. — der Sachverständigenrat weist 
darauf sehr nachdrücklich hin — in der weiteren 
Entwicklung des Welthandels. Der Sachverständi-
genrat sagt wörtlich — ich zitiere —: „Es wäre ge-
fährlich, darauf zu setzen, daß die außenwirtschaft-
lichen Impulse in den kommenden Jahren die wirt-
schaftliche Entwicklung stützen würden". Ich glau-
be, wir sind uns einig darüber, daß das, was sich in 
den USA tut, tiefste Besorgnis findet und auch für 
unser wirtschaftliches Wohlergehen Konsequenzen 
haben könnte. 

Aber der Sachverständigenrat weist auch auf an-
dere Schwachpunkte hin. So bleibt die Massenar-
beitslosigkeit im vierten Jahr wirtschaftlichen 
Wachstums nahezu unverändert bei zwei Millionen 
arbeitslosen Menschen extrem hoch. Er weist dar-
auf hin, daß die Realzinsen immer noch wesentlich 
höher als in allen anderen vorausgegangenen Auf-
schwungsphasen sind, und das führt auch weiterhin 
dazu, daß es viele Anleger vorziehen, in Finanzanla-
gen zu gehen, ihr Geld in Amerika anzulegen, und 
die Bereitschaft, bei uns in Sachanlagen zu investie-
ren, zu schwach ist. 

Wenn wir genau hinschauen, dann stellen wir 
fest, daß die ganze Hoffnung auf die weitere Stabili-
sierung, auf das weitere Wirtschaftswachstum in 
unserem Land darauf ruht, daß die private Nach-
frage kräftig wächst, daß die binnenländische Nach-
frage zu einem stabilisierenden, tragenden kon-
junkturellen Element wird. 

(Kolb [CDU/CSU]: Und die Firmen inve-
stieren!) 

Aber, meine Damen und Herren, wenn das Wachs-
tum des privaten Konsums und die Stabilisierung 
der binnenländischen Nachfrage die Hoffnungen 
der Zukunft sind, dann muß natürlich die Frage 
gestellt werden, ob unsere Finanzpolitik einen 
adäquaten Beitrag dazu leistet. Wir Sozialdemokra-
ten kommen bei genauer Betrachtung der Finanz-
politik dieser Koalition und auch der sie begleiten-
den Gesetze zu dem Ergebnis, daß die Finanzpolitik 
des Bundes dies eben nicht leistet. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Das dürfen alle sagen, nur nicht Sie! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Reden wir doch über die Zahlen, meine Damen 
und Herren von der Koalition! 

(Kolb [CDU/CSU]: Reden wir über Ihre 
Zeit!) 

Dann stellen wir fest, daß die Investitionen des 
Bundes weiter zurückgehen. Für 1985 haben wir 
beschlossen, daß 35,3 Milliarden DM für öffentliche 
Investitionen ausgegeben werden sollen. Wir wis-
sen überhaupt nicht, ob diese Investitionssumme 
erreicht wird. Wir haben in den letzten Jahren er-
lebt, daß Jahr für Jahr 2 Milliarden DM weniger 
ausgegeben worden sind. Und wir stellen fest, daß 
nach dem Beschluß des Haushaltsausschusses im 
Jahre 1986 die Ausgaben für Investitionen sogar 
weiter zurückgeführt werden, und zwar auf 34,4 

Milliarden DM. Damit wird klar, daß die öffentli-
chen Investitionen im nächsten Jahr keinen Bei-
trag zur Stabilisierung der binnenländischen Nach-
frage leisten werden. Sie können doch gar nicht 
bestreiten — die Zahlen kommen j a aus dem Fi-
nanzministerium; sie sind vom Herrn Bundesfi-
nanzminister vorgelegt worden —, daß die öffentli-
chen Investitionen des Bundes bis zum Ende der 
mittelfristigen Finanzplanung 1989 weiter zurück-
gehen werden. Ihr Anteil an den Bundesausgaben 
wird Tiefstände erreichen, die in der Finanzge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland einmalig 
sind. 

(Kolb [CDU/CSU]: Und die Investitionen 
der Wirtschaft werden zunehmen! — Wei- 

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich 
rede über die Finanzpolitik, die Sie zu verantworten 
haben, und ich bitte sehr herzlich darum, daß Sie 
nicht immer versuchen, dem Thema auszuweichen. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Damit wird deutlich, daß der Bundeshaushalt auf 
der Seite der Investitionen eben nicht das erreicht, 
was z. B. die EG-Kommission in ihrem Jahreswirt-
schaftsbericht von der Bundesregierung gefordert 
hat. Ich zitiere aus dem Jahreswirtschaftsbericht 
der EG-Kommission vom 4. Oktober dieses Jahres: 

Die wirtschaftlichen Aussichten für 1986 sind 
insgesamt positiv. Trotzdem bleiben 

— für die Bundesrepublik Deutschland — 

zwei erhebliche Ungleichgewichte bestehen, 
der Leistungsbilanzüberschuß 

— es ist doch eine Sorge der anderen, wenn wir auf 
ihre Kosten Arbeitslosigkeit aus unserem Lande in 
ihr Land exportieren — 

und vor allem die hohe Arbeitslosigkeit. 

Deswegen sagt die EG-Kommission, an die Adresse 
der Bundesregierung gerichtet: 

Der Staat sollte seinen wiedergewonnenen fi-
nanzpolitischen Spielraum voll nutzen, nicht 
nur um einer möglichen konjunkturellen Abfla-
chung in 1987 rechtzeitig entgegenzuwirken, 

— die EG-Kommission sieht also diese Gefahr — 

sondern auch ... um die Kettenreaktion von 
mehr Wachstum, Beschäftigung und (daraus 
resultierendem) finanzpolitischen Spielraum in 
Gang zu halten. 

(Kolb [CDU/CSU]: Was sagt denn der Herr 
Pfeifer?) 

Was die Bundesregierung angeht, so stellen wir 
fest, daß die Finanzpolitik dieser Forderung nicht 
gerecht wird. Ich habe bereits darauf hingewiesen, 
daß insbesondere der Anteil der öffentlichen Inve-
stitionen rückläufig ist. Das kann und darf nicht das 
letzte Wort der Finanzpolitik der Bundesregierung 
sein, denn sonst leistet die Bundesregierung eben 
nicht den Beitrag, den sie im Konzert der europäi-
schen Länder zu leisten hat, um Wachstum zu stabi-
lisieren. 
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An dieser Feststellung ändert auch die Tatsache 

nichts, daß für zwei Jahre ein Strohfeuer entfacht 
wird, und zwar indem Sie die Mittel für die Städte-
bauförderung für den Zeitraum von zwei Jahren 
erhöhen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, was soll 
eigentlich ein Strohfeuer für zwei Jahre? 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das hat doch 
Herr Rau gefordert!) 

Welche Gemeinde soll sich eigentlich auf eine Städ-
tebauförderung einstellen, die nach zwei Jahren 
ausläuft? 

(Beifall bei der SPD — Abg. Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen-

frage) 

— Nein. 

Warum sollen wir uns nicht heute und in den 
nächsten Wochen darauf einstellen, daß das ge-
schieht, was der Städtetag für geboten hält? 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Es war eine 
Forderung auch Ihrer Ministerpräsidenten, 

es auf zwei Jahre zu begrenzen!) 

Ich zitiere den Städtetag und damit den Oberbür-
germeister von Frankfurt, Ihren Parteifreund Wall-
mann. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist in 
höchstem Maße unerhört, was Sie hier be-

treiben!) 

Die Städte sagen zu diesem Strohfeuer Städtebau-
förderung: 

Mit Sorge stellen die Städte fest, daß derzeit für 
die Stadterneuerung die unabdingbare rechtli-
che und finanzielle Kontinuität nicht erkenn-
bar ist. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Durch Forde-
rungen auch der SPD-Ministerpräsiden-

ten!) 

Der Städtetag fährt fort: 

Es ist damit zu rechnen, daß sich der Bund ab 
1988 aus der Städtebauförderung zurückzieht. 

(Dr. Vogel [SPD]: Aha!) 

Der Städtetag fordert — ich zitiere weiter —, daß 
sich der Bund seiner Verantwortung zur Lösung 
dieser gesamtwirtschaftlichen Aufgabe nicht ent-
zieht. Wie in allen Industrienationen muß auch in 
der Bundesrepublik Deutschland der Gesamtstaat 
an der Finanzierung großer strukturbestimmender 
Maßnahmen der Stadterneuerung dauernd mitwir-
ken. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Herr Rau for-
dert das auch!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir So-
zialdemokraten, die Bundestagsfraktion der SPD 
hier im Hause, unterstützen die Forderungen des 
Städtetages. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir fordern, daß die Städtebauförderung ein dau-
erndes Instrument zur Modernisierung unserer 
Städte und Gemeinden wird, daß insbesondere Ste-
tigkeit und Perspektive für die Gemeindeinvestitio-
nen gegeben sind und gesichert bleiben. 

(Abg. Echternach [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Apel (SPD): Nein. 

Präsident Dr. Jenninger: Grundsätzlich nicht? 

Dr. Apel (SPD): Nein. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Er will nicht 
nach der Meinung des Herrn Rau gefragt 

werden, wenn er überhaupt eine hat!) 
Heute konnten Sie den Zeitungen, z. B. der „Süd-

deutschen Zeitung", entnehmen, daß der Präsident 
des Städtetages erneut auf die schwierigen Finanz-
probleme der Gemeinden hingewiesen hat. Wall-
mann hat vor einigen Wochen gesagt, er habe die 
Hoffnung, daß im Jahre 1986 endlich der Abwärts-
trend, die Talfahrt der öffentlichen Investitionen 
beendet werden könnte. Aber er sagt, daß diese 
Hoffnung auf eine Beendigung der Talfahrt der In-
vestitionen bei den Gemeinden nur dann realistisch 
sei, wenn — ich zitiere wörtlich — dabei die Bun-
desregierung die Gemeinden nicht allein läßt. 

Ich muß sagen: Bisher sind die Bitten und Forde-
rungen der Gemeinden an die Bundesregierung 
nicht erfüllt worden. Wir unterstreichen die Forde-
rung von Herrn Wallmann, die wir heute in den Zei-
tungen finden, die da lautet: Wenn Steuergeschenke 
in Milliardenhöhe durch die Verbesserung der Ab-
schreibungsbedingungen für den Gewerbebau gege-
ben werden sollen, die im übrigen konjunkturell 
nichts bewirken — das wissen wir doch alle —, 
dann muß der Herr Bundesfinanzminister, der 
diese Subventionen in einer Nacht- und Nebelak-
tion überraschend beschlossen hat, auch einen Aus-
gleich dafür leisten, damit die Gemeinden investie-
ren können. 

(Beifall bei der SPD) 

Im übrigen, Herr Kollege Dr. Stoltenberg: Wir ha-
ben vor mehr als einem Jahr, am 14. September 
1984, hier im Deutschen Bundestag erklärt, nach 
Ihren Informationen könnten wir davon ausgehen, 
daß die Gemeindeinvestitionen im Jahre 1984 zum 
erstenmal wieder zunehmen würden, und zwar um 
1 Milliarde DM. 

Heute wissen wir, daß Sie uns — absichtlich oder 
unabsichtlich — falsch informiert haben. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das war Ihre Art! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Auch im Jahre 1984 waren die Investitionen unse-
rer Städte und Gemeinden weiter rückläufig. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie hat damals das 
Pferd getreten! — Gegenruf des Abg. Dr. 

Spöri [SPD]) 
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— Ihre Zwischenrufe sind unglaublich geistreich; 
aber das liegt sicherlich an der frühen Morgenstun-
de. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Er paßt sich 
Ihrer Rede an!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, heute 
wissen wir, daß die öffentlichen Investitionen der 
Gemeinden auch im ersten Halbjahr 1985 weiter 
rückläufig waren. Vor kurzem hat uns das Deutsche 
Institut für Wirtschaftsforschung das Ergebnis ei-
ner genauen Untersuchung der Ursachen für die 
dramatische Abnahme der Beschäftigung in der 
Bauwirtschaft vorgelegt. Das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung kommt dabei zu dem Ergeb-
nis, daß ein Drittel der Arbeitslosen am Bau, über 
100 000 Arbeitslose, deswegen arbeitslos sind, weil 
der Finanzminister und seine Finanzpolitik die öf-
fentlichen Investitionen beim Bund und auch bei 
den Gemeinden verkommen lassen. Das ist die 
Wahrheit, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: 500 000 Arbeitsplätze sind bei 
Ihnen verlorengegangen; größter Einbruch 

1981 4,9 %!) 

Wenn Sie über die Gemeindefinanzen reden und 
immer wieder darauf hinweisen, daß doch die Neu-
verschuldung der Gemeinden zurückgegangen ist, 
dann übersehen Sie völlig, daß das die Gemeinden 
nur durch das massive Zusammenstreichen ihrer 
Investitionen erreichen konnten. Wir wissen, daß 
die Gemeinden im ersten Halbjahr 1985 ihre Sozial-
ausgaben im wesentlichen wegen der weiteren Ex-
plosion der Sozialhilfeausgaben um 9% anheben 
mußten. Da nimmt es doch kein Wunder, daß, wenn 
die Sozialhilfeausgaben im ersten Halbjahr 1985 
um 9 % steigen, für öffentliche Investitionen bei den 
Gemeinden kein Raum bleibt; dann müssen wir uns 
doch nicht darüber wundern, daß die öffentlichen 
Investitionen bei den Städten und Gemeinden im 
gleichen Zeitraum — im ersten Halbjahr 1985 — 
um  8,5 % zurückgehen. Die Vertreter der Städte, der 
Gemeinden, der Landkreise in ihren Spitzenverbän-
den haben das j a am 30. Oktober in ihrem Gespräch 
mit dem Bundeskanzler ganz deutlich gesagt. Ich 
zitiere: 

Die Explosion der Ausgaben für die Sozialhilfe 
ist in hohem Maße auf Sozialhilfeleistungen an 
Arbeitslose zurückzuführen, die keine oder 
keine ausreichenden Leistungen aus der Ar-
beitslosenversicherung erhalten. 

Meine Damen und Herren, das ist dann die nüch-
terne Beschreibung der fatalen Konsequenzen der 
ungerechten und unsozialen Sparpolitik dieser Ko-
alition für die Gemeindefinanzen. Wir haben dem 
nichts hinzuzufügen. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber wir wissen doch auch, daß die Gemeinden 
der Steuerpolitik des Bundesfinanzministers nicht 
mehr über den Weg trauen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihnen traut man 
nicht mehr über den Weg!) 

Sie haben doch in den letzten Jahren erlebt, wie 
durch die Senkung der Vermögensteuer, durch die 
Amputation der Gewerbesteuer den Gemeinden 
Milliarden an möglichen Investitionssummen ent-
zogen wurden. 

(Seiters [CDU/CSU]: Völlig an der Wirk- 
lichkeit vorbei!) 

Wir wissen doch alle — und Sie können es nicht 
bestreiten, es sind doch die Zahlen des Bundesfi-
nanzministers —, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

daß die jetzt neu beschlossenen Steuersenkungen 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Die wollten Sie 
doch gar nicht!) 

den Städten und den Gemeinden 18 Milliarden DM 
an Einnahmeverlusten bringen. 

(Roth [Gießen] [CDU/CSU]: Wieviel? — 
Kolb  [CDU/CSU]: Wie bitte?) 

— 18 Milliarden DM in dem Zeitraum 1986 bis 1989; 
dies können Sie nachlesen, jawohl. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ganz be-
sonders ärgerlich sind dabei die Mindereinnahmen 
auf Grund der Abschreibungsverbesserungen im 
Gewerbebau. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Jetzt wiederho-

len Sie sich!) 

— Das kann man Ihnen nicht häufig genug sagen. 
Die Gemeinden haben mit diesen 1,3 Milliarden DM 
jährlich gerechnet. Wir wissen doch, wir haben es 
im Deutschen Bundestag debattiert — es hat eine 
Anhörung des Bundestages gegeben —, 

(Kolb [CDU/CSU]: Entweder wollen Sie In

-

vestitionen oder nicht! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

diese Verbesserungen der Abschreibungsbedingun-
gen für den Gewerbebau bewirken konjunkturell 
nichts, aber sie erschüttern das Vertrauen der 
Städte in die Solidität der Bonner Finanzpolitik. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Deutsche Städtetag sagte sehr vorsichtig vor 
kurzem, diese Entscheidungen können negative 
Einflüsse auf die mittel- und langfristigen Investi-
tionsentscheidungen der Kommunen haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Damit wird dann erneut deutlich, daß kurzsich-
tige Steuergeschenke in Milliardenhöhe im Kampf 
gegen die Massenarbeitslosigkeit überhaupt nichts 
nutzen. Ganz im Gegenteil; was dort an Milliarden 
sinnlos weggegeben wird, fehlt den Gemeinden, das 
werden sie in ihren Investitionen zu kürzen haben. 

(Kolb [CDU/CSU]: Schauen Sie mal Ihr 
Programm an!) 

Damit werden diese Steuergeschenke, die Sie er- 
neut ausgehändigt haben, der Bauwirtschaft scha- 
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den. Wir fordern von Ihnen Stetigkeit und Perspek-
tiven in der Finanzpolitik. 

(Glos [CDU/CSU]: Finanzpolitische 
Schwarzmalerei!) 

Auch deshalb bleiben wir dabei, daß eine erneute 
Gemeindefinanzreform erforderlich ist. 

Wir fühlen uns in dieser Forderung nach einer 
Gemeindefinanzreform im übrigen durch das Sach-
verständigengutachten bestätigt. Auch das Sachver-
ständigengutachten, meine Damen, meine Herren 
von der Koalition, sagt ja, daß die fehlende Investi-
tionsbereitschaft der Gemeinden auf ihre Unsicher-
heit wegen der fehlenden künftigen Finanzausstat-
tung der Gemeinden zurückzuführen sei. 

Sie haben vor einigen Wochen mit Ihrer Mehrheit 
unsere Vorschläge abgelehnt. Das ändert aber 
nichts an der Tatsache, daß unsere Konzepte zur 
Stärkung der Gemeindefinanzen vorliegen, wäh-
rend Sie weiterhin leeres Stroh dreschen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Da müßten wir Sie 
einstellen als Fachmann!) 

Das Ergebnis ist deprimierend. Die Investitionen 
nehmen beim Bund ab, und zwar unter der Stabfüh-
rung des Bundesfinanzministers. Sie leisten auch 
weiterhin keinen Beitrag zur Sicherung des Wirt-
schaftswachstums. Sie leisten damit keinen Beitrag 
im Kampf gegen die Massenarbeitslosigkeit. 

(Glos [CDU/CSU]: Wo leben Sie denn?) 

Das ist zu bedauern. Deswegen stellen wir zum 
Bundeshaushalt 1986 Anträge in Milliardenhöhe, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das haben Sie 
schon immer gut gekonnt!) 

um die öffentliche Investitionskraft zu stärken. 
Aber, Herr Kollege, wir machen auch deutlich, wie 
diese Mehrausgaben zu finanzieren sind, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Aber sehr 
unseriös!) 

und zwar nicht durch Anheben der Nettokreditauf-
nahme, nein, solide finanziert. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Aber wir wollen die öffentlichen Investitionen stei-
gern. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Da lachen Sie selbst!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die kon-
junkturelle Entwicklung des nächsten Jahres — 
darauf habe ich bereits hingewiesen — hängt von 
einer kräftigen Steigerung des privaten Konsums 
ab. Bisher hat der Bundesfinanzminister diese Stei-
gerung der Konsumentennachfrage klar behindert. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Helau!) 

— Ich werde Ihnen eine Zahl nennen, meine Da-
men und Herren. Von Anfang 1983 bis Mitte 1985 ist 
der reale private Konsum um gerade eben 1,5 
gestiegen. Sie können wohl nicht bestreiten, daß 

das etwas mit Ihrer fatalen und unsozialen Renten-
politik zu tun hat, 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

mit der Kürzung der Unterstützung bei der Arbeits-
losigkeit und mit der massiven Steuer- und Abga-
benerhöhung, die Sie zu verantworten haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Denken Sie an 
Ihre Inflationsraten!) 

Meine Damen und Herren, der Bund der Steuer-
zahler hat Ihre Haushaltskonsolidierung als eine 
Haushaltskonsolidierung auf dem Rücken der Steu-
erzahler bezeichnet. Ich halte diese Bewertung — 
Konsolidierung auf dem Rücken der Steuerzahler 
— für eher irreführend. Denn es waren ausschließ-
lich die sozial Schwachen und die Lohnsteuerzah-
ler, auf deren Rücken Herr Stoltenberg Umvertei-
lung und Haushaltskonsolidierung praktiziert hat. 

(Dr. Hackel [CDU/CSU]: Hören Sie endlich 
mit diesem Schmarren auf!) 

Andere gesellschaftliche Gruppen können sich 
kaum beschweren. Den Großunternehmen wurde 
massiv die Vermögensteuer gesenkt. Den Unter-
nehmen wurde die Gewerbesteuerlast ermäßigt. 
Die Landwirtschaft erhält bis 1991 über 20 Milliar-
den DM Senkungen bei der Mehrwertsteuer. 

(Glos [CDU/CSU]: Haben Sie etwas dage

-

gen?) 

— Ich komme darauf zurück, keine Sorge. — Dem 
sehr gut Verdienenden sind vorzeitig und ohne Not 
die Milliarden aus der Zwangsanleihe zurückge-
zahlt worden. 

(Kolb [CDU/CSU]: Halten Sie nichts vom 
Bundesverfassungsgericht?) 

In drei Jahren hat der Finanzminister die Steuer-
subventionen um ein Drittel auf 10 Milliarden DM 
ausgeweitet. Das alles, was hier an massiven Steu-
ersenkungen gewährt worden ist, zahlen die Nor-
malverdiener. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die heimlichen Steu-
ererhöhungen — wie Sie das in Ihrer Oppositions-
zeit genannt haben, nämlich die Steuererhöhungen 
durch das Hineinwachsen in die Steuerprogression 
— werden im Jahre 1985 15 Milliarden DM Mehr-
einnahmen bei der Lohn- und Einkommensteuer 
bringen. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Da hätten Sie 
das Steuersystem ändern müssen!) 

Oder, meine Damen und Herren, schauen wir uns 
doch den Anteil der Steuern und Abgaben am Brut-
tosozialprodukt an. 1981 betrug der Anteil der So-
zialabgaben und der Steuern am Bruttosozialpro-
dukt 42,4 %. Heute, nach drei Jahren Finanzpolitik 
der neuen Koalition, beträgt dieser Anteil ebenfalls 
42,4 %. Mit anderen Worten, von 1981 bis heute hat 
sich die Steuer- und Abgabenlast nicht verändert. 

(Kolb [CDU/CSU]: Und ihr hättet das an- 
ders gemacht?) 
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Da könnte man natürlich sagen: Na, ist ja großartig, 
da ist überhaupt nichts geschehen. Es ist aber Dra-
matisches geschehen! Hinter dieser konstanten Ab-
gabenquote verbergen sich nämlich gewaltige Ver-
schiebungen in der Abgabenbelastung: Entlastun-
gen bei den Unternehmen und bei der Landwirt-
schaft, massive Belastungen bei den Lohnsteuer-
zahlern, bei den Einkommensteuerzahlern und bei 
den Beitragszahlern. Die Erhöhung der Mehrwert-
steuer kommt hinzu. Was die einen bekommen ha-
ben, haben die anderen bezahlen dürfen. 

Um über den Durchschnittsverdiener und über 
seine Abgabenbelastung zu reden: Die Abgabenbe-
lastung des Durchschnittsverdieners betrug 1981 
39 %. 

(Kolb [CDU/CSU]: Was ist ein Durch-
schnittsverdiener? Was verdient der bei Ih-

nen?) 

Das heißt, der Durchschnittsverdiener mußte 1981 
von jeder Mark 39 Pfennig an Steuern und Abgaben 
zahlen. 1985, nach drei Jahren Wende-Finanzpolitik, 
darf derselbe Durchschnittsverdiener 42,7 % fast 
43%, 

(Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört!) 

seines Einkommens an Steuern und Abgaben zah-
len. Das sind fast 4 % mehr. 

(Kolb [CDU/CSU]: Nennen Sie einmal die 
Ausgangsgrößen!) 

Und was das eigentlich Dramatische ist: Sie be-
rühmen sich doch, mit der „größten Steuerreform 
aller Zeiten" 20 Milliarden DM zurückzugeben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja!) 

Der Bund der Steuerzahler hat aber ausgerechnet, 
daß nach dieser Steuersenkung um 20 Milliarden 
die Belastung des Normalverdieners nicht ab-
nimmt, sondern zunimmt; 

(Kolb [CDU/CSU]: Was verdient denn der 
Normalverdiener?) 

sie wird fast 44 % seines Einkommens betragen. 

Das macht doch zweierlei deutlich: Dem Durch-
schnittsverdiener 

(Kolb [CDU/CSU]: Wer ist denn das?) 

wird aus der Steuersenkung 1986/88 kaum Entla-
stung gewährt. 

(Dr. Spöri [SPD]: Beschiß ist das! — Dr.-
Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das war unparla-

mentarisch!) 

Die Vorteile dieser Steuersenkung gehen vor allem 
in die Taschen der Gutverdienenden. Das ist auch 
an den Zahlen nachweisbar. 14 Milliarden DM die-
ser Steuersenkung werden für Tarifveränderungen 
vorgesehen. 

(Dr. Spöri [SPD]: Für wen?) 

Von diesen 14 Milliarden DM Steuersenkungen er-
halten 9 Milliarden diejenigen, die mehr als 6 000 
DM im Monat verdienen. 

(Dr. Spöri [SPD]: Unerhört!) 

Die Normalverdiener und die mit den kleinen Ein-
kommen dürfen sich die restlichen 5 Milliarden tei-
len; Mark- und Pfennigbeträge werden bei ihnen 
ankommen. 

Deswegen sagen wir Ihnen: Wenn Sie über den 
„Marsch in den Steuer- und Abgabenstaat" reden, 
dann meinen Sie Ihre eigene Finanzpolitik, denn 
Sie betreiben für den Normalverdiener den Marsch 
in den Steuer- und Abgabenstaat! 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Was ist der Normalverdiener? Sagen Sie 
das doch einmal! — Dr. Spöri [SPD]: Lohn

-

steuerstaat!) 

Sie überziehen den Normalverdiener mit immer hö-
heren Abgaben. Die Abgabenbelastung hat unter 
Ihrer Regierung Rekordhöhen erreicht. 

(Dr. Vogel [SPD]: So ist es!) 

Das wäre nur zu vermeiden gewesen, wenn an die 
Stelle Ihrer unsozialen, ungerechten Steuersenkun-
gen unsere Alternativvorschläge getreten wären, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

denn wir hätten die 20 Milliarden an die zurückge-
geben, die durch Abgabenbelastung, durch Arbeits-
losigkeit, durch Sorgen um die Zukunft, durch Weg-
streichen des BAföG wirklich getroffen sind. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
hätte auch eine konjunkturelle Wirkung erzielt. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Wer wenig 
zahlt, kann auch wenig zurückbekommen, 
Herr Apel! — Dr. Spöri [SPD]: Zuhören, 

Herr Friedmann!) 

Wir müssen im übrigen davon ausgehen, daß die 
mickrigen Steuersenkungen für den Normalverdie-
ner im Jahre 1986 weitgehend durch die Beitragser-
höhungen in der Krankenversicherung aufgefres-
sen werden. Da haben Sie es doch abgelehnt, durch 
gesetzliche Regelungen die Kostenexplosion zu be-
grenzen. Sie wollten sich doch nicht mit Ihrer 
Klientel anlegen, und deswegen lassen Sie lieber 
allgemeine Appelle ergehen und leiten die Kosten-
explosion in der Krankenversicherung über die Bei-
träge an die Beitragszahler weiter. Ich sage Ihnen: 
Da werden sich viele, denen Sie eine Steuersen-
kung versprochen haben, wundern und sich fragen, 
wo denn diese Steuersenkungen für sie bleiben. 

(Kolb [CDU/CSU]: Sie sind ein Kraut-und

-

Rüben-Redner!) 

Sie werden versichern, Sie werden von Beitragser-
höhungen aufgefressen werden! Erneut werden das 
die Normalverdiener bezahlen! 

Angesichts dieser schlimmen finanzpolitischen 
Daten 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

gibt es für Sie, meine Damen und Herren, keinerlei 
Veranlassung, sich selbstgefällig zurückzulehnen 
und sich an Ihrem eigenen konjunktur- und finanz-
politischen Nichtstun zu erfreuen. Für 1986 erwar-
ten alle wirtschaftswissenschaftlichen Institute, 
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auch die Sachverständigen, eine durchschnittliche 
Jahresarbeitslosigkeit von deutlich mehr als 2 Mil-
lionen Menschen. Da wird die Arbeitslosigkeit nach 
den Schätzungen des einen Institutes um 50 000 ab-
nehmen, nach denen des anderen Institutes und der 
Sachverständigen um 80 000 abnehmen. Aber, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, was sind 
denn das für Perspektiven? Im vierten Jahre des 
wirtschaftlichen Aufschwungs sind 2,25 Millionen 
arbeitslos. Wie soll es denn eigentlich weitergehen? 
Wie stellen Sie sich eigentlich die Zukunft dieser 
Republik vor? 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Mit Ihnen nicht!) 

— Meine Damen und Herren, wenn Sie durch Zwi-
schenrufe meinen, mich stören zu sollen, was hoff-
nungslos ist, dann sollten Sie wenigstens zuhören, 
wenn ich aus einem gemeinsamen Wort des Rates 
der Evangelischen Kirche in Deutschland und der 
Deutschen Bischofskonferenz zitiere. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich denke, Sie sollten auf Grund Ihres Partei-
namens — aber C steht ja bei Ihnen für konservativ 
und nicht für christlich — wenigstens zuhören, 
wenn diese beiden großen Kirchen sich mahnend 
an uns richten. Die beiden Kirchen sagen: Die Mas-
senarbeitslosgikeit stagniert auf hohem Niveau. Sie 
sagen wörtlich — ich zitiere —: „Die Gefahr eines 
weiteren Einbruchs, falls die derzeit günstige Kon-
junkturentwicklung abflachen sollte, ist groß." Sie 
sagen, die Gefahr ist groß. Deswegen fordern die 
beiden Kirchen uns zu einer beschäftigungsorien-
tierten Wirtschafts-, Finanz- und Arbeitsmarktpoli-
tik auf. Meine Damen und Herren, das, was die 
Bundesregierung, was die Koalition zum Kampf ge-
gen die Massenarbeitslosigkeit beiträgt, wird den 
Forderungen der Kirchen nicht gerecht. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Die sollten sich an die Tarifpartner wen- 

den! Das ist deren Aufgabe!) 

Wir dagegen stimmen mit den Kirchen überein. Wir 
sind zufrieden darüber, daß unser Programm „Ar-
beit und Umwelt" jetzt auch vom Ifo-Institut in 
München positiv bewertet wird. Das Ifo-Institut 
sagt uns, dieses Programm wird mindestens 200 000 
zusätzliche Arbeitsplätze schaffen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Und wie viel vernich-
ten?) 

Ich frage Sie: Wo sind Ihre Angebote, 

(Beifall bei der SPD) 

wo ist Ihr Handeln, um im Kampf gegen die Mas-
senarbeitslosigkeit weiterzukommen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben uns in 
13 Jahren gezeigt, wie man das macht!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, interes-
sant ist im übrigen — wir erhalten ja jeden Tag 
neue Kostproben —, wie die Koalitionäre Tag für 
Tag gewaltige neue Steuersenkungen versprechen. 
Es müssen ja mindestens 40 Milliarden sein, und 
zwar nicht Lire, sondern D-Mark, die Sie den Bür-
gerinnen und Bürgern an Steuersenkungen ver-

sprechen. Da überbietet man sich wechselseitig an 
unverbindlichen Versprechungen für eine unge-
wisse Zukunft. Man könnte das ja alles als Wahl-
speck und als den Versuch abtun, über die mickri-
gen Steuersenkungen für den Normalverdiener hin-
wegzutäuschen, wenn nicht als eine wesentliche Fi-
nanzierungsquelle für diese nächsten, sehr unge-
wissen Steuersenkungen ein massiver Subventions-
abbau versprochen wird. 

(Dr. Spöri [SPD]: „Da lacht die Koralle"!) 

Da kann ich nur sagen, Herr Kollege Stoltenberg, 
ich habe mit großem Interesse das gelesen, was Sie 
im Norddeutschen Rundfunk gesagt haben. Sie ha-
ben gesagt, die nächste Steuersenkung müßte aus 
Subventionsabbau finanziert werden, wenigstens 
zu einem guten Teil. Sie sagen, Sie könnten sich mit 
3 bis 4 Milliarden DM Subventionsabbau nicht zu-
friedengeben; 8 bis 10 Milliarden DM Subventions-
abbau müßten es schon sein. Ich kann nur sagen: 
Wie war es eigentlich bei der jetzt in Kraft treten-
den Steuersenkung? Hatten Sie nicht in Ihrem 
Neunten Subventionsbericht auch angekündigt, daß 
ein Teil der Steuersenkungen über Subventionsab-
bau passieren würde? Und was ist tatsächlich pas-
siert? Sie haben die Subventionen nicht nur nicht 
abgebaut; Sie haben die Subventionen massiv nach 
oben geschoben. Anspruch und Wirklichkeit Ihrer 
Finanzpolitik fallen auch in diesem Punkte wirklich 
schlimm auseinander. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie aber sprechen angesichts dieser unverbindli-
chen Ankündigung einer nächsten Steuersenkung, 
von der niemand genau weiß, wie sie finanziert wer-
den soll, von massiven Steuersenkungen. Wer soll 
eigentlich an diesen Schwindel noch glauben? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU: Na, na!) 

— Okay, wir werden es sehen. 

Wir stellen fest: Die Versprechen, zur Finanzie-
rung der jetzigen Steuersenkungen Subventionsab-
bau vorzunehmen, wurden nicht gehalten. 5 %ige ge-
nerelle Steuersubventionssenkung, Länge über al-
les, das war Ihre Forderung, als Sie in der Opposi-
tion waren: Was ist passiert? Nichts. Sie haben die 
Subventionen kräftig angehoben. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun hören Sie doch endlich auf, die deutsche Bevöl-
kerung für dumm zu verkaufen. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Da waren Sie Weltmeister! Da könnten wir 

Sie nie überbieten!) 

Dann, wenn es Ihnen paßt, werden Subventionen 
ausgehändigt, insbesondere an die, von denen Sie 
erwarten, daß sie Sie wählen. So sieht Ihre Politik 
tatsächlich aus. Da kann ich nur sagen: Anspruch 
und Wirklichkeit stimmen eben nicht überein. Und 
das ist bedauerlich. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Lesen Sie mal 1980 nach!) 
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Meine Damen und Herren, bleiben wir eine Se-

kunde beim Subventionsabbau. Sie haben uns mit 
stolzgeschwellter Brust gesagt, 1986 würde der Sub-
ventionsabbau beginnen, 1 Milliarde DM an Steuer-
subventionen, im wesentlichen im Etat des Wirt-
schaftsministers, würden Sie kürzen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war j a auch 
vorgesehen!) 

Wir haben doch bereits darüber geredet, daß dieser 
Zehnte Subventionsbericht eher eine Mogelpak-
kung als eine seriöse Darstellung Ihrer Subven-
tionspraxis ist. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Da müssen 
Sie ja selber lachen, wenn Sie das sagen!) 

— Ja, darüber lache ich insofern, als hier in diesem 
Deutschen Bundestag der Bundesfinanzminister 
vor einem Jahr gesagt hat: Die Vorsteuerpauschale 
für die Landwirtschaft ist eine Steuersubvention. 
Jetzt im Zehnten Subventionsbericht hat er es vor-
gezogen, diese milliardenschwere Steuersubvention 
nicht mehr aufzuführen. Darüber kann man doch 
nur lachen, weil hier augenscheinlich Manipulation 
an die Stelle von Subventionsabbau gesetzt wird. 
Das finde ich nicht in Ordnung. Damit das ganz klar 
ist. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Sie waren doch der Verpackungskünstler!) 

Im übrigen ist dann aus diesem Subventionsab-
bau in Höhe von 1 Milliarde DM nichts geworden. 
Sie haben mit einem Dollarkurs von 3,17 DM ge-
rechnet. Jetzt liegt der Dollarkurs woanders. Jetzt 
brauchen Sie 700 Millionen DM mehr für die Koks-
kohlenbeihilfe. Wir unterstützen das. Wir kritisie-
ren das nicht. Wir wollen dem Kohlebergbau und 
unserer Stahlindustrie helfen. Aber wir sind dage-
gen, daß noch vor wenigen Wochen Subventionsab-
bau versprochen wird, dieses Vorhaben dann aber 
nach kürzester Zeit, nachdem sich der Dollarkurs 
geändert hat, einfach zusammenbricht. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Wo würden 
Sie denn kürzen?) 

— Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn 
Sie fragen, wo wir kürzen würden, sage ich Ihnen: 
In diesem Jahrzehnt hat es überhaupt nur ein einzi-
ges Mal tatsächlichen Subventionsabbau gegeben 
— und das in mehrfacher Milliardenhöhe auf 
Grund eines Gesetzes, dessen Entwurf Finanzmini-
ster Matthöfer im Jahre 1981 vorgelegt hatte, auf 
Grund des Subventionsabbaugesetzes. Davon profi-
tieren Sie in Ihrer Finanzpolitik heute noch. Sie 
haben die Subventionen nur nach oben gejagt. Wir 
hatten sie 1981 tatsächlich um ein ganzes Stück 
nach unten gebracht. 

(Beifall bei der SPD — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Sie leben nur von der Vergan-
genheit! Sagen Sie mal was über die Zu-

kunft!) 

Aber nachdem ich von Ihnen gefragt worden bin, 
wie wir uns denn zu den Steuersubventionen für 
die deutsche Landwirtschaft stellten, sage ich Ihnen 
folgendes — und das können wir im Protokoll des 
Deutschen Bundestages nachweisen —: Wir haben  

damals gewarnt und gesagt, diese 20, 21 Milliarden 
DM Steuersubventionen für die deutsche Landwirt-
schaft, beschlossen in einer Nacht-und-Nebelaktion, 
würden die Existenzkrise der bäuerlichen Familien-
betriebe nicht beenden, im Gegenteil. Sie haben das 
damals höhnisch zurückgewiesen. Sie haben Ihre 
Politik für richtig gehalten. Und heute? Heute ste-
hen wir doch vor der Katastrophe. Selbst die uni-
onsregierten Länder Bayern, Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz wenden sich heute mit unseren Ar-
gumenten gegen Ihre Agrarpolitik, 

(Glos [CDU/CSU]: Erblast!) 

weil sie wissen, daß sonst Zehntausende, Hundert-
tausende von bäuerlichen Familienbetrieben in die 
Pleite getrieben würden. Angesichts dessen sage 
ich Ihnen, obwohl das für die Opposition nicht 
selbstverständlich ist: Wir sind bereit, das mit zu 
unterstützten, was an Kurskorrektur geboten ist, 
um der deutschen bäuerlichen Familienstruktur 
eine Zukunft zu geben. — Aber Sie müssen anfan-
gen, Sie müssen herunter von Ihrer verfehlten 
Agrarpolitik. Dann sind wir bereit, mit Ihnen zu-
sammen zu helfen. 

(Beifall bei der SPD — Glos [CDU/CSU]: 
Es stammt doch von Ihnen, daß die Bauern 
die Mistgabel nur zum Geldwenden 

brauchten!) 

Wenn wir dann schon über Europa reden, reden 
wir, denke ich, in dieser finanzpolitischen Runde 
auch über Eureka, über das europäische For-
schungsprogramm. Wir sind uns hoffentlich dar-
über einig — ich gehe davon aus, daß wir es sind —, 
daß die technologische Zusammenarbeit in Europa 
verstärkt werden muß, daß wir alles tun müssen, 
um unsere Wettbewerbsfähigkeit als Europäer ge-
genüber Japan und den USA zu stärken. Da ist es 
dann schon erstaunlich, wenn der Bundesfinanzmi-
nister die Bereitstellung von Finanzmitteln für Eu-
reka mit dem Argument verweigert: keine neuen 
Subventionen. Gerade der Finanzminister hat es 
nötig, bei diesem Thema von Subventionen zu re-
den. In einer Nacht-und-Nebelaktion Milliarden 
verfehlte Subventionen für die Landwirtschaft, aber 
keine Finanzmittel für Eureka — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

da sage ich Ihnen: Ihnen fehlt politisches Augen-
maß. Sie wissen nicht, wohin es gehen muß. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Sagen Sie einmal etwas zur Werftindu

-

strie!) 

Deswegen legen wir Ihnen einen Entschließungs-
antrag vor, der mit 40 Millionen DM wenigstens die 
Startfinanzierung für Eureka ermöglicht. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das Geld ist 
doch da!) 

Zur Finanzierung des Bundeshaushaltes 1986 
setzt der Finanzminister auch 460 Millionen DM 
ein, die er aus dem Verkauf von Anteilen von Bun-
desunternehmen erzielen will. Wir hören, daß diese 
Verkaufsaktion von Bundesunternehmen im Jahre 
1987 fortgesetzt werden soll. Wir stellen fest: Diese 
Verkaufsaktion vollzieht sich wahllos. Vorstellun- 
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gen über die Aufgabe, die Rolle von Bundesunter-
nehmen in unserer Wirtschaftsordnung, in unserer 
wirtschaftlichen Lage fehlen. 

Im übrigen: Mit dieser Grundeinstellung, nämlich 
Kasse machen, wollte der Finanzminister auch ei-
nen Teil unserer Lufthansa verkaufen. Dabei ist er 
dann auf die Kritik auch aus dem Regierungslager 
gestoßen, insbesondere auf Kritik von der CSU. 

(Dr. Hackel [CDU/CSU]: Nicht Kasse ma-
chen, Schulden bezahlen!) 

Ich kann mir vorstellen, wie diese Kritik, insbeson-
dere aus dem Koalitionslager, den Finanzminister 
geärgert hat; Kritik kann er ja nicht gut ertragen. 
Daraufhin hat er im Deutschen Bundestag unmiß-
verständlich — unmißverständlich! — erklärt, er 
bleibe bei der Teilprivatisierung der Deutschen 
Lufthansa. Er hat gesagt, er sei auch ganz sicher, 
daß bei dieser Teilprivatisierung der Deutschen 
Lufthansa das Bundeskabinett hinter ihm stehe. 

Anfang August hat dann Franz Josef Strauß an 
den Bundesfinanzminister geschrieben und ihm un-
mißverständlich mitgeteilt, daß der Plan auf Teilpri-
vatisierung der Deutschen Lufthansa auf den mas-
siven Widerstand der CSU und des Landes Bayern 
stoßen werde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was meinen Sie 
denn dazu?) 

— Wir finden das gut. Wir teilen die Krititk des bay-
erischen Ministerpräsidenten an dem Versuch der 
Teilprivatisierung der Lufthansa; denn Sie können 
doch nicht übersehen, daß das unsere nationale 
Fluggesellschaft ist, die große Aufgaben bei der 
Wahrnehmung unserer nationalen Interessen hat. 
Wir können doch auch nicht übersehen, daß die 
Deutsche Lufthansa wichtig ist im Hinblick auf die 
Beschäftigung in unserer Flugzeugindustrie, ob in 
Bremen, ob in Hamburg, ob in Süddeutschland. 
Deswegen unterstützen wir den Ministerpräsiden-
ten des Landes Bayern. 

(Beifall bei der SPD — Glos [CDU/CSU]: 
Sagen Sie doch einmal etwas zum Streik 

bei der Lufthansa!) 

Aber interessant ist ja etwas anderes. 

(Glos [CDU/CSU]: Sagen Sie doch einmal 
etwas dazu!) 

Seit diesem Brief aus Bayern mit dem Nein zur 
Teilprivatisierung der Lufthansa herrscht im Fi-
nanzministerium Funkstille. Herr Kollege Stolten-
berg, Funkstille kann Finanzpolitik nicht ersetzen. 
Deswegen fordern wir Sie auf, heute eindeutig und 
klar zum Thema Teilprivatisierung der Lufthansa 
Stellung zu nehmen. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Sagen 
Sie doch einmal, was Sie dazu denken!) 

Wir erwarten von Ihnen ein Konzept, das aus mehr 
als nur aus dem wahllosen Verkauf von Anteilen 
von Bundesunternehmen besteht, die ohne politi-

schen Widerstand leicht zu Geld gemacht werden 
können. 

(Abg. Dr. Riedl [München] [CDU/CSU] mel

-

det sich zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Riedl, ich habe gesagt, daß ich keine Zwi-
schenfragen zulasse. Aber Sie wollen zum Thema 
Lufthansa etwas fragen. Da sind wir beide ja einer 
Meinung. Also, bitte schön. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Apel, weil Sie die Freundlichkeit hatten, Briefe aus 
Bayern zu erwähnen — das freut uns immer —, 
wollte ich Sie nur fragen: Welche Meinung haben 
Sie eigentlich dazu? 

Dr. Apel (SPD): Herr Riedl, ich glaube, Sie sind 
eben erst in den Saal gekommen. Als ich sprach, 
habe ich Sie nämlich gesucht, um Sie positiv zu 
erwähnen. Wir sind mit Ihnen der Meinung, daß der 
Finanzminister wegen seiner Pläne auf Teilprivati-
sierung der Lufthansa zu kritisieren ist. Wir sind 
wie Franz Josef Strauß der Meinung, daß das nicht 
geschehen darf, und wir fordern — hoffentlich mit 
Ihrer Zustimmung — den Finanzminister auf, hier 
und heute seine starken Worte zum Thema Teilpri-
vatisierung der Lufthansa zurückzunehmen. Dann 
sind wir j a weiter. Und Sie können befriedigt Franz 
Josef Strauß melden, daß Sie in Bonn einen Erfolg 
gehabt haben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
den GRÜNEN) 

1986, im nächsten Haushaltsjahr, wird der vom 
Finanzminister erwartete und in seinen Bundes-
haushalt eingestellte Bundesbankgewinn minde-
stens 12,5 Milliarden DM betragen. Ich gehe davon 
aus, daß es mehr sein wird. Wir müssen uns einmal 
die Größenordnungen vor Augen führen. Diese 12,5 
Milliarden Bundesbankgewinn entsprechen fast 
den Einnahmen des Bundes aus der Körperschaft-
steuer. 

(Glos [CDU/CSU]: Gott sei Dank gibt es da 
keine Gewinnbeteiligung!) 

Diese 12,5 Milliarden Bundesbankgewinn senken 
das Finanzierungsdefizit des Bundesfinanzmini-
sters von 36,2 auf 23,7 Milliarden DM. 

(Kolb [CDU/CSU]: Denken Sie mal an das 
Kapitel Bundesschuld!) 

Wer als amtierender Finanzminister von 1983 bis 
1986 48 Milliarden DM Bundesbankgewinne ein-
streichen kann und dennoch im gleichen Zeitraum 
108 Milliarden neue Schulden macht, 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Durch Ihre 
Zinsen!) 

also ein Finanzierungsloch von 156 Milliarden DM 
zu verantworten hat, der sollte aufhören, sich hier 
im Deutschen Bundestag stets und ständig als 
selbstgerechter Konsolidierer darstellen zu lassen. 

(Beifall bei der SPD — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Wer hat denn von Kaputtspa- 
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ren geredet? — Weitere Zurufe der CDU/ 

CSU) 

Am Ende des mittelfristigen — — 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie sind ein 
Finanzkasper!) 

— Herr Präsident, ist das parlamentarisch, wenn 
ich hier als „Finanzkasper" bezeichnet werde? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Aber ich gebe ja zu: Sie haben Wichtigeres zu tun. 
Ich frage Sie nur. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ich 
bin im Augenblick durch eine Anfrage hier abge-
lenkt worden. Ich werde diese Sache sofort überprü-
fen lassen. 

Dr. Apel (SPD): Das ist sehr gut, Herr Präsident. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Im übrigen, es gehören ja auch immer zwei dazu, 
um beleidigt zu sein. Ich kann mich von Ihnen über-
haupt nicht beleidigt fühlen. Deswegen tragen Sie 
doch Ihren Ordnungsruf als Dekoration. Das ist 
dann ja auch in Ordnung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum haben 
Sie dann so reagiert?) 

Am Ende der vorliegenden mittelfristigen Fi-
nanzplanung werden ein Drittel der dann fälligen 
Zinsen Zinsen aus der Kreditaufnahme des Herrn 
Stoltenberg sein. Würde der Bundesbankgewinn bis 
1989 nicht auf 76 Milliarden DM steigen, wäre das 
Bild noch ungünstiger. 

(Stockhausen [CDU/CSU]: Sie schämen 
sich überhaupt nicht mehr!) 

Um was geht es denn? Es geht um folgendes. Wäh-
rend unserer Regierungszeit lebten wir mit einer 
starken D-Mark 

(Kolb [CDU/CSU]: Auf großem Fuß!) 

und einem schwachen Dollar. Die Währungsbe-
stände der Bundesbank verloren damals an Buch-
wert. So mußte damals die Bundesbank ihre riesi-
gen Zinsgewinne einsetzen, um ihre Bilanz in Ord-
nung zu bringen. Wir haben damals einmal 600 Mil-
lionen DM und sonst keinerlei Bundesbankgewinne 
bekommen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Heute sind wir in einer anderen Situation. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Heute ist der Dollar sehr viel stärker und die 
D-Mark ist sehr viel schwächer. Bei jedem Verkauf 
von Dollar macht die Bundesbank Riesengewinne. 
Was wesentlicher ist: Die Bundesbank braucht ihre 
riesigen Zinseinnahmen nicht mehr für ihre Bilanz. 
Die kann sie seit 1982 an den Bundeshaushalt über-
weisen. Sie gewinnt enorme Zinseinnahmen auch 
daraus, daß die amerikanische Haushaltspolitik 
schlimm ist und zusätzliche hohe Zinseinnahmen 
ermöglicht. Ich kann mich doch noch daran erin-
nern, wie Sie 1982, als wir das erste Mal Bundes-

bankgewinne bekommen sollten, in diesem Bundes-
tag getobt haben, 

(Beifall bei der SPD) 

wie Sie gesagt haben, man dürfe diese Bundesbank-
gewinne nicht in den Haushalt einstellen, 

(Dr. Spöri [SPD]: Häfele!) 

das sei inflationsfördernd, man dürfe daraus Haus-
haltsfinanzierung nicht betreiben. Und heute? 
Heute sagen Sie zu diesen Bundesbankgewinnen 
dankbar ja und benutzen sie, 

(Hinsken [CDU/CSU]: Um die Zinsen für 
die Erblast zu bezahlen, die Sie uns hinter

-

lassen haben!) 

um sich die Aura des Konsolidierers zu geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, lesen wir es nach. Die 
Wochenzeitung „Die Zeit", eine überparteiliche und 
sehr angesehene Zeitung, sagt dazu am 25. Oktober 
1985 — ich zitiere —: 

Hätte Stoltenberg ... 1984 nicht 11,4 Milliarden 
DM von der Bundesbank kassiert, 

(Kolb [CDU/CSU]: Glück muß man haben! 
— Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Das ist das 

Glück des Tüchtigen!) 

wäre das Defizit in seinem Budget mit 40 Milli-
arden höher ausgefallen als jemals während 
der Regierungszeit der Sozialdemokraten. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Wer hat 
denn von Kaputtsparen geredet?) 

„Die Zeit" fährt fort: 

An dem Gewinn, den die Frankfurter Noten-
bank erwirtschaftet, hat der Finanzminister 
nicht das geringste Verdienst. 

„Die Zeit" schlußfolgert aus all dem — ich zitiere —: 

Bleiben sie 

— die Bundesbankgewinne — 

aus,  dann bricht die ... Konsolidierung in sich 
zusammen. Der Ruf des ... Sparministers ... 

wäre dann gründlich lädiert. 

So sagt es „Die Zeit", und so ist es richtig. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Wie hätten Sie es denn gern? — Gerster 
[Mainz] [CDU/CSU]: Sagen Sie doch ein- 

mal etwas zum Kaputtsparen!) 

Aber, meine Damen und Herren, damit auch das 
klar ist: Wir werfen dem Bundesfinanzminister 
nicht seine jährliche neue massive Schuldenauf-
nahme als solche vor, 

(Lachen und Widerspruch bei der CDU/ 
CSU) 

sondern wir werfen sie ihm vor, weil sie das Ergeb-
nis einer verfehlten Finanzpolitik ist, die bei den 
sozial Schwächeren spart, die Lohnsteuereinnah-
men explodieren läßt, um dann diese Mehreinnah-
men für Steuersenkungen bei den Unternehmen, 
für die Rückzahlung der Zwangsanleihe und für an- 
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deres mehr auszugeben, was jede soziale Symme-
trie vermeidet und was der Konjunktur auch nichts 
nützt. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
der CDU/CSU) 

Im übrigen können Sie doch nicht leugnen — und 
das geben die Zahlen her —: Seit der Wende hat der 
Finanzminister Jahr für Jahr ein Finanzierungsde -
fizit in seinem Haushalt, das höher ist als seine 
Ausgaben für Investitionen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt 
nicht, das ist falsch!) 

Da Sie derzeit sicherlich nicht behaupten, wir leb-
ten in einer tiefen Krise, stellt sich hier nun eindeu-
tig die Frage, ob Art. 115 GG damit verletzt worden 
ist oder nicht. Meine Damen und Herren, Sie kön-
nen das Grundgesetz doch nicht stets so interpretie-
ren, wie es Ihnen gefällt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das machen wir 
auch nicht!) 

Als bei uns 1981 in einer wirklich tiefen Krise die 
Nettokreditaufnahme höher war als die Ausgaben 
für Investitionen, sind Sie als Oppositionspartei 
nach Karlsruhe gezogen und haben versucht, den 
damaligen Bundeshaushalt für verfassungswidrig 
erklärt zu bekommen. Jetzt haben Sie an dieser 
Klage plötzlich keinen Spaß mehr. 

(Roth [Gießen] [CDU/CSU]: Wieso denn?) 

Ich kann das angesichts der Tatsache, daß sich 
wirklich die Frage stellt, wie es denn nun mit der 
Verfassungsgemäßheit der von Ihnen zu verantwor-
tenden Bundeshaushalte ist, durchaus verstehen. 
Nur, Sie können das Grundgesetz nicht stets so 
interpretieren, wie es Ihnen gerade paßt; deswegen 
werden Sie Stellung nehmen müssen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Spöri [SPD]: Ja, 
die sollten sagen, was nun mit der Klage 

ist!) 

Anspruch und Wirklichkeit haben bei der Finanz-
politik, die Sie vertreten, kaum etwas miteinander 
zu tun. 

(Seiters [CDU/CSU]: Dann lesen Sie heute 
einmal die Kommentare! — Hinsken 
[CDU/CSU]: Und Sie sind heute von zwei 

Pferden getreten worden!) 

Sie ist, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
das in Zahlen gegossene Abbild der unsozialen 
Wendepolitik dieser Koalition. Gerechtigkeit ist für 
Sie ein Fremdwort. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Na, na, jetzt 
hören Sie aber auf, jetzt ist aber Schluß 

hier!) 

Das gilt insbesondere auch für den Haushalt 1986 
und die ihn begleitenden Gesetze. Diese Politik 
stößt auf unseren Widerstand. 

Wir lehnen den Haushalt 1986 und die ihn beglei-
tende Finanz- und Steuerpolitik auch deshalb ab, 
weil sie ungenügend Vorsorge betreibt, um das wei-
tere Wachsen unserer Wirtschaft zu stabilisieren. 
Gegen eine mögliche Abschwächung und für eine  

gesunde Struktur des Aufschwungs brauchen wir 
mehr, nicht weniger öffentliche Investitionen. Sie 
aber drosseln die öffentlichen Investitionen beim 
Bund und behindern die Investitionen bei den Ge-
meinden. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Wir brauchen 
auch Privatinvestitionen!) 

Sie verteilen die Steuerentlastung einseitig und un-
gerecht und schwächen damit die dringend notwen-
dige Steigerung der Massenkaufkraft. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Sie 
sind ein Schwarzmaler!) 

Damit leistet Ihre Finanzpolitik einen nur unzurei-
chenden Beitrag zur Bekämpfung der anhaltenden 
Massenarbeitslosigkeit. 

Wir Sozialdemokraten treten deshalb weiterhin 
für unser solide finanziertes Programm „Arbeit und 
Umwelt" ein. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das ist ein Straßenräu

-

berprogramm!) 

Wir treten weiter für unsere Forderung ein, die Ju-
gendarbeitslosigkeit zu bekämpfen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir brauchen eine aktive Finanzpolitik ohne Erhö-
hung der Schulden, um die anhaltende Massenar-
beitslosigkeit zu bekämpfen. 

Unsere Anträge zur zweiten Beratung des Bun-
deshaushalts 1986 machen unseren politischen Wil-
len deutlich. Wir wollen an die Stelle der leeren 
Rhetorik aktive Finanzpolitik setzen. Wir brauchen 
die Verbindung von Arbeit und Umwelt. Wir brau-
chen soziale Gerechtigkeit. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Meyer zu Ben

-

trup [CDU/CSU]: Leere Rhetorik! — Kolb 
[CDU/CSU]: Möge Gott uns vor euch schüt

-

zen!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, eine sol-
che aktive Finanzpolitik braucht unser Land. Wir 
sind sie unserem Land und den mehr als 2 Millio-
nen Arbeitslosen schuldig. 

Schönen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD — Kolb 
[CDU/CSU]: Der liebe Gott wird verhin

-

dern, daß dies kommt! — Weiterer Zuruf 
von der CDU/CSU: Ende der leeren Rheto

-

rik!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Carstens (Emstek). 

(Kolb [CDU/CSU]: 37 Abgeordnete der 
SPD!) 

Carstens (Emstek) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Es muß für ei-
nen Oppositionspolitiker, Herr Kollege Apel, nicht 
gerade angenehm sein, wenn ihm in einer Haus-
haltsdebatte zwar ausreichend Redezeit einge- 
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räumt wird, er dann aber in der Sache kaum etwas 
zu sagen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Meine verehrten Damen und Herren, Sie können 
sicher sein, daß es den nachfolgenden Kollegen der 
SPD-Fraktion ähnlich ergehen wird; denn sie haben 
es in der heutigen Debatte in der Tat nicht leicht. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das ist 
wahr!) 

Allseits erfährt die Haushalts- und Finanzpolitik 
der Bundesregierung Zustimmung; aber allseits ist 
bekannt, daß die SPD in Sachen Haushalts- und 
Finanzpolitik keine überzeugende Alternative parat 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir debattieren hier heute einen Bundeshaus-
halt, der im Haushaltsausschuß termingerecht be-
raten und abgeschlossen werden konnte. Sie wer-
den verstehen, daß wir von der Koalition mit dem 
dort erzielten Abschlußergebnis außerordentlich 
zufrieden sind; denn wir konnten die vorgesehene 
Neuverschuldung noch einmal um 1,3 Milliarden 
DM zurückführen. 

Es handelt sich darüber hinaus um den vierten 
Haushalt in Folge, bei dem die Ausgabensteigerung 
deutlich unter 3''/o liegt und die Nettoverschuldung 
jeweils ganz erheblich zurückgegangen ist bzw. wei-
ter zurückgeht, und zwar — das möchte ich Ihnen, 
Herr Kollege Apel, sagen — unabhängig davon, ob 
man den Bundesbankgewinn einbezieht oder 
nicht. 

(Zuruf von der SPD: Oh! Das rechnen Sie 
aber mal vor!) 

Das berechtigt zu der Aussage, daß die Haus-
haltspolitik der Bundesregierung und der sie tra-
genden Koalition von bestechender Kontinuität und 
Verläßlichkeit ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Darüber hinaus ist die Haushaltspolitik außerge-
wöhnlich erfolgreich. Denn niemand bestreitet, daß 
sie Grundlage und Ausgangspunkt für die wirt-
schaftliche Erholung gewesen ist, die nun schon 
über einige Jahre inflationsfrei anhält. Sie ist au-
ßerordentlich erfreulich und erfolgreich. Allein 
hieran kann man erkennen, wie wohltuend es für 
alle Privaten ist, wenn sich der Staat mit seinen 
Ansprüchen an das erarbeitete Bruttosozialprodukt 
zurückhält. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wieviel muß man denn 
nun zahlen?) 

Der Haushalt 1986 zeichnet sich darüber hinaus 
dadurch aus, daß, obwohl wir ab Januar die Steuer-
last erheblich senken 

(Ströbele [GRÜNE]: Bei wem?) 

und obwohl der Ansatz des Bundesbankgewinns ge-
genüber dem Vorjahr nicht verändert wurde, die 
Neuverschuldung weiter zurückgeführt werden 
kann. Das ist ein großartiges Ergebnis, welches nur 

darauf zurückzuführen ist, daß wir wiederum nur 
eine sehr geringe Ausgabensteigerung beschlossen 
haben und daß sich der wirtschaftliche Aufschwung 
mittlerweile bei den Einnahmen der öffentlichen 
Hand auswirkt. 

Des weiteren muß man sich selbst als beteiligter 
Haushaltspolitiker darüber wundern, wie viele sozi-
alpolitische Akzente in diesem Haushalt gesetzt 
werden konnten, obwohl die Ausgaben nur um 2,2 % 
gesteigert werden. Ich werde auf diesen Punkt 
gleich noch in Einzelheiten zurückkommen. 

Ich möchte aber bei dieser Gelegenheit einmal 
daran erinnern, daß heute wiederum der Kollege 
Apel und gestern die Kollegen Vogel und Schröder 
versucht haben, ob versteckt oder offen, den Ein-
druck zu erwecken, sie hätten eine soziale Einstel-
lung, und bei uns fehlte diese soziale Einstellung. 

(Dr. Apel [SPD]: Das stimmt doch auch!) 

Meine verehrten Kolleginnen und und Kollegen 
von der SPD, ich spreche Ihnen diese soziale Ein-
stellung nicht ab; aber ich stelle fest, daß trotz Ihrer 
sozialen Einstellung die Ergebnisse Ihrer Politik 
höchst unsozial gewesen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich erinnere daran, daß Sie damals das Kindergeld 
bei allen gekürzt haben, ob arm, ob reich. 

(Kolb [CDU/CSU]: Mit dem Rasenmäher! 
— Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Umvertei

- lung über Zinsen!) 

Wir haben es damals einkommensbezogen gekürzt, 
und ab Januar wird das Kindergeld schon wieder 
erhöht. 

(Dr. Apel [SPD]: Das Kindergeld wird er

-

höht?) 

Sie haben damals das Kindergeld für arbeitslose 
Jugendliche gestrichen, wir haben es wieder einge-
führt. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Schul

-

den machen ist unsozial!) 

Bei Ihnen sanken die Reallöhne, bei uns steigen sie 
wieder. Bei Ihnen stieg die Arbeitslosigkeit, bei uns 
steigt die Beschäftigungsrate. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Und die 
Zinsen!) 

Die Arbeitnehmer waren zu Ihrer Zeit zu Hauf ge-
zwungen, ihre oft selbst erbauten Häuser zu ver-
kaufen, weil sie nicht mehr in der Lage waren, die 
hohen Zinsbelastungen zu zahlen, die zu Ihrer Zeit 
üblich waren. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Das hat auch 
was mit § 7 b zu tun!) 

Bei uns werden die Zinsbeträge wieder erträgli-
cher. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Mit der hohen Inflationsrate zogen Sie dem kleinen 
Mann das Geld aus der Tasche; bei uns ist das Geld 
wieder stabil. 
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Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ehrenberg? 

Carstens (Emstek) (CDU/CSU): Bitte sehr. 

Dr. Ehrenberg (SPD): Herr Kollege, ist Ihnen be-
kannt, um wieviel die Rate der Zwangsversteige-
rungen in den Jahren 1984 und 1985 gerade in der 
Gegend, aus der wir beide kommen, gestiegen ist? 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Wenn der 
nur geschwiegen hätte! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Carstens (Emstek) (CDU/CSU): Herr Kollege Eh-
renberg, das müßten Sie doch richtig einschätzen 
können. Wenn die kleinen Leute damals in der Zeit 
der Hochzinsphase mit den hohen Zinsbelastungen 
geradezu stranguliert wurden, sind sie natürlich 
jetzt, wo die Zinsen runtergegangen sind, nicht so-
fort aus der Misere raus. Natürlich müssen auch 
weiter Arbeitnehmer ihre Häuser verkaufen, weil 
sie damals zu Ihrer Regierungszeit in diese hor-
rende Belastung gekommen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Vogel [Mün-
chen] [GRÜNE]: Vielleicht liegt das daran, 
daß sie arbeitslos geworden sind! — Ger-
ster [Mainz] [CDU/CSU]: Ausgerechnet Eh-

renberg! Ich würde mich verstecken!) 

Die hohen Zinsen und die hohen Inflationsraten 
haben im übrigen die größte Umverteilung von un-
ten nach oben in unserem Lande bewirkt, die es seit 
Kriegsende gegeben hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bezeichnen Sie unsere Einstellung, verehrte Kolle-
gen der SPD, wie Sie wollen, ich stelle zu unserer 
Politik fest, daß sie erstens erfolgreich und zweitens 
außerordentlich sozial ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich persönlich bin sehr erfreut darüber, daß es 
uns nun zum viertenmal hintereinander gelungen 
ist, die Beratungen im Ausschuß so rechtzeitig ab-
zuschließen, daß die abschließende Beschlußfas-
sung im Deutschen Bundestag wiederum so recht-
zeitig vorgenommen werden kann, daß, einschließ-
lich der Beteiligung des Bundesrates, der Haushalt 
ab 1. Januar 1986 sofort realisiert werden kann. 
Dies dokumentiert in der Tat Kontinuität und Ver-
läßlichkeit, und das garantiert gleichzeitig auch 
Wirtschaftlichkeit; denn alle beteiligten Stellen, ob 
Zuwendungsempfänger oder oberste Dienstbehör-
den oder die Ministerien selbst, wissen schon jetzt, 
worauf sie sich für das Jahr 1986 einzustellen ha-
ben. Das ist die beste Voraussetzung für einen ef-
fektiven und sparsamen Haushaltsvollzug. Die 
gründlichen Ausschußberatungen bieten des weite-
ren Gewähr dafür, daß wir auch im Jahre 1986 nicht 
mit einem Nachtragshaushalt werden rechnen müs-
sen. Solidität und Genauigkeit waren Richtschnur 
unserer Beratungen. Dies gilt auch für die zugrunde 
gelegten gesamtwirtschaftlichen Eckdaten. 

Meine Damen und Herren, die Zeiten der unse-
riösen Haushaltsaufstellungen sind endgültig vor-
bei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Heute gilt wieder Stetigkeit bei den Zeitplänen, 
Verläßlichkeit bei den Ansätzen und Treffsicherheit 
bei den Prognosen. Ein sicheres Zeichen dafür, daß 
wir so gehandelt haben, wie ich es hier sage, ist die 
Tatsache, daß wir seitens der Koalition hier nicht 
einen einzigen Abänderungsantrag in zweiter und 
dritter Lesung gestellt haben. Das hat man zu Zei-
ten der SPD überhaupt nicht erlebt. Damals hat es 
zum Schluß immer noch eine Menge von Abände-
rungsanträgen gegeben, aber das war angesichts 
der verheerenden Schuldenpolitik der damaligen 
Regierung auch nicht verwunderlich. Das, was wir 
jetzt unternehmen, trägt dazu bei, das Vertrauen 
zurückzugewinnen, das in den 70er Jahren leicht-
fertig verspielt wurde. Dies schafft eine Atmosphä-
re, die unsere Wirtschaft braucht, ein Klima, ohne 
das die Soziale Marktwirtschaft nicht funktionieren 
kann, in dem sie aber vorzüglich funktioniert. 

Es ist seit vielen Jahren guter Brauch im Deut-
schen Bundestag, bei der Beratung dieses Einzel-
planes denjenigen Dank zu sagen, die an der Bera-
tung des Haushalts, daran, daß wir gut beraten 
konnten und diese Beratungen rechtzeitig abschlie-
ßen konnten, mitgewirkt haben. 

Zuerst bedanke ich mich — auch namens meiner 
Kollegen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion im 
Haushaltsausschuß — bei dem Vorsitzenden des 
Haushaltsausschusses und bei den Mitarbeitern 
des Sekretariates. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Ausschußvorsitzende leitete mit viel Übersicht 
und Routine, und er hat sich in der Tat bemüht, der 
Vorsitzende aller zu sein. Ganz herzlichen Dank da-
für, lieber Rudi Walther. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und 
Abgeordneten der SPD — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU]: Nicht jedes Bemühen ist von 

Erfolg gekrönt!) 

Der SPD-Opposition möchte ich sagen, daß sie 
zwar hart in der Sache war, aber menschlich im 
Umgang. Auch dafür herzlichen Dank, lieber Hel-
mut Wieczorek. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Der wird bei der SPD 

nicht wieder aufgestellt!) 

Den GRÜNEN möchte ich bestätigen, daß sie in 
diesem Jahr zumindest überwiegend an den Sitzun-
gen teilgenommen haben. 

(Heiterkeit — Kolb [CDU/CSU]: Die wer

-

den lernfähig!) 

Der FDP möchte ich zurufen, daß ich sicherlich 
keinen Widerspruch zu erwarten brauche, wenn ich 
hier behaupte, daß wir in Sachen Haushalts- und 
Finanzpolitik nahezu nahtlos übereinstimmen, was 
sich bei allen Beratungen gezeigt hat. Auch der 
FDP ganz herzlichen Dank dafür. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Ich sage Dank aber auch unserer Fraktion, insbe-

sondere unserem Vorsitzenden, denn es war gerade 
in den letzten Wochen nicht immer leicht, die geäu-
ßerten Wünsche abzuwehren. Sicherlich mußte 
auch der eine oder andere Kollege enttäuscht wer-
den, wie der Geschäftsführer unserer Fraktion, der 
Kollege Seiters, gerne bestätigen wird. Doch eines 
war immer klar: Die gesamte CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion hat von Oktober 1982 bis heute unein-
geschränkt die finanzpolitische Linie der Bundesre-
gierung mitgetragen. Ich erkläre: Das wird auch in 
Zukunft so bleiben, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gerster 
[Mainz] [CDU/CSU]: Das war aber auch 

Ihr Glück!) 

Ich darf darüber hinaus dem Bundesminister der 
Finanzen danken. Der Finanzminister hat mit sei-
nen Beamten dem Haushaltsausschuß mit Formu-
lierungshilfen und Anregungen zur Seite gestan-
den, ohne die der Bundeshaushalt nicht so zügig 
hätte beraten werden können. Wir Haushaltspoliti-
ker freuen uns natürlich — ich nehme an, mit Ih-
nen, Herr Minister —, Ihren schon ausgezeichneten 
Haushaltsentwurf noch einmal etwas verbessert zu 
haben. Herzlichen Dank, Ihnen, lieber Gerhard 
Stoltenberg, und Ihren Mitarbeitern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Spöri [SPD]: Das ist ja der Obermini-
strant! Meßdiener Carstens! — Ströbele 

[GRÜNE]: Er hat zuviel Redezeit!) 

Mit dem Haushalt 1986 wird der erfolgreiche Weg 
der Vergangenheit kontinuierlich fortgeführt. Die 
Nettokreditaufnahme wird weiter abgebaut. Hierzu 
hat der Kollege Apel soeben ja auch einige Aussa-
gen gewagt, möchte ich sagen. Zunächst einmal 
darf ich feststellen, daß die Neuverschuldung des 
Jahres 1986 die niedrigste Neuverschuldung sein 
wird, die wir in den letzten neun Jahren hatten. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wo ist der Herr Apel?) 

Wenn wir die Kreditaufnahme in Prozent der Ge-
samtausgaben des Bundes ausdrücken, dann sind 
wir wieder in der Nähe des Jahres 1974. Wir liegen 
bei 8,9%. 1974 — zu SPD-Zeiten — lagen wir bei 
7,1 %. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Im Jahre 1975 ging mit dem Finanzminister Apel 
die Verschuldung erst richtig los. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir sind jetzt also wieder dort angelangt, wo man 
noch von einer angemessenen Verschuldensrate re-
den konnte. 

Im Jahre 1986 müssen wir etwa 7 Milliarden DM 
mehr Zinsen zahlen, als wir Schulden aufnehmen. 
Diese 7 Milliarden DM zusätzliche Zinsen und auch 
die anderen Zinsen müssen wir in der Tat aus-
schließlich deshalb bezahlen, weil uns die SPD 
diese horrenden Schulden hinterlassen hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich möchte dem Kollegen Apel einmal sagen: Er 
soll sich endlich entscheiden, ob er uns vorwerfen 
will, daß wir zuviel Kredit aufnehmen, oder ob er  

uns vorwerfen will, daß wir uns kaputtsparen. Wir 
tun zwar beides nicht, aber er muß sich für eines 
entscheiden. 

Zum Subventionsabbau: In diesem Jahr ist das 
Ergebnis wesentlich besser, als die öffentliche Dis-
kussion darüber erwarten läßt. 

(Dr. Spöri [SPD]: Wo ist der Rasenmäher?) 

Wir konnten zwar unser Ziel nicht erreichen, über 
1 Milliarde DM abzubauen, weil dies die Dollarkurs-
veränderung im Zusammenhang mit der Kokskoh-
lebeihilfe nicht zuließ. Aber unabhängig davon ist 
es der Bundesregierung und der Koalition gelun-
gen, die Subventionen im Rahmen der Finanzhilfen, 
die im Haushalt stehen, um 435 Millionen DM zu-
rückzuführen. Das sind immerhin gut 3 % der im 
Haushalt stehenden Finanzhilfen. Da wir ja jedes 
Jahr weiter abbauen, ist das zumindest ein Ergeb-
nis, das sich sehen lassen kann. 

Ich habe hier eine Meldung aus der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung vom 2. September, in der Herr 
Apel zitiert wird. Die Überschrift lautet: „Apel sagt, 
welche Subventionen zu kürzen sind". Liest man 
den Artikel, so stellt man fest, daß mittendrin, an 
wichtigster Stelle, steht: 

Als Abgeordneter von der Küste hält es Apel 
hingegen für schwieriger, die Werfthilfe zu re-
duzieren. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Er befürwortet auch, daß es bei einer gewissen 
Unterstützung der Kohle bleibe. 

Herr Kollege Apel, auf eine derartige Begleitmu-
sik in Sachen Subventionsabbau können wir gut 
und gerne verzichten. Als ich das las, erinnerte ich 
mich an Heinz Erhard, der gelegentlich sagte: 
Nachts ist es kälter als draußen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

So ähnlich kommt mir auch Ihre Aussage vor. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sagen Sie doch demnächst bitte nicht, wo Sie nicht 
kürzen wollen, sondern wo Sie kürzen wollen. Dann 
kommen wir beim Subventionsabbau vielleicht 
auch weiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kolb [CDU/ 
CSU]: In fremden Gärten grast es sich 

leichter!) 

Ich komme zu Ihrer Aussage, Herr Kollege Apel, 
zu den öffentlichen Investitionen, deren Anteil am 
Bundeshaushalt nach Ihrer Meinung zurückgeht. In 
der Tat geht der Ansatz in diesem Jahr leicht zu-
rück. Insoweit haben Sie tatsächlich auch einmal 
eine richtige Aussage gemacht. Aber Sie wissen ge-
nau, daß im Bundeshaushalt viele Beträge als Inve-
stitionen ausgewiesen sind, die es im Grunde gar 
nicht sind. Wenn der Finanzminister beispielsweise 
Gott sei Dank auf Grund besserer Ergebnisse bei 
der Salzgitter AG Millionenbeträge weniger hin

-

überleiten muß, dann wird das bei uns als ein Mi-
nus bei den Investitionen ausgewiesen. Wenn bei 
den Hermes-Bürgschaften in Millionenhöhe weni- 
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ger Ausfälle eintreten, als wir zunächst angenom-
men hatten, dann freuen wir uns darüber, aber bei 
den Investitionen ist das ein Rückgang. 

Ich kann hier für die Koalition erklären, daß wir 
überall dort, wo die Investitionen beschäftigungs-
wirksam sind, nicht gekürzt, sondern noch etwas 
draufgelegt haben. 

(Beifall bei CDU/CSU und der FDP) 

Man kann sich nur darüber wundern, was Sie 
hier über die Städtebauförderung zum Ausdruck 
gebracht haben. Wir haben die Mittel in der Tat 
ganz erheblich aufgestockt, nämlich um das Dreifa-
che — die Länder um das Zweifache — für die 
nächsten zwei Jahre. Wenn Sie sich darüber bekla-
gen, daß beim Bund in Sachen Städtebauförderung 
nicht mehr weitergemacht werde, dann vergessen 
Sie, die Zusammenhänge so darzustellen, wie es 
sich hier an diesem Pult gehört. Denn soweit ich 
mich erinnere, haben dieser Regelung alle Minister-
präsidenten, alle Regierungschefs zugestimmt bis, 
ich glaube, auf Enthaltung von Herrn Koschnick, 
der wohl nicht ganz so sicher war, ob es für Bremen 
gut ausläuft oder nicht. Sie haben zugestimmt, daß 
ab 1988 diese Mischfinanzierung aufhört und die 
Finanzierung von den Bundesländern weiterge-
führt wird; dorthin gehört es ja auch, und dort soll 
es auch in Zukunft weiterbetrieben werden. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Denn auch uns liegt daran, daß sich das Gesicht 
unserer Städte und der dörflichen Gemeinden auch 
in Zukunft weiter verbessert, sich auch ständig der 
neuen Zeit anpassen kann. Das werden wir auch 
sicherstellen. 

Zur Finanzlage der Gemeinden kann ich erklä-
ren, daß schon 1984 im Durchschnitt aller Kommu-
nen in der Bundesrepublik ein Finanzierungsüber-
schuß von 1,5 Milliarden DM erzielt wurde. Es wird 
auch in diesem Jahr und 1986 ein Finanzierungs-
überschuß erwartet. Die Gemeinden müssen mit Fi-
nanzen gut ausgestattet sein, da sie die Hauptträger 
öffentlicher Investitionen sind, nicht der Bund, 
nicht die Länder. Das werden wir bei all unseren 
Beschlüssen auch berücksichtigen. 

Aber ich möchte doch, auf den Bund bezogen, 
sagen, daß wir dafür sorgen müssen, daß wir überall 
dort, wo der Bund investiert, zum Beispiel im Stra-
ßenbau oder bei der Breitbandverkabelung oder bei 
der Bundesbahn, zu einer Verstetigung der Investi-
tionen kommen, damit sich die Betriebe auch dar-
auf einstellen können, nicht nur für ein oder zwei 
Jahre Aufträge zu haben, sondern auf Dauer mit 
diesen Aufträgen rechnen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ansonsten vertrauen wir in Sachen wirtschaftlicher 
Aufwärtsentwicklung nicht allzu sehr auf die Inve-
stitionen der öffentlichen Hand, sondern uns geht 
es darum, daß die private Wirtschaft bei niedrigen 
Zinsen und stabilem Geld investieren kann. Von 
daher kommen auf Dauer Arbeitsplätze, nicht so 
sehr über die öffentliche Hand. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, die Erfolge dieser 
Haushaltspolitik mit Augenmaß können sich sehen 
lassen. Wenn die SPD behauptet, die Auswirkungen 
auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung seien 
nicht hinreichend, so ist das schlichtweg falsch. Wir 
haben Wachstum, die Preise sind stabil, die Arbeits-
plätze nehmen zu. Das ist die Ausgangslage für 
1986. Dies haben wir nicht trotz der Konsolidierung, 
sondern wegen der Konsolidierung erreicht; ohne 
diese wäre es überhaupt nicht möglich gewesen. 
Deswegen stelle ich als erstes fest: Die Konsolidie-
rung schreitet voran; gleichzeitig beruhigt sich die 
Preisrate. Ich bin froh darüber, hier mitteilen zu 
können, daß sich das in erster Linie bei den Lebens-
mittelpreisen und bei den Mieten ausweist. Schon 
der Kanzler hat gestern gesagt, daß wir beim frei 
finanzierten Wohnungsbau mittlerweile die niedrig-
sten Mietsteigerungen haben, die wir seit 23 Jahren 
feststellen können. Das ist soziale Politik einer 
Bundesregierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich stelle zweitens fest: Die Konsolidierung 
schreitet voran; gleichzeitig nimmt die Zahl der Ar-
beitsplätze zu. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Da muß sich 
Herr Jahn noch entschuldigen wegen der 

„Mietenlüge"!) 

In diesem und im nächsten Jahr werden wir aller 
Voraussicht nach über 500 000 zusätzliche Arbeits-
plätze haben. Man kann sicher erwarten, wenn die 
wirtschaftliche Erholung anhält, was wir hoffen 
wollen und wovon wir ausgehen, daß sich das auch 
in das Jahr 1987 hinein fortsetzen wird. Das könnte 
dann durchaus bedeuten, ohne hier nun zu optimi-
stisch sein zu wollen, daß wir in den Jahren 1985, 
1986, 1987 — allein in diesen drei Jahren — im-
stande wären, in der Endabrechnung 800 000 zu-
sätzliche Arbeitsplätze vorzeigen zu können. Das 
kann sich sehen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Und dann spricht die SPD von einem beschäfti-
gungsunwirksamen Haushalt. Bei denen ging die 
Arbeitslosigkeit nach oben und die Beschäftigten-
zahl nach unten. 

Ich stelle drittens fest: Die Konsolidierung schrei-
tet voran, gleichzeitig beschleunigt sich das wirt-
schaftliche Wachstum. Wir erleben ja zur Zeit eine 
klassische Aufwärtsentwicklung. Zunächst belebte 
sich der Export, danach Export und die Investitio-
nen, wovon ich eben gesprochen habe, und jetzt 
kommt für das Jahr 1986, wie die Sachverständigen 
sagen, der private Verbrauch, die private Nachfrage 
hinzu. 

(Kolb [CDU/CSU]: Und die niedrigen Zin

-

sen!) 

Das ist ein sich selbst tragender Aufschwung, wie 
er gar nicht besser beschrieben werden kann. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Jetzt brau

-

chen wir nur noch eine Wahlniederlage der 
SPD! Dann ist alles klar!) 

Wir werden mit allem Einsatz dafür sorgen — das 
Volk wird uns dabei helfen —, daß wir diese Politik 
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in den nächsten vier Jahren fortsetzen können, so 
daß SPD und GRÜNE das Sagen nicht bekommen. 
Denn die würden es schaffen, innerhalb von vier 
Jahren die Kassen zu plündern, 

(Kolb [CDU/CSU]: In einem Jahr! — Dr. 
Hackel [CDU/CSU]: In vier Monaten!) 

wie sie es vorher getan haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe zu Beginn gesagt, daß ich mich bei der 
Zusammenstellung der Redeunterlagen selbst ge-
wundert habe, wieviel sozialpolitische Akzente wir 
bei der Ausgabensteigerungsrate von 2,2 % setzen 
konnten. Es ist eine Vielzahl von neuen Maßnah-
men, die wir im Rahmen dieser Ausgabensteige-
rungsrate beschließen konnten. Wir haben z. B. fest-
zustellen, daß das Steuersenkungsgesetz — dessen 
Kernstück die Erhöhung des steuerlichen Kinder-
freibetrags und die Absenkung der Tarifprogres-
sion in einer ersten Stufe ist — ganz bedeutsam 
für alle ist, die Kinder haben, ob Familien oder 
Alleinerziehende. 

Ich hatte jetzt gerade ein Gespräch mit einem 
A-8-Mann der Bundeswehr, der verheiratet ist und 
drei Kinder hat und vor kurzem ein Haus gebaut 
hat. Er rechnete mir vor — ich hatte solche Einzel-
fälle noch nicht durchgerechnet —, daß er ab Ja-
nuar eine Steuersenkung von etwa 120 DM be-
kommt. 

(Dr. Spöri [SPD]: Im Jahr!) 

— Im Monat, bei drei Kindern. 

(Dr. Spöri [SPD]: Pro Nase ist das eine Ta-
fel Schokolade mehr!) 

Im Monat bekommt er eine Wohngelderhöhung 
zwischen 30 DM und 40 DM. Er rechnet nach den 
Tarifverhandlungen mit einem Zuwachs seines Net-
toeinkommens um weitere 40 DM. Das wären real 
etwa 2 %, was durchaus angemessen zu sein scheint. 
Somit hätte er ab Januar 200 DM mehr in seiner 
Familienkasse, als er vorher gehabt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Fried-
mann [CDU/CSU]: Das ist doch was!) 

Es kommt hinzu, daß er auf seinem Haus noch 
80 000 DM Verbindlichkeiten hat, wofür er zur Zeit 
3 % weniger Zinsen zahlt als noch vor drei Jahren. 
Das macht netto noch einmal 200 DM im Monat aus. 
Er steht sich bei unserer Politik um 400 DM im 
Monat besser als bei der anderen Regierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist mir völlig klar, daß das nicht für alle Bevöl-
kerungsgruppen gelten kann. Soviel Geld haben wir 
nicht in der Kasse. Wir zahlten es gerne aus, wenn 
es da wäre. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Haben 
Sie das Baugesetz schon berücksichtigt?) 

Aber wir haben hier festzustellen, daß wir ganz vor-
rangig Familien und Alleinerziehenden mit  Kin

-

dern diese Hilfe geben wollen, wie wir es vor Jah-
ren, schon zu Beginn der Regierungszeit, gesagt ha-

ben. Das werden auch die Nutznießer der Steuer-
entlastung sein. 

Für die, die keine oder nur ganz wenig Steuern 
zahlen, erhöhen wir — die SPD scheint das nicht zu 
wissen, weil sie eben ungläubig dazwischenrief — 
das Kindergeld bis zu gegebenenfalls 46 DM je 
Kind im Monat. Darüber hinaus fügen wir ein ver-
ändertes Bundeserziehungsgeld ein, über welches 
Mütter oder Väter für Kinder, die ab Januar 1986 
geboren sind, künftig 600 DM im Monat bekommen. 
Und zwar bekommen das alle, nicht wie früher nur 
die, die vorher berufstätig waren. Bei uns bekom-
men es alle, auch die Frauen, die zu Hause sind und 
schon Kinder haben, auch die Bäuerin, auch die 
Handwerkersfrau. 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir 
noch ein ernstes Wort in diesem Zusammenhang. 
Wir stocken auch die Mittel für die Stiftung „Mutter 
und Kind" auf. Ich darf in dieser Haushaltsdebatte 
in diesem Zusammenhang und vor allem auch im 
Zusammenhang damit, daß es erhebliche Aufstok-
kungen bei der Sozialhilfe für Familien und für 
Alleinerziehende gibt, darauf hinweisen, daß sich 
jede Frau und jeder Mann fragen müssen, ob sie es 
vor sich und vor Gott verantworten können, bei 
einem ungeborenen Kind eine schwere soziale Not-
lage zu reklamieren, oder ob sie das nicht vertreten 
können. Meine Damen und Herren, Sie wissen, daß 
es uns mit diesem Thema ernst ist, und deswegen 
wollte ich es einmal in diesem Sinne angesprochen 
haben. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sehr gut, 
Manfred!) 

Wir sind darüber hinaus imstande, im Rahmen 
der Ausgabensteigerung um 2,2 % für die Frauen, 
die in der Vergangenheit Kinder gehabt haben, 
Kindererziehungszeiten rentenbegründend und 
rentensteigernd anzurechnen. Leider sind wir im 
Moment nur in der Lage, diese Leistung den Frauen 
zu gewähren, die ab Januar 65 Jahre alt werden. 
Wenn wir die Lasten ihrer Schulden nicht zu tragen 
brauchten, wären wir in der Lage, das für alle 
Frauen zu bezahlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Leider sind wir im Moment dazu nicht imstande. 

Meine Damen und Herren, die Bundesanstalt für 
Arbeit erzielte Überschüsse. Aus diesen Überschüs-
sen konnten wir ebenfalls Soziales finanzieren. Wir 
konnten zum einen die Beitragszahler leicht entla-
sten. Weiter können wir Geld für die berufliche Bil-
dung älterer Arbeitnehmer und Geld für die Er-
leichterung des Zugangs zu Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen ausgeben, und auch die Dauer des Ar-
beitslosengeldbezugs wird für ältere Arbeitslose er-
heblich verlängert. 

Zu unserem gesamten Ausgabenkatalog, der im 
Rahmen dieser 2,2 % Ausgabenzuwachs finanziert 
wird, gehört weiter die 6. Wohngeldnovelle, durch 
die es in Einzelfällen zu einer Erhöhung des Wohn-
geldes bis zu 30 % kommen kann. Wir haben das 
Gesetz zur Erweiterung der unentgeltlichen Beför- 
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derung Schwerbehinderter im Personennahverkehr 
beschlossen. 

(Zuruf von der SPD: Wieder eingeführt!) 

Wir haben höhere Bundesmittel für die Altershilfe 
der Landwirte eingesetzt. Bislang mußten alle 
Landwirte, ob groß oder klein, gleich viele Beiträge 
in ihre Alterskasse einzahlen. Ab Januar wird es 
möglich sein, einen sozial gestaffelten Beitrag ein-
zuführen, womit die kleinen Landwirte, die Land-
wirte mit geringem Einkommen, die Möglichkeit er-
halten, niedrigere Beitragssätze zu zahlen, was ge-
rade die Familienbetriebe sehr stark entlasten 
wird. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Immer noch 
viel zu hoch!) 

Wir haben durch das 4. Gesetz zur Änderung be-
soldungsrechtlicher Vorschriften und durch eine 
Novelle zum 2. Haushaltsstrukturgesetz Verbesse-
rungen im öffentlichen Dienst beschlossen. Mit die-
sen Änderungen wird die Besoldungssituation im 
einfachen Dienst und bei kinderreichen Beamtenfa-
milien verbessert. Es werden Versorgungsnachteile 
im Falle von Erwerbs- und Berufsunfähigkeit bei 
früher sozialversicherungspflichtigen Beamten aus-
geglichen. Die Rentenanrechnung bei vom 2. Haus-
haltsstrukturgesetz betroffenen älteren Versor-
gungsempfängern wird teilweise gemildert. 

Meine Damen und Herren, ich wollte hierdurch 
nur deutlich machen, daß der Vorwurf der SPD, wir 
seien nicht in der Lage und vor allem gar nicht wil-
lens, soziale Politik zu machen, total fehl am Platze 
ist. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Die 
sollten sich schämen!) 

Durch diese vielen Beispiele und durch das vorher 
Gesagte habe ich bewiesen, daß Ihre Politik, meine 
Damen und Herren, höchst unsozial war und daß 
unsere Politik höchst sozial ist und von Jahr zu 
Jahr bei weiterer wirtschaftlicher Aufwärtsent-
wicklung noch sozialer werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Im übrigen paßt diese Komponente auch genau in 
die volkswirtschaftliche Entwicklung der heutigen 
Zeit, denn wir müssen nun dafür sorgen, daß die 
private Nachfrage, bezogen auf das Jahr 1986, ver-
stärkt in Gang kommt. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Und die SPD 
wollte selbst den kleinen Leuten das Kin- 

dergeld kürzen!) 

Dann wird auch der Einzelhandel verstärkt etwas 
davon haben, denn dann, wenn die private Seite 
eine Erhöhung der Realeinkommen erfährt, kann 
der Einzelhandel davon ausgehen, daß auch er an 
der wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung Anteil 
hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Bedauerlicherweise wird einiges von unseren so-
zialpolitischen Maßnahmen durch ein Ansteigen 
des Krankenversicherungsbeitrages aufgesogen, 
was wir leider in dieser Phase nicht verhindern  

konnten. Aber wir haben uns ernsthaft vorgenom-
men, dieses Thema in der nächsten Legislaturpe-
riode massivst zu klären. Mit der gesamten Frak-
tion stehe ich dafür ein, daß das geschehen wird. 

(Zander [SPD]: Aber aus der Opposition 
heraus! — Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/ 
CSU]: Die Opposition soll doch zurücktre

-

ten!) 

Meine Damen und Herren, abschließend darf ich 
zum Ausdruck bringen, daß überhaupt kein Zweifel 
daran besteht, daß die Union und die FDP diese 
Politik der erfolgreichen Haushaltskonsolidierung 
und der wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung fort-
setzen werden, nicht nur in das Jahr 1986 hinein, 
sondern auch auf 1987 und die folgenden Jahre be-
zogen. Jeder Bürger kann sich darauf einstellen, 
daß es im nächsten Jahr nicht zu Wahlgeschenken, 
die die Bürger irgendwann doch wieder selbst be-
zahlen müßten, kommen wird; 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

vielmehr werden wir diese Politik fortsetzen, die 
mehr Beschäftigung, stabiles Geld und eine solide 
Aufwärtsentwicklung für die breite Masse unseres 
Volkes bringt. Die Politik und die Entwicklung der 
letzten drei Jahre zeigt uns, daß wir auf dem richti-
gen Wege sind. Das ganze Volk kann sich darauf 
verlassen, daß wir diesen Weg unbeirrt weitergehen 
werden. 

Vielen Dank. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, ausweislich des stenographischen Protokolls 
hat der Abgeordnete Gerster (Mainz) den Abgeord-
neten Dr. Apel einen „Finanzkasper" genannt. Ich 
rufe ihn deswegen zur Ordnung. 

(Heiterkeit — Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: 
Vielen Dank, Herr Präsident! — Zuruf von 

der CDU/CSU: Mainz bleibt Mainz!) 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Müller (Bre-
men). 

Dr. Müller (Bremen) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es spricht sich natürlich 
gut unter Finanzkaspern über Haushaltskonsolidie-
rung und Sparsamkeit, wenn man über 263 Milliar-
den DM Steuergelder beschließen will. Das Loblied 
auf die Sparsamkeit kam immer schon von denjeni-
gen, die genug Reichtümer hatten, um das Sparen 
als lohnend zu empfehlen. Die Tugendhaftigkeit des 
Sparens wurde von Kaisern, Königen und Kanzlern 
dem Volke mit gleicher Begeisterung anempfohlen 
wie Enthaltsamkeit durch Päpste und Kirchenfür-
sten. Beide haben sich selbst nie daran gehalten; 

(Kolb [CDU/CSU]: Ihr auch nicht!) 

nie, wie wir wissen. Es ist einfach, den anderen die 
Tugendhaftigkeit der Sparsamkeit zu empfehlen. 
Selbst tun sie es auch, aber eben an der falschen 
Seite. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Ihr mit dem 
Dienstwagen!) 
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In Saus und Braus lebte es sich immer schon am 
besten, wenn der Bürger tugendhaft und beschei-
den lebt. Spitzenprodukt dieser falschen Sparsam-
keitsideologie war ja Ihr letzter Regierungsspre-
cher, Herr Boenisch. Der hatte ja überhaupt keine 
Schwierigkeiten damit, dem Volke die Sparpolitik 
der Bundesregierung zu verkaufen und  gleichzeitig 

 Steuerhinterziehung in größerem Ausmaße zu be-
treiben. Man sollte diese Verlogenheit nicht verges-
sen: keine Steuern zahlen und gleichzeitig die 
Haushaltsdefizite beklagen. Das war wirklich einer 
der einsamen Höhepunkte in der Skandalge-
schichte dieser Bundesregierung. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf des 
Abg. Dr. Friedmann [CDU/CSU]) 

Und daß Herr Boenisch kein Einzelfall war, Herr 
Friedmann, das wissen Sie besser als ich. 

Nachdem die Staatsverschuldungspolitik der So-
zialdemokratie und der sozialliberalen Koalition ge-
scheitert war, sprach damals ja tatsächlich einiges 
dafür, eine Politik der Haushaltskonsolidierung zu 
betreiben. Denn mit zunehmender Staatsverschul-
dung lassen sich die ökologischen und sozialen Kri-
sen der Bundesrepublik sicher nicht beheben. Aber 
es ist doch nicht entscheidend, ob wir einen konsoli-
dierten Haushalt ersparen, sondern wie dies ge-
schieht. Wo gespart wird, wo verschwendet wird, 
das ist hier die Frage. Die ökologischen und sozia-
len Probleme dieses Landes verschwinden nicht 
deswegen, weil wir einen konsolidierten Bundes-
haushalt haben, insbesondere natürlich dann nicht, 
wenn die Konsolidierung auf Kosten der Gemein-
den erfolgt ist. Dies gilt um so mehr, als staatliches 
Eingreifen angesichts der Umweltkrise und der zu-
nehmenden sozialen Probleme dringend erforder-
lich ist. 

Die Bundesregierung hat die steuerzahlende Be-
völkerung der Bundesrepublik schlichtweg arglistig 
getäuscht. Sie hat die Haushaltskonsolidierung als 
eigenständiges politisches Ziel verkauft, jedoch 
nicht gespart, sondern umverteilt von unten nach 
oben, wie es ja bekanntermaßen am einfachsten ist. 
Von 1983 bis 1985 haben Sie 76,2 Milliarden DM bei 
folgenden Gruppen eingespart: bei den Arbeitslo-
sen, bei den Sozialhilfeempfängern, bei den Kran-
ken, den Behinderten, den Ausländern, den Rent-
nern, den Familien, den Frauen und den Mietern, 
76,2 Milliarden DM dort genommen, wo das Geld 
wirklich gebraucht wurde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Quatsch!) 

— Das ist nicht Quatsch. Das weist die Statistik von 
denjenigen aus, denen Leistungen genommen wor-
den sind auf der Grundlage Ihrer Gesetze, die Sie 
beschlossen haben. Selbst die kleinen Schritte mit 
zaghaften Rücknahmen früherer Leistungskürzun-
gen bei Arbeitslosen werden zur Haushaltskonsoli-
dierung mißbraucht. Die Verlängerung des Bezuges 
von Arbeitslosengeld von einem auf anderthalb 
Jahre für ältere Arbeitslose führte zu entsprechend 
verringerten Bezügen bei der Arbeitslosenhilfe, die 
aus dem Bundeshaushalt gezahlt wird. Statt diesen 
Betrag der Bundesanstalt für Arbeit zur Verfügung 

zu stellen, wird abkassiert, immerhin gute 500 Mil-
lionen DM im Jahr. 

Mit dem neuen Arbeitsförderungsgesetz wollen 
Sie auch mal wieder die Arbeitslosenstatistik fäl-
schen. „Arbeitslose ab dem 58. Lebensjahr können 
über 24 Monate Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen-
hilfe beziehen, ohne der Arbeitsvermittlung zur 
Verfügung zu stehen." 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie etwas 
dagegen?) 

Die fallen dann aber aus der Arbeitslosenstatistik 
heraus. Sie schreiben damit die älteren Arbeitneh-
mer nicht nur ab, Sie täuschen auch die Öffentlich-
keit. 

Den Beifall für diese ganze unsoziale Umvertei-
lung haben Sie sich erschlichen, indem Sie vorgege-
ben haben, den Bundeshaushalt zu konsolidieren. 
Biedermännisch, wie sich diese Regierung nun ein-
mal gibt, hat sie sich als sorgender Haushaltsvor-
stand dargestellt, während den privaten Haushal-
ten dieser Republik das Steuergeld aus der Tasche 
gezogen wird. Dies alles mit dem scheinheiligen Ar-
gument, Sparsamkeit betreiben zu wollen, schein-
heilig insofern, als es doch angesichts der mühsam 
verdienten Lohnsteuern, die Sie abkassieren, 
selbstverständlich sein sollte, daß mit Steuergel-
dern sorgfältig umgegangen wird. Insofern macht 
Ihre biedermännische Sparsamkeit politisch einen 
Sinn. Wer es den Armen nimmt und den Reichen 
gibt, der muß schon die hehresten staatsrettenden 
oder ideologischen Ziele vorgeben, um trotz dieser 
unsozialen Umverteilung wiedergewählt zu werden. 
Ich bin mir sicher: In der bundesrepublikanischen 
Bevölkerung hat diese Regierung keine Mehrheit 
dafür, daß immer mehr Alte, Frauen, Arbeitslose 
und Sozialhilfeempfänger unter den Rand des Exi-
stenzminimums gedrückt werden. 

Diese Regierung hat doch alle politischen Ziele 
von der Haushaltskonsolidierung abhängig ge-
macht. Genau wie uns die sozialliberale Koalition 
erzählt hat, daß mehr Staatsverschuldung mehr Ar-
beitsplätze bringen würde, haben Sie, Herr Stolten-
berg, behauptet, Haushaltskonsolidierung werde 
mehr Arbeitslosen Beschäftigung bringen. Beide 
Thesen haben sich eindeutig als falsch erwiesen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Faktum ist, daß die Arbeitslosigkeit in der Zeit 
der zunehmenden Staatsverschuldung unter der 
SPD/FDP-Regierung genauso gestiegen ist wie in 
der Zeit der Umverteilung von unten nach oben 
unter dem Schwindeletikett Haushaltskonsolidie-
rung. Bezüglich der Situation auf dem Arbeitsmarkt 
scheint die Frage Staatsverschuldung oder Konsoli-
dierung heutzutage auch belanglos geworden zu 
sein. Dafür gibt es gute Gründe. 

Mit der Entwicklung von moderner computerge-
stützter Technik, die man übrigens nicht wegen ih-
rer Produktivität,. sondern wegen ihrer Auswirkun-
gen auf Umwelt- und Arbeitsqualität kritisieren 
sollte — denn gegen Produktivität und sparsamen 
Umgang mit volkswirtschaftlichen Ressourcen ha-
ben wir GRÜNEN am allerwenigsten einzuwen- 
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den —, mit dem Einsatz computergestützter Sy-
steme ist die Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
kaum noch von dem konjukturellen Auf- und Ab-
schwung abhängig. 

Staatliche Verschuldungspolitik, die nur mehr 
Geld in den Wirtschaftskreislauf pumpte und den 
Banken die Zinsen in den Rachen warf, bewirkte 
für die Arbeitslosen genausowenig wie eine Politik 
der Haushaltskonsolidierung, die da meint, es ließe 
sich das Investitionsklima verbessern. All dies ist 
angesichts der ökonomischen Wirklichkeit besten-
falls Ideologie geworden. Der derzeitige Auf-
schwung — da findet j a etwas statt — beweist 
dies. 

Angesichts von 2,3 Millionen Arbeitslosen ist es 
doch nur als zynisch zu bezeichnen, wenn die Bun-
desregierung ein außerdem ökologisch fragwürdi-
ges Wirtschaftswachstum feiert, das das derzeitige 
Niveau der Arbeitslosigkeit nur stabilisiert. So viel 
Wachstum, als daß es die Arbeitslosigkeit beseiti-
gen könnte, ist überhaupt nicht zu erzielen. Das 
wissen wir, daß weiß die Bundesregierung. Es ist 
also zu fragen: Wo sind die Konzepte jenseits der 
Wachstumshoffnungen, die Arbeitslosigkeit zu be-
seitigen? Dazu ist Ihnen, da Ihnen Arbeitszeitver-
kürzung unangenehm ist, überhaupt nichts einge-
fallen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt ja 
gar nicht!) 

Das heißt, Sie haben sich mit der bestehenden Ar-
beitslosigkeit abgefunden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Quatsch!) 
Nehmen Sie die Situation der Arbeitslosen we-

nigstens so ernst, daß Sie diese nicht auch noch ver-
höhnen, indem Sie den Status quo als Ihren Erfolg 
verkaufen. Ihre Jubel-Trubel-Heiterkeit-Stellung-
nahme im Zusammenhang mit dem Gutachten des 
Sachverständigenrates ist angesichts der 2,3 Millio-
nen Arbeitslosen nur als peinlich anzusehen. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Suhr? 

Dr. Müller (Bremen) (GRÜNE): Ja, gerne. 

Präsident Dr. Jenninger: Bitte sehr, Herr Kollege. 

Suhr (GRÜNE): Herr Dr. Müller, haben Sie zur 
Kenntnis genommen, daß die Bayerische Staatsre-
gierung jetzt immerhin begonnen hat, für die älte-
ren Lehrer die Wochenarbeitszeit um zwei Stunden 
zu kürzen, und sich in der Union hier unter Um-
ständen ein Umdenken abzeichnet? 

Dr. Müller (Bremen) (GRÜNE): Würden Sie bitte 
stehen bleiben, Herr Abgeordneter Suhr. 

(Heiterkeit) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich danke Ihnen, daß Sie 
mir das abgenommen haben, Herr Abgeordneter 
Müller. 

Bitte sehr. 

Dr. Müller (Bremen) (GRÜNE): Ich habe das zur 
Kenntnis genommen. Ich glaube nicht, daß das aus-
reicht, um die derzeitige Lehrerarbeitslosigkeit, die 
wir in der Bundesrepublik haben, zu beseitigen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Aber die 
Bayern sind schon gut!) 

Das ist übrigens ein Sachverständigenrat, der 
uns samt seinen Fehlprognosen sehr teuer zu ste-
hen kommt. 5,7 Millionen DM kostete dieser ge-
ballte Sachverstand eines Monopols von wirt-
schaftswissenschaftlichen Hofberichterstattern in 
den letzten drei Jahren. Ganz marktwirtschaftlich 
empfehlen wir eine pluralistischere Verteilung die-
ser Gelder. Es wäre ein Segen, wenn sich diese 
irrenden Apologeten der Marktwirtschaft einer 
ökologisch orientierten Konkurrenz ausgesetzt sä-
hen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 
Lassen Sie mich meine Kritik zusammenfassen: 

Ihre Politik der Haushaltskonsolidierung war in 
Wirklichkeit eine Umverteilung von unten nach 
oben. Sie hat genauso zu einem Anstieg der Ar-
beitslosigkeit geführt, wie die Politik der zuneh-
menden Staatsverschuldung. Allein über die stei-
gende Abnahme der Staatsausgaben läßt sich heute 
keine Politik mehr machen. Die ökologischen und 
sozialen Krisen sind nur dann zu mildern, wenn 
streng auf die Qualität dessen geachtet wird, wofür 
Steuergelder ausgegeben werden. 

Wenn ich an die Kosten für die Unmenge von 
Beamten und Bürokraten in Bonn denke — 2,2 Mil-
liarden DM kostet die politische Führung laut 
Haushaltsstatistik —, 

(Kolb [CDU/CSU]: Was kostet die Uni Bre

-

men?) 
dann muß ich doch sagen, daß Ihre Qualität der 
Haushaltsentscheidung sehr zu wünschen übrig-
läßt. Von wegen, — „Leistung solle sich wieder loh-
nen". 

Die Ausgabenpolitik dieser Regierung hat nichts 
gebracht für einen verbesserten Umweltschutz, für 
eine bessere soziale Mindestsicherung. Noch nicht 
einmal zusätzliche Gelder für die Erforschung des 
Weges in eine ökologisch verträgliche Produktions-
weise der Zukunft haben Sie bewilligt. Gegenüber 
dem ökologischen Problem sind Sie mit Ihrer Aus-
gabenpolitik völlig ignorant, ist die von Ihnen ge-
führte Ministerialbürokratie völlig unflexibel. Sie 
verplempern Zeit, weil Sie die Umweltkrise nicht 
ernst nehmen. Sie hätten in den letzten drei Jahren 
problemlos die Ausgaben für Umweltprojekte ver-
zehnfachen können und müssen. Statt dessen ist 
nichts geschehen. Die ökologische Krise wird man 
nicht aussitzen können! 

Man wird die Steuergelder anders verteilen müs-
sen. Ich bin mir sicher, daß es in der Bevölkerung 
eine große Mehrheit dafür gibt, daß mit Hilfe von 
Steuergeldern und auch einem umweltbezogenen 
Steuersystem die industrielle Produktion entgiftet 
wird. Die Umweltkrise läßt derartige Zeitverluste, 
die Sie zu verantworten haben, nicht zu. Für den 
Umweltschutz wollen Sie entsprechend Ihrer eige-
nen Definition von Umweltschutz im nächsten Jahr 
nur 1,6 Milliarden DM ausgeben. Das meiste davon 
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geht für Bürokratie und Statistik drauf. Trotzdem 
nehme ich Ihre Zahl einmal ernst. Das sind lächerli-
che 0,605% des Bundeshaushalts für den Umwelt-
schutz. Nur 0,6 % für die Umwelt — das ist verant-
wortungslos. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Suhr [GRÜ-
NE]: Ein Skandal!) 

Diese Summe ist z. B. nur die Hälfte dessen, was die 
Landwirtschaft an Subventionen allein durch die 
Mehrwertsteuervergünstigung abkassierte. 0,6 % 
für den Umweltschutz sind auch nur halb so viel, 
wie im nächsten Jahr für den Autobahnbau ausge-
geben werden soll. 0,6 % für den Umweltschutz sind 
nur 3 % dessen, was der Verteidigungshaushalt ver-
schlingt, und 1,85 % der außerdem noch zu niedri-
gen Sozialausgaben des Bundes. 

Ein wesentliches Ziel grüner Politik und unserer 
Haushaltsanträge war es, den Ausgaben für den 
Umweltschutz problemgemäß den gleichen Rang zu 
geben, wie Sie es hinsichtlich der Verteidigungsaus-
gaben tun. Ihr ganzes Gerede von äußerer Siche-
rung ist doch lächerlich, wenn innere Vergiftung 
durch Umweltvergiftung das wirkliche Programm 
ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

All das Gerede der Bundesregierung über ihr Enga-
gement für den Umweltschutz bricht sich an diesen 
lächerlichen 0,6 %. Das ist Faktum. Ich bin mir si-
cher, daß diese lächerlichen 0,6 % für den Umwelt-
schutz nicht dem Mehrheitswillen unserer Bevölke-
rung entsprechen. 

Alle unsere Anträge zur Erhöhung des Einsatzes 
von Steuergeldern für die Bewältigung der ökologi-
schen Krise haben CDU/CSU und FDP abgelehnt. 
Auch die SPD hat sich bei unseren Umweltanträgen 
im wesentlichen für Enthaltsamkeit und Ablehnung 
entschieden. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Die machen 
auch nicht jede Dummheit mit!) 

Keiner macht bislang mit, wenn der Umweltschutz 
teuer wird. Dabei weiß jeder, daß die Folgekosten 
unterlassener Umweltinvestitionen höher sind als 
die Gelder für Maßnahmen, die zum rechten Zeit-
punkt ausgegeben werden. Umweltschutz ist heute 
ein typisches Thema für Sonntagsreden geworden. 
Man redet davon. Aber es darf nichts kosten. Das 
ist das Ergebnis dieser Haushaltsberatungen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Diese politische Entwicklung ist sehr schlimm für 
die Abwendung der ökologischen Krise und damit 
für die Zukunft unserer Kinder. 

Kommen wir zu einem weiteren Politikfeld, wo 
Sie Konsolidierung zu Lasten anderer betreiben, 
das etwas hochtrabend Gesundheitspolitik genannt 
wird, obwohl es eigentlich nur die Kostendäm-
pfungs- oder, richtiger, Kostenverschiebungspolitik 
ist. Sie haben sich aus der Krankenhausfinanzie-
rung zurückgezogen. Der Investitionsbedarf dort 
würde zig Milliarden DM kosten. Deshalb haben 
Sie Selbstbeteiligung der Kranken an den Kosten 
des Krankseins durchgesetzt, obwohl der Kranke  

sich durch hohe Beiträge zur gesetzlichen Kranken-
versicherung sehr wohl vorher beteiligt hat. 

(Kolb [CDU/CSU]: Die Länder wollten den 
Ausstieg aus der Mischfinanzierung!) 

Die gesellschaftlichen Kosten steigen weiter steil 
an. Nur die Lastverteilung ändert sich zugunsten 
des Bundesfinanzministers, der den Krankenkas-
sen sogar zusätzliche Leistungen aufbrummte, ohne 
ihnen wirklich Instrumente zur Kosteneinsparung 
und Kostenverringerung zur Verfügung zu stellen. 
Der eigentliche Kostentreiber in diesem Bereich ist 
eindeutig die Pharmaindustrie. Ich erinnere noch 
mal an die Debatte über die vielen Parteifinanzie-
rungsspendengelder, die ja von der Pharmaindu-
strie an alle Parteien gegangen sind. Die hatte ja 
auch einen guten Grund dafür. 

Das letzte Kompromißangebot — die Honorare 
für Ärzte sollen nur noch mit der Grundlohnsumme 
steigen; dafür wird den Kassenärzten die Konkur-
renz von jungen Ärzten vom Leibe gehalten — 
macht deutlich, wie sehr hier um Privilegien ge-
kämpft wird und wie sehr Sie Ihre Sparsamkeit ver-
gessen, wenn es darum geht, Ihrer Klientel etwas 
zuzuschieben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nehmen wir doch einmal die wirklichen Einspa-
rungsmöglichkeiten. Ca. 9 Milliarden DM jährlich 
könnte man durch Angleichung des Arzneimittel-
preisniveaus an das europäische Ausland durch Re-
duzierung der Arzneimittelwerbung und Einfüh-
rung einer Positivliste für Arzneimittel einsparen, 
ca. 8 Milliarden jährlich durch die Einführung einer 
Pauschalhonorierung, also pro Patient für die nie-
dergelassenen Ärzte. Auch nach dieser Umstellung 
der Honorierung würde das Durchschnittsjahres-
einkommen eines niedergelassenen Arztes noch ca. 
135 000 DM nach Abzug aller Praxiskosten und 
nach Zahlung der Steuern betragen. 135 000 DM ist 
ja kein schlechter Verdienst. 

(Kolb [CDU/CSU]: Was kriegt ein Hoch

-

schulassistent?) 

Es ist nicht so viel wie Ihre 200 000 DM im Jahr, 
Herr Stoltenberg, als Finanzminister. 

(Glos [CDU/CSU]: Nur kein Neid!) 

Aber als sparsamer Finanzminister könnten Sie 
dann ja den Ärzten folgen. Doch Sie vergessen Ihre 
Sparpolitik immer dann, wenn es Ihrer Klientel zu-
gute kommt. 

(Kolb [CDU/CSU]: Für Sie ist jede Mark 
zuviel!) 

Lieber die Kranken schröpfen — das ist Ihre Parole 
gewesen —, als der Pharmaindustrie mit ihren 
exorbitanten Gewinnen ans Leder gehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Auch wo Sie Massen von Geldern für Subventio-
nen ausgeben, tun Sie das nicht, um qualitative Ef-
fekte zu erzielen, sondern um Ihre Klientel zu sub-
ventionieren. Statt daß Sie die Milliarden, die Sie 
über Bund und EG in die Landwirtschaft pumpen, 
mit der Auflage versehen, gesunde und ökologisch 
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wertvolle Lebensmittel zu produzieren, wird dieses 
Geld via Überchemisierung der Landwirtschaft 
gleich an die Düngemittelindustrie weitergegeben. 
Wenn dieses Geld dann auch noch in Massentier-
haltungsanlagen investiert wird, aus denen östroge-
nes Fleisch geliefert wird und das Grundwasser zu-
sätzlich vergiftet wird und die Gülle zum Himmel 
stinkt, wie Sie es ja kennen sollten, dann hat die 
Bundesregierung hier folgendes geschafft: Sie hat 
Steuergelder in Scheiße verwandelt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, das 
ist kein parlamentarischer Ausdruck. Ich weise das 
zurück. 

(Glos [CDU/CSU]: Aber ein grüner! — Car-
stensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Bei den 

GRÜNEN ist es so, daß sie so reden!) 

Dr. Müller (Bremen) (GRÜNE): Ich entschuldige 
mich dafür. Aber es ist noch schlimmer. 

Man hätte die Bundesregierung hier ernst neh-
men können, als sie im Juni 1985 vollmundig ange-
kündigt hat, der Etat des Bundeswirtschaftsmini-
sters stehe eindeutig im Dienste des Subventions-
abbaus. Man war gespannt, ein Opfer für die Ideolo-
gie der freien Marktwirtschaft zu sehen. Das Opfer 
sollten nun die strukturschwachen Branchen Stahl, 
Werften, Kohle und Luftfahrt sein. Näheres Hinse-
hen hat schon damals deutlich gemacht, daß die 
Verminderung dieser Zahlungen nur ein buchhalte-
rischer Reflex auf den auslaufenden EG-Subven-
tionskodex war bzw. sich aus dem damals ungünsti-
gen Preis für Kokskohle ergab, und zwar in DM 
berechnet. Da sich der Weltmarktpreis für Koks-
kohle nun aber günstig entwickelt hat, werden statt 
der 700 Millionen DM 1,4 Milliarden veranschlagt 
werden müssen. Ergebnis: Schon jetzt müssen von 
den angekündigten Subventionskürzungen ca. 75 % 
zurückgenommen werden. Ich halte Subventionen 
für Branchen, deren Lobby im Laufe der Jahr-
zehnte größer geworden ist als die Nachfrage nach 
ihren Produkten, dann für ausgemachten Blödsinn, 
wenn dieses Geld nicht an ökologisch und sozial 
sinnvolle Auflagen geknüpft wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Selbstverständlich gibt es noch Überkapazitäten 
in der Stahlindustrie. Der volkswirtschaftlich not-
wendige Abbau dieser Überkapazitäten darf aber 
nicht auf Kosten der in der Stahlindustrie Beschäf-
tigten und auch nicht auf Kosten der eh schon 
strukturschwachen Regionen gehen. Arbeitszeitver-
kürzung, Abbau von Schichtarbeit sollte den not-
wendigen Umstrukturierungsprozeß verlangsamen. 
Ökologische Investitionen im Bereich der Stahlin-
dustrie — unheimlich notwendig — sollten durch 
Auflagen und Subventionen gefördert werden. Be-
stehende Stahlstandorte sollten soweit wie möglich 
dadurch erhalten werden, daß keine neuen Stahl-
werke — auch keine Ministahlwerke — gebaut wer-
den. Die Förderung von schadstoffarmen Produkti-
onsverfahren, die Förderung des Einstiegs in eine 
Recycling-Ökonomie würde Subventionen dann loh-

nend machen, wenn dies eine neue Chance für 
strukturschwache Regionen bringen würde. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nun hat man aber den notwendigen Kapazitäts-
abbau dem freien Spiel des Marktes überlassen, 
und das heißt natürlich nicht: einer Marktwirt-
schaft, sondern dem weiteren Konzentrations- und 
Rationalisierungsprozeß; Fusionen werden das Er-
gebnis sein. Was die Bundesregierung hier als 
marktwirtschaftliches Verhalten verkauft hat, ist 
nur der Abschied von jeglichem Gestaltungswillen 
in den strukturschwachen Stahlstandorten. Sinn-
voll wäre der Aufbau von kommunalen und regiona-
len Strukturentwicklungsfonds für diese Gebiete 
gewesen, an denen sich Kommunen, Handwerks-
kammern, Gewerkschaften, Firmenvertreter und 
Umweltschutzverbände beteiligen könnten. Dies 
wäre nicht nur eine Chance für eine Überwindung 
von Strukturschwäche, sondern auch ein Schritt in 
eine kommunalorientierte, demokratisierte Wirt-
schaft — sicher ein demokratischerer Schritt als die 
Konzentrationsprozesse oder die Forderung nach 
einseitiger Verstaatlichung und ähnlichen geschei-
terten Konzepten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wo die Haushaltspolitik der Bundesregierung 
viel Schatten läßt, soll wohl auch etwas Licht sein. 
Für die Repräsentanz der Bundesregierung sollen 
in den nächsten Jahren 962 Millionen DM verbaut 
werden. „Wer sonst eher untätig ist, soll wenigstens 
viel bauen", scheint die Devise der Bundesregie-
rung zu sein: 196 Millionen DM für das neue Post-
ministerium, 146 Millionen DM für das Verkehrsmi-
nisterium, 85 Millionen DM für das Wirtschaftsmi-
nisterium — die erste beschäftigungswirksame 
Maßnahme, die von diesem Ministerium ausgegan-
gen ist —, 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN) 

85 Millionen DM für das Auswärtige Amt. Die Be-
deutung des Parlaments im Vergleich zur Admini-
stration wird auch hier deutlich: nur 94 Millionen 
DM für den Umbau des Bundestages. 

90 Millionen DM sollen für ein undefinierbares 
„Haus der Geschichte" ausgegeben werden. Ich 
kann Herrn Kohl da schon verstehen: Wer keine 
Geschichte macht, will ihr wenigstens ein Haus er-
stellen. 

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜNEN 
— Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Sie sind ein 

geschichtloser Geselle!) 

Verstehen Sie mich nicht falsch: Ich habe nichts 
dagegen, daß bessere Büros für die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in den Ministerien geschaffen 
werden. Doch für diese Regierung, die anderen 
Sparsamkeit gepredigt und ihnen das Geld genom-
men hat, ist das, was Sie sich dort leisten wollen, ein 
ganz schöner Brocken. Angesichts dieser Steige-
rung im Bereich der Ministerien erweist sich auch 
der sparsame Hausvater Stoltenberg als ein My-
thos. Gespart wurde wieder einmal nur bei den an-
deren. 
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Ich möchte zum Schluß kommen: Ihre Politik, die 
im Haushalt 1986 in Zahlen gegossen wurde, orien-
tierte sich nicht an der Notwendigkeit eines grund-
legenden Strukturwandels zur Rettung unserer Le-
bensgrundlagen — 0,6 % sind da entschieden zuwe-
nig —, sondern an vordergründigen Konsolidie-
rungserfolgen und einer rücksichtslosen Machter-
haltungsmaxime bezüglich der Bedienung Ihrer 
Klientel. Ihre Politik ignorierte die wichtigsten An-
satzpunkte zur Bekämpfung der Massenerwerbslo-
sigkeit, j a sie nutzte die Krise zur Entrechtung der 
Arbeitnehmer im Betrieb und zur Entmachtung von 
Gewerkschaften im Arbeitskampf aus. 

(Suhr [GRÜNE]: Herr Bangemann, Sie 
kommen zu spät!) 

Ihre Politik ist zutiefst unsozial, weil sie drastische 
Umverteilung von unten nach oben auch jetzt noch, 
nach fünf Jahren Sozialabbau, fortgeschrieben hat, 
ohne daß sich dafür eine schlüssige Begründung 
aus der Haushaltslage ergeben hätte. 

Mit diesem Haushalt haben Sie die Weichen zur 
Ablösung Ihrer Regierung im Januar 1987 gestellt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen und 
Widerspruch bei der CDU/CSU und der 

FDP) 
Sie forderten: Leistung darf nicht bestraft werden. 
Angesichts Ihrer Untätigkeit in Sachen sozialer 
Mindestsicherung und in Sachen Umweltschutz 
können wir daraus nur schließen: Untätigkeit sollte 
bestraft werden, und wir gehen davon aus, daß 
diese Strafe 1987 erfolgt. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU: Das ist doch wohl ein Witz! 

— Da müssen Sie aber lange warten!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Weng (Gerlingen). 

Dr. Weng (Gerlingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Haushaltsentwurf, über den das Parlament in die-
ser Woche nach Vorberatung im Haushaltsaus-
schuß in zweiter und dritter Beratung diskutiert, ist 
ein Dokument des Möglichen, des Möglichen bei 
realistischer Fortführung des als richtig erkannten 
Konsolidierungskurses, des Möglichen in Kenntnis 
der Verantwortung, die dieses Parlament, beson-
ders die Mehrheit, die Koalition, und die von ihr 
getragene Regierung für die Entwicklung unseres 
Landes haben. 

(Beifall bei FDP und der CDU/CSU) 

Wir können es uns nicht so leichtmachen wie die 
Opposition. Haben die GRÜNEN im Ausschuß und 
eben auch wieder im Bundestag deutlich gemacht, 
daß ihre Haushaltsvorstellungen so außerhalb aller 
Realität liegen, daß es sich nicht lohnt, sich damit 
zu befassen, und dies trotz einer gewissen Anpas-
sung in Richtung SPD, so ist die Haltung der gro-
ßen Oppositionsfraktion, SPD, ernster zu nehmen. 
Denn diese wird von den Strategen im Ollenhauer-
Haus geschickt gesteuert: Während von den Red-
nern der Sozialdemokraten einerseits viel Wün-

schenswertes gefordert wird — zur Finanzierung 
kann man j a allemal den Etat des Verteidigungsmi-
nisters heranziehen —, werden gleichzeitig diejeni-
gen diffamiert, die in der Verantwortung das Not-
wendige tun; sie werden als herzlos und gefühlskalt 
bezeichnet. 

(Suhr [GRÜNE]: Stimmt auch!) 

Dabei wird ein vermeintlich populärer Kurs ge-
steuert, der doppelgleisig ist. Der noch nicht nomi-
nierte Kanzlerkandidat Rau verspricht laut Presse-
meldungen vom 16. Oktober, für den Fall seiner 
Wahl alle Kürzungen von Sozialleistungen der lau-
fenden Wahlperiode zurückzunehmen —, möglichst 
noch mit Nachzahlungen. Auch wenn dies einen 
Tag später vom SPD-Fraktionsvorsitzenden Vogel 
wieder eingesammelt wird, muß gefragt werden: 
Was erhofft man sich denn von solchen Ankündi-
gungen außer billigem Popularitätsgewinn? 

(Kolb [CDU/CSU]: Der Herr Urbaniak hat 
gesagt, das sei richtig!) 

Es ist so ähnlich wie bei den schon gestern disku-
tierten Äußerungen zur deutschen Staatsbürger-
schaft oder bei der Diskussion über das Bülowsche 
Bundeswehrpapier im abgelaufenen Jahr: Mit der 
SPD für und gegen Einsparungen, mit der SPD für 
und gegen die einheitliche Staatsbürgerschaft, mit 
der SPD für und gegen Sicherheit und Bündnis-
treue! 

Und hat nicht gestern auch Herr Vogel plötzlich 
sein Herz für den Mittelstand und für den bäuerli-
chen Familienbetrieb entdeckt? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, da wird man schnell an 
einen Pressebeitrag erinnert, den in den Ortsver-
einsnachrichten die niedersächsische SPD ihren 
Mitgliedern zugeleitet, den die „Hannoversche All-
gemeine Zeitung" am 24. September veröffentlicht 
hat und der folgenden Wortlaut hat: 

Wir Sozialdemokraten gewinnen die Wahl, 
wenn jeder von uns sich und andere daran erin-
nert, daß der Wolf Kreide fraß, um an die jun-
gen Ziegen heranzukommen. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kolb  [CDU/CSU]: Die fressen die Kreide 

alle selber!) 

So leicht, meine Damen und Herren, werden wir es 
der SPD nicht machen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir werden unseren Beitrag dazu leisten — nicht 
nur in dieser Haushaltsdebatte —, daß Klarheit und 
Transparenz die Bürger und später auch die Wähler 
in den Stand setzen, ihre Stimmen in Kenntnis aller 
tatsächlichen Gegebenheiten abzugeben. 

(Zander [SPD]: Da sind wir ja gespannt, 
was jetzt noch gesagt werden wird!) 

Die vollmundige Erklärung der SPD-Führung, die 
man hier gestern hören konnte, man wolle Gemein-
sames erhalten, steht in Gegensatz zu der kritiklo-
sen Beteiligung an jeder Hetzkampagne gegen die 
Regierungskoalition. Da muß doch einmal deutlich 
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gesagt werden, wie weit Anspruch und Wirklichkeit 
bei den heutigen Sozialdemokraten auseinanderlie-
gen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Kolb  [CDU/CSU]: Himmelweit!) 

Lassen Sie mich nach dieser Vorbemerkung ein 
kurzes Wort zur abgelaufenen Arbeit des Ausschus-
ses sagen. Wir haben hier erneut über trennende 
Auffassungen hinweg in vernünftiger und trotz har-
ten Ringens konstruktiver Atmosphäre ein großes 
Arbeitspensum geleistet. Hierfür gilt mein Dank al-
len Kolleginnen und Kollegen, aber auch den Mitar-
beitern des Ausschusses und den zahlreichen Da-
men und Herren aus den Ministerien, die uns unter-
stützt haben. 

(Beifall bei FDP und der CDU/CSU) 

Ich will gern zusätzlich erwähnen, daß sich die 
Bereitschaft zur Kooperation mit der Gruppe der 
CDU/CSU auch durch eine gute persönliche Zusam-
menarbeit zwischen deren Haushaltssprecher Man-
fred Carstens und mir dokumentiert. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Er hört es leider nicht mal. 

Meine Damen und Herren, mein besonderer 
Dank gilt auch dem Ausschußvorsitzenden, Rudi 
Walther, der um seine Tätigkeit wirklich oft nicht 
zu beneiden ist und seine Aufgabe bestmöglich er-
füllt hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Daß die Medien bei seinen öffentlichen Äußerun-
gen manchmal nicht unterscheiden, was er als Vor-
sitzender des Ausschusses mit der Autorität des 
Ausschusses hinter sich erklärt oder was seine Mei-
nung als Oppositionsabgeordneter ist, ist wirklich 
nicht seine Schuld. Wir alle wissen, daß Rudi Wal-
ther ein aufrechter hessischer Sozialdemokrat ist, 
wie wir auch wissen, daß nicht alle hessischen So-
zialdemokraten aufrecht sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Au-

ßer sie haben eine Dachlatte im Keller!) 

Nach der leisen Kritik an den Öffentlichkeitsor-
ganen möchte ich in dieser Richtung auch einmal 
ein Lob aussprechen: Daß die Herren Altmann und 
Lueg im 1. deutschen Fernsehen am 8. November 
1985 in der Sendung „Bericht aus Bonn" den Bür-
gern unseres Landes einmal eine gute und auf-
schlußreiche Darstellung der Arbeit des Haushalts-
ausschusses gegeben haben, hat uns natürlich ge-
freut, die wir sonst eher in der Abgeschiedenheit 
des Neuen Hochhauses im 25. Stock als im öffentli-
chen Rampenlicht zu finden sind. 

(Beifall bei der FDP — Suhr [GRÜNE]: Da 
können Sie der Oma zuwinken!) 

— Herr Kollege von den GRÜNEN — ich kenne 
Ihren Namen nicht, aber man muß ihn sich wahr-
scheinlich auch nicht merken —, ich glaube, auch 
dieser Zwischenruf macht wie vieles andere deut-

lich, daß es sich bei den sogenannten Nachrückern 
der GRÜNEN um „Zweite Wahl" handelt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Dritte Wahl! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, auch wenn die Zahlen 
des Bundeshaushaltes weitgehend bekannt sind, 
will ich in aller Kürze noch einmal den Umfang dar-
stellen, mit dem der Entwurf für 1986 den Haus-
haltsausschuß passiert hat. Wenn hierbei bedacht 
wird, daß wir eine Reihe unabänderlicher Ansatzer-
höhungen — ich erinnere z. B. an die Kokskohlebei-
hilfe mit 700 Millionen DM Aufstockung wegen des 
veränderten Dollarkurses — neu berücksichtigen 
mußten, dann erst kann man die trotzdem erzielte 
Ausgabensenkung um 450 Millionen DM gegenüber 
dem Regierungsentwurf richtig bewerten. Dieser, 
mit einer Steigerung von 2,4 % gegenüber 1984 ver-
anschlagt, wurde auf eine Steigerungsrate von 2,2 % 
und damit auf ein Gesamtvolumen von 263,48 Milli-
arden DM verändert. Zusätzlich wird eine Absen-
kung der Nettokreditaufnahme um 1,29 Milliarden 
DM auf geplante 23,66 Milliarden DM möglich. 

Hier muß auch Berücksichtigung finden, daß im 
Haushalt der Einnahmeverlust von ca. 10 Milliar-
den DM aus dem ersten Schritt der zweistufigen 
Steuerreform eingearbeitet ist. Ich will keine unnö-
tigen Nachhutgefechte führen; ich glaube aber im-
mer noch, daß die Steuerreform in einem Schritt 
möglich gewesen wäre. Vielleicht konnte die günsti-
gere Situation vor einem Jahr noch nicht von jedem 
genau vorausgesehen werden. 

Günstige Situation, meine Damen und Herren, 
bedeutet natürlich nicht, daß schon wieder alle 
Schleusen aufgemacht werden könnten. Die neu an-
genommene Nettokreditaufnahme von 23,66 Mil-
liarden DM bedeutet, daß immer noch rund 9% der 
Einnahmenseite auf Schuldenaufnahme beruht. 
Hier sollte sich jedermann klarmachen, daß die 
freien Spielräume nicht so sind, daß hieraus allein 
große weitere Steuererleichterungen finanziert 
werden können. 

(Zurufe von der SPD) 

So müssen wir uns zu den Steuerplänen von 1987 
und für später seriöse Finanzierungsvorschläge 
überlegen, sicherlich seriöser als die Bemerkung 
des bayerischen Finanzministers Streibl, eine sol-
che große Steuerreform könne allein aus Wachstum 
und sparsamer Haushaltsführung finanziert wer-
den. 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie, daß ich 
einige wenige Beispiele nenne, die deutlich machen, 
daß im Haushaltsausschuß nicht, wie oft behauptet, 
finstere Apparatschiks irgendwelche bösen Zahlen-
spiele veranstalten, sondern daß hier lebendige 
Politik gestaltet wird. 

Erstens: Wir haben mit dem Einnahmetitel — die 
Koalitionsgruppe vielleicht noch deutlicher mit der 
Erhöhung des Einnahmetitels — bei der Privatisie-
rung von Bundesbeteiligungen einen weiteren 
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wichtigen Schritt in Richtung Entstaatlichung ge-
tan. Hiermit machen wir erneut deutlich, daß der 
Bund seinen Besitz auf solche Beteiligungen kon-
zentrieren muß, bei denen hoheitliche Vorausset-
zungen oder ein besonderes Interesse des Bundes 
vorliegen. Diesem Schritt müssen und werden wei-
tere folgen. 

(Frau Traupe [SPD]: Was ist denn mit der 
Lufthansa?) 

— Natürlich ist die Opposition — hier kommt der 
Zwischenruf der geschätzten Kollegin Traupe — 
immer schnell bei der Hand, hier von Verschleude-
rung von Volksvermögen zu reden. 

(Frau Traupe [SPD]: Aber sicher!) 

Herr Apel hat sich ja in seiner Rede heute morgen 
auch ähnlich unsinnig geäußert. Meine Damen und 
Herren, diese Behauptung ist Quatsch. 

{Kolb [CDU/CSU]: Nur, er hat sich nie 
daran gehalten!) 

Es handelt sich um eine ordnungspolitisch aus-
drücklich gewollte Umstrukturierung mit kurz- und 
langfristig sinnvollen Auswirkungen. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf des Abg. 
Würtz [SPD]) 

— Herr Kollege Würtz, es läßt sich sicher trefflich 
darüber streiten, ob eine Teilprivatisierung auf im-
mer noch deutlich über 50 % überhaupt irgend et-
was in der von Ihnen angedeuteten Richtung bewir-
ken würde. Ich glaube deswegen, daß Ihr Zwischen-
ruf — Sie stammen noch dazu aus einer Fraktion, 
die jeder Privatisierung aus grundsätzlichen ideolo-
gischen Erwägungen widerspricht — nicht sehr 
sinnvoll und ganz sicher auch nicht hilfreich ist. 

(Zustimmung bei der FDP — Dr. Hackel 
[CDU/CSU]: Er ist nicht einmal intelli-

gent!) 

Meine Damen und Herren, wenn es um Privati-
sierung geht, will ich an dieser Stelle auch darauf 
hinweisen, daß es kontraproduktiv ist, wenn die 
Deutsche Bundesbahn, deren eigenen Privatisie-
rungsbeitrag wir im Moment noch erwarten, in die-
ser Situation parallel ein bahneigenes Hotelnetz in 
Konkurrenz zu vielen — auch mittelständischen — 
Hotelbetrieben aufbaut, um dann in Kombination 
mit den Fahrtkosten noch dazu mit Dumpingprei-
sen auf den Markt zu stoßen. 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Sehr wahr! 
— Suhr [GRÜNE]: Dafür ist der Kanalbau 

kontraproduktiv zur Bundesbahn!) 

Der Verkehrsminister, dem ich unterstelle, daß ihm 
dies nicht bekannt war — er kann heute nicht an-
wesend sein —, wird in Kenntnis dieser Gegeben-
heiten seine häufig artikulierte Mittelstandsfreund-
lichkeit jetzt sicherlich beweisen. Er sollte den 
Bahnvorstand in dieser Sache zurückpfeifen. 

(Beifall bei der FDP) 

Auch noch ein Wort zur Lufthansa, nachdem die 
Forderung hiernach lustigerweise immer von der 
Opposition kommt. Da die Parteivorsitzenden der 
Koalition noch nicht abschließend hierüber gespro-

chen haben, ist man mit der möglichen Teilprivati-
sierung der Lufthansa zunächst nicht vorangekom-
men. Wir bleiben aber an diesem Thema. Die Hal-
tung meiner Fraktion hierzu ist bekannt. Ich meine, 
man sollte auch sagen, daß dieses Thema durch die 
Tarifauseinandersetzungen der letzten Tage eine 
besondere Brisanz erhalten hat. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Es ist ein bezeichnender Vorgang, wenn die Ge-
werkschaft ÖTV bei einem öffentlichen Monopol-
betrieb erst einen Streik anheizt und die Stimmung 
an ihrer eigenen Basis dann so aus dem Griff ver-
liert, daß der Vorstand gegen das Ergebnis der eige-
nen Urabstimmung den Arbeitskampf für beendet 
erklären muß. Das ist schon ein lustiges Faktum, 
meine Damen und Herren. 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Die Gei

-

ster, die ich rief!) 

Mit der Gewißheit im Rücken — wir stellen hier 
Überlegungen über Sinn oder Unsinn staatlicher 
Beteiligungspolitik an —, daß eventuelle Schäden 
der Steuerzahler zu berappen hat, da es sich ja um 
einen staatlichen Betrieb handelt, kann man natür-
lich trefflich agieren. 

Ein zweiter Punkt. Wir haben bei der verhältnis-
mäßig kleinen Zahl neuer Stellen, die wir im Be-
reich des Außenministeriums genehmigt haben, der 
Situation der Auslandsvertretungen Rechnung zu 
tragen versucht. Da bei unseren Außenvertretun-
gen verstärkt auch wirtschaftspolitischer Sachver-
stand eingesetzt werden soll, haben wir festgelegt, 
daß einige der neuen Stellen dort mit Fachleuten 
des Wirtschaftsministeriums besetzt werden müs-
sen. Ich finde, auch solche „kleinen" Dinge zeigen 
die Fähigkeit und die Bereitschaft des Haushalts-
ausschusses zu politischer Gestaltung. 

Zum dritten. Wir haben das Geld, das benötigt 
wird, um sämtliche Kraftfahrzeuge im Besitz des 
Bundes auf die neue umweltfreundliche Technolo-
gie umzurüsten, bei denen dies wirtschaftlich noch 
vertretbar ist, zur Verfügung gestellt. Das ist nach 
unserem letztjährigen Beschluß, nur noch umwelt-
freundliche Fahrzeuge zu beschaffen, ein weiterer 
deutlicher Schritt hin zur Verbesserung der Situa-
tion unserer Umwelt. 

(Zustimmung des Abg. Carstens [Emstek] 
[CDU/CSU] — Suhr [GRÜNE]: Macht lie

-

ber ein Tempolimit!) 

— Ich weiß, Herr Kollege von den GRÜNEN, daß 
Sie diese kleinen Schritte immer bemängeln, 

(Suhr [GRÜNE]: Es reicht nicht!) 

aber nicht bereit sind, selbst das Nötige zu tun. Ich 
meine, es wäre wünschenswert, wenn alle die Kolle-
gen der Opposition, die uns immer umweltpolitische 
Untätigkeit vorwerfen, zunächst einmal ihre eige-
nen Kraftfahrzeuge auf den hier beschlossenen 
Stand bringen würden. 

(Suhr [GRÜNE]: Ich fahre mit der Bahn!) 

Zum vierten. Meine Damen und Herren, man 
kann sich manchmal nicht vorstellen, was draußen 
in der Praxis geschieht; hatte doch das Bundes- 
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wehrkrankenhaus in Koblenz eine vollständig und 
gut und aufwendig eingerichtete spezielle Intensiv-
station für Brandverletzte nicht in Betrieb nehmen 
können, weil es an einigen Krankenschwestern und 
den hierfür erforderlichen Stellen fehlte. Hier hat 
der Haushaltsausschuß — ich muß sagen: ange-
führt durch die Koalitionsmehrheit; die Opposition 
ist natürlich auf dieses Pferd aufgesprungen — 

(Zuruf der Abg. Frau Traupe [SPD]) 

sofort gehandelt und noch im laufenden Jahr für 
die Beseitigung dieses Mißstandes gesorgt. Darauf 
bin ich — diese Bemerkung erlauben Sie mir — 
auch persönlich besonders stolz. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Frau Traupe [SPD]: Ach 

Gott, nein!) 

Meine Damen und Herren, nachdem schon die 
wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute 
in ihrem Herbstgutachten ein optimistisches Bild 
der konjunkturellen Entwicklung zeichneten, bestä-
tigt uns jetzt auch der Sachverständigenrat, daß die 
wirtschaftlichen Auftriebskräfte in der Bundesre-
publik stärker und die Voraussetzungen für mehr 
Beschäftigung und mehr Wachstum besser gewor-
den sind. Wenn der Sachverständigenrat für 1986 
ein Wirtschaftswachstum von 3 % und einen Zu-
wachs der Beschäftigtenzahl von etwa 300 000 pro-
gnostiziert, kann uns dies nur ermutigen, den Kurs 
marktwirtschaftlicher Erneuerung und der Haus-
haltskonsolidierung trotz aller Sirenenklänge kon-
sequent fortzusetzen. 

Natürlich kann die Lage am Arbeitsmarkt noch 
nicht befriedigen. Aber die Behauptung ist wider-
legt, der Aufschwung gehe am Arbeitsmarkt vorbei. 
So hatten zuletzt massiv die DGB-Gewerkschaften 
während ihrer SPD-Werbeveranstaltung, der soge-
nannten Aktionswoche, polemisiert. Tatsächlich 
steigt seit Sommer letzten Jahres die Zahl der Be-
schäftigten wieder. Sie wird Ende dieses Jahres um 
rund 200 000 höher liegen als Ende 1984. Die Kurz-
arbeit ist weitgehend abgebaut. Die Zahl der offe-
nen Stellen ist zwar noch unzureichend, aber sie 
liegt immerhin mit 117 000 um mehr als 30 % über 
dem Vorjahresstand. 

Nicht, daß ich mißverstanden werde: Euphorie ist 
bei diesen Zahlen unangebracht. Trotzdem ist fest-
zuhalten, daß es aufwärts geht. Ich bin sicher, daß 
der Staat nicht in der Lage wäre, eine bessere Ent-
wicklung durch schuldenfinanzierte Ausgabenpro-
gramme à la SPD zu erreichen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Müller [Schweinfurt] [SPD]: Lesen!) 

Wir haben es, meine Damen und Herren, bei der 
Arbeitslosigkeit eben auch mit strukturellen und 
demographischen Ursachen zu tun und zu einem 
immer geringeren Teil mit konjunkturellen Grün-
den. Mehr Beschäftigung, durch die auch die Ar-
beitslosigkeit weiter fühlbar abgebaut wird, werden 
wir nur durch verstärkte Investitionstätigkeit errei-
chen. Dazu ist es aber notwendig, daß wir in der 
Wirtschafts- und Haushaltspolitik unseren Kurs 
konsequent fortsetzen. 

Ich folge meinem Parteivorsitzenden Martin Ban-
gemann bei seiner gestrigen Bemerkung: Wer wie 
die SPD den Leistungsgedanken verteufelt, 

(Frau Traupe [SPD]: Das ist aber ganz 
falsch!) 

ist ein Prophet der Hoffnungslosigkeit. 

In der Fortsetzung des richtigen Weges unter-
stützt die Haushaltsgruppe der FDP die Regierung 
und insbesondere den Bundesfinanzminister auch 
weiterhin. Herr Stoltenberg, die Fraktion der FDP 
stimmt Ihrem Haushalt und damit Ihrem politi-
schen Kurs zu. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Finanzen. 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Diese 
Haushaltsdebatte steht unter dem Vorzeichen eines 
stärkeren und breiter fundierten wirtschaftlichen 
Aufschwungs, weiterer eindeutiger Fortschritte auf 
dem Weg zur Gesundung der Staatsfinanzen, einer 
wiedergewonnenen Spitzenstellung der Bundesre-
publik Deutschland in der Geldwert- und Preissta-
bilität, einer anhaltenden Zunahme der Beschäftig-
tenzahlen, aber weiterhin zu hoher Arbeitslosigkeit 
und schließlich — trotz aller pessimistischen Paro-
len der SPD — einer wachsenden Zuversicht bei 
der großen Mehrheit unserer Mitbürger. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Finanzpolitik der Regierungskoalition hat hier-
für einen entscheidenden Beitrag geleistet. Ein 
Schlüssel zum Erfolg bleibt nach meiner Überzeu-
gung auch in Zukunft die gute Abstimmung von 
Haushalts-, Steuer- und Währungspolitik, ihre 
möglichst konfliktfreie, wechselseitige Ergänzung. 

Der Bundeshaushalt 1986 ist der vierte Haushalt 
dieser Koalition. Mit jedem Etat kamen wir den 
Zielen des Stabilitäts- und Wachstums-Gesetzes ein 
Stück näher. 1983 haben wir endgültig das außen-
wirtschaftliche Gleichgewicht wiedergefunden. 1984 
setzte der Wachstumsprozeß voll ein. 1985 ist Preis-
stabilität praktisch erreicht. 1986 wird der sich ver-
stärkende Aufschwung auch auf dem Arbeitsmarkt 
vor allem durch deutlich steigende Beschäftigten-
zahlen zu einer nachhaltigeren Entlastung führen; 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

aber Arbeitslosigkeit bleibt natürlich die größte 
Herausforderung für viele Jahre. 

Der Bundeshaushalt 1986, meine Damen und 
Herren, ist zugleich der vorletzte Etat, den dieser 
Deutsche Bundestag zu beraten und zu verabschie-
den hat. Er fügt sich nach meinem Urteil konse-
quent und nahtlos in diese mittelfristige finanzpoli-
tische Konzeption ein: Das Wachstum der Bundes-
ausgaben bleibt deutlich unter 3 %. Die Neuver-
schuldung — darauf haben die Herren Kollegen 
Carstens und Weng in der Tat schon hingewiesen — 
wird trotz der Steuerentlastung im Soll, in der Pro-
jektion, nicht steigen. Die Steuern werden weiter 



13390 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 177. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 27. November 1985 

Bundesminister Dr. Stoltenberg 
gesenkt. Wir beklagen das nicht, Herr Kollege Apel, 
wir begrüßen das; das ist einer der Unterschiede 
zwischen uns. Und die wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen werden weiter verbessert. 

Nachdem die Bundesausgaben im Durchschnitt 
der 70er Jahre noch Jahr für Jahr um 9 % angestie-
gen waren — mit der Folge einer Explosion der 
öffentlichen Verschuldung —, haben sich CDU/CSU 
und FDP Ende 1982 zu Beginn ihrer gemeinsamen 
Arbeit darauf festgelegt, diesen genannten Rahmen 
von 3 % jährlich nicht zu überschreiten. Diese Ver-
einbarung haben wir durchgehalten. In den vier 
Jahren von 1983 bis 1986 steigen die Bundesausga-
ben insgesamt — aus heutiger Einschätzung — um 
knapp 8 %; das sind im Durchschnitt rund 2 % jedes 
Jahr. Ich halte das für einen eindrucksvollen Be-
weis der finanzpolitischen Standfestigkeit dieser 
Koalition. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Ergebnis, Herr Kollege Apel, ist eben nicht 
das Kaputtsparen der Konjunktur, das Sie zwei 
Jahre prophezeit haben, sondern eine starke dyna-
mische Entwicklung unserer Wirtschaft zum Nut-
zen aller Bürger unseres Landes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Ergebnis ist nicht die Umverteilung von unten 
nach oben, wie die alten Phrasen heißen, die Sie 
heute hier wieder aufgetischt haben, sondern ein 
Stabilitätserfolg, der vor allem den sozial Schwa-
chen unseres Landes hilft, denen Ihre Inflations-
politik geschadet hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Rusche [GRÜNE]: Das sagen Sie wider 

besseres Wissen!) 

Professor Karl Schiller, ohne Zweifel einer der 
bedeutenden sozialdemokratischen Politiker der 
Nachkriegszeit, sprach vor einigen Wochen in Hei-
delberg von einem „mühsamen Bußgang" der Kon-
solidierung, den wir und andere Europäer nach den 
„Sünden der 70er Jahre" zu gehen haben. Mir 
scheint das in den Worten Karl Schillers eine sehr 
treffende Beschreibung im kritischen Rückblick 
und in der gegenwärtigen Situation zu sein. Aller-
dings — Herr Kollege Apel, das muß ich Ihnen und 
Herrn Vogel sagen — ist bei den Hauptsündern der 
70er Jahre immer noch wenig Bußfertigkeit zu spü-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Schillers Wort vom Bußgang der Konsolidie-
rungspolitik nach den Sünden der 70er Jahre er-
scheint mir angemessener als die in unangenehmer 
Weise polemische Einführung des Begriffs der 
Barmherzigkeit in die finanzpolitische Diskussion 
gestern durch Ihren Fraktionsvorsitzenden Hans-
Jochen Vogel. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das paßt Ihnen nicht?) 

— Ich setze mich mit Begriffen auseinander und 
mit Ihnen, Herr Kollege Vogel. War es barmherzig, 
Herr Vogel, als Sie 1981 das Kindergeld für alle 

Eltern, auch die Frauen mit geringstem Einkom-
men, massiv gekürzt haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

War es barmherzig, als Sie 1981 Bürger in größter 
Bedrängnis durch ein Kürzungsgesetz aus der Ar-
beitslosenhilfe herausgeworfen haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

War es barmherzig, als Sie 1981 für arbeitslose Ju-
gendliche das Kindergeld gekürzt haben, das wir 
jetzt wieder eingeführt haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir reden hier nicht von einer grauen Vorzeit. Wir 
reden von der jüngsten Vergangenheit, in der unter 
Ihrer führenden Mitwirkung, Herr Kollege Vogel, 
und unter Mitwirkung von Herrn Apel in schwer-
ster Weise soziale Eingriffe beschlossen wurden. 
Sie sollten es nach der Bilanz der vergangenen 
Jahre vermeiden, Einsparbeschlüsse dieser Koali-
tion mit Begriffen wie „unbarmherzig" abzuqualifi-
zieren. Sie haben keine Legitimation dafür. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was Sie damals getan haben und was wir — un-
bestritten mit zum Teil harten Sparentscheidungen 
— weitergeführt haben, ist nicht in den Kategorien 
von barmherzig oder unbarmherzig zu behandeln. 

(Suhr [GRÜNE]: Kaltherzig!) 

Das sind die falschen Kategorien. Sie haben es 1981 
und 1982 aus einer Notsituation heraus getan, in die 
Sie nicht deswegen hineingekommen waren, weil 
Sie unbarmherzig waren, sondern weil Sie vorher 
eine falsche Finanzpolitik betrieben hatten — das 
ist die Kategorie der Diskussion über diese Fra-
gen —, 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

weil Sie in der Zeit wirtschaftlichen Wachstums bis 
1976 bis 1980 die Staatsverschuldung zu stark nach 
oben getrieben haben. Einer der Hauptverantwortli-
chen, der Kollege Apel — ich muß das wirklich 
sagen —, kritisiert die angeblich zu hohe Neuver-
schuldung in unseren Jahren. Wenn man den Herrn 
Kollegen Apel als Kritiker einer angeblich zu hohen 
Staatsverschuldung hier hört, kann man nur sagen: 
Das ist wirklich ein Zeichen von schwarzem Humor 
im deutschen Parlament, wie wir das selten genug 
erlebt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Roter Humor!) 

Herr Kollege Vogel, ich will ein paar Sätze zu den 
Rechnungen sagen, die Sie und in einer Neuauflage 
Herr Kollege Apel heute über die Konsolidierungs-
bilanz der letzten drei Jahre hier vorgetragen ha-
ben. 

(Dr. Penner [SPD]: Herr Stoltenberg, seien 
Sie nicht so bitter!) 

Ich will nur ein paar Zahlen vortragen, damit wir 
eine vernünftige Diskussionsgrundlage haben. 

Im Jahre 1982 — das ist sozusagen die Schlußbi-
lanz, das letzte Jahr sozialdemokratischer Regie- 
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rungsführung gewesen — gab es eine Verschuldung 
des Bundes, eine Nettokreditaufnahme, von 37,5 
Milliarden DM und einen Bundesbankgewinn von 
10,5 Milliarden DM. Im Jahre 1983 ging die Ver-
schuldung auf 31,5 Milliarden DM zurück. 

(Frau Traupe [SPD]: Was ist mit dem Bun-
desbankgewinn?) 

— Auf den komme ich gleich, seien Sie unbesorgt, 
Frau Traupe. Ich habe immer noch die Hoffnung, 
daß Zahlen wirken, jedenfalls in einer finanzpoliti-
schen Debatte. Zwischenrufe stören in diesem Mo-
ment etwas. 

1984 betrug die Nettokreditaufnahme 28,3 Milliar-
den DM. Ich veranschlage für 1985, weil sich Ausga-
benreste bilden, eher einen Wert von 22,5 Milliarden 
DM Nettokreditaufnahme als 23 Milliarden DM. Es 
gibt noch eine kleine Unschärfe. Unterstellen wir 
einmal 22,5 Milliarden DM. Das macht also, wie wir 
alle wissen, die wir die Grundrechnungsarten noch 
gelernt haben 

(Kolb [CDU/CSU]: Das ist lange her!) 

— ich unterstelle das einmal —, einen Unterschied 
von 15 Milliarden DM. Ich unterstelle sogar bei 
Herrn Kollegen Müller, obwohl er von der Universi-
tät Bremen kommt, daß er die Grundrechnungsar-
ten beherrscht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP — Dr. Müller [Bremen] 
[GRÜNE]: Wenn das wenigstens stimmen 

würde, Herr Stoltenberg!) 

Das heißt also, der Konsolidierungserfolg in drei 
Jahren beläuft sich auf 15 Milliarden DM. Der Bun-
desbankgewinn hat sich in dieser Zeit in der Tat um 
2,4 Milliarden DM erhöht, nämlich von 10,5 Milliar-
den DM auf 12,9 Milliarden DM. Diese Tatsache ist 
unbestritten. Das heißt, man kann sagen — ich ak-
zeptiere das —, der echte Konsolidierungserfolg in 
drei Jahren Verantwortung dieser Koalition, beson-
ders unter meiner Verantwortung, beträgt nicht 15 
Milliarden, sondern 12,6 Milliarden DM. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Jährlich!) 

— Natürlich. — Das ist die Zurückführung, brutto 
oder netto gerechnet. 

Sie, Herr Kollege Apel, tun hier nun so, als ob das 
alles nichts wäre, als ob der Finanzminister ohne 
den Bundesbankgewinn schlechter dastünde als 
seine Vorgänger, über die ich persönlich hier gar 
nicht viel reden will. Aber all diese Behauptungen 
haben mit den Tatsachen und mit den Zahlen 
nichts zu tun. Es wird dies auch nicht besser, wenn 
Sie einen in diesem Falle wirklich einmal schlech-
ten Artikel der sonst angesehenen Wochenzeitung 
„Die Zeit" als Alibi für falsche Behauptungen her-
anziehen wollen. Es wird dadurch in gar keiner 
Weise besser! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Spöri [SPD]: Sehr defensiv!) 

Wenn man dies alles mit irgendwelchen tollen 
Additionen und Subtraktionen über die Jahre 1980 
bis 1984, wie der Herr Vogel und Sie sie vortragen, 
verwischt, dann ist das ein untauglicher Versuch. 

Wenn man das als eine Milchmädchenrechnung be-
zeichnen würde, wäre das, meine Damen und Her-
ren, eine grobe Kränkung der Milchmädchen, eine 
ausgesprochen grobe Kränkung der Milchmäd-
chen! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Das gilt auch für den Versuch des Herrn Kollegen 
Vogel — es ist, glaube ich, der siebente seit dem 
Jahre 1980, der in diesem Hohen Hause unternom-
men wird —, mit irreführenden Behauptungen die 
finanzpolitische Bilanz meiner Tätigkeit als Mini-
sterpräsident des Landes Schleswig-Holstein zu 
kritisieren. Ich glaube, ich habe das jetzt zum sie-
benten Male erlebt; das fing schon an, als ich noch 
Ministerpräsident war. 

(Dr. Apel [SPD]: Wahrheit bleibt Wahr

-

heit!) 

Deswegen will ich Ihnen, Herr Kollege Hans-Jo-
chen Vogel, nur einen einzigen Tatbestand nennen: 
Wenn wir die Gesamtverschuldung der verschie-
denen Ebenen — Länder und kommunale Selbst-
verwaltung — zusammennehmen, haben wir, weil 
wir in Schleswig-Holstein eine besonders kommu-
nalfreundliche Politik betrieben haben, als Bürger 
dieses Landes in Westdeutschland neben unseren 
bayerischen und baden-württembergischen Lands-
leuten die niedrigste Pro-Kopf-Verschuldung, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

und ich muß sagen, auf meine Mitwirkung an dieser 
Politik bin ich relativ stolz. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Apel 
[SPD]: Auch eine Milchmädchenrech

-

nung!) 

Ich sage es Ihnen noch einmal: Wenn wir Länder 
und kommunale Selbstverwaltung zusammenneh-
men, haben wir in einem eher wirtschafts- und 
finanzschwachen Land neben unseren Mitbürgern 
aus Bayern und Baden-Württemberg die niedrigste 
Pro-Kopf-Verschuldung in ganz Westdeutschland, 

(Dr. Apel [SPD]: Milchmädchen Stolten

-

berg!) 

d. h. von den zehn westdeutschen Ländern. Berlin 
hat ja eine Sonderstellung. Wir sind uns darüber 
einig, daß wir über 50% des Berliner Etats durch 
einen Bundeszuschuß finanzieren. Darüber hat es 
in unserer Betrachtung nie einen Streit gegeben. 

Meine Damen und Herren, nach dieser Auseinan-
dersetzung mit einigen Argumenten der Opposition 
möchte ich mich doch noch einmal dem Haushalt 
zuwenden. Es ist für mich nicht nur ein Gebot der 
Höflichkeit, sondern auch Ausdruck der außeror-
dentlichen Wertschätzung, wenn ich den Kollegin-
nen und Kollegen im Haushaltsausschuß, Herr Kol-
lege Walther, herzlich für ihre Arbeit danke. Da ich 
selbst als junger Abgeordneter dort unter dem Vor-
sitz von Erwin Schoettle, den ich gern erinnere, 
meine parlamentarischen Lehrjahre absolviert 
habe, weiß ich etwas besser als viele andere in Re-
gierung und Parlament, was diese Arbeit bedeutet. 
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Meine Damen und Herren, Sie haben auch bei 

den Beratungen des Etats 1986 durch viele Einzel-
entscheidungen die Struktur des Haushalts weiter 
verbessert, Gesichtspunkte der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit durchgesetzt und sowohl den Aus-
gaberahmen als auch die vorgesehene Neuverschul-
dung weiter verringert. 

Wir mußten zu Beginn unserer gemeinsamen Ar-
beit vor drei Jahren noch eine Kreditaufnahme von 
über 50 Milliarden DM befürchten. Jetzt liegt das 
Soll unter 24 Milliarden. Ich hoffe, daß wir es im 
Haushaltsvollzug noch etwas unterschreiten kön-
nen. Herr Apel, das ist, in absoluten Zahlen gerech-
net, der niedrigste Stand seit 1977 und, gemessen 
am Bruttosozialprodukt, der niedrigste Stand seit 
1974. 

Meine Damen und Herren, wir werden uns im 
Vollzug des Bundeshaushalts auch weiterhin als 
Anwälte der Sparsamkeit verstehen. So müssen 
wir, wie ich sagte, die Kreditermächtigungen in die-
sem Jahr nicht voll ausnutzen, und wir werden uns 
darum auch im nächsten Jahr bemühen. Dies ist 
um so wichtiger, als 1984 und nach den jetzigen 
Erkenntnissen auch 1985 die Einnahmen des Bun-
des hinter den Ansätzen zurückbleiben. Dies ist ein 
Punkt, der mir in der längerfristigen finanzpoliti-
schen Debatte einige Sorgen bereitet. Dennoch kön-
nen wir durch Ausgabendisziplin, was die Haus-
haltsperspektiven anbetrifft, auch für die Zukunft 
über das nächste Jahr hinaus optimistisch sein. Mit 
dieser disziplinierten Haushaltspolitik haben wir 
die Finanzpolitik überhaupt erst wieder zu einem 
wirksamen Instrument der Wirtschafts-, Arbeits-
markt- und Sozialpolitik gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie war, Herr Kollege Apel, Anfang der 80er Jahre 
in der Rezession völlig gelähmt, weil zuvor in den 
wirtschaftlich guten Jahren zuviel Schulden ge-
macht wurden und Sie dann — ich habe es eben 
schon erwähnt — in der Krise, im Abschwung Inve-
stitionen und Sozialleistungen kürzten, vielleicht 
sogar kürzen mußten, mit dem Ergebnis einer Ver-
schärfung des ungünstigen Trends. Ich muß das 
noch einmal sagen nach diesem in Zahlen ungenau-
en, in der Sache nicht überzeugenden Plädoyer, das 
Sie kritisch an uns in Verbindung mit den kommu-
nalen Investitionen gerichtet haben. Man muß hier 
wirklich die Tatsachen zugrunde legen, Herr Apel. 
Wir können Ihnen nicht durchgehen lassen, was Sie 
hier gesagt haben. Ich habe mir noch einmal die 
Zahlen der Finanzstatistik geben lassen. Die dra-
matische Talfahrt der kommunalen Investitionen 
begann 1980. 1980 betrugen die investiven Ausga-
ben der Kommunen noch über 45 Milliarden DM, 
1981 44,7 Milliarden DM, 1982 40,2 Milliarden DM, 
1983 36,7 Milliarden DM, und erst 1984 ist es zu 
einer Stabilisierung mit 35,1 Milliarden DM gekom-
men. Mein Zitat, das Sie kritisiert haben, beruhte 
natürlich auf den Soll-Zahlen, den Annahmen der 
kommunalen Spitzenverbände. Daß Soll und Ist 
nicht völlig identisch sind, wissen Sie. Und jetzt 
geht — darüber sind wir uns mit den kommunalen 
Spitzenverbänden im Finanzplanungsrat einig — 
ihr Investitionsvolumen wieder hoch, nach den Vor-

anschlägen für 1986 auf 37,5 Milliarden DM. Wer 
diese falsche Finanzpolitik und Wirtschaftspolitik 
vertreten hat, die diesen dramatischen Niedergang 
der kommunalen Investitionen 1980, 1981 ausgelöst 
hat — mit schlimmen Folgen für die Bauarbeiter 
und die Bauwirtschaft —, ist wirklich nicht berufen, 
in der Art, wie Sie das versuchen, als Anwalt der 
Kommunen anklagend gegen diese Bundesregie-
rung aufzutreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nein, wir nutzen diesen Spielraum, den wir wieder-
gewonnen haben, vor allem mit der Steuerpolitik, 
der Beschäftigungspolitik und der Familienpolitik. 

Und, Herr Kollege Apel — ich muß das sagen —, 
was Sie über die sozialen Wirkungen der Steuersen-
kung hier ausgeführt haben, ist falsch. Das ist ein 
bewußtes Mißverständnis, ein gewolltes Mißver-
ständnis, 

(Dr. Apel [SPD]: Absolut korrekt!) 

— ein gewolltes Mißverständnis. Herr Kollege Car-
stens hat das hier zu Recht gesagt. Wir haben uns 
politisch entschieden, bei der ersten Stufe der Steu-
erentlastung im wesentlichen die Berufstätigen mit 
Kindern zu entlasten, während die Berufstätigen 
ohne Kinder im wesentlichen die Entlastung zwei 
Jahre später bekommen. Deswegen ist es nicht kor-
rekt — ich will mich sehr höflich ausdrücken —, die 
Entlastungsbeispiele für 1986 bei Berufstätigen 
ohne Kinder vorzuführen. Die schlichte Wahrheit 
ist, daß ein Arbeitnehmer mit Durchschnittsein-
kommen und zwei Kindern im nächsten Jahr rund 
1 000 DM Lohnsteuer weniger zahlt als in diesem 
Jahr. Natürlich ist das eine arbeitnehmerfreundli-
che Politik und vor allem eine familienfreundliche 
Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir werden den anderen Steuerzahlern und Berufs-
tätigen — ich weiß, daß das nicht immer einfach 
sein wird — erklären müssen, daß wir diese Priori-
tät so gewählt haben. Aber nach der groben Ver-
nachlässigung der Familie in den vorhergehenden 
Jahren ist das nach meiner Meinung sozial-ethisch 
zu begründen. Das ist es, was uns unter dem Ge-
sichtspunkt der Gerechtigkeit bewegt. Ich weise die 
Unterstellung nachdrücklich zurück, daß es dieser 
Regierung nicht um Gerechtigkeit geht, Herr Kol-
lege Apel. Ich weise das mit Nachdruck zurück. Nur, 
wir haben ein anderes Verständnis von Gerechtig-
keit, wenn wir mehr für die Familien mit Kindern 
tun, als Sie  das in 13 Jahren getan haben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Es geht um die Frage, was die Konsequenzen des 
Prinzips der Gerechtigkeit, des Wertes Gerechtig-
keit, für die politischen Prioritäten sind. Da unter-
scheiden wir uns allerdings. 

Wir haben mit der Übertragung weiterer Umsatz-
steueranteile auf die Europäische Gemeinschaft die 
finanziellen Grundlagen für ihre Erweiterung und 
Fortentwicklung geschaffen. Das ist ein erheblicher 
Beitrag der Bundesrepublik. Er engt auch unseren 
finanzpolitischen Handlungsbereich in den kom- 
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menden Jahren ein Stück ein. Aber ich hoffe — die 
Beratungen im Ministerrat zu Budgetfragen in den 
letzten Tagen haben das gezeigt —, daß sich auch 
bei unseren Partnern die Erkenntnis durchsetzt, 
daß in Europa die Ausgaben unter Kontrolle blei-
ben müssen und der europäische Fortschritt, den 
wir wünschen, nicht im wesentlichen in einem stän-
dig weitergehenden Ressourcentransfer besteht. 
Das ist nicht die Hauptaufgabe der EG. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir verbessern mit diesem Haushalt und den be-
gleitenden Vorlagen die wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen weiter, natürlich, Herr Kollege Apel, 
mit Blick auf den Arbeitsmarkt. Sie haben die 
neuen Abschreibungsmöglichkeiten für Wirt-
schaftsgebäude kritisiert, und dann sagen Sie, das 
bewirke nichts. Wie kommen Sie eigentlich dazu? 

(Dr. Apel [SPD]: Haben Sie gehört, was Dr. 
Schlesinger in der Anhörung im Deutschen 

Bundestag dazu gesagt hat?) 

— Ich habe viele Meinungen dazu gehört, sehr vie-
le. Und ich habe als letztes dazu gelesen — Herr 
Apel, lassen Sie sich das einmal vorlegen, vielleicht 
heute oder morgen, oder suchen Sie es selbst her-
aus, je nachdem, wie die Arbeit in Ihrem Büro orga-
nisiert ist —, daß das Ifo-Institut, das in diesen Fra-
gen durch die direkten Befragungen wirklich sehr 
zeitnahe Prognosen gibt, gerade festgestellt hat, 
daß zu den Lichtpunkten in der schwierigen Lage 
der Bauwirtschaft die deutliche Nachfragesteige-
rung im Bereich der Wirtschaftsgebäude gehört. 
Wir sehen das als ein Zeichen dafür — ich höre das 
auch in meinem Wahlkreis, wenn ich mit den örtli-
chen Bauämtern und den mittelständischen Unter-
nehmen rede; ich hoffe, daß Sie in Ihrem Wahlkreis 
etwas Ähnliches erfahren; ich wünsche Ihnen übri-
gens ausdrücklich, wobei ich hoffe, daß es Ihnen 
nicht schadet, daß Sie in Ihrem Wahlkreis wieder 
kandidieren können, weil das nach meiner Meinung 
eine faire Entscheidung Ihnen gegenüber wäre; des-
wegen spreche ich von Ihrem Wahlkreis —, daß po-
litische Signale zur Investitionsförderung von den 
mündigen Bürgern als Investoren vor Ort auch be-
griffen werden. Das wird der Bauwirtschaft, Gott 
sei Dank, ein Stück helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben die Mittel für die Stadterneuerung in 
dem genannten Umfang erhöht. 

(Frau Traupe [SPD]: Nicht genug!) 

— Nicht genug. Darauf komme ich gleich. Ich hoffe, 
daß Herr Posser, der auf der Bundesratsbank war, 
das mithört. 

(Zurufe von der SPD: Da sitzt er doch!) 

— Ja, er hört es. Sehr schön, Herr Posser. Vor allem 
hat er dann Ihren Zwischenruf „Nicht genug" eben-
falls gehört. 

Herr Kollege Apel, es ist Ihr gutes Recht, als 
SPD-Fraktion die Entflechtung 1988 abzulehnen. 
Aber Sie sollten natürlich — Manfred Carstens hat 
das schon gesagt — dabei einfach in Betracht zie-
hen, daß alle Ministerpräsidenten der Bundeslän-

der, auch Ihr Kanzlerkandidat Johannes Rau, in 
mehrfachen Diskussionen mit dem Bundeskanzler 
und der Bundesregierung kategorisch auf diese 
Entflechtung, auf dem Rückzug des Bundes, bestan-
den haben. Wir müssen es als einen Erfolg ansehen, 
daß wir — es war nicht leicht, — die Regierungs-
chefs der Bundesländer überzeugt haben, sie nicht 
1986 vorzunehmen, sondern erst 1988, um damit in 
der Übergangszeit die Möglichkeit zu einer so star-
ken Belebung der Bautätigkeit zu erreichen. 

Die Arbeitsteilung kann doch nun nicht so sein, 
Herr Kollege Apel, daß Herr Rau, Herr Börner, 
Herr Wedemeier und Herr Dohnanyi, jeder in sei-
ner Art, massiv Forderungen an die Bundesregie-
rung richten und anschließend die sozialdemokrati-
sche Opposition im Deutschen Bundestag die Bun-
desregierung heftig angreift, wenn sie Kompro-
misse mit den Regierungschefs der elf Bundeslän-
der erzielt. Das zeigt nur, daß Ihnen jede Geschlos-
senheit auch in diesen Fragen des Bund-Länder-
Verhältnisses fehlt. Es wäre sehr zu begrüßen, 
wenn in einer der nächsten Sitzungen des Deut-
schen Bundestages der neue Kanzlerkandidat Jo-
hannes Rau einmal eine Linie hierzu vortragen 
könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Ich entnehme allerdings meinen Unterlagen, daß 
der Beitrag des Landes Nordrhein-Westfalen in die-
sem Zusammenhang leider immer noch ungeklärt 
ist. Nach einer Aufzeichnung vom 18. November 
1985 haben alle Bundesländer — am 21. November 
1985 auch Ihr Heimatland, also der Stadtstaat Ham-
burg — die vereinbarten Unterlagen eingereicht 
und die Vorkehrungen dafür getroffen, daß die Mit-
tel der Länder verdoppelt werden — alle mit Aus-
nahme des Landes Nordrhein-Westfalen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Der zuständige Minister Zöpel hat dem Kollegen 
Oskar Schneider geschrieben, man könne die not-
wendigen Angaben überhaupt erst in der zweiten 
Dezember-Hälfte, weit nach dem vereinbarten Ter-
min, machen. Die Diskussion in Nordrhein-Westfa-
len zeigt uns, daß in keiner Weise gesichert, zumin-
dest sehr zweifelhaft ist, ob die zwischen Bund und 
Ländern vereinbarte Zusatzfinanzierung der Län-
der dort erfolgt. Ich würde es begrüßen, wenn Herr 
Posser dem Deutschen Bundestag dazu einen klä-
renden Beitrag liefern könnte. Es kann ja wohl 
nicht angehen, daß Sie als SPD hier antreten und 
Beschäftigungsprogramme fordern und wir nicht 
einmal wissen, was Ihr eigener Kanzlerkandidat im 
Land Nordrhein-Westfalen machen will, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

wenn wir, Bund und Länder, mit einer vernünfti-
gen, sinnvollen Verstärkung vorhandener Pro-
gramme ein Doppelziel erreichen wollen: Stadt- und 
Dorferneuerung und eine Stützung der Bauwirt-
schaft. 

(Müntefering [SPD]: Sie haben doch keine 
Ahnung!) 
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— Überlassen wir es lieber einmal Herrn Posser, 
die nötige Erklärung abzugeben. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Müntefering? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Nein. Ich gehe davon aus, daß der Kollege Posser 
die notwendige Erklärung abgibt. Ich verspreche 
mir davon etwas mehr. 

Ich will übrigens zum Thema der öffentlichen In-
vestitionen kurz darauf verweisen, daß die von uns 
im Sommer dieses Jahres beschlossenen ergänzen-
den Maßnahmen im ERP-Haushalt, bei der Kredit-
anstalt für Wiederaufbau, bei der Lastenaus-
gleichsbank zu zusätzlichen Investitionen von rund 
10 Milliarden DM führen werden — das können wir 
bei diesem nachhaltigen Echo vor allem der Ge-
meinden für Umweltschutzinvestitionen und an-
dere Fördermittel sagen —, über die Hälfte davon 
in den Jahren 1985 und 1986. 

Im Hinblick auf Ihre Kritik, Herr Apel, an der 
Investitionsentwicklung im Haushalt füge ich hin-
zu: Wir nutzen diese Möglichkeit der Sondervermö-
gen und der Agenturen des Bundes voll aus. Die 
Bundesbahn wird die entsprechenden Ansätze für 
Investitionen im nächsten Jahr um 1 Milliarde DM 
erhöhen, die Bundespost noch einmal um 900 Mil-
lionen DM vor allem für die Verbesserung des Fern-
meldenetzes. 

(Rusche [GRÜNE]: Und für die Verkabe-
lung!) 

Das heißt, unsere Gesamtpolitik führt zu steigen-
den öffentlichen oder öffentlich induzierten Investi-
tionen, auch wenn — das ist richtig — die Investi-
tionsansätze im Haushalt 1986 etwas zurückgehen. 

Sie gehen vor allem zurück — auch das hat der 
Kollege Carstens bereits hervorgehoben — aus ei-
nem erfreulichen Anlaß: Wir können 500 Millionen 
DM wegnehmen, weil wir auf dem Weg der Gesun-
dung von wichtigen Bundesunternehmen und Bun-
desbeteiligungen vorankommen. Der Salzgitter-
Konzern wird nach unserer Einschätzung im neuen 
Geschäftsjahr ein ausgeglichenes Ergebnis errei-
chen. 630 Millionen DM Defizit im Jahr 1982. Die 
Saarbergwerke, die 1983 noch einen Verlust von 200 
Millionen DM gemacht haben, werden zum ersten-
mal seit langer Zeit wieder mit einem — wenn auch 
kleinen — Überschuß abschließen. Es ist doch gut, 
wenn wir nicht mehr Steuermittel in diese Unter-
nehmen in der Form von Subventionen hineinge-
ben müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich habe nicht begriffen, Herr Kollege Apel, was 
Sie über Art. 115 des Grundgesetzes gesagt haben. 
Sie haben in Ihrem verteilten Manuskript ausge-
führt, wir hätten eine höhere Neuverschuldung als 
die Investitionsmittel des Bundes. 

(Dr. Apel [SPD]: Seien Sie genau! Ich habe 
gesagt, es gibt ein Finanzierungsdefizit; 
denn der Bundesbankgewinn ist ja keine 
reguläre Steuereinnahme! Da stellt sich 

dann die Frage, ob Art. 115 eingehalten 
ist!) 

— Das ist aber eine neue Definition, die für meine 
Mitarbeiter und mich etwas überraschend ist. Den 
Punkt können wir einmal fachlich vertiefen. Es war 
jedenfalls so, Herr Kollege Apel — wenn ich einmal 
die letzten beiden Jahre sozialdemokratischer Re-
gierungstätigkeit nehmen darf —, daß 1982 die Net-
tokreditaufnahme um 6,9 Milliarden DM, 1983 um 
7,6 Milliarden DM über den Investitionsansätzen 
gelegen hat. Jetzt, 1985, liegen die Investitionsan-
sätze um 10,3 Milliarden DM höher als die Netto-
kreditaufnahme und 1986 um 10,8 Milliarden DM. 

(Dr. Apel [SPD]: Aber nur wegen des Bun

-

desbankgewinns, Herr Kollege Stolten

-

berg!) 

— Auch, aber nicht nur. 

Wir werden auf dem Gebiet der Privatisierung 
vorangehen. Es kann gar keine Rede davon sein, 
daß wir kein Gesamtkonzept haben. Wir haben ein 
sehr gut durchdachtes Konzept für die Beiteili-
gungspolitik, das ich ja der Öffentlichkeit im vori-
gen Jahr vorgestellt habe. Ich freue mich, daß wir 
uns über wichtige Schritte einig sind. 

Wir haben noch einen Diskussionsbedarf bei der 
Lufthansa. Warum soll man das hier verschweigen? 
Da gibt es unterschiedliche Meinungen, die abgegli-
chen werden müssen. 

Herr Kollege Apel, zur Privatisierungspolitik: Sie 
war in der großen Koalition wegen unterschiedli-
cher Meinungen nicht mehr möglich. Sie war 1965 
überhaupt nicht möglich. Sie war auch nach 1969 in 
der Koalition zwischen SPD und FDP nicht mög-
lich. Wir haben in der neuen Koalition einen breiten 
Konsens zwischen CDU/CSU und FDP. Deswegen 
gehen wir voran. Die Tatsache, daß wir bei einem 
einzigen Unternehmen noch Diskussionsbedarf ha-
ben, ändert doch nichts an dieser erfreulichen 
Trendwende. Im übrigen fangen auch die französi-
schen Sozialisten an, über Privatisierung wieder 
laut zu reden. Ich empfehle Ihnen, sich einmal mit 
der Diskussion in Paris über den Mißerfolg der Ver-
staatlichungspolitik in Frankreich auseinanderzu-
setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die wichtigste Aufgabe unserer finanz- und wirt-
schaftspolitischen Strategie ist, dem Aufschwung 
Dauer, Dauer in Stabilität zu verleihen. Auf diese 
Perspektive hat der Sachverständigenrat bereits im 
vorigen Jahr in der Überschrift seines Gutachtens 
hingewiesen: „Chancen für einen langen Auf-
schwung". Auch deshalb behalten für uns ein 
Höchstmaß an Preisstabilität, eine niedrige Kredit-
aufnahme zur Förderung des Zinssenkungstrends 
und die Stärkung der Investitions- und Innovations-
fähigkeit unserer Volkswirtschaft Vorrang. 

So können wir die unvermeidlichen Umstruktu-
rierungsprozesse wichtiger Wirtschaftszweige ohne 
unerträgliche soziale und menschliche Brüche voll-
ziehen und neue dauerhafte Arbeitsplätze schaffen. 
Eine wieder steigende Nettokreditaufnahme des 
Staates bei Wirtschaftswachstum wäre das völlig 
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falsche Signal. Deshalb bleibt auch rückblickend 
die Entscheidung der Koalition völlig richtig, die 
Senkung der Einkommen- und Lohnsteuer in zwei 
Stufen 1986 und 1988 zu vollziehen. 

Wer bei gewissen saisonalen Schwankungen — 
wie im vorigen Winter, als uns nicht nur von der 
Witterung, sondern auch von der Politik der Wind 
ins Gesicht blies; das ist wahr — sofort in haus-
halts- oder steuerpolitischen Aktionismus verfallen 
will, gefährdet dieses Ziel einer langfristig angeleg-
ten Stärkung unserer Volkswirtschaft, des Arbeits-
markts und der finanzpolitischen Grundlagen des 
Staates. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

So ist für mich, bei sehr viel Anerkennung und 
auch einigen kritischen Anmerkungen, Herr Apel, 
die wir ernst nehmen, an dem Jahresgutachten 1986 
des Sachverständigenrates besonders ermutigend, 
daß es diese Chance eines Gesundungs- und Wachs-
tumsprozesses auch über 1986 hinaus nicht nur be-
schreibt, sondern auch begründet und uns dafür 
wichtige Hinweise gibt. 

Wir müssen unsere Bundesrepublik ökonomisch 
und finanzwirtschaftlich wetterfest machen, soweit 
dies in unseren Kräften steht, um gewappnet zu 
sein, falls es zu einem späteren Zeitpunkt wieder 
einmal zu weltwirtschaftlichen Turbulenzen kom-
men sollte. Wir können diese Turbulenzen für spä-
tere Jahre nicht ausschließen. Ich stimme da mit 
Ihnen überein, und ich sage auch einiges dazu. 

Hier ist auch die Verantwortung der autonomen 
Gruppen gefordert. Anhaltend hohe private Investi-
tionen — die sind noch wichtiger als die öffentli-
chen Investitionen —, Risikobereitschaft der Unter-
nehmen ist das eine; die Bereitschaft der Gewerk-
schaften zu maßvollen Tarifabschlüssen, um die 
Chancen der Arbeitslosen zu verbessern, ist das an-
dere. Maßvolle Tarifabschlüsse werden, wenn sie 
sich im nächsten Jahr auf einen Anstieg der Löhne 
und Gehälter konzentrieren und Konflikte zur Ar-
beitszeitfrage vermieden werden, zu einer Steige-
rung der Realeinkommen führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Daran besteht bei einer Inflationsrate von 1,7 bis 
1,8 % und der Perspektive, daß sie sich weiter gün-
stig entwickelt, überhaupt kein Zweifel. 

Vor allem die erwähnte Steuersenkung, beson-
ders für Berufstätige mit Kindern, neue und verbes-
serte staatliche Transferleistungen wie Erziehungs-
geld, Wohngeld und anderes und die Zunahme der 
Beschäftigtenzahlen werden 1986 zu einer spürba-
ren Belebung des privaten Verbrauchs führen. 

Auch international, meine Damen und Herren, 
breitet sich wieder ein stärkeres Vertrauen in die 
Leistungsfähigkeit unserer deutschen Volkswirt-
schaft aus. Dies drückt sich in der deutlichen Auf-
wertung der DM gegenüber dem US-Dollar aus — 
trotz eines nach wie vor hohen Zinsabstandes von 
viereinhalb Prozent im Vergleich zu den Vereinig-
ten Staaten. Inzwischen redet niemand mehr von 
der verlorengegangenen Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Industrie. Im Gegenteil: Trotz der Auf-

wertung der Deutschen Mark gehen die meisten 
Wirtschaftswissenschaftler für die kommende Zeit 
von günstigen Exportchancen aus. 

Das Bild der Weltwirtschaft hat seinen überwie-
gend hellen Grundton behalten. Allerdings sind 
Schatten unübersehbar. Ich rechne hier besonders 
die kritische Lage hochverschuldeter Schwellenlän-
der und notleidender Entwicklungsländer dazu. Bei 
der Jahrestagung von Weltbank und Währungs-
fonds im Oktober sind einige wichtige Entscheidun-
gen für diese Länder getroffen worden, andere sind 
dringend notwendig. 

Vom Willen zur Zusammenarbeit war auch das 
Treffen der Finanzminister und Notenbankgouver-
neure der fünf großen Industrieländer am 22. Sep-
tember 1985 in New York geprägt. Wir waren uns 
dort einig — wir haben es öffentlich ausgespro-
chen —, daß ein Anstieg des Werts der europäi-
schen Währungen — vor allem aber der des japani-
schen Yen gegenüber dem amerikanischen Dollar 
— wünschenswert ist. 

Die dort getroffenen Vereinbarungen haben er-
hebliche Wirkungen gehabt. 

Erstens. Wir sind bei der „Entzerrung" der Wech-
selkurse schon jetzt, nach rund zwei Monaten, be-
trächtlich vorangekommen. Die europäischen Wäh-
rungen haben sich seit dem 22. September gegen-
über dem Dollar um gut 11 % aufgewertet. Der japa-
nische Yen ist gegenüber der amerikanischen Wäh-
rung mit rund 20 % — wie angestrebt — wesentlich 
stärker gestiegen. Den Zentralbanken ist es so ge-
lungen, den Devisenmärkten eine gewisse Neu-
orientierung zu geben. Dazu hat sicher auch beige-
tragen, daß die Währungsbehörden einen im Ansatz 
bereits vorhandenen Markttrend wirksam unter-
stützen konnten. 

Zweitens — und das ist für mich von besonderer 
Wichtigkeit — haben sich die Vereinigten Staaten 
in überzeugender Weise beteiligt. Sie haben so zu 
verstehen gegeben, daß sie — im Gegensatz zu den 
vergangenen Jahren — dem Wechselkurs des Dol-
lar die ihm zukommende Bedeutung für das inter-
nationale Wirtschaftsgeschehen einräumen. 

Drittens ist es mit den New Yorker Beschlüssen 
gelungen, zu einem Umdenken im amerikanischen 
Kongreß im Hinblick auf die Gefahren des Protek-
tionismus beizutragen. Für eine störungsfreie Ent-
wicklung der Weltwirtschaft hat dieser Meinungs-
umschwung zentrale Bedeutung. Wenn die protek-
tionistischen Vorschläge, die auch im amerikani-
schen Kongreß wie eine Welle angestiegen waren, 
verwirklicht worden wären, hätte das schlimme 
Auswirkungen auf die Weltwirtschaft gehabt. Für 
einige hochverschuldete Länder der Dritten Welt 
hätten sich existenzbedrohende Folgen ergeben 
können. 

Diese währungspolitischen Absprachen sind so 
ein Schritt in die richtige Richtung, die tieferliegen-
den Ursachen der wirtschaftlichen Fehlentwicklun-
gen in den Vereinigten Staaten von Amerika und 
anderen Teilen der Welt können sie natürlich nicht 
beseitigen. Solange die Vereinigten Staaten ihr ho-
hes Haushaltsdefizit nicht entscheidend abbauen, 
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wird Amerika mit hohen Zinsen internationales Ka-
pital anlocken. Dies führt zu erheblichen Verwer-
fungen und immer noch überhöhten Dollar-Zin-
sen. 

Auch da gibt es ein Umdenken. Wer die Debatten 
im Kongreß in diesen Wochen verfolgt, also z. B. 
Rudman-Gramm-Amendment oder auch die Be-
schlüsse im demokratisch bestimmten Repräsen-
tantenhaus, sieht, daß die Bemühungen vorange-
hen. Wir alle können im Interesse der Vereinigten 
Staaten, im Interesse Europas, vor allem im Inter-
esse der armen und notleidenden Länder, die die 
hohen Dollar-Zinsen schwer belasten, nur hoffen, 
daß diese Bemühungen endlich zu einem überzeu-
genden Ergebnis der Haushaltskonsolidierung in 
Amerika führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Aber, meine Damen und Herren, es macht keinen 
Sinn, die Amerikaner hier anzumahnen und zu kri-
tisieren, im eigenen Land aber Haushaltskonsoli-
dierung kleinzuschreiben. Ich habe es kürzlich auf 
der internationalen Tagung in Seoul — ich werde 
das betreffende Land natürlich nicht nennen; 

(Dr. Apel [SPD]: Aber wir kommen drauf!) 

das kann ich als Mitglied der Regierung ja nicht, 
weil es ein befreundetes Land ist — auch erlebt, 
meine Damen und Herren, daß ein geschätzter Kol-
lege aus einem uns befreundeten Land heftige Kri-
tik an dem amerikanischen Haushaltsdefizit und 
seinen schlimmen weltwirtschaftlichen Folgen 
übte, an dem amerikanischen Haushaltsdefizit, daß 
insgesamt bei 6 % des Bruttosozialprodukts liegt. 
Anschließend mußte er sich von dem amerikani-
schen Kollegen vorhalten lassen, daß er soeben ei-
nen Haushaltsentwurf mit einem Defizit von 14 % 
des Bruttosozialprodukts vorgelegt habe. So kann 
die Debatte zwischen den Industrieländern ja wohl 
nicht ernsthaft geführt werden. Stabilität beginnt 
zu Hause. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir alle sind hier in der Pflicht, in Europa wie in 
Amerika. 

Die letzte umfassende Wechselkursanpassung im 
Europäischen Währungssystem liegt mittlerweile 
2 1/2 Jahre zurück. Da immer noch erhebliche Un-
terschiede in der Inflationsentwicklung vorhanden 
sind, ergeben sich zwangsläufig Veränderungen in 
den jeweiligen Wettbewerbspositionen. Manche un-
serer Partner im Europäischen Währungssystem 
können das nur durch sehr hohe Zinssätze ausglei-
chen. Sie erreichen in der Spitze bis zu 15%; das ist 
die Wirklichkeit Westeuropas, meine Damen und 
Herren. Es ist die Entscheidung unserer Partner, 
souveräner Regierungen und Notenbanken im Eu-
ropäischen Währungssystem, die Wechselkurse ge-
gebenenfalls auch durch hohe Zinsraten zu stabili-
sieren. 

Wir haben aus der Interessenlage der Bundesre-
publik Deutschland keine Ursache, auf sie Druck in 
Richtung auf eine Wechselkursanpassung auszu-
üben. Aber wer den anderen Weg wählt, wer trotz  

einer höheren Inflationsrate im Vergleich zu uns 
seine Wechselkurse durch überhöhte Zinsen lang-
fristig halten will, darf sich nicht über zunehmende 
deutsche Außenhandelsüberschüsse beschweren. 
Das will ich für die internationale Diskussion hier 
einmal sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Natürlich bedeuten die seit über 2 1/2 Jahren fast 
stabilen Wechselkurse im Europäischen Währungs-
system für uns einen zunehmenden Wettbewerbs-
vorteil bei einer Inflationsrate von etwa 2 %. Gegen-
über 5, 6, 8 und 10% in anderen europäischen Län-
dern gewinnen wir dadurch. Aber wer dann aus sei-
ner nationalen Interessendefinition diese Wechsel-
kurse festhalten möchte, darf nicht die Außenhan-
delsüberschüsse kritisieren; er muß die Konse-
quenz ziehen, Stabilitätspolitik im eigenen Land zu 
betreiben. 

Unser wirtschafts- und finanzpolitischer Kurs, 
meine Damen und Herren, zielt darauf ab, die in 
der Bundesrepublik Deutschland gegebenen 
Wachstumsmöglichkeiten auszuschöpfen, ohne 
neue Inflationsgefahren heraufzubeschwören. Der 
internationale Vergleich zeigt, daß wir auf dem rich-
tigen Weg sind. Wir haben neben Japan von allen 
Industrieländern die beste Kombination zwischen 
Wachstum und Geldwertstabilität und so gute Aus-
sichten auf einen stetigen Fortgang der konjunktu-
rellen Aufwärtsentwicklung. 

Auch der Präsident der Deutschen Bundesbank 
hat gerade erst darauf hingewiesen, daß die Per-
spektiven — ich zitiere ihn — „für die Entwicklung 
der deutschen Wirtschaft so günstig sind wie seit 
vielen Jahren nicht mehr". In seiner Schlußfolge-
rung stimmt er mit der Bundesregierung überein, 
wenn er sagt — ich zitiere —: 

Es gibt nach meiner Auffassung zur Zeit keine 
konjunkturpolitische Begründung für eine ex-
pansivere Finanzpolitik. 

Ich begrüße diese klare Haltung. Sie sollte denjeni-
gen zu denken geben, die wieder nach Aktionismus 
rufen. 

Ziel der kommenden Jahre sind eine weitere 
Festigung und Verbreiterung des neu geschaffenen 
wirtschaftlichen Fundaments. Wir hoffen das auch 
für diejenigen, die noch auf der Schattenseite ste-
hen, die Arbeitslosen, Teile des Mittelstands, die 
Bauwirtschaft, die Landwirtschaft. Wir müssen die-
sen Prozeß verbreitern und stabilisieren. 

Die Koalition ist sich darin einig, daß dafür eine 
deutliche Rückführung sowohl des Staatsanteils als 
auch der Steuer- und Abgabenquote notwendig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, in unserer engverfloch-
tenen Welt stehen die Steuer- und Abgabensysteme 
in einem internationalen Wettbewerb. In vielen 
Ländern wird eine intensive Diskussion um grund-
legende steuerpolitische Neuorientierung geführt. 

(Frau Traupe [SPD]: Das ist auch nötig!) 

Es wird zunehmend verstanden, daß im internatio

-

nalen Wettbewerb um Märkte und Arbeitsplätze 
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nur erfolgreich sein kann, wer ausreichend Spiel-
raum zur Entfaltung der schöpferischen Kräfte er-
öffnet und wer die Arbeitsleistung und das unter-
nehmerische Risiko belohnt, statt es zu bestrafen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Vereinigten Staaten von Amerika, Japan und 
die Schweiz haben überdurchschnittliche wirt-
schaftliche Dynamik und einen vergleichsweise 
besseren Beschäftigungsstand erzielt. Sie haben zu-
gleich niedrige Steuer- und Abgabenquoten von nur 
30 %. Hier zeigen sich Wechselwirkungen. In der 
Bundesrepublik liegt die Quote bei 40 %. Herr Kol-
lege Apel, sie ist in Ihrer Regierungszeit — das muß 
ich zu Ihren erstaunlichen Bemerkungen sagen — 
um  etwa 7 % angestiegen: 1 % die Steuerquote, 6 % 
die Quote der Sozialabgaben. Sie sind nicht in einer 
überzeugenden Position, wenn Sie uns einen ver-
meintlichen oder wirklichen Anstieg der Sozialab-
gaben hier vorhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Ehrenberg? 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Nein, ich bitte um Entschuldigung, mit Blick auf die 
Zeit, Herr Ehrenberg. Ich habe noch einen wichti-
gen steuerpolitischen Teil hier zum Abschluß vorzu-
tragen. Ich bitte um Nachsicht. 

Dieser Unterschied zwischen 30 % in Japan, der 
Schweiz und den USA und den 40 % bei uns bedeu-
tet, daß die Bürger dieser Länder vergleichsweise, 
gemessen an der Einwohnerzahl der Bundesrepu-
blik Deutschland, 170 Milliarden DM weniger jähr-
lich an Steuern und Abgaben zahlen als die Bundes-
bürger. Wenn wir unser Wirtschaftswachstum lang-
fristig sichern wollen, wenn wir unsere Volkswirt-
schaft wieder wetterfester machen wollen, müssen 
wir dafür sorgen, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land auch steuerlich ein attraktiver Standort für 
Arbeit und Investitionen bleibt, verstärkt wieder 
wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, das wichtigste Ziel der 
nächsten Wahlperiode ist deshalb eine große Steu-
erreform. Sie kann ihre volle positive Wirkung auf 
unsere Volkswirtschaft entfalten, wenn sie in das 
Gesamtkonzept, von dem ich eingangs gesprochen 
habe, eingepaßt wird. Dafür sind folgende Eck-
punkte wesentlich. 

Erstens. Jede Steuerentlastung muß verdient 
werden. Sie muß mit der Politik der Gesundung 
unserer öffentlichen Haushalte und damit niedriger 
Zinsen und Preise in Übereinstimmung gebracht 
werden. Hauptfinanzierungsquellen bleiben so eine 
Stärkung der volkswirtschaftlichen Kräfte und zu-
gleich ein sehr eng begrenztes Wachstum der 
Staatsausgaben, also das, was Karl Schiller mit dem 
„Bußgang" beschrieben hat. Ich will das nicht dau-
erhaft in meinen Sprachschatz aufnehmen. Das hat, 
auf die Dauer gesehen, vielleicht einen etwas dra-
matischen Akzent, aber für ein paar Jahre ist das  

ein Bußgang, meine lieben Freunde; wir haben das 
alle so empfunden. Nun werden zunehmend die 
Bürger unseres Landes die Früchte der Umkehr, 
der Konversion im christlichen Verständnis, auch 
ernten. Davon sind wir überzeugt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Regierung, Bundestag, Bundesrat und alle gesell-
schaftlichen Gruppierungen müssen bereit sein, 
auch in den kommenden fünf Jahren der Steuerent-
lastung Vorrang vor neuen Ausgabenforderungen 
einzuräumen. Zweifellos löst eine Steuerreform 
auch Wachstumsimpulse aus. Gegen die in Teilen 
der Wissenschaft verbreitete Vorstellung einer 
weitgehenden Autofinanzierung, also Selbstfinan-
zierung, habe ich nach wie vor gewisse Zweifel. Da-
gegen sprechen auch jüngste internationale Erfah-
rungen, etwa die der USA. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Die sind in 
Bayern noch nicht angekommen!) 

Zweitens. Die Begrenzung der Ausgaben reicht 
bei dem vorgesehenen Entlastungsvolumen als al-
leinige Finanzquelle nicht aus. Wir müssen daher 
den Abbau von Steuersubventionen — ich gebe Ih-
nen j a recht, Herr Apel, daß das nicht zu den größ-
ten Erfolgserlebnissen dieser Jahre gehört — und 
möglicherweise auch darüber hinausgehende Um-
schichtungsmöglichkeiten im Steuersystem in die 
Betrachtung einbeziehen. Keineswegs dürfen wir 
den Fehler der Amerikaner wiederholen, die vor 
drei, vier Jahren im Glauben an die Selbstfinanzie-
rung von Steuersenkungen 

(Dr. Apel [SPD]: Sehr richtig, sehr gut!) 

zu großzügige Entlastungsmaßnahmen ohne Rück-
führung der Ausgabenquoten beschlossen haben 
und die heute unter den geschilderten schweren 
Problemen leiden. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Friedmann 
[CDU/CSU]) 

Auch das muß gesehen werden. Das muß man auch 
einigen, die jetzt Modelle geben und Interviews ma-
chen, in Erinnerung rufen. 

Drittens. Unsere nationalen steuerpolitischen 
Ziele müssen mit den Verhandlungen über eine eu-
ropäische Steuerharmonisierung abgestimmt wer-
den. Nicht alle Vorschläge der Kommission sind an-
nehmbar. Wir brauchen einen gewissen Spielraum 
für Kompromisse bei der Anpassung der indirekten 
Steuern, weil diese Bundesregierung, diese Koali-
tion, die Herstellung des Binnenmarktes zur wich-
tigsten europapolitischen Aufgabe der nächsten 
fünf Jahre erklärt hat. 

Viertens. Hauptansatzpunkt der Reform muß der 
Lohn- und Einkommensteuertarif sein. Es geht in 
erster Linie um eine Entlastung von 21 Millionen 
Steuerzahlern, deren berufliche Leistung als Ar-
beitnehmer oder Selbständige die wirtschaftliche 
und soziale Kraft der Bundesrepublik Deutschland 
gewährleistet. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Fünftens. Durch Abbau von Steuervergünstigun-
gen wollen wir niedrigere Steuersätze auf einer 
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breiteren Bemessungsgrundlage, erreichen, damit 
wir von der Entwicklung wegkommen, daß immer 
weniger Steuerpflichtige immer höhere Steuersätze 
bezahlen müssen. 

Sechstens. Vor allem die jüngste Entwicklung in 
den USA, Großbritannien und den Niederlanden 
macht eine weitergehende steuerliche Entlastung 
bei den Unternehmen dringend erforderlich. Meine 
Damen und Herren, es ist ein gutes Zeichen, daß bei 
den Partnern der Regierungskoalition bereits in der 
jetzigen Phase der Diskussion ein hohes Maß an 
Übereinstimmung über die wichtigsten Ansatz-
punkte der künftigen Steuerpolitik besteht. 

Wir sind uns einig, daß die Grenzsteuerbelastung 
zurückgeführt werden muß und im gesamten Pro-
gressionsbereich gleichmäßig verlaufen soll. Ziel ist 
der linear-progressive Tarif. 

Wir sind uns ferner einig, daß neben dem Kinder-
freibetrag auch der Grundfreibetrag erhöht werden 
muß, um allen Steuerzahlern und ihren Familien 
ein angemessenes steuerfreies Existenzminimum 
zu gewährleisten. 

Natürlich bedarf es noch weiterer intensiver Vor-
arbeiten und vieler Abstimmungsgespräche. Dabei 
werden wir — Herr Kollege Posser, ich sage es, weil 
wir immer wieder darüber diskutieren — auch die 
Argumente und die ernsten Probleme der finanz-
schwächeren Bundesländer zu beachten haben. 

(Kolb [CDU/CSU]: Die haben sich doch 
selbst finanzschwach gemacht!) 

— Natürlich auch, selbstverständlich. — Allerdings 
kann auch nicht das langsamste Schiff das Tempo 
der Steuergesetzgebung bestimmen. 

Entscheidend bleibt, daß wir daneben den Ko-
stenanstieg bei den Sozialabgaben begrenzen. Es 
wäre eine fatale Entwicklung, wenn wir in der Steu-
erentlastung große Schritte tun, während zugleich 
für die Berufstätigen die Sozialabgaben unge-
bremst ansteigen. Wir müssen Steuerpolitik und 
Abgabenpolitik koordinieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluß meiner Ausführungen sagen — — 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

— Gut, ich verstehe ja, Herr Müller; daß das nicht 
Ihre Denkweise ist und nicht ihre Zustimmung fin-
det, ist sonnenklar. 

(Würtz [SPD]: Sonnenblumenklar! — Ma-
gin [CDU/CSU]: Das können die nicht 
mehr ertragen! — Zuruf von der CDU/CSU: 

Die sind nicht mehr aufnahmefähig!) 

— Ja. — Aber wir betrachten das nicht als ein 
Minuszeichen für unsere Politik, wenn ich diesen 
Maßstab anlegen darf. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Zwischenbilanz der Finanzpolitik nach drei 
Jahren ist gut. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir wissen, welche großen Aufgaben in der nationa-
len und internationalen Politik noch vor uns liegen. 
Aber wir sagen ohne Überheblichkeit: die Richtung 
stimmt. 

Die Sozialdemokraten haben große Probleme, 
Herr Apel. Die alten Sprüche des Sozialneids, des 
Klassenkampfes und der Krisenbeschwörung klin-
gen immer hohler und immer unglaubwürdiger. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

So haben das mit uns gestern viele empfunden, und 
wir haben es bei Ihrer Rede heute wieder so emp-
funden. 

Das Ergebnis unserer Finanzpolitik ist nicht, daß 
wir uns kaputtgespart haben, sondern daß die 
Wende zur Gesundung eingeleitet wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unsere Politik soll den Menschen helfen. Zu un-
serer Tradition als Christlich-Demokratische Union, 
Christlich-Soziale Union gehört der Grundwert der 
Solidarität, den uns der Abgeordnete Schröder 
(Hannover) in einer ziemlich schlimmen Rede ge-
stern absprechen wollte. Wir lassen uns nicht von 
den großen überzeugenden Traditionen und sittli-
chen Werten, die unser Handeln letzten Endes be-
stimmen, abtrennen; wir lassen sie nicht in Frage 
stellen. Ich will das im Hinblick auf diese schlimme 
Rede hier noch einmal ausdrücklich sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unsere Politik soll den Menschen helfen. Dabei ver-
treten wir sozialdemokratischen Parteien gegen-
über unterschiedliche, zum Teil entgegengesetzte 
Konzepte. 

Wir vertrauen auf die schöpferischen Kräfte, die 
Phantasie und den Leistungswillen der Menschen. 
Leistung ist eine soziale Tugend und kein kaltes 
ökonomisches Prinzip. Es ist vollkommen falsch, 
was hier gestern erwähnt wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es ist kein falsches ökonomisches Prinzip, wenn 
wir sagen: Leistung soll sich wieder lohnen. Wir ver-
stehen den Leistungsbegriff natürlich in seiner gan-
zen Weite; wir verstehen darunter nicht nur die Lei-
stung einer sogenannten Elite, vielmehr auch die 
Leistung eines jeden, der ehrlich schafft, und auch 
die sozialen Leistungen. 

Zu unseren Grundüberzeugungen — wir haben 
wichtige Schritte dazu getan — gehört, daß wir das 
ehrenamtliche soziale Engagement, die Leistungen 
im kulturellen Bereich — nicht nur in hochsubven-
tionierten Staatstheatern wie in Hamburg, sondern 
auch im Dorf wie in der Stadt durch die Millionen, 
die sich dieser Aufgabe zuwenden, wieder stärker 
anerkennen und würdigen möchten. 

(Beifall bei CDU/CSU und der FDP) 

Das ist auch ein Element unseres Verständnisses 
von Leistungsgesellschaft. 

Unsere Politik soll den Menschen helfen. Dazu 
gehört auch, daß wir Leistung und Nachbarschafts-
hilfe ermutigen und besser würdigen. 
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Schönen Dank. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Herr Finanzminister des 
Landes Nordrhein-Westfalen, Dr. Posser. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Mexiko! — Se-
nor Possero Mexico! — Lachen und weitere 

Zurufe) 

Minister Dr. Posser (Nordrhein-Westfalen): Ich 
höre den Zuruf „Mexiko". Dazu will ich gern außer-
halb meines Redemanuskripts etwas sagen. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU — 
Glocke des Präsidenten) 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der 
Bundeshaushalt enthält die in Zahlen ausgedrückte 
Politik der Bundesregierung und der sie stützenden 
Koalition. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Der Haushalt des Gesamtstaates Bundesrepublik 
Deutschland hat zugleich eine entscheidende Be-
deutung für die Länder und ihre Gemeinden. Wäh-
rend in anderen bundesstaatlichen Ordnungen — 
etwa in den USA oder in der Schweiz — die Einzel-
staaten bzw. Kantone ihre steuerlichen Einnahmen 
durch ihre Parlamente selbst festlegen, kann in der 
Bundesrepublik Deutschland kein Landtag über die 
Einnahmen des jeweiligen Landes entscheiden. 
Vielmehr beruht das gesamte Steuerwesen auf der 
Entscheidung der Bundesorgane, auch soweit reine 
Landessteuern betroffen sind. 

(Austermann [CDU/CSU]: Haltet den 
Dieb!) 

Der Bundeshaushalt ist überdies kein zustim-
mungsbedürftiges Bundesgesetz. Der Bundesrat 
hat also kein Vetorecht. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedmann [CDU/ 
CSU]) 

Die Bundesregierung und der Deutsche Bundes-
tag haben deshalb eine besondere Verantwortung 
für die Finanzausstattung der Länder. 

(Austermann [CDU/CSU]: Der Bundesrat!) 

— Ich habe soeben schon gesagt, daß es kein zu-
stimmungsbedürftiges Gesetz ist und der Bundes-
rat allenfalls nach vorheriger Einschaltung eines 
Vermittlungsverfahrens Einspruch einlegen könn-
te. Das hat es bis jetzt noch nicht gegeben. 

Zum Ausgleich der unterschiedlichen Finanz-
kraft der Länder gibt es seit 1950 den zwischen aus-
gleichsberechtigten und ausgleichspflichtigen Län-
dern vorgenommenen Länderfinanzausgleich und 
seit 1967 Bundesergänzungszuweisungen. 

Nordrhein-Westfalen hat 30 Jahre lang insgesamt 
11,267 Milliarden DM an die Länder Bayern, Nie-
dersachsen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, 
Saarland und Bremen gezahlt. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Lang ist's her! — Roth [Gießen] 

[CDU/CSU]: Uralte Zeiten! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

— Sie haben es immer noch nicht gelernt, deshalb 
muß ich es mehrfach sagen. 

(Beifall bei der SPD) 

Seit 1981 ist Nordrhein-Westfalen das einzige 
Bundesland, das weder Geber- noch Nehmerland 
ist. 

(Dr. Schwörer [CDU/CSU]: Das ist traurig 
genug!) 

Seit einiger Zeit wird Nordrhein-Westfalen durch 
Mitglieder der Bundesregierung und von Mitglie-
dern des Deutschen Bundestags in unverantwortli-
cher Weise geschmäht, es habe eine leichtfertige 
Verschuldungspolitik betrieben, 

(Dr. Schwörer [CDU/CSU]: Das haben Sie 
doch selber gesagt!) 

konsolidiere seinen Haushalt nicht und opponiere 
gegen die vorgenommenen und geplanten Steuer-
senkungen. 

(Dr. Schwörer [CDU/CSU]: Das haben Sie 
selber geschrieben!) 

— Das habe ich nicht selbst gesagt. Wenn Sie das 
sogenannte Papier meinen, dann sage ich Ihnen: 
Das war ein Aktenvermerk, den ich geschrieben 
habe, den ich auch versandt habe. Sie können ihn 
auch gern bekommen. Da ist überhaupt kein Ver-
gleich zwischen Nordrhein-Westfalen, Mexiko, Bra-
silien, Polen usw. gezogen. 

(Dr. Schwörer [CDU/CSU]: Das wäre ja 
noch schlimmer! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU — Glocke des Präsidenten) 

Wir können auch keinen derartigen Vergleich an-
stellen. Nordrhein-Westfalen hat nicht eine einzige 
Auslandsverschuldung, die auf fremde Währung 
lautet, etwa auf Dollar. Insofern wäre der Vergleich 
völlig abwegig. Ich habe in einem ganz anderen Zu-
sammenhang dieses Vermerks davon gesprochen, 
man sehe, wohin eine Zinsbelastung führe, wenn 
sie sich über Jahre hinaus vollziehe; das führe zu 
einem fehlenden Handlungsspielraum und zu die-
ser großen finanziellen Enge, in der sich die und die 
Länder — die habe ich dann aufgeführt — befän-
den. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich habe vor allen Dingen — das scheinen Sie 
überhaupt nicht zur Kenntnis genommen zu haben, 
weil Sie das Papier nicht kennen — die Gründe 
genannt, weshalb Nordrhein-Westfalen heute in ei-
ner unvergleichlich schwierigeren Lage ist als etwa 
in den 70er Jahren. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich werde jetzt trotz aller Ihrer Zurufe die Vor-
würfe widerlegen; dann haben Sie die Gelegenheit, 
das im Protokoll des Deutschen Bundestages ein-
mal nachlesen zu können. 
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Kein anderes Land, meine Damen und Herren, 
hat einen so starken Strukturwandel erlebt wie 
Nordrhein-Westfalen.  

(Dr. Schwörer [CDU/CSU]: Nichts habt ihr 
getan! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Während in der Aufbauzeit nach dem Zweiten Welt-
krieg der Montanbereich eine dominierende Rolle 
spielte, haben sich gerade hier gewaltige Verände-
rungen vollzogen. Über 80% der 1958 vorhandenen 
Zechen mußten bis heute stillgelegt werden. Die 
Steinkohleförderung ging von 202,5 Millionen Jah-
restonnen im Jahre 1958 auf 66,3 Millionen im 
Jahre 1984 zurück. Die Beschäftigtenzahl sank von 
523 744 Personen auf 142 659 Ende 1984. Ähnliches 
hat sich in der Stahlindustrie vollzogen. Das heißt, 
im Montanbereich gingen über 500 000 Arbeits-
plätze verloren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da hättet ihr frü- 
her etwas tun müssen!) 

Gleichzeitig ging der Anteil der Montanindustrie 
am Steueraufkommen in Nordrhein-Westfalen auf 
unter ein halbes Prozent zurück. Das sind die Fak-
ten. 

Wenn Sie nun sagen, die Steuereinnahmen in 
Nordrhein-Westfalen sind unterdurchschnittlich, so 
ist das richtig. Wir bewegen uns genau im Bundes-
durchschnitt. Woran liegt das? Es liegt zum Beispiel 
daran, daß, wie die Deutsche Bundesbank festge-
stellt hat, über ein Drittel aller Firmen in Nord-
rhein-Westfalen, die Gewinn gemacht haben, den-
noch keine Steuern zahlen, weil sie Verlustvortrag 
in ihren Büchern haben. 

Ein anderer wichtiger Punkt, den Sie bei Ihren 
Verunglimpfungen gegenüber Nordrhein-Westfalen 
immer übersehen, ist, daß wegen der Industriege-
schichte, die dieses Land gehabt hat, bei uns auch 
die größten Anstrengungen zum Umweltschutz ge-
macht werden müssen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Die Umweltschutzinvestitionen sind — auch pro-
portional — nirgendwo stärker als in Nordrhein-
Westfalen. Das wollen wir ja politisch, und das ist ja 
gewünscht. Aber es hat den unvermeidbaren — und 
ich sage das ausdrücklich, weil es politisch ge-
wünscht wird — Nebenerfolg, daß bei uns die Um-
weltschutzinvestitionen selbstverständlich Be-
triebsausgaben sind und sich damit gewinn- und 
steuermindernd auswirken. 

Man müßte eigentlich davon ausgehen, daß ein 
Land, das so unter dem geschilderten Strukturwan-
del wie kein anderes gelitten hat, 

(Dr. Schwörer [CDU/CSU]: Und nichts ge-
tan hat! — Carstensen [Nordstrand] [CDU/ 

CSU]: Unter Rau gelitten hat!) 

bei der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" besser behandelt 
würde. Das ist j a seit 1970 eine Gemeinschaftsauf-
gabe, bei der gerade denen, die durch Strukturwan-
del betroffen sind, die gemeinschaftliche Hilfe zu-
gute kommen sollte. Da sind wir auch stark benach-

teiligt worden, weil da nämlich eine qualifizierte 
Mehrheit der Länder erforderlich ist, nicht nur die 
elf Stimmen des Bundes, der Bundesregierung. Ich 
habe hier im Plenum am 28. Januar 1981 — noch in 
der Zeit der sozialliberalen Regierung — darauf 
hingewiesen, daß zum Beispiel 1980 — das war das 
letzte abgeschlossene Jahr vor dieser Rede — 
Nordrhein-Westfalen  am Volumen der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur" mit 7,48 % beteiligt war, aber 
Rheinland-Pfalz mit 7,82 % und Bayern mit 22,79%. 

(Zuruf von der SPD: Aha! — Dr. Friedmann 
[CDU/CSU]: Warum kommt Herr Rau 

nicht selber?) 

Jetzt ist es nach vielen Bemühungen auch schon 
unter der alten Regierung ein bißchen besser ge-
worden. Wir werden bei dieser Gemeinschaftsauf-
gabe aber gemessen an den Problemen, die objektiv 
vorhanden sind, und nach der Bevölkerungszahl 
ganz unproportional bedient. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Warum sagt 
das Herr Rau nicht selbst?) 

— Herr Rau macht die Amtsgeschäfts als Minister-
präsident von Nordrhein-Westfalen, für die ihn die 
Bevölkerung mit 52,1 % gewählt hat. 

(Beifall bei der SPD — Carstensen [Nord

-

strand] [CDU/CSU]: Er darf nicht mehr al

-

lein weg! — Abg. Schmitz [Baesweiler] 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen

- frage) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Minister Dr. Posser (Nordrhein-Westfalen): Ich bin 
an eine feste Redezeit gebunden. Sie können Ihre 
Äußerung durch Zuruf machen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich bitte die Zurufe 
nicht noch zu verstärken, Herr Minister, wenn es 
geht. 

Minister Dr. Posser (Nordrhein-Westfalen): Der 
Herr Bundesfinanzminister hat auch keine Zwi-
schenfragen zugelassen. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Den soll

-

ten Sie sich nicht als Beispiel nehmen! — 
Schmitz  [Baesweiler] [CDU/CSU]: Ihr 

Brief! Mexiko!) 

Ich möchte Sie einmal mit den objektiven Pro-
blemen des Landes Nordrhein-Westfalen vertraut 
machen, für dessen Einnahmesituation Sie die Ver-
antwortung tragen. Der Landtag kann das nicht än-
dern, obwohl er es möchte. Wir haben aus den ge-
schilderten Gründen durchschnittliche Steuerein-
nahmen. Aber wir haben wie kein anderes Land 
Sonderlasten zu tragen. 

(Austermann [CDU/CSU]: Mit der Regie

-

rung auch!) 
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Sie, der Deutsche Bundestag, sind für unsere Ein-
nahmen zuständig, nicht der Landtag. Das müssen 
Sie sich einmal vor Augen führen lassen. 

(Austermann [CDU/CSU]: Das gilt auch für 
Bayern und Baden-Württemberg!) 

— Nein, das gilt nicht für Bayern. Sie können sich 
nachher melden und das vortragen. 

Wir tragen Sonderlasten im gesamtstaatlichen 
Interesse, z. B. durch Kohle und Stahl, vor allen 
Dingen durch Kohle. 90% der Kohle liegt nun ein-
mal in Nordrhein-Westfalen. Wir haben aus der 
Landeskasse für die Kohle über 12 Milliarden DM 
bezahlt. 

(Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört! — Gerstein 
[CDU/CSU]: Was hat die Bundeskasse ge-

zahlt?) 

Das macht seit 1978 jahresdurchschnittlich 1,1 Mil-
liarden DM Landesmittel für die deutsche Stein-
kohle aus. Zu unserer großen Überraschung wird 
diese Sonderlast Nordrhein-Westfalens nirgendwo 
berücksichtigt, obwohl wir das immer wieder gefor-
dert haben. 

Sie wissen, daß die Finanzverhältnisse zwischen 
Bund und Lädnern alle zwei, höchstens drei Jahre 
durch jeweilige Neufestsetzungen des Umsatzsteu-
eranteils von Bund und Land ausgeglichen werden. 
Die Sonderlast Kohle, über 12 Milliarden DM aus 
der Landeskasse — kein anderes Land zahlt aus 
seiner Kasse einen Beitrag für die Kohle; das Saar-
land bekommt zu Recht einen Großteil vom Bund 
zurück; das haben wir nie beanstandet, das ist in 
Ordnung —, wird bei den Umsatzsteuerverhandlun-
gen der Ländergesamtheit gutgeschrieben. Die an-
deren Länder partizipieren durch Mehreinnahmen 
an der Sonderlast des Landes Nordrhein-Westfa-
len. 

(Dr. Vogel [SPD]: Unglaublich! — Dr. Apel 
[SPD]: Unglaublich!) 

Sie müssen sich das einmal vorstellen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Gerechtigkeit!) 

Natürlich bekommt Nordrhein-Westfalen davon 
28%. Aber wir haben seit 1978 Jahr für Jahr 1,1 Mil-
liarden DM Barauslagen. Ich meine, es ist ein Un-
ding, daß diese Last Nordrhein-Westfalens bei der 
Berechnung der Umsatzsteuerneuverteilung den 
anderen Ländern zugute kommt. Die müssen doch 
geradezu ein Interesse daran haben, daß wir immer 
höhere Lasten haben. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Also: Nur die ande-
ren sind schuld!) 

Umgekehrt gibt es etwas Groteskes. Unser nördli-
cher Nachbar, Niedersachsen, bekommt eine berg-
rechtliche Förderabgabe auf Erdöl und Erdgas. Sie 
wird bei den Verhandlungen über die Festsetzung 
der Umsatzsteueranteile zwischen Bund und Län-
dern der Ländergesamtheit abgezogen. Weil die 
Niedersachsen in ihrer Landeskasse z. B. im abge-
schlossenen Jahr 1984 2,004 Milliarden DM berg-
rechtliche Förderabgabe haben, bekommt Nord-
rhein-Westfalen Jahr für Jahr 300 Millionen DM 
weniger Umsatzsteueranteil, als es bekäme, wenn  

diese Sondervergünstigung nicht in der niedersäch-
sischen Landeskasse wäre. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das sind die Fakten!) 

Wir haben den Streit in Karlsruhe beginnen müs-
sen, weil es keine politische Einsicht in diese gro-
teske Auswirkung gab. 

(Beifall bei der SPD) 

Als alle politischen Verhandlungen um dieses 
Thema gescheitert waren — das muß man objektiv 
klären können —, sind wir zum Bundesverfas-
sungsgericht gegangen. Seit Juni 1983 ist die Klage 
anhängig. 

Jetzt komme ich zum Stahl. Wir als Land können 
in Brüssel nicht verhandeln, und wir haben immer 
Verständnis dafür gehabt, daß sich keine Bundesre-
gierung gegen die vereinigten Auffassungen von 
Großbritannien, Frankreich, Belgien und Italien 
durchsetzen kann. Das konnte die frühere nicht, 
und das kann die heutige Bundesregierung auch 
nicht. 

Weil die deutsche Stahlindustrie nicht mit den 
Staatskassen von Großbritannien, Frankreich, Bel-
gien und Italien konkurrieren kann, hat man 
schließlich ein 3 Milliarden DM umfassendes Stahl-
hilfeprogramm aufgelegt. Der Bund hat erklärt: Ein 
Drittel davon müssen aber die Stahlländer tragen. 
Nun, an Stahlländern haben wir ein paar mehr als 
bei der Kohle. Bei der Kohle haben wir nur zwei, 
außer Nordrhein-Westfalen nur noch das Saarland. 
An Stahlländern gibt es einige mehr. Nur, 60 % der 
Stahlproduktion findet in Nordrhein-Westfalen 
statt. Selbstverständlich waren wir bereit, ein Drit-
tel zu zahlen. Das ist eine weitere Sonderlast. Wir 
haben aus der Landeskasse 432 Millionen DM für 
den Stahl bezahlt, für eine Aufgabe, die doch der 
Gesamtstaat erfüllen muß. 

(Dr. Vogel [SPD]: So ist es!) 

Wir haben ja kein Standing in Brüssel. Aber wir 
haben das gemacht. 

Nun kommt wieder ein wichtiger Punkt: Wir ha-
ben in Wirklichkeit viel mehr als ein Drittel getra-
gen, denn dieses Stahlhilfeprogramm bestand ja 
aus zwei Teilen, aus Zuschüssen und Zulagen. Wir 
haben aus der Landeskasse 432 Millionen an Zu-
schüssen gezahlt, und wir haben durch Stahlinve-
stitionszulagen Steuermindereinnahmen von 452 
Millionen gehabt. Wir haben also durch Minderein-
nahmen mehr zu tragen gehabt, als wir bar zu zah-
len hatten. Mit anderen Worten, wir haben die 
Hälfte gezahlt, denn die Steuermindereinnahmen 
bei der Körperschaftsteuer werden je zur Hälfte 
von Bund und Land getragen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das sind ja al

-

les Subventionen! Subventionen sind das 
ja!  — Warum jammern Sie hier so?) 

— Ich sage das hier deshalb, weil Sie für unsere 
Einnahmen verantwortlich sind, nur Sie! 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Sollen wir denn die Steuern erhö

-

hen?) 
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Meine Damen und Herren, dennoch hat das Land 
Nordrhein-Westfalen konsolidiert, und ich will Ih-
nen jetzt die Zahlen nennen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aber auf Ko-
sten der Schwachen! — Auf Kosten der So-

zialausgaben!) 

— Das ist ja nicht wahr! Ich werde es Ihnen jetzt 
einmal darlegen: Wir haben die Steueransätze im 
Haushalt ja nicht auf Grund von Schätzungen der 
Landesregierung, sondern auf Grund der Schätzung 
eines Arbeitskreises von Bund, Ländern, Gemein-
den, Wirtschaftsforschungsinstituten usw. Auf der 
Basis der Annahmen, die aus dem Bundeswirt-
schaftsministerium gekommen waren, wurden uns 
im März 1980 die Steuern für die Jahre 1981 bis 1984 
angekündigt. Das war natürlich geschätzt, und das 
war selbstverständlich auch mit einem Risiko be-
haftet. Diese Frühjahrsschätzungen beziehen sich 
immer auf vier Jahre, auf das laufende und die drei 
folgenden Jahre. Nun gab es einen Unterschiedsbe-
trag zwischen dem, was uns die Steuerschätzer im 
März 1980 für die Jahre 1981 bis 1984 angekündigt 
hatten, und dem, was wir bekommen haben. Das ist 
ein Minus von 27,6 Milliarden DM nur für Nord-
rhein-Westfalen! 

(Bohl [CDU/CSU]: Da kann man sehen, wie 
die Talfahrt war! — Zurufe von der CDU/ 
CSU: Liegt das an der Steuerschätzung 
oder an Ihrer Politik? — Das gilt doch für 

alle Bundesländer!) 

— Aber nicht in dem Maße wie für uns! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch zum 
Lachen! Amüsant ist das!) 

Jetzt geht es weiter: Das Land hat keinen Ein-
fluß auf seine Steuereinnahmen und mußte des-
halb — — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ihr braucht ei-
nen neuen Ministerpräsidenten! — Wollen 

Sie die Steuern erhöhen?) 

— Aber ich bitte Sie! Es ist doch eine Besonderheit 
unserer bundesstaatlichen Ordnung, daß wir Staa-
ten haben — die Länder haben ja Staatscharak-
ter —, die auf eine der beiden Seiten ihres Haus-
halts durch ihr Parlament überhaupt keinen Ein-
fluß nehmen können. Das ist doch eine Besonder-
heit der Bundesrepublik Deutschland! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wollen Sie die 
Steuern erhöhen?) 

— Nein, das will ich nicht. Das hat damit gar nichts 
zu tun. Ihre Schlußfolgerung ist falsch. 

Deshalb konnte der Landtag nur auf einer der 
beiden Haushaltsseiten etwas tun, nämlich bei den 
Ausgaben. Wir haben eine starke Begrenzung der 
Ausgaben vornehmen müssen. Seit 1981, dem Jahr 
der höchsten Kreditaufnahme beim Bund und übri-
gens auch in Nordrhein-Westfalen, hat unser Land 
die Nettokreditaufnahme von 10,1 Milliarden auf 6,9 
Milliarden DM abgesenkt, d. h. um 31,4 %. Der Bund 
konnte seine Kreditaufnahme in diesem Zeitraum 
von 37,39 Milliarden auf 28,3 Milliarden DM zurück-
führen; das ist eine Absenkung um 24,3 %. Dabei 
muß man zusätzlich berücksichtigen, daß der Bund  

in den Jahren 1981 bis 1984 über 35 Milliarden DM 
Bundesbankgewinn erhalten hat. 

Überhaupt hat ja die Bundesregierung geschickt 
den Eindruck, ich will nicht sagen, entstehen lassen, 
aber, soweit er durch Publikationen entstanden 
war, bestehen lassen, es sei ihr gelungen, die Schul-
den des Bundes zu verringern, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Stimmt ja 
auch!) 

und nur einige Länder hätten ihre Schulden erhö-
hen müssen. Sie persönlich nicht, Herr Kollege 
Stoltenberg. Aber in der Öffentlichkeit werde ich 
immer darauf angesprochen, es sei eine großartige 
Leistung, daß die Schulden des Bundes jetzt so dra-
stisch zurückgeführt worden seien. Die Leute ver-
wechseln Senkung der Nettokreditaufnahme und 
Senkung des Schuldenstandes. In Wirklichkeit 
steigt doch die Schuldenlast in den vier Jahren 1983 
bis 1986 um weit über 105 Milliarden DM, und dies, 
obwohl von 1983 bis 1986 ein Bundesbankgewinn 
von fast 48 Milliarden DM zur Verfügung gestellt 
wird. Ende 1985 haben wir eine Verschuldung des 
Bundes von 388,9 Milliarden DM. Mit Recht hat ein 
von mir sehr geschätzter Abgeordneter der FDP

-

Fraktion, der seit Jahren in dieser Richtung um 
Konsolidierung kämpft, gesagt: Wie können wir 
denn so tun, als hätten wir das Ziel schon erreicht? 
Wir sind noch weit davon entfernt, wir werden im 
nächsten Jahr beim Bund allein über 400 Milliarden 
DM Schulden haben. — Warum klagen Sie uns 
denn an, während wir eine solche Konsolidierungs-
anstrengung gemacht haben? 

Jetzt will ich Ihnen noch eine Zahl nennen. Wir 
haben unsere Ausgaben 1984 im Verhältnis zu 1981, 
also schon vor dem Regierungswechsel in Bonn, in 
drei Jahren um 2,8 % gesteigert. Das nächstbeste 
Land war Rheinland-Pfalz mit 6,3%. Der Bund hat 
in diesen Jahren eine Haushaltssteigerung von 
7,9% gehabt. Wenn jemand sich solche Mühe gibt, 
dann müssen Sie schon mit diesen ständigen Ver-
dächtigungen aufhören, wir würden leichtfertig 
Haushaltspolitik betreiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich jetzt noch etwas zu dem Kapitel 
Steuersenkungen sagen. Der Bund hat es da ver-
hältnismäßig leicht. Der Bund zahlt von den Ausfäl-
len der Steuerreform 1986/1988 nach offizieller Mit-
teilung des Bundesfinanzministeriums vom 6. No-
vember dieses Jahres — von 19,4 Milliarden DM 
Gesamtsteuerentlastungsvolumen 1986 bis 1988 — 
42,5%, d. h. 8 240 000 000 DM. Diese 8 240 000 000 DM 
sind nur ein Teil, runde zwei Drittel, des Bundes-
bankgewinns von 12,5 Milliarden DM, der allein für 
1986 mit hoher Sicherheit zu erwarten ist. Der Bund 
kann also seinen Anteil an den Steuerentlastungen 
bequem aus der nichtsteuerlichen Einnahme des 
Bundesbankgewinns tragen. Man könnte ja gera-
dezu von einer Bundesbankfinanzierungsquote des 
Bundeshaushalts reden. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Und wir haben nichts. 
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Schon die bisher erfolgten Steuerrechtsänderun -

gen des Bundes beeinträchtigen die Einnahme-
situation der Länder und ihrer Gemeinden in be-
sonderem Maße. Auf das Land Nordrhein-Westfalen 
alleine entfallen dadurch in den Jahren 1986 bis 
1989 Mindereinnahmen von insgesamt 8 700 000 000 
DM. Wenn diese Steuersenkung nun noch in einer 
Art erfolgte, die wir mitmachen könnten, die wir 
wirklich frohen Herzens unterstützen könnten — 
denn wir tragen mehr Ausfälle als der Bund; die 
Länder und Gemeinden tragen 57,5 % und haben 
keinen Bundesbankgewinn —, dann wird es natür-
lich durch die Verteilung der Steuerentlastung für 
uns außerordentlich schwierig, dem zuzustimmen. 

Ich will Ihnen ein einziges Beispiel nennen. Ein 
kinderloses Ehepaar — es gibt mehr kinderlose 
Ehepaare als Ehepaare mit Kindern — mit einem 
zu versteuernden Jahrseinkommen von 36 000 DM 
zahlt 6 060 DM Lohn- oder Einkommensteuer. Es 
bekommt eine Entlastung von 144 DM im Jahr, 
zwölfmal zwölf DM. Ein kinderloses Ehepaar mit 
einem zu versteuernden Jahreseinkommen von 
260 000 DM — das ist unsere Preislage, Herr Bun-
desfinanzminister — zahlt 115 900 DM, zahlt 
19,13mal soviel wie von einem Jahreseinkommen 
von 36 000 DM beim kinderlosen Ehepaar gezahlt 
wird. Selbstverständlich bin ich mit Ihnen einig, 
daß einer, der so viel Geld verdient, auch entspre-
chend mehr entlastet werden muß, mehr als um 144 
DM. Das ist doch klar. Der wird um 7 330 DM entla-
stet. Das heißt, dieses kinderlose Ehepaar mit ei-
nem zu versteuernden Jahreseinkommen von 
36 000 DM zahlt nicht ganz ein Zwanzigstel dessen, 
was das kinderlose Ehepaar mit 260 000 DM Jahres-
einkommen zu zahlen hat. Die Steuerlast ist bei 
dem hochverdienenden nicht ganz zwanzigmal hö-
her. Aber die steuerliche Entlastung ist um 50,9mal 
höher als bei dem anderen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Kroll-Schlüter? 

Minister Dr. Posser (Nordrhein-Westfalen): Nein, 
ich lasse keine Fragen zu. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Bewußte Irre-
führung ist das!) 

— Wenn Sie die Zahlen beanstanden: Kommen Sie 
rauf, widerlegen Sie sie. Sie sind nach dem Steuer-
tarif, den der Bund festsetzt, ermittelt. Das sind 
überprüfte Zahlen. 

Im Bundeshaushalt 1986 werden mehr als 1,7 Mil-
liarden DM an Bundesergänzungszuweisungen für 
einige Länder ausgewiesen. Über den Haushalt ent-
scheiden Sie in dieser Woche endgültig. Über das 
Siebente Änderungsgesetz zum Gesetz über den Fi-
nanzausgleich zwischen Bund und Ländern, das die 
Verteilung der Bundesergänzungszuweisungen für 
die Jahre 1986 und 1987 regelt, werden Sie in der 
nächsten Woche zu befinden haben. Seit Juni 1983 
schwebt der Streit vor dem Bundesverfassungsge-
richt über den bundesstaatlichen Finanzausgleich, 
insbesondere über Volumen und Verteilung der 

Bundesergänzungszuweisungen. Mir ist unver-
ständlich, wie der Deutsche Bundestag in Kenntnis 
der diesem Rechtsstreit zugrundeliegenden Proble-
matik und in Kenntnis der derzeitigen Finanzkraft-
verhältnisse der Länder eine Neuregelung der Bun-
desergänzungszuweisungen beschließen soll, die 
nicht nur verfassungspolitisch, sondern verfas-
sungsrechtlich aufs äußerste fragwürdig ist. Denn 
wenn Sie dem Entwurf der Bundesregierung folg-
ten, würden Sie einem finanzstarken Land 1986 und 
1987 insgesamt über 600 Millionen DM geben, 
gleichzeitig dem finanzschwachen Saarland einige 
Millionen abnehmen und Nordrhein-Westfalen un-
berücksichtigt lassen, obwohl nach dem aktuellen 
Zahlenmaterial Nordrhein-Westfalen sowohl 1985 
als auch 1986 eine geringere Finanzkraft besitzt als 
der Freistaat Bayern, der wie in allen Jahren seit 
1967 auch 1986 und 1987 Bundesergänzungszuwei-
sungen erhalten soll. Das ergibt sich aus der Zwi-
schenabrechnung für den Länderfinanzausgleich 
zum 30. September 1985 und aus der Steuerschät-
zung für das Jahr 1986 vom 12. November dieses 
Jahres. 

Auf der Basis dieses Zahlenmaterials, das im 
Bundesministerium der Finanzen zusammenge-
stellt worden ist, ist Bayern, das ab 1. Januar 1950 
35 Jahre lang ununterbrochen von anderen Bundes-
ländern, darunter 30 Jahre lang auch von Nord-
rhein-Westfalen Ausgleichszahlungen erhalten hat, 
ab 1985 ausgleichspflichtiges Land im Länderfi-
nanzausgleich, kommt damit nach seinem eigenen 
Vorschlag beim Bundesverfassungsgericht tatbe-
standsmäßig nicht mehr als Empfängerland für 
Bundesergänzungszuweisungen in Frage, während 
andererseits Nordrhein-Westfalen diese tatbe-
standsmäßigen Voraussetzungen erfüllt, aber keine 
Bundesergänzungszuweisungen erhalten soll. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Wie soll diese ungleiche Behandlung denn gerecht-
fertigt werden? Und dabei sind die Sonderlasten 
Nordrhein-Westfalens überhaupt noch nicht be-
rücksichtigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Hinzu kommt, daß die Bundesregierung trotz bes-
seren Wissens die hohen Förderzinseinnahmen ins-
besondere des Landes Niedersachsen bei der Ver-
teilung der Bundesergänzungszuweisungen völlig 
unberücksichtigt läßt, obwohl die Bundesregierung 
in der Bundestagsdrucksache 9/2067, Seite 3, bald 
nach dem Regierungswechsel im Oktober 1982 er-
klärt hatte — und nun zitiere ich —: 

daß sich die Finanzkraftverstärkung einzel-
ner Länder durch bedeutsam angestiegene För-
derzinseinnahmen auch bei der Verteilung der 
Bundesergänzungszuweisungen niederschla-
gen muß. 

Wir warten jetzt seit über drei Jahren darauf, daß 
dieser Erklärung der Bundesregierung auch Taten 
folgen. 

(Zurufe von der SPD) 

Und jetzt wird über weitere Steuersenkungen gere

-

det, die für die nächste Legislaturperiode angekün- 
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digt werden. Da werden Größenordnungen von 
38 Milliarden bis 50 Milliarden DM genannt. Herr 
Bundesfinanzminister, Sie haben doch nun wirklich 
Verbündete, die Ihnen zur Seite stehen. Sie haben 
doch am vorigen Donnerstag, am 21. November die-
ses Jahres, eine Sitzung des Finanzplanungsrates 
erlebt. Da war nichts abgesprochen. Ich wußte 
nicht, was der baden-württembergische Finanzmi-
nister oder niedersächsische Finanzminister sagen 
würde. Das wußte ich nicht. Die haben Ihnen doch 
alle gesagt: Das geht nicht mit einem solchen Volu-
men. Der Vizepräsident der Deutschen Bundesbank 
hat gesagt — es ist ja keine vertrauliche Sitzung 
gewesen —: Sie dürfen auf keinen Fall kompensie-
ren bei den Verbrauchsteuern, insbesondere nicht 
bei der Mehrwertsteuer. Er hält es für extrem 

(Frau Huber [SPD]: Gefährlich!) 

gefährlich, wenn das geschieht. Er hat das auch 
ausgeführt. 

Wenn Sie schon unbedingt auf Einnahmen ver-
zichten wollen, dann doch bitte nicht zu Lasten der 
Länder, die sich dagegen nicht wehren können. 

(Beifall bei der SPD — Kroll-Schlüter 
[CDU/CSU]: Das stimmt doch nicht. Herr 

Posser, das ist falsch!) 

Benutzen Sie uns als natürliche Bundesgenossen. 

Nun will ich noch auf ein paar Bemerkungen ein-
gehen; denn Nordrhein-Westfalen hat in den letzten 
Sitzungen des Deutschen Bundestages eine große 
Rolle gespielt. Heute haben Sie, Herr Bundesfi-
nanzminister, auch einige Punkte genannt. Sie 
meinten, allein im größten Bundesland, in Nord-
rhein-Westfalen, komme es offensichtlich nicht zu 
einer echten Verstärkung des Städtebaus. Ich habe 
bei einem meiner Rechtslehrer an der Universität 
gelernt: Wo „offensichtlich" steht, steht immer et-
was Unbewiesenes. Und das, was Sie sagen, ist un-
bewiesen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Es ist natürlich keine Rede davon. Vielmehr haben 
Sie nicht den neuesten Informationsstand, Herr 
Kollege Stoltenberg. 

Selbstverständlich stellt das Land die Komple-
mentärmittel zur Verfügung. Der Bund hat ja einen 
Verfügungsrahmen, der nur aus sehr wenigen Bar-
mitteln und sehr vielen Verpflichtungsermächti-
gungen besteht. Das beanstande ich gar nicht. Nur, 
die 30 Millionen DM Komplementärmittel des Lan-
des werden gestellt. Unsere Landesmittel allein be-
tragen mehr als das Sechsfache dessen, was der 
Bund für diesen Zweck gibt. 

Wenn Sie sagen, wir hätten um eine Fristverlän-
gerung gebeten, dann ist das sicher richtig. Das 
stimmt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 

Das hat unser zuständiger Minister beim Woh-
nungsbauminister gemacht. Das hängt damit zu-
sammen, daß bei uns Anträge von Gemeinden ein-
gegangen sind. Es wurde nämlich überall herumer-
zählt, jetzt komme der große Geldregen: Jetzt könnt 
ihr alles das bauen, was seit 20 Jahren nicht berück-

sichtigt werden konnte. Anmeldungen mit einem 
Volumen von weit über 4 Milliarden DM sind bei 
uns eingegangen. Die müssen natürlich geprüft 
werden. Das ist nicht so leicht möglich. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das dauert bei 
Herrn Zöpel etwas länger!) 

Deshalb haben wir folgendes gemacht. Wir haben 
eine Ausnahmeregelung mit Zustimmung des 
Haushalts- und Finanzausschusses getroffen, daß 
jetzt schon der Baubeginn erfolgen kann. So fort-
schrittlich sind ja nur ganz wenige Länder. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben zweitens gesagt, jede Steuerentlastung 
müsse verdient werden. Dabei hätten Sie auch auf 
die Argumente und ernsten Probleme der finanz-
schwachen Bundesländer zu achten. Wir können 
das nur hoffen. Wir sind zu jedem Gespräch bereit. 
Wir sind fest davon überzeugt, daß wir nicht nur 
nach den herkömmlichen Regeln im Rahmen des 
bundesstaatlichen Finanzausgleichs bereits einen 
hohen Anspruch haben, sondern daß dieser An-
spruch insbesondere dann noch weit größer wird, 
wenn man unsere Sonderlasten berücksichtigt. 

Schließlich noch eine Bemerkung zu einem Hin-
weis von Ihnen. Sie haben sich noch einmal ener-
gisch dagegen gewehrt, daß Schleswig-Holstein als 
ein hochverschuldetes Land bezeichnet wird. Sie 
haben gesagt, zusammen mit unseren Gemeinden 
stünden Sie bei der Pro-Kopf-Verschuldung mit 
am günstigsten da, also nicht in der Spitzengruppe. 
Verehrter Herr Kollege Stoltenberg, zum 31. De-
zember 1984 betrug die Kreditmarktverschuldung 
des Landes Schleswig-Holstein — des Landes!  — 
pro  Einwohner 4 799 DM. Das sind Ihre Unterlagen. 
4 799 DM! Die Nordrhein-Westfalens betrug pro Ein-
wohner 3 970 DM. 

(Zurufe von der SPD: Aha!) 

Und nun kommt das Entscheidende: Nordrhein

-

Westfalen hatte Sonderlasten zu tragen, hat keine 
Mark bekommen aus dem Länderfinanzausgleich 
und von den Bundesergänzungszuweisungen. 
Schleswig-Holstein hat bis 1985 13 787 000 000 DM 
bekommen, pro Einwohner 5 268 DM. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Das habe ich nie beanstandet. Sie werden nie von 
mir eine Rede hören und haben auch von meinen 
Vorgängern nie eine Rede dagegen gehört, in den 
ganzen 30 Jahren nicht, in denen wir an Schleswig

-

Holstein und Rheinland-Pfalz gezahlt haben. Das 
war für uns alle selbstverständlich. Aber das dürfen 
Sie doch nicht verschweigen, wenn Sie sich jetzt da 
so hochloben. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Dr. 
Rose [CDU/CSU]) 

Verehrter Herr Kollege Stoltenberg, nun müssen 
Sie doch mal die Einwohnerzahlen miteinander ver-
gleichen. Schleswig-Holstein hatte nach amtlicher 
Statistik per 31. Dezember 1983 — neuere Zahlen 
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habe ich nicht — 2 617 000 Einwohner, Nordrhein-
Westfalen 16 837 000. 

(Dr. Hackel [CDU/CSU]: Das Steuerauf-
kommen müssen Sie miteinander ver-

gleichen!) 

Vergleichen Sie das einmal miteinander. Ich sage, 
das kann man nicht, weil Sie in den vergangenen 
Jahren natürlich viel schlechter dran waren; 

(Dr. Hackel [CDU/CSU]: Aha; jetzt 
kommt's!) 

deswegen haben wir ja auch zahlen müssen. Aber 
damit mal eine Größenordnung sichtbar wird, um 
was es da geht, will ich Ihnen sagen: 

(Austermann [CDU/CSU]: Sie müssen die 
Steuerkraft vergleichen!) 

Wenn ich die 13,787 Milliarden, die Schleswig-Hol-
stein aus dem Länderfinanzausgleich und aus Bun-
desergänzungszuweisungen erhalten hat, auf Nord-
rhein-Westfalen umrechne, wären das 88,7 Milliar-
den DM. Und unsere Kreditmarktverschuldung am 
31. Dezember 1984 betrug 66,6 Milliarden DM. 

(Austermann [CDU/CSU]: Das ist doch 
falsch!) 

Auch so muß man die Dinge einmal sehen. 

(Beifall bei der SPD) 

In Nordrhein-Westfalen gibt es eine wachsende 
Zahl von Menschen, die sagen: Die Bundesregie-
rung will dem Land Nordrhein-Westfalen aus par-
teipolitischen Gründen Schaden zufügen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — 
Austermann [CDU/CSU]: Das ist schlimm! 

Schlimm ist das!) 

Das ist nicht meine Meinung. Nein, das ist nicht 
meine Meinung. Ich widerstehe dem auch. Aber ich 
sage zugleich als Mahnung, Herr Bundesfinanzmi-
nister: In der Politik entscheidet letztlich nicht das, 
was man tun will, sondern das, was man tut. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Und die Benachteiligung Nordrhein-Westfalens ist 
wirklich für jeden nachweisbar gegeben. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Da ist man schnell bei der Hand mit dem Vorwurf 
an die nordrhein-westfälische Regierung, besonders 
ihren Finanzminister: Versager, Kurpfuscher. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich weiß, das Nachdenken 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

ist so unsagbar mühsam, daß die meisten Menschen 
vorziehen, gleich zu urteilen. 

(Zuruf des Abg. Austermann [CDU/CSU]) 

Und sie werden um so schneller zum Verurteilen 
bereit sein, je weniger sie über die Tatsachen wis-
sen und nachgedacht haben. 

Ich wollte einen Beitrag zu diesem Nachdenken 
liefern, weil in erster Linie Sie für die Einnahme-

seite des Landes Nordrhein-Westfalen und der übri-
gen Länder verantwortlich sind. 

Ich danke Ihnen. 
(Anhaltender Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Wir 
haben, Herr Minister Posser, für die besonderen 
Probleme des Landes Nordrhein-Westfalen — Sie 
haben sie angesprochen — durchaus Verständnis. 
Und ich habe Verständnis dafür, daß Sie sich darum 
bemühen, im Rahmen des Länderfinanzausgleichs 
eine Besserstellung zu erreichen. Ob das allerdings 
sinnvollerweise über einen Verfassungsgerichts

-

streit geht, lasse ich dahingestellt. 

Nur, Herr Posser: Das, was Sie mehrmals, auch 
zum Schluß, gesagt haben, nämlich daß der Deut-
sche Bundestag für die Einnahmepolitik des Lan-
des Nordrhein-Westfalen verantwortlich ist, ist 
wohl richtig. Aber Sie sind für die Ausgabenpolitik 
des Landes Nordrhein-Westfalen verantwortlich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Da zitiere ich aus Ihrem eigenen Brief: „Weitere 
Hauptursachen sind in sonstigen Mehrausgaben zu 
suchen, die wir als sozialdemokratisch geführte Re-
gierung und Fraktion aus politischer Überzeugung 
in der Vergangenheit auf uns genommen haben, 
aber in diesem Umfang nun nicht mehr durchhal-
ten können." Das ist Ihre Ausgabenpolitik. Und die 
hat zu der Lage in Nordrhein-Westfalen geführt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Dafür gibt es ja genug Beispiele. Sie erinnern sich 
noch an die Schulpolitik in Nordrhein-Westfalen 
und deren Kosten. Sie erinnern sich an den Klini-
kumbau in Aachen, dieses „Rausoleum" für Milliar-
den, das da aufgeführt worden ist. Und Sie haben 
eine Wirtschaftspolitik betrieben, die nicht dafür 
gesorgt hat, daß für Arbeitsplätze, die verloren gin-
gen, Ersatz geschaffen wurde durch Ansiedlung 
mittelständischer Betriebe mit neuen Arbeitsplät-
zen. Nein, Sie haben eine Wirtschaftspolitik betrie-
ben, die diese Unternehmen aus dem Lande ge-
scheucht hat. Das ist die Schwäche Nordrhein-West-
falens! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeord-
neten Matthäus-Maier? 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Nein. — 

(Zurufe von der SPD) 

Herr Posser, kommen Sie nicht hier her und halten 
Sie eine Entschuldigungsrede für sozialdemokrati-
sche Politik in Nordrhein-Westfalen, sondern be-
treiben Sie eine Entschuldungspolitik, wie wir sie in 
Bonn betrieben haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Widerspruch bei der SPD) 
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Wir kennen das ja: Wenn man über die Finanzen 
Nordrhein-Westfalens spricht, dann sagt der nord-
rhein-westfälische Ministerpräsident, er betrachte 
sich das in fideler Resignation. Er soll einmal hier-
her kommen, uns seine fidele Resignation demon-
strieren und hier sagen, was in Nordrhein-Westfa-
len geschieht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Schließlich und endlich, meine Damen und Her-
ren: Niemand im Hause, niemand in der Koalition 
— Herr Kollege Posser, zweimal haben Sie das be-
hauptet — beteiligt sich an einer Verunglimpfung 
Nordrhein-Westfalens. 

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD) 

Wir kritisieren sozialdemokratische Mißwirtschaft 
in Nordrhein-Westfalen, und das ist etwas ganz an-
deres. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Müller. 

Dr. Müller (Bremen) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Lambsdorff, das, 
was Sie soeben getan haben, war nur belanglos. Das 
war keine Antwort auf das, was Herr Posser gesagt 
hat; da hätte ich mehr erwartet. 

Aber das, was Sie, Herr Stoltenberg, gesagt ha-
ben, war schon interessant. Sie haben hier gesagt, 
daß die Arbeitslosigkeit — trotz des sich verstär-
kenden Aufschwungs — in den nächsten Jahren die 
größte Herausforderung bleibe. Das heißt: Ich habe 
recht gehabt, wenn ich gesagt habe, daß Sie sich mit 
dem Problem der Arbeitslosigkeit in der Bundesre-
publik für längere Zeit abgefunden haben. 

(Eigen [CDU/CSU]: Wo haben Sie bloß stu-
diert? — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Sonst könnten Sie das so nicht bestätigen. 

Herr Stoltenberg, ich mache mich — um darauf 
noch einmal und das letzte Mal einzugehen — ja 
auch nicht darüber lustig, daß Sie sich als Histori-
ker ihren wirtschaftswissenschaftlichen Sachver-
stand in einem Schnellkurs bei Herrn Krupp in Kiel 
angeeignet haben. Ich mache mich darüber, wie ge-
sagt, nicht lustig, aber Sie sollten sich auch nicht 
darüber lustig machen, daß es die Universität Bre-
men gibt, die ich sehr schätze. Ich finde es unver-
schämt, die Universität Bremen auf die Art und 
Weise, wie Sie es hier getan haben, zu diskriminie-
ren. Sie sollten sich beim Präsidenten der Universi-
tät Bremen dafür entschuldigen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen und 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Ansonsten mache ich Sie zum letzten Mal darauf 
aufmerksam, daß ich zwar früher einmal an der 
Universität Bremen sehr gern gearbeitet und dort 
auch viel gelernt habe, aber dort nicht herkomme 
und dort auch zur Zeit nicht mehr arbeite. Ich bin es 
leid, schlichtweg leid, daß eine strukturschwache 
Region, die zur Zeit eine unterfinanzierte struktur-
schwache Universität hat, auf diese Art und Weise  

auch noch lächerlich gemacht werden soll; das ist 
ungerecht. Ich lade Sie hiermit gern ein, an die Uni-
versität Bremen zu kommen. Stellen Sie sich dort 
der Auseinandersetzung mit den Professoren für 
Ökonomie. Ich bin gespannt, wirklich gespannt, ob 
Sie diese Einladung, diese Herausforderung anneh-
men. Ich bin mir sicher, daß auch der Präsident der 
Universität Bremen diese Einladung mit unter-
stützt, um dem Ruf der Universität Bremen auch in 
öffentlicher Art und Weise gerecht zu werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

So, dies erst einmal, damit das endlich klar ist. 

Jetzt zu Herrn Posser. Sie sprechen vom Umwelt-
schutz, von den hohen Umweltbelastungen in Nord-
rhein-Westfalen. 

(Tischer [GRÜNE]: Der Posser soll einmal 
zuhören!) 

Sie sagen, der Umstand, daß es dort sehr viele Son-
derlasten gebe, sei historisch bedingt; das ist rich-
tig. Nur, diese Sonderlasten im Bereich der Umwelt 
in Nordrhein-Westfalen sind natürlich das Produkt 
jahrzehntelanger sozialdemokratischer Regie-
rungspolitik, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Verfehlter Re

-

gierungspolitik!) 

die den Umweltschutz immer vernachlässigt hat. 
Das sollte man dann, bitte schön, auch sagen, um 
klarzumachen, wer denn die Verantwortung für 
diese Sonderlasten trägt. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Der sollte ein
-

mal etwas zu Ibbenbüren sagen!) 

Ein letzter Satz zu dem, was hier mein Haupt-
thema war: Ich hatte erwartet, daß von seiten der 
Regierung auf den Skandal, nämlich daß nur 0,6 % 
für den Umweltschutz ausgegeben werden, wenig-
stens eingegangen wird. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das interessiert 
die doch nicht!) 

Wenn es hier offensichtlich so ist, daß Sie, Herr 
Stoltenberg, es nicht als notwendig ansehen, dieses 
Ergebnis der Haushaltsdebatte zu rechtfertigen, 
wenn Sie noch nicht einmal das tun, dann gehe ich 
allerdings davon aus, daß wir von dieser Regierung 
in Sachen Umweltschutz in Zukunft überhaupt 
nichts mehr zu erwarten haben. Wenn Sie dann 
noch 45 Milliarden DM Steuergelder einsparen wol-
len, verschenken wollen, dann wird das bedeuten, 
daß für ökologische Problemlösungen noch weniger 
Geld zur Verfügung steht. Das wird das Ergebnis 
Ihrer Steuerschenkungspolitik sein. Das wird der 
Bereich sein, an dem Sie sparen wollen. Das ist das 
große Problem, das wir damit haben, wenn Sie den 
Wahlkampf auf der Ebene von Steuergeschenken 
führen wollen, ohne zu sagen, wo Sie einsparen wol-
len. Diese Art von Wahlkampf wird auf ein großes 
Desaster für die Umwelt hinauslaufen. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich möchte Sie darauf aufmerksam ma- 
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chen, daß sich die Unterlagen für die nachher statt-
findenden Wahlen des Präsidenten und des Vize-
präsidenten des Bundesrechnungshofs in Ihren 
Pulten befinden bzw. noch verteilt werden. Es han-
delt sich um Wahlausweise und Stimmkarten. Ich 
bitte Sie, damit sorgsam umzugehen; denn wenn 
diese Unterlagen in Ihren Papieren verschwinden, 
stehen sie nachher beim Wahlgang nicht mehr zur 
Verfügung. 

Die Wahlen finden erst gegen 17 Uhr statt. Ich 
teile dies mit, damit jeder Bescheid weiß und sich 
darauf einstellen kann. 

Wir treten jetzt in die Mittagspause ein und set-
zen die Beratungen um 14 Uhr fort. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von 12.57 bis 14.01 Uhr) 

Vizepräsident Stücklen: Die unterbrochene Sit-
zung ist wieder eröffnet. 

Meine Damen und Herren, wir setzen die Aus-
sprache über die Einzelpläne 08, 32, 60, 20 sowie die 
Beratung der Beschlußempfehlung des Haushalts-
ausschusses betreffend den Finanzplan des Bundes 
1985 bis 1989 fort. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Hackel. 

Dr. Hackel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wer mit Inter-
esse und Aufmerksamkeit die bisherige Haushalts-
debatte verfolgt, muß feststellen, daß die SPD doch 
in recht arger Bedrängnis ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das verwundert natürlich niemanden; denn die Er-
folge der Regierung einerseits, die Kopflosigkeit 
der Opposition andererseits und die überall greif-
bare Stimmungslage, der Stimmungsumschwung, 
der in der Bevölkerung nun einmal zu erkennen ist, 
haben durchaus ihre Wirkung. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Die 
schwarzen Trümpfe stechen besser!) 

Dies ist sogar bei Herrn Posser klargeworden. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Der hat die 
Wahrheit erzählt!) 

So muß ein solch großes Land wie Nordrhein-West-
falen einen Finanzminister herschicken, um hier im 
Bundestag Klagen über die Einnahmen des bislang 
finanzstärksten Landes in der Bundesrepublik 
Deutschland zu führen. So weit sind wir gekom-
men. 

(Zurufe der SPD) 

Man stelle sich das einmal vor! Ich entnehme der 
Rede von Herrn Posser, daß Herr Rau die Absicht 
hätte, im Falle eines Wahlsieges, was ja 

(Zuruf von der SPD: Wahrscheinlich ist!) 

so gut wie ausgeschlossen ist, die Steuern zu erhö-
hen. Anders ist das doch nicht zu erklären; 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Quatsch!) 

denn die Ausgaben, die offensichtlich bisher im 
Übermaß in Nordrhein-Westfalen geflossen sind, 

sollen in diesem Sinne weiter fließen, ohne daß eine 
entsprechende Deckung da ist. So einfach, meine 
Damen und Herren von der Opposition, können Sie 
es sich natürlich nicht machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Weil Sie die Entwicklung der letzten Jahre nicht 
wahrhaben wollen, diese aber nun einmal so sehr 
schön ist, möchte ich noch einmal die wichtigsten 
Dinge herausheben. Der öffentliche Haushalt zeich-
net sich wie in den vergangenen Jahren durch Soli-
dität und durch die Fortsetzung der Konsolidierung 
über geringere Ausgabenzuwächse aus. Bei einem 
Ausgabenvolumen von 263,5 Milliarden DM beträgt 
die Steigerungsrate 2,2% und liegt damit erheblich 
unter der Steigerung des Bruttosozialproduktes. 

(Zurufe von der SPD) 

Folgerichtig wird, wie schon 1983, 1984 und 1985, 
auch im Jahre 1986 die Nettoneuverschuldung — 
auf 23,66 Milliarden DM in diesem Jahr — zurück-
geführt, und diese Zahl, meine Damen und Herren, 
bekommt dann den richtigen Stellenwert, wenn wir 
uns noch einmal vergewissern, daß vor drei Jahren 
von einer Nettoneuverschuldung von 55 Milliar-
den DM ausgegangen werden mußte, die uns die 
Sozialdemokraten hinterlassen haben. Dieses muß 
einmal ins Verhältnis gesetzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber sparsame Haushaltsführung und die Verrin-
gerung öffentlicher Verschuldung sind im Gegen-
satz zur Annahme so mancher SPD-Kollegen nicht 
Werte an sich, sondern sie haben sehr wesentliche, 
ganz reale Ziele, z. B. Senkung der Inflationsrate, 
Erhöhung der Realeinkommen für die Bürger, Ein-
leitung und Absicherung wirtschaftlichen Auf-
schwungs und damit Senkung der Arbeitslosen-
quote. 

(Vosen [SPD]: Glauben Sie das?) 

Die Ergebnisse können sich sehen lassen. Die In-
flationsrate liegt in diesem Jahr bei nur 1,7% bis 
1,8%. Davon können Sie nur träumen. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Das Realeinkommen der Bürger ist in den Jahren 
1984/85 um 20 Milliarden DM angestiegen. Die ge-
samtwirtschaftliche Produktion zeigt in diesen Jah-
ren eine Steigerung von 2,5 % auf. Der Sachverstän-
digenrat geht in seinem Jahresgutachten davon 
aus, „daß 1986 wieder ein gutes, vielleicht sogar ein 
noch besseres Jahr als 1985 werden wird". Meine 
Damen und Herren, damit können wir arbeiten. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Gesundbeter 
seid ihr, gar nichts anderes!) 

Auch der Anstieg der Arbeitslosigkeit ist gestoppt 
worden. Da gibt es überhaupt nichts gesundzube-
ten. Das sagt immerhin das Gutachten aus; auch die 
Zahlen weisen es aus. Sie brauchen die Zahlen nur 
nachlesen, Sie müssen sie nur lesen können. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Lachen 
bei der SPD) 
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In dem Gutachten steht z. B., daß in diesem Jahr 

200 000 neue Arbeitsplätze geschaffen worden sind, 
obwohl die Arbeitnehmer in stärkerem Maße als 
Anfang der 80er Jahre auf den Arbeitsmarkt drän-
gen. Auch für 1986 werden 300 000 zusätzliche Be-
schäftigtenplätze prognostiziert; einige Institute ge-
hen sogar davon aus, daß es 330 000 sein werden. 
Das ist eine Entwicklung, meine sehr verehrten Da-
men und Herren von der Opposition, die Sie selbst 
dann nicht totreden können, wenn Sie noch so viel 
schwarzmalen; da können Sie tun oder lassen, was 
Sie möchten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Wenn wir hier schon von Beschäftigung und Be-

schäftigten reden, so möchte ich ein ganz konkretes 
Beispiel aus dem hier in Rede stehenden Einzel-
plan 08 herausgreifen. Ich habe im vorigen Jahr von 
dieser Stelle aus darauf hingewiesen und somit öf-
fentlich gemacht, daß die Koalitionsfraktionen den 
festen Willen haben, eine Verbesserung der Stellen-
situation in der Zollverwaltung zu bewirken. Was 
wir vor einem Jahr sehr vorsichtig versprochen ha-
ben, können wir heute als ein eingelöstes, als ein 
erfülltes Versprechen bezeichnen. Auch darin un-
terscheiden wir uns von der Opposition. Unser Ziel 
und unser Wunsch war es, Stellenbewegungen und 
Stellenhebungen im mittleren und gehobenen 
Dienst der Zollverwaltung zu erreichen. Dieser 
Wunsch ist in Erfüllung gegangen. Im nächsten 
Jahr werden wir 584 Hebungen in den Besoldungs-
gruppen A 7 bis A 12 vornehmen. Es kommen auch 
noch andere Bereiche hinzu, z. B. die Bundeswehr-
verwaltung, das Bundeskriminalamt zur Bekämp-
fung von Rauschgiftdelikten; wir werden 284 Stel-
lenhebungen im BGS sowie im nachgeordneten Be-
reich des Auswärtigen Amtes durchführen. Insge-
samt stehen 1 404 Planstellen zur Debatte, ohne 
oberste Bundesbehörden, ohne oberste Bundesge-
richte; auch der höhere Dienst ist ausdrücklich aus-
genommen. Das ist eine beachtliche Leistung. 

Wenn Sie sagen: Endlich kommen auch Sie — 
nämlich wir, die Koalition — dazu, die niedrigeren 
Einkommen zu beachten und sie anzuheben, dann 
sagen wir voller Stolz: Jawohl, in nur drei Jahren 
Regierungsverantwortung ist uns dieser erste 
Durchbruch gelungen. Wir haben etwas für die 
Hausmeister, für die Boten, für die Sachbearbeiter, 
für die Schichtleiter und für die Poststellenleiter 
getan, wozu Sie in 13 Jahren nicht in der Lage 
waren; Sie haben noch nicht einmal davon gespro-
chen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das war 
doch die ÖTV!) 

Das macht wirklich soziale Politik aus. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Wieczorek? 

Dr. Hackel (CDU/CSU): Bitte sehr, Herr Kollege. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte. 

Wieczorek (Duisburg) (SPD): Herr Kollege Hak-
kel, Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß 

Ihre Aktivität einer Aktivität der sozialdemokrati-
schen Gruppe im Haushaltsausschuß nachgeschal-
tet war, daß wir von uns aus versucht haben, das 
Unrecht der vergangenen Jahre wiedergutzuma-
chen, und daß wir die Aktion, die Sie jetzt als allei-
nige Leistung für die Regierung reklamieren, ge-
meinsam durchgeführt haben? 

Dr. Hackel (CDU/CSU): Herr Kollege Wieczorek, 
Sie haben just in dem Moment, in dem Sie die 
Regierungsverantwortung verloren hatten, solche 
Anträge — z. B. im Haushaltsausschuß — einge-
bracht. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Das ist der Unterschied zwischen Ihnen und uns. 
Wenn wir so etwas anpacken, dann verwirklichen 
wir das auch und reden nicht nur darüber. 

(Lachen bei der SPD) 

Daß Sie uns dabei unterstützt haben, steht völlig 
außer Rede. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
ein paar Worte zu den Leistungen des Bundes für 
Berlin sagen. Mit 11,6 Milliarden DM schlägt die 
Bundeshilfe für Berlin 1986 zu Buche. Das ist eine 
Steigerung gegenüber 1985 um 2,7 %. Diese Steige-
rung ist somit um 0,5 % höher als die Steigerung des 
Bundeshaushalts insgesamt. Bemerkenswert dabei 
ist aber die Tatsache, daß trotz dieser Steigerung 
der Anteil des Bundes an der Finanzierung des Ber-
liner Landeshaushalts gegenüber den Vorjahren 
gesunken ist. Auch wenn der Anteil über 50 % be-
trägt — er beträgt insgesamt 52,4 % —, ist er doch 
immer noch sehr hoch. Dennoch läßt sich ablesen, 
daß in Berlin das eigene Steueraufkommen wächst, 
daß damit die Einnahmen aus eigenen Mitteln stei-
gen, daß durch eine seriöse Haushaltspolitik das 
„Faß ohne Boden" gegen ein „Faß mit Boden" aus-
getauscht werden konnte und der Berliner Wirt-
schaft neue Impulse gegeben worden sind. 

Das wird, meine Damen und Herren, auch an 
einem anderen Punkt deutlich, der hier bei uns im 
Bund immer wieder eine Rolle spielt: Das ist die 
Frage des Fluggastaufkommens in Berlin. Im Jahre 
1985 hat sich dieses Fluggastaufkommen um 9 % 
erhöht. Diese außerordentlich erfreuliche Zahl spie-
gelt nicht nur die positive Entwicklung im touristi-
schen Bereich wider, sondern sie spiegelt auch eine 
Entwicklung im Geschäftsverkehr zwischen der 
Bundesrepublik und Berlin wider. 

Sowohl die Bundesregierung als auch der Berli-
ner Senat gehen davon aus, daß dieser Trend anhält 
und sich in den nächsten Jahren noch verstärken 
wird. Aus diesem Grund hat der Haushaltsausschuß 
den Entwicklungen Rechnung getragen und die Zu-
schüsse für den Luftreiseverkehr aus dem übrigen 
Bundesgebiet nach Berlin um 5 Millionen DM auf 
104 Millionen DM erhöht. 

In diesem Zusammenhang — das wird insbeson-
dere die bayerischen Kollegen interessieren — 
steht die Tatsache, daß wir im Haushaltsausschuß 
für dieses Jahr von insgesamt 148 Millionen DM 
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76 Millionen DM für die Grunderneuerung der Teil-
strecke der Autobahn Berlin—Hirschberg bereitge-
stellt haben. 

Auch dieses ist ein Teil der Arbeit, die die Bun-
desregierung in kontinuierlicher Zusammenarbeit 
und vom konkreten Objekt ausgehend mit der DDR 
leistet. Das kommt auch Berlin zugute. Es ist ande-
rerseits auch ein Beweis des Vertrauens des Bun-
des in die Leistungsfähigkeit und in die Lebensfä-
higkeit der Stadt Berlin. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aber Berlin, meine Damen und Herren, lebt nicht 
nur von den finanziellen Hilfen des Bundes, son-
dern die Stadt gründet ihre wiedergewonnene Vita-
lität in viel größerem Maße auf die Solidarität aller 
Bürger in der Bundesrepublik einerseits und auf 
die Sympathie der Deutschen in der DDR anderer-
seits. Dies ist eine Grundvoraussetzung — wenn Sie 
so wollen: ein Essential — der Deutschland- und 
Berlinpolitik. 

Aus diesem Grunde appellieren wir an alle Insti-
tutionen und Organisationen, an alle Verbände und 
gesellschaftlichen Gruppen, an alle, die sich in Rich-
tung auf die DDR oder osteuropäische Länder be-
wegen, den Berlin-Aspekt nicht zu vernachlässigen. 
Das gilt für die Wirtschaft wie für die Gewerkschaf-
ten, für Parteien wie für Bürgerinitiativen; das gilt 
für Sportverbände und für Jugendorganisationen. 
Das gilt auch für die deutschen Städte und Gemein-
den. 

Umgehen Sie, meine Damen und Herren, die Sie 
in den Städten und Gemeinden Verantwortung tra-
gen, nicht die Beschlüsse des Deutschen Städteta-
ges selbst, die Berlin betreffen. Suchen Sie Verstän-
digung mit den Partnern in West und in Ost, aber 
handeln Sie bitte nicht auf Kosten Berlins, und iso-
lieren Sie die Stadt nicht auf kaltem Wege. 

Wenn darauf Verlaß ist, bleibt richtig: Solange in 
Bonn und in Berlin die Unionsparteien die Regie-
rung führen, 

(Zuruf des Abg. Vosen [SPD]) 

solange die Solidarität der Bürger in der Bundesre-
publik mit Berlin aufrechterhalten wird, solange in 
Bonn und Berlin ein vertrauensvolles und vor allem 
ein berechenbares Verhältnis zu den westlichen Al-
liierten besteht, so lange braucht sich niemand um 
die Zukunft und um die Sicherheit der Stadt ernst-
haft Sorgen zu machen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

sondern so lange wird es so rasant wie in den letz-
ten vier Jahren mit dieser Stadt und damit mit 
einem Hoffnungsträger für alle Deutschen in die-
sem Lande weitergehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Solms. 

Dr. Solms (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich darf vielleicht im 

Rahmen dieser Debatte doch einmal an die histori-
sche Entwicklung erinnern. Wie kam es eigentlich 
dazu, daß der Glaube entstanden ist, der Staat 
könne durch seine Nachfragepolitik die Konjunk-
turzyklen gestalten, er könne sozusagen alles 
Wünschbare machen? Das hat bei den Bürgern 
dazu geführt, vom Staat eben auch alles Ge-
wünschte und scheinbar Machbare zu fordern. 

(Zurufe von der SPD) 

Es war doch Ende der 60er Jahre in der Großen 
Koalition, als seinerzeit Plüsch und Plum — Strauß 
und Schiller — das Stabilitäts- und Wachstumgsge-
setz eingeführt haben und die leichte Depression im 
Konjunkturzyklus, die seinerzeit vorhanden war, 
durch Nachfragepolitik des Staates ausgeglichen 
haben. 

(Vosen [SPD]: Sie waren nie dabei als 
FDP?) 

— Ich entziehe mich nicht der Verantwortung der 
FDP, ich schildere das. Das war so und wird durch 
Karl Schiller jetzt bestätigt, der kürzlich in einer 
Rede — das können Sie in der FAZ vom 23. Novem-
ber dieses Jahres nachlesen — über die Grenzen 
der Wirtschaftspolitik gesprochen hat. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich zitiere wörtlich: 

Nachdem die Nachfragepolitik in der Bekämp-
fung der Rezession von 1967 in der Bundesre-
publik mit raschem Erfolg angewendet worden 
war, wurde sie in den siebziger Jahren, beson-
ders in der zweiten Hälfte, auch international 
nicht mehr unter den ihr adäquaten Vorausset-
zungen betrieben. Expansive Nachfragepolitik 
war unter den Bedingungen von Angebots-
schocks — wie der Ölverknappung — und tief-
greifenden Strukturwandlungen in der Tat 
nicht angemessen. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt steht es schon 
zum zweitenmal im Protokoll!) 

Das ist ein Beispiel dafür, wie sich aus einer 
anfangs gut angelegten politischen Entwicklung in 
veränderten Zeiten falsche Auswirkungen ergeben 
können. Ich will hier ganz deutlich darauf hinwei-
sen, es kann sich in diesem Hause keiner — außer 
den GRÜNEN, die damals nicht existent waren — 
aus der Verantwortung stehlen; 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

denn die vielen Ausgabenprogramme und Steuer-
änderungsgesetze, die in den 70er Jahren von der 
sozialliberalen Koalition beschlossen worden sind, 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

sind vom Bundesrat jeweils zustimmend zur Kennt-
nis genommen bzw. durch zusätzliche Leistungen 
des Staates im Vermittlungsausschuß aufgefüllt 
worden. 

(Vosen [SPD]: Das war die CDU!) 

— Durch die damalige Bundesratsmehrheit. Das 
heißt, diese Politik ist von allen Seiten dieses Hau-
ses betrieben worden. 
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Die Frage ist nur: Wer hat dann die richtige 

Schlußfolgerung daraus gezogen, als klar wurde, 
daß diese Politik in eine Sackgasse führen mußte? 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich darf daran erinnern, daß die FDP, insbesondere 
mein Kollege Hoppe, bereits in der dritten Lesung 
des Haushalts 1979 eine Tendenzwende in der 
Haushaltspolitik angemahnt hat. Bei der ersten Le-
sung des Haushalts 1980 warnte er davor, daß bei 
der damals aufgelaufenen Staatsverschuldung ein 
gefährliches Potential erreicht wurde, das mit einer 
tickenden Zeitbombe vergleichbar war. Meine Da-
men und Herren, die Bombe ist ja dann am 17. Sep-
tember 1982 explodiert, als nämlich die alte Koali-
tion endete, weil die notwendigen Korrekturen in 
der Haushalts- und Finanzpolitik nicht mehr mit 
den Sozialdemokraten durchgeführt werden konn-
ten. 

(Vosen [SPD]: Jetzt hören Sie aber auf! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Das ist Tatsache, und so war die Entwicklung. Ich 
weise noch einmal ganz deutlich darauf hin, daß 
damals die FDP das Risiko — auch das Risiko ihrer 
eigenen Existenz — auf sich genommen hat, 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

um eine neue Haushalts- und Finanzpolitik möglich 
zu machen. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Voraussetzung dazu haben wir mit dem Einge-
hen der neuen Koalition geschaffen und sind infol-
gedessen natürlich dem Finanzminister dankbar, 
daß er die Gelegenheit ergriffen 

(Zurufe von der SPD) 

und eine vernünftige, auf lange Zeit ausgerichtete 
Haushalts- und Finanzpolitik in die Wirklichkeit 
umgesetzt und damit die Voraussetzung für die gu-
ten Zahlen geschaffen hat, die wir j a schon heute 
ablesen können. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Westphal? 

Dr. Solms (FDP): Nein, ich möchte keine Zwi-
schenfrage zulassen. 

Meine Damen und Herren, das ist das Entschei-
dende, daß diese stetige Finanzpolitik mit Perspek-
tive — und das hat Herr Apel heute morgen gefor-
dert — seit 1982 betrieben wird und in so kurzer 
Zeit doch schon Erfolge zeitigt. Es wird darauf an-
kommen, daß diese Politik fortgesetzt wird, und 
zwar konsequent und nachhaltig. Denn wir haben 
die Problemzonen noch nicht verlassen. Die Netto-
neuverschuldung ist immer noch zu hoch. Sie wird 
zwar durch die hohen Bundesbankgewinne gemin-
dert. Das muß man anerkennen. Aber es können 
auch Zeiten kommen, in denen diese Bundesbank-
gewinne nicht mehr oder zumindest nicht mehr in 
dieser Höhe zur Verfügung stehen. Das heißt also, 
die Haushaltspolitik muß weiterhin äußerst diszipli-
niert betrieben werden, um Freiräume zu schaffen,  

damit die öffentlichen Hände wieder investiv tätig 
werden können, um Freiräume für weitere Zinssen-
kungen und für Investitionen der privaten Wirt-
schaft, aber beispielsweise auch der Hausbauer zu 
schaffen. Das ist nur erreichbar, wenn der Staatsan-
teil weiterhin zurückgeführt wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Deutsche Bundesbank hat den Finanzmini-
ster und die Koalition durch eine vernünftige Geld-
mengensteuerung begleitet. Jedoch muß man dar-
auf achten, daß nicht zu starke deflatorische Ent-
wicklungen stattfinden können. Deflatorische Ein-
flüsse haben wir heute durch sinkende Rohstoff-
preise und sinkende Agrarpreise festzustellen. Des-
halb sollte die Bundesbank — das sagt auch der 
Sachverständigenrat — in den nächsten Jahren die 
Leine etwas lockerer lassen. 

Meine Damen und Herren, der Sachverständi-
genrat hat die Politik dieser Regierung breit bestä-
tigt. Ich will einige Zahlen wiederholen. Sie sind 
schon vier- oder fünfmal genannt worden. Aber sie 
sind so schön, daß man sie wiederholen muß. Die 
Beschäftigtenzahl wird in den Jahren 1985/86 um 
eine halbe Million steigen. Wer hätte das gedacht — 
vor dem Hintergrund, daß die Beschäftigtenzahl 
zwischen 1972 und 1982 um rund anderthalb Millio-
nen zurückgegangen ist? Die Arbeitslosenzahl geht 
nur langsam zurück. Sie kennen die Gründe. Jedoch 
ist die Zahl der Kurzarbeiter von 1,3 Millionen auf 
nur noch 125 000 drastisch gesunken. Das Wirt-
schaftswachstum ist angelaufen. Die Außenhan-
delsbilanzüberschüsse sind größer denn je. 

(Vosen [SPD]: Die D-Mark ist nichts mehr 
wert!) 

Das heißt also, es ist außer bei der Arbeitslosenzahl 
wenig zu wünschen übriggeblieben. 

Was ist die Politik der Opposition in diesem Mo-
ment? Ich habe mir die Mühe gemacht, im Entwurf 
des Wirtschaftsprogramms der SPD nachzulesen, 
welche Vorschläge steuerpolitischer und finanzpoli-
tischer Art sie macht. Ich darf aus diesem Katalog 
einiges vorlesen: Ergänzungsabgabe für Besserver-
dienende, 

(Frau Geiger [CDU/CSU]: Alter Hut! — Zu

-

ruf von der SPD: Richtig!) 

Rückgängigmachung der von der Koalition be-
schlossenen verkürzten Abschreibungsfristen für 
Wirtschaftsgebäude und der Senkung der Vermö-
gensteuer, 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

aktive staatliche Kapitallenkung durch Einführung 
einer Investitionsrücklage, steuerliche Diskriminie-
rung von Geldvermögensanlagen, im Rahmen von 
„Arbeit und Umwelt" Einführung einer Sonder-
steuer auf den Verbrauch von Strom, Erdgas und 
Mineralölprodukten sowie auf umweltbelastende 
Produktionsverfahren, 

(Vosen [SPD]: Das ist vernünftig!) 

quasi Quellensteuer für Zinseinkünfte 

(Dr. Apel [SPD]: Das ist die Unwahrheit!) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 177. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 27. November 1985 	13411 

Dr. Solms 
durch die Einführung von Kontrollmitteilungen, 
teilweise Abschaffung des Ehegattensplitting, 

(Dr. Apel [SPD]: Das haben wir mit Ihnen 
in der Koalition verabredet!) 

drastische Reduzierung der Abschreibungsmöglich-
keiten für Unternehmen, 

(Roth [Gießen] [CDU/CSU]: Das ist die sau-
bere Finanzierung von Herrn Apel!) 

und dies, um den Grundfreibetrag und die untere 
Proportionalzone zu erhöhen. Darauf setzt der Kol-
lege Spöri dann noch den I-Punkt, indem er sich an 
die Popularität von Boris Becker anhängt und nun 
versucht, 

(Purps [SPD]: Richtig!) 

Kapitalflucht aus der Bundesrepublik durch gesetz-
liche Maßnahmen in den Griff zu kriegen, obwohl 
er natürlich wie alle anderen weiß, daß die Kapital-
flucht in einem Land mit völlig freier Währung, 

(Vosen [SPD]: Mit dieser Regierung!) 

mit freien Wechselkursen, in einem Land, aus dem 
jährlich 20 Millionen Bürger ins Ausland reisen, so 
nicht in den Griff zu bekommen ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Sie können sie nur durch eine vernünftige, langfri-
stig angelegte vertrauensbildende Wirtschafts- und 
Finanzpolitik 

(Lachen bei der SPD) 

und eine Politik der Steuersenkung in den Griff 
kriegen. Wenn Sie diese betreiben, werden die Inve-
storen aus aller Welt bereit sein, in der Bundesrepu-
blik zu investieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP — Vo-
sen [SPD]: Das glauben Sie! Die müßten 

längst hier sein!) 

Meine Damen und Herren, die Opposition hat in 
der Finanz- und Steuerpolitik nichts gelernt. Das 
muß man einfach zur Kenntnis nehmen. Die 
Hauptprobleme des Steuersystems der Bundesre-
publik liegen in zwei Punkten: in der unangemes-
sen hohen Besteuerung der gewerblichen Ein-
künfte — durchschnittlich 70% — und in der über-
trieben hohen Steuerbelastung der Leistungsträger 
der Gesellschaft; das sind die Facharbeiter, die An-
gestellten, die Ingenieure, die Bauarbeiter. Die Leu-
te, die die eigentliche Leistung bringen, werden mit 
der höchsten Steuerprogression belastet. Das muß 
abgebaut, hier müssen die Steuern gesenkt wer-
den. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Die FDP hat im Sommer in der Öffentlichkeit 
Vorschläge zur Steuerpolitik vorgelegt. Wir wollen 
das Steuersystem entscheidend vereinfachen, 
durchsichtiger machen, gerechter machen, aber 
auch die Steuerbelastung in allen Bereichen dra-
stisch senken, und zwar angefangen bei der Be-
steuerung des Existenzminimums, wo wir heute 
viel zu niedrige Freibeträge haben, über den Tarif-
verlauf, wo wir die Steuerprogression durch einen 
geradlinigen, linear steigenden Tarif stark be-

schneiden wollen und müssen, bis hin zum Spitzen-
steuersatz, der unter 50 % liegen sollte, weil 50 % die 
psychologische Grenze sind, an der die Bürger nicht 
mehr bereit sind, freiwillig Steuern zuzahlen. Dar-
über hinaus geht es um die Entlastung der Unter-
nehmen durch Abbau der Körperschaftsteuer und 
der Einkommensteuer sowie durch Abbau der Ver-
mögensteuer auf Betriebsvermögen. 

Meine Damen und Herren, wir wollen dafür ein 
Volumen von über 40 Milliarden einsetzen und wol-
len dies weitgehend durch Abbau von Subventionen 
finanzieren. 

(Zurufe von der SPD: Oho! — Das ist ja 
toll!) 

— Moment! Ich gebe hier ganz offen zu, daß diese 
Koalition und die Regierung im Bereich des Sub-
ventionsabbaus eine Bringschuld haben. Es ist 
nicht das erreicht worden und nicht das getan wor-
den, was wir alle uns gewünscht hätten. Um so drin-
gender ist es, daß wir dies in der nächsten Legisla-
turperiode tun, aber deutlich mit der Absicht, nicht 
die Kassen des Staates besser zu füllen, sondern 
dem Bürger, dem Steuerpflichtigen, mehr Geld in 
seiner Tasche zu belassen; denn er muß das j a 
zunächst erwirtschaften. Das geht eben nur, indem 
man einen drastischen Subventionsabbau mit einer 
drastischen Steuersenkung verbindet. Dann wird 
das von den Bürgern, von den Betroffenen, auch 
akzeptiert werden. 

(Vosen [SPD]: Das ist die wunderbare 
Geldvermehrung!) 

Meine Damen und Herren, die FDP freut sich 
darüber, daß es auf seiten des Koalitionspartners — 
in  Bayern wie in Bonn — ähnliche Entwicklungen 
gibt, daß ähnliche Tendenzen zu verzeichnen sind. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Weng [Gerlin

-

gen] [FDP]) 

Ich sehe in dieser dann gemeinsamen Steuerpolitik 
für die nächste Legislaturperiode eines der wesent-
lichen Bindeglieder dieser Koalition. 

(Vosen [SPD]: Der Steuer-Himmel!) 

Ich bin zuversichtlich, daß die Bürger das ebenfalls 
so sehen werden und daß sie nicht auf die Steuerpo-
litik der Sozialdemokraten hereinfallen werden, die 
nur darin besteht, Steuern zu erhöhen und den 
Neidkomplex bei den Bürgern anzuregen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Widerspruch bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Austermann. 

Austermann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Gestatten Sie mir, daß ich als 
schleswig-holsteinischer Bundestagsabgeordneter 
zunächst einige wenige Sätze zu den Ausführungen 
sage, die Herr Posser hier zum Vergleich zwischen 
Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen 
meinte machen zu müssen. Da ich die Zahlen mitge-
bracht habe — ich wußte, daß das wieder kommt —, 
kann ich sagen, daß keine einzige Zahl von denen, 
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die Herr Posser hier vorgetragen hat, gestimmt 
hat. 

(Hört! Hört! und Zustimmung bei der CDU/ 
CSU — Widerspruch bei der SPD) 

Ich darf das an ganz konkreten Zahlen nachwei-
sen: 

Nehmen wir einmal die Verschuldung im Lande 
Nordrhein-Westfalen — Land plus Gemeinden — 
im Jahre 1984: 6 700 DM pro Einwohner. Im Ver-
gleich dazu Schleswig-Holstein: 6 300 DM, also 
400 DM weniger als in Nordrhein-Westfalen. Wenn 
Sie noch den Vergleich innerhalb der letzten Jahre 
hinzunehmen, ist eindeutig, daß Nordrhein-Westfa-
len im Vergleich zu anderen Ländern zurückgefal-
len ist. 

Ich nenne jetzt absolute Zahlen, weil Herr Posser 
hier offensichtlich Äpfel mit Birnen verwechselt 
hat: Schleswig-Holstein ist mit 13 Milliarden ver-
schuldet, Nordrhein-Westfalen mit 74 Milliarden. 

(Lachen bei der SPD) 

— Ja, natürlich! 

Oder nehmen Sie das Städtebauförderungsge-
setz. Herr Posser sprach von Komplementärmitteln 
in der Größenordnung von 30 Millionen. Jeder weiß 
aber, daß allein das Land Nordrhein-Westfalen vom 
Bund 200 Millionen erhält. 

(Zuruf von der SPD: Zahlenzirkus ist das!) 

Und dann Komplementärmittel von 30 Millionen? 
Das kann ja wohl nicht richtig sein. 

Nun vielleicht noch etwas zur Investitionskraft 
der Gemeinden in Schleswig-Holstein: Im Jahre 
1985 werden die schleswig-holsteinischen Gemein-
den für 100 Millionen DM mehr investieren als im 
Jahre 1984. Das spricht wohl kaum' dafür, daß sich 
die finanzielle Situation der Gemeinden verschlech-
tert hat. Demgegenüber betätigt sich Herr Rau als 
Milliarden-Klau. Eine Milliarde nimmt er den Kom-
munen im Finanzausgleich 1986 weg, und er bringt 
seinen Anteil bei den Städtebauförderungsmitteln 
nicht auf. Bisher gibt es ja dazu nur Erklärungen. 
Wenn man da die Sonderlasten aufführt, könnte na-
türlich jedes Land seine eigenen Sonderlasten, 
Schleswig-Holstein z. B. die Werftsituation, andere 
Länder andere Sonderlasten, aufführen. Es ist nicht 
redlich, so zu argumentieren. Offensichtlich war 
Herr Posser hier nur hergeschickt, weil sein Vortur-
ner kneift. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
einmal anknüpfen und deutlich machen, wie die 
finanzielle Situation, die Verschuldungssituation 
tatsächlich aussieht. Geordnete Staatsfinanzen sind 
die wichtigste Voraussetzung für eine gesunde 
Wirtschaft. Das kann man gar nicht oft genug sa-
gen, weil den Bürgern nur eine begrenzte Steuer-
last zuzumuten ist. Wer eine gute Politik für Arbeit-
nehmer, Mittelstand und Industrie machen will, 
muß dies berücksichtigen. Und dagegen hilft keine 
neuerliche Verschuldung, weil sie nur vorüberge-
hend den Handlungsspielraum erweitert. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich das 
an einem kleinen Beispiel deutlich machen. Ich 
habe hier in der Hand einen 50-Milliarden-Mark-
Schein der Reichsbank, 50 Milliarden Mark, ausge-
stellt vor 62 Jahren, etwa am gleichen Tag wie heu-
te. Dafür konnte man genau ein halbes Brot kaufen. 
Das zeigt doch wohl, daß Inflationspolitik, Verschul-
dungspolitik unsozial ist, unsoziale Politik ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Lassen Sie mich die Entwicklung der Neuver-
schuldung kurz noch einmal am Beispiel der Kre-
ditaufnahme deutlich machen. Wir haben eine Brut-
tokreditaufnahme, die im nächsten Jahr noch ein-
mal ansteigen wird, und zwar deshalb, weil wir die 
unheimlichen Tilgungen aus kurzfristigen Kredi-
ten, die Ihre Finanzminister aufgenommen haben, 
aufbringen müssen. Aber die Nettokreditaufnahme 
sinkt weiter. Ich bin davon überzeugt, daß sie im 
Jahre 1986 die magische Zahl von 20 Milliarden DM 
im Ist erreichen wird — magische Zahl deshalb, 
weil das bedeutet, daß um diesen Betrag der Anteil 
des Staates steigen kann, ohne daß deswegen der 
Anteil der Verschuldung am Bruttosozialprodukt 
größer wird. Ich sage, 20 Milliarden DM sind im 
nächsten Jahr im Haushaltsvollzug erreichbar. 

Sparsame Ausgabengestaltung bedeutet also 
auch sinkenden Kreditbedarf. Während Helmut 
Schmidt im Jahre 1982 noch 47 Milliarden DM neue 
Schulden machen mußte, einschließlich Bundes-
bankgewinn — das scheint ja ein neues Lieblings-
thema von Ihnen zu werden —, werden es im näch-
sten Jahr 13 Milliarden DM weniger sein. 

Unsere Politik hat eine spürbare Zinssenkung 
zur Folge gehabt. Das spüren Hausbesitzer, das 
spüren Unternehmer, das spüren Kontoüberzieher, 
das spüren Autoverkäufer, das spüren die Rentner. 

(Zuruf von der SPD: Die Sparer!) 

— Die Sparer auch, weil eine solide Politik die 
Inflation vermeidet. Die Sparzinsen liegen immer 
noch über der Inflationsrate; das ist das Entschei-
dende dabei. Heute liegen die Zinskosten für den 
Bund bei öffentlichen Anleihen um 5 % unter den 
Zinsen vor fünf Jahren. 5 % niedrigere Zinsen! Man 
kann sich kaum vorstellen, was das an Kaufkraft 
bedeutet. In diesem Jahr sanken die Zinsen weiter 
deutlich, und dieser Trend hält an. Die Regierung 
Kohl-Stoltenberg ist die Partei sinkender Kreditzin-
sen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und jedes Jahr weniger Kredite bedeutet natürlich 
auch weniger Zinsen, die wir nicht aus dem Haus-
halt zu bezahlen brauchen. Das heißt, der Investi-
tionsanteil kann größer werden. 

Lassen Sie mich noch etwas zur Berücksichti-
gung des Bundesbankgewinns sagen, weil das, wie 
gesagt, ein neues Thema von Ihnen werden soll. Es 
ist natürlich falsch, daß Sie sagen, bei uns ist das 
eingerechnet, und deswegen fällt die Verschuldung 
nicht ab. Ohne Bundesbankgewinn hätte Helmut 
Schmidt in seinem letzten Regierungsjahr 47,7 Mil-
liarden DM neue Schulden gemacht. 1986 werden es 
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13 Milliarden DM weniger- sein. Und da behauptet 
der Kollege Apel noch, die Verschuldung sei zu 
hoch, obwohl er zweimal Artikel 115 der Verfassung 
gebrochen hat. Dem kann man eine einfache Rech-
nung gegenüberstellen: Der Schuldenberg der Re-
gierung Schmidt — der Monte Sozi — kostet den 
Steuerzahler vom 1. 1. 1983 bis zum 31. 12. 1986, also 
verteilt auf die Zeit dieser Legislaturperiode, 103 
Milliarden DM Zinsen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Jetzt ist die Frage: Wie sieht es mit der Nettoneu-
verschuldung aus? Man kann doch diese Legislatur-
periode in etwa überblicken. Ich gehe davon aus: 
Wir werden in dieser Legislaturperiode etwa 102 
Milliarden DM neue Schulden machen, d. h. 1 Milli-
arde weniger, als wir brauchen, um nur die Zinsen 
für den Schuldenberg Ihrer Regierung zu finanzie-
ren. Mit anderen Worten: Jede Mark Neuverschul-
dung dieser Regierung hat die Regierung Schmidt 
verschuldet. Oder noch anders ausgedrückt: Diese 
Regierung arbeitet kostendeckend, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD) 

kostendeckend deshalb, weil Kredite nur aufgenom-
men werden müssen, um den Schuldendienst für 
die von Ihnen aufgenommenen Kredite zu finanzie-
ren. 

Lassen Sie mich das auch an der Zahl der unvor-
hergesehenen Mehrausgaben deutlich machen 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
ist zu schwer für die!) 

— auch ich glaube, das ist zu schwer —, die in die-
sem Haushalt für soziale Leistungen, für Leistun-
gen für die Familie, für Steuersenkungen einge-
plant werden. Wenn man das alles, was in der mit-
telfristigen Finanzplanung nicht vorgesehen war, 
einmal addiert, ergibt das einen Gesamtbetrag von 
12,5 Milliarden DM. Ziehe ich das bei der Nettoneu-
verschuldung ab, komme ich auf 10 Milliarden DM 
neue Schulden, die wir machen müßten, wenn wir 
nicht in diesem Umfang neue Aufgaben übernom-
men hätten, um Politik in unserem Land tatsächlich 
auch zu gestalten. 

Eine zukunftsorientierte, erfolgversprechende Fi-
nanzpolitik heißt auch, das Wachstum der Staats-
ausgaben zu begrenzen, Finanzsalden in öffentli-
chen Haushalten weiter abzubauen und die Steuern 
zu senken. Nur so werden wir den Handlungsspiel-
raum, den wir brauchen, für weitere Aufgaben ge-
winnen. 

Meine Damen und Herren, in den letzten drei 
Jahren sind wir mit den finanzpolitischen Aufräu-
mungsarbeiten schon ein gutes Stück vorangekom-
men. Die Bundesausgaben nahmen nur um 2 % zu. 
Die sparsame Haushaltsführung von Bund, Län-
dern und Gemeinden hat schon jetzt erreicht, daß 
jährlich 36 Milliarden DM weniger durch die öffent-
lichen Kassen fließen, 36 Milliarden DM, über die 
die Bürger unseres Landes zusätzlich in freier Ent-
scheidung selbst verfügen können. 

(Vosen [SPD]: Welche Bürger? Sozialhil-
feempfänger?) 

Diese Entwicklung belegt einmal mehr, wie falsch 
und töricht das Gerede von der „Politik für die Rei-
chen" ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Unternehmen sind Teil des Wirtschaftssystems, 
das letztlich allen Bürgern dient. Verbesserte Rah-
menbedingungen für unternehmerische Initiativen 
und Investitionen bedeuten deshalb zunächst und 
vor allem mehr Wohlstand für alle, die am Erfolg 
der Unternehmen teilhaben. Das sind auch Klein-
aktionäre, 

(Lachen bei der SPD) 

aber das sind auch die Mitarbeiter der Firmen, die 
sinnvoll und erfolgreich arbeiten. 

Meine Damen und Herren, in diesem Sinne wol-
len wir weiterarbeiten. In diesem Sinne darf ich Sie 
um Zustimmung zu unserer Finanzpolitik, zum Ein-
zelplan 32, bitten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wieczorek. 

Wieczorek (Duisburg) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Kollege Austermann, bei Ihrer Zahlenspielerei 
habe ich nur darauf gewartet, daß Sie irgendwann 
im Plus gewesen wären. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Wenn wir die Regierung früher übernom

-

men hätten, wären wir auch schon im 
Plus!) 

Das hätte mich angesichts Ihrer Eigenschaft als 
Berichterstatter für den Einzelplan 32, der „Bundes-
schuld" heißt, doch sehr gewundert. Diese Zahlen-
spielereien, Herr Kollege, können wir alle anstellen, 
und ich werde heute mit Ihnen einige anstellen. Es 
kommt immer nur darauf an, welche Zeiträume 
man sich aussucht. Sie vergleichen einmal ein Jahr 
mit einer Legislaturperiode, dann vergleichen Sie 
zwei Legislaturperioden, und dann konsumieren 
Sie schlicht und einfach das, was die frühere Regie-
rung schon mal mitgemacht hat. Können wir uns 
nicht darauf verständigen, daß wir nur Zahlen ver-
gleichen, die vergleichbar sind? Sonst kann sich der 
Bürger draußen im Lande doch überhaupt kein Bild 
von dem machen, was Sie hier an Zahlenfriedhof 
hinterlassen. 

(Beifall bei der SPD — Carstensen [Nord

-

strand] [CDU/CSU]: Eröffnungsbilanz und 
Schlußbilanz!) 

Ich werde mich darum schlicht und einfach auf den 
Planungszeitraum konzentrieren, den wir jetzt vor 
uns haben, also den Zeitraum bis 1989. Und ich 
werde den Zeitraum dazunehmen, in dem Sie be-
gonnen haben, die Verantwortung in diesem Land 
zu übernehmen. Und dann sollten wir abwägen, wie 
das mit den Schulden auf der einen Seite und auf 
der anderen Seite ist, und dann sollten wir uns auch 
klarwerden, was Konsolidierung eigentlich ist. Dar-
über unterhalten wir uns dann heute morgen, nein: 
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heute nachmittag. — Ich war eigentlich auf heute 
morgen programmiert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Umdenken, bit-
te!) 

Lassen Sie mich zunächst aber feststellen: Jo-
hannes Rau ist heute nicht hier. Aber er wird 
selbstverständlich in einer Debatte des Bundesta-
ges reden. 

(Vosen [SPD]: Als Bundeskanzler!) 

Und wenn Sie einmal richtig nachgucken, werden 
Sie sehen, daß auch der jetzige Bundeskanzler Kohl 
in seiner Eigenschaft als Ministerpräsident nie in 
einer Haushaltsdebatte hier geredet hat. Die Haus-
haltsdebatte ist etwas für Leute, die sich als Insider 
mit den Dingen beschäftigt haben. — Das hat uns 
der Herr Kohl doch sehr gut vorgemacht. Darum 
lassen Sie also dieses Geschwätz! 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Posser kann ebenfalls nicht hier sein, weil 
er gerade versucht, als Ländervertreter gemeinsam 
mit unseren Kollegen im Vermittlungsausschuß ein 
Gesetz konform zu bekommen. Also auch da keiner-
lei Probleme. 

Ich muß Ihnen aber nach wie vor sagen, daß Ihr 
Haushalt, den Sie vorgelegt haben, Herr Fried-
mann, die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit einfach 
nicht ernst genug nimmt — das wiederhole ich —, 
daß die Bundesregierung Versprechungen macht, 
die sie später nicht einhalten kann, daß sie der 
Bevölkerung vorgaukelt, wir lebten in einer heilen 
Welt. Ungerechtigkeiten sind nach der Vorstellung 
dieser Regierung „Randprobleme", mit denen man 
noch lange und gut leben kann. Es sind „Randpro-
bleme", die Ihnen lästig sind und mit denen Sie sich 
auch nicht ernsthaft auseinandersetzen wollen. 

Auch der vierte Haushalt in Ihrer Verantwortung 
wird den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen 
nicht gerecht. Trotz der auch von uns begrüßten 
positiven Entwicklung der Konjunktur sind immer 
noch über 2,2 Millionen Menschen ohne Arbeit. 
Dazu kommen noch die Arbeitslosen aus der stillen 
Reserve, die ja nicht mitgezählt werden. Auch hier 
wollen Sie noch einmal beginnen, eine Zahlenmani-
pulation vorzunehmen. Man kann nicht über Stati-
stiken Arbeitslose von der Straße bringen, sondern 
man muß ihnen schon Arbeit verschaffen. Wie alle 
Sachverständigen in diesem Land erwarten, wird 
sich durch die Politik dieser Bundesregierung auf 
diesem Gebiet überhaupt nichts ändern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt 
nicht!) 

Wir Sozialdemokraten lehnen den Kurs dieser 
Bundesregierung ab; denn für uns steht die Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit an erster Stelle. 

(Beifall bei der SPD) 

Das haben auch die fünf wirtschafswissenschaftli-
chen Institute in ihrem Herbstgutachten gefordert, 

und das fordert der Sachverständigenrat, der so oft 
zitiert wird, in seinem jüngsten Jahresgutachten. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Mit dem 
Programm „Arbeit und Umwelt"?) 

Die Bundesregierung hat derweil nichts anderes 
zu tun, als sich an Eigenlob zu berauschen, Wachs-
tum, niedrige Preise und die weitere wirtschaftliche 
Entwicklung hochzuloben und von den wahren Pro-
blemen abzulenken. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Das 
glaubst du selber nicht!) 

Wenn der Bundeshaushalt in der jetzigen Form 
verabschiedet wird, werden die investiven Ausga-
ben 1986 um 800 Millionen DM zurückgehen. 

(Zuruf von der SPD: Genau!) 

Diese 800 Millionen DM weniger tragen zu Ihrer 
hausgemachten Arbeitslosigkeit bei. 

(Beifall bei der SPD) 

Wären Sie unseren Vorschlägen von vornherein ge-
folgt, wäre nicht nur nicht die Kürzung um 800 Mil-
lionen DM zustandegekommen, sondern 1 Milliar-
de DM für weitere, zusätzliche Investitionen be-
schlossen worden. Damit wäre wiederum für 50 000 
Menschen Arbeit beschafft worden. Und reden Sie 
nicht davon, daß das nur vorübergehend wäre! Je-
der Bauarbeiter arbeitet nur vorübergehend. Wenn 
sein Bauwerk fertig ist, ist seine Arbeit insoweit 
beendet. 

Reden Sie nicht davon, daß über Beschäftigungs-
programme keine nachhaltige Wirkung erzielt wer-
den könne! Fragen Sie doch einmal die Bauarbeiter, 
ob sie lieber unter Ihrer Regie Arbeitslosengeld be-
ziehen oder auf Grund eines sozialdemokratischen 
Beschäftigungsprogrammes Arbeit haben, die noch 
dazu sinnvoll ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist genauso eine fadenscheinige Diskussion 
wie die, die über den Subventionsabbau geführt 
wird. Ich will nicht wiederholen, was dazu gesagt 
wurde. Herr Minister Stoltenberg, Sie werden der 
Subventionsminister dieser Republik sein. Sie kün-
digen Einsparungen an und erhöhen so kräftig, wie 
es keiner Ihrer Vorgänger jemals getan hat. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist nicht richtig. Was hat er denn 

erhöht?) 

— Was er erhöht hat? Die Kokskohlenbeihilfe? Er 
hat die Anteile für die Großbauern erhöht, für die 
landwirtschaftlichen Fleischfabriken. Dahin ist das 
Geld geflossen. Herr Kollege, machen Sie nicht so 
dumme Zwischenbemerkungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich würde mich jetzt eigentlich noch gerne mit 
den Steigerungsraten des Bundeshaushaltes be-
schäftigen. Ich will das nicht tun. Ich sage Ihnen 
nur: Die Steigerungsrate beträgt nicht 2,2 %, sie be-
trägt 1,6 %. Als seriöser Finanzminister sollte man 
sich wirklich beherrschen und nicht zu einem Trick 
greifen. Ich kann nicht in einem Jahr einen Posten 
als Ausgabe einsetzen — wie die EG-Leistungen — 
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und sie bei der Steigerungsrate mitrechnen und 
dann im anderen Jahr, wenn es mir nicht gefällt, 
diesen Posten wieder herausnehmen und dann eine 
neue Steigerungsrate errechnen. Herr Finanzmini-
ster, das ist unseriös 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

und intellektuell unredlich. Hier wird dem deut-
schen Volk Sand in die Augen gestreut. Das haben 
Sie, wenn man Ihr normales Auftreten bewertet, 
doch eigentlich gar nicht nötig. Oder sollte sich da-
hinter doch etwas mehr verbergen, als Sie uns bis-
her gesagt haben? Zahlenmanipulationen darf sich 
ein Finanzminister an keiner Stelle erlauben. An 
keiner Stelle! Das darf kein Finanzminister. Herr 
Stoltenberg, Sie manipulieren hier Zahlen, indem 
Sie dem Bundestag andere Zahlen nennen; Zahlen 
die Sie haben wollen. Ich kann nicht mit Indexzah-
len arbeiten und da und dort etwas verstecken. Ver-
gleichen Sie die richtigen Zahlen miteinander. 
Dann können wir uns darüber unterhalten. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Bringen 
Sie mal ein Beispiel!) 

Manipulation oder gewolltes Am-Parlament-Vor-
beijonglieren ist für mich auch die Frage bei Ihren 
Haushaltsresten, die Sie immer bilden. Überlegen 
wir uns doch einmal, meine Kollegen — jetzt 
schließe ich den Herrn Finanzminister mal aus —, 
was in den letzten drei Jahren eigentlich passiert 
ist. Der Bundesfinanzminister hat 1983 6 1/2 Milliar-
den DM weniger Ausgaben als geplant ausgegeben. 
Da kann man eigentlich sagen: Hervorragend. Er 
hat 1984, 5,4 Milliarden weniger ausgegeben, als wir 
beschlossen haben. Und er hat 1985 wieder rund 
2 Milliarden DM Minderausgaben. Feiern Sie das 
bitte nicht als einen Erfolg! Hier wird Ihr Wille, den 
Haushalt zu fahren, nicht vollzogen. Er spart an 
Stellen ein, wo wir im Grund genommen die Mittel 
brauchen, um sie der Wirtschaft zur Verfügung zu 
stellen, um damit Arbeit zu schaffen. Das kann man 
nicht als Erfolg feiern, sondern das geht am Haus-
halt, am Parlament vorbei. Denn solche Haushalts-
reste darf man nicht bilden, sondern hier muß man 
sauber und ordentlich arbeiten. 

Wenn wir das Ganze vor dem Hintergrund sehen, 
was wir an Beschäftigungsprogrammen und im 
Programm „Arbeit und Umwelt" als Finanzierung 
gefordert haben und was Sie unter dem Gesichts-
punkt „Es wäre ja richtig; aber wir haben kein Geld 
dafür!" zurückgewiesen haben und wir nicht durch-
setzen konnten, und wenn wir dann auf einmal se-
hen, wieviel im Haushalt bleibt, dann ist das gegen-
über der deutschen Wirtschaft und den arbeitenden 
Menschen in diesem Land nicht zu verantworten. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich komme damit zum Thema Konsolidierung, 
Herr Bundesfinanzminister. Die Sozialdemokraten 
haben schon 1981 begonnen, den Bundeshaushalt 
auf eine neue Basis zu stellen. Auch wir haben sei-
nerzeit schon sehr schmerzhafte Eingriffe vorneh-
men müssen. Diese Konsolidierung — das hat der 
Sachverständigenrat bestätigt — wird von Herrn 
Dr. Stoltenberg fortgesetzt. 

Aber was hat er daraus gemacht? Für 1983 hat er 
die Vorschläge der sozialliberalen Koalition aus 
dem Jahr 1982 in der Größenordnung von immerhin 
über 9 Milliarden DM zum Großteil übernommen, 
verschärft und noch drauf gesattelt. Und was bei 
ihm auf Grund der Einsparungen ab dem Jahr 1984 
übrigblieb, hat er in andere Bereiche umgeleitet. 
Und hier setzt unsere eigentliche Kritik ein. Denn 
wo ist dieses Geld geblieben? Der Herr Bundesfi-
nanzminister hat umverteilt, umverteilt an Unter-
nehmen und an die deutschen Großbauern, wie ich 
es Ihnen eben schon gesagt habe. 

(Glos [CDU/CSU]: Was verstehen Sie unter 
Großbauern?) 

Damit hat er die soziale Ausgewogenheit und den 
sozialen Anstand verletzt, Herr Kollege Glos. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Glos 
[CDU/CSU]) 

Er hat durch soziale Unbarmherzigkeit dazu beige-
tragen, den sozialen Frieden in unserem Land zu 
stören. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Du bist ein 
Samariter!) 

Er hat diesen wichtigen Produktivfaktor, nämlich 
den sozialen Frieden, ernsthaft gefährdet. Wer den 
sozialen Frieden nicht als einen Produktivfaktor 
ansieht, der hat nicht beide Füße auf der Erde, son-
dern er guckt aus einem Wolkenkuckucksheim auf 
die Erde. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter! 

Wieczorek (Duisburg) (SPD): Für Zwischenfragen 
habe ich keine Zeit, Herr Kollege Glos. Wir können 
das dann hinterher irgendwann klären. 

Sozialdemokraten sagen: Nur Gerechtigkeit kann 
sozialen Frieden schaffen. 

Ich wende mich nun einem anderen Bereich zu, 
der hier ebenfalls besprochen werden muß, nämlich 
den längerfristigen Aspekten der Haushaltspolitik 
dieses Bundesfinanzministers. Ich versuche, diese 
Finanzpolitik durchsichtiger und vielleicht auch in-
tellektuell etwas redlicher zu machen. Ich bediene 
mich dabei der Argumentation dieser Bundesregie-
rung. Ich will versuchen, abzuklopfen, was Propa-
ganda und was Wirklichkeit ist. Ich sage nicht „Wer-
bung", sondern ich sage bewußt „Propaganda", und 
ich meine das so. 

Die erste Frage. Baut die Regierung eigentlich 
wirklich Schulden ab? Senkt die Regierung tat-
sächlich die Steuern, und schenkt sie den Bürgern 
20 Milliarden DM mit der angeblich größten Steuer-
reform aller Zeiten? Begrenzt die Bundesregierung 
den staatlichen Ausgabenanstieg auf 3 % und senkt 
damit den Staatsanteil? 

Das Durcheinanderwerfen von Milliarden-Grö-
ßenordnungen, Herr Kollege Austermann, bei den 
Steuersenkungen und Prozentsätzen bei den Aus-
gaben löst — eine für mich beabsichtigte — Verwir-
rung aus. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Wie ein 
Pädagoge gleich Demagoge!) 
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Richtig muß es nämlich heißen: Der Bundesfinanz-
minister hat die Schulden des Bundes mit dem 
Haushalt 1986 seit seinem Amtsantritt, also von 
1983 bis 1986, um 108 Milliarden DM erhöht. 

(Zander [SPD]: Hört! Hört!) 

Nach dem neuen Finanzplan, über den wir uns ge-
rade unterhalten, wird die Verschuldung des Bun-
des bis zum Ende der Planungsperiode gegenüber 
1982 — darauf haben wir uns ja verstanden — um 
181 Milliarden DM steigen. Meine Damen und Her-
ren, ich wiederhole das: In der Zeit, die Herr Dr. 
Stoltenberg hinter sich hat 

(Austermann [CDU/CSU]: Die er vor sich 
hat!) 

und die er vorher geplant hat, werden die Schulden 
des Bundes um 181 Milliarden DM steigen. 

(Austermann [CDU/CSU]: Falsch!) 

Hier wird nichts zurückgeführt, sondern die Zahlen 
steigen an. 

(Austermann [CDU/CSU]: Falsch!) 

Die Propaganda, daß der Bundesfinanzminister 
Schulden abbaut, ist falsch; der Schuldenberg 
wächst. 

Für die neuen Schulden, die diese Regierung seit 
1983 zu verantworten hat, werden allein 1989 mehr 
als 11 Milliarden DM Zinsen zu zahlen sein, 

(Vogel [München] [GRÜNE]: So ist es!) 

also für Ihre Schulden, die Sie in dieser Zeit ge-
macht haben, und nicht etwa für die, die Sie über-
nommen haben. Wenn Sie den Bundesbankgewinn 
noch eliminieren, dann werden es 16 Milliarden DM 
sein — das, was Sie da vorhin in dem Zusammen-
hang gesagt haben, Herr Austermann, ist nicht zu-
treffend —, die diese Bundesregierung dem deut-
schen Volk zusätzlich aufdrückt. Das Ganze wird 
dann unter dem Gesichtspunkt verkauft, Sie führen 
Schulden zurück. Das ist es, was ich meine, wenn 
ich sage, daß hier mit Zahlen unredlich umgegan-
gen, ja, daß manipuliert wird. 

(Beifall bei der SPD — Austermann [CDU/ 
CSU] und Krey [CDU/CSU]: Ich denke, wir 

sparen uns kaputt?) 

Ich will nicht darüber reden, daß der Bundesfi-
nanzminister bis zum Ende des Planungszeitrau-
mes 76 Milliarden DM an Bundesbankgewinnen 
eingerechnet hat; darauf will ich überhaupt nicht 
eingehen. Ich will dem nur entgegensetzen, daß 
Helmut Schmidt in der ganzen Zeit, in der er regiert 
hat, 13 Milliarden DM an Bundesbankgewinnen zur 
Verfügung gehabt hat. Er hat diese 76 Milliarden 
DM in seiner Zeit zwar erarbeitet, erwirtschaftet, 
aber verfrühstücken tut es ein anderer. Das ist in 
der Politik nun einmal so, das ist die Kontinuität 
der Politik: Der eine erwirtschaftet etwas, und der 
andere hat den Nutzen davon. Auch so etwas kann 
man ja erben. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ein weiterer Grund, 
warum der Schuldenberg unter dieser Regierung  

nicht noch schneller wächst — denn eigentlich 
hätte er schneller wachsen müssen, meine Damen 
und Herren —, ist das, was jetzt als Erfolg gefeiert 
wird, nämlich die Ursache für die Steuerreform. Mit 
dieser Steuerreform werde ich mich jetzt etwas kri-
tisch auseinandersetzen, damit wir wissen, wovon 
wir hier eigentlich reden. Niemals in den Jahren 
der sozialliberalen Koalition, meine Damen und 
Herren, hat es einen so langen und konsequenten 
Marsch in den Lohnsteuerstaat gegeben wie bei 
dieser Bundesregierung. Niemals hat es eine Zeit 
gegeben, in der die Lohnsteuerzahler so lange auf 
eine tarifliche Anpassung warten mußten. Niemals 
wurde dem Lohnsteuerzahler so viel weggenom-
men und so wenig belassen wie bei der Regierung 
Kohl. 

(Zander [SPD]: Von der Regierung zahlt ja 
auch keiner Lohnsteuer!) 

Von 1982 bis einschließlich 1989 wird das Lohnsteu-
eraufkommen nach den Beschlüssen dieser Bun-
desregierung um 62 Milliarden DM steigen. Wenn 
man das Aufkommen aus der veranlagten Einkom-
mensteuer noch hinzurechnet, wird sich dieser Be-
trag um fast 70 Milliarden DM erhöhen — und das 
trotz der angeblich größten Steuerreform aller Zei-
ten, meine Damen und Herren, die eine tarifliche 
Entlastung um 14 Milliarden DM bringen wird. Es 
werden also den Bürgern immer noch rund 70 Milli-
arden DM mehr aus der Tasche gezogen als vorher. 
Das ist natürlich auch ein Teil der Konsolidierungs-
politik, die hier auf Kosten der Steuerzahler betrie-
ben wird. 

Auch das angebliche Steuergeschenk von Geißler 
und der Bundesregierung in Form einer neuen Fa-
milienpolitik entpuppt sich, meine Damen und Her-
ren, bei näherem Hinsehen eindeutig als Etiketten-
schwindel. 

(Beifall bei der SPD) 

Es geht hier bei dieser „Reform" um eine einseitig 
ausgerichtete Steuerpolitik zugunsten der reichen 
Familien. Das ist ja heute schon einmal angespro-
chen worden. 

Meine Damen und Herren, Herr Geißler spricht 
nicht umsonst von der notwendigen Besserstellung 
des ersten Kindes durch den steuerlichen Familien-
lastenausgleich. Er verschweigt dabei die Umvertei-
lungswirkung zu Lasten der Mehrkinderfamilie. Er 
hat auch allen Grund, sie zu vertuschen; das wissen 
Sie ganz genau. 

Die Bundesregierung hat auf unsere Fragen hin 
zugeben müssen, daß jeder Arbeitnehmer, der ein 
durchschnittliches Einkommen bezieht, Jahr für 
Jahr schon ab 1987 höher belastet wird, wenn er 
drei, vier oder fünf Kinder hat. Und das nennen Sie 
eine familienpolitische Komponente, auf die Sie 
stolz sind. 

Es drängt sich die Frage auf, warum die Anpas-
sung des Tarifs an die inflationäre Entwicklung, 
also das, was Herr Häfele immer als heimliche 
Steuererhöhung bezeichnet hat, nur so niedrig aus-
fällt. Die Antwort ist einfach. Bevor nämlich die 
Regierung die ersten 5 Milliarden DM an heimli- 
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chen Steuererhöhungen zurückgibt, hat sie die öf-
fentlichen Kassen schon durch Milliardensteuerge-
schenke für die Unternehmensbereiche in Höhe 
von 13 Milliarden DM jährlich geleert. Damit es 
nicht verlorengeht, nenne ich hier die Stichworte, 
Herr Dr. Stoltenberg: Gewerbesteuer- und Vermö-
gensteuersenkung, Vorsteuerpauschale für die 
Landwirtschaft, Abschreibungserleichterungen. 

Das Ergebnis dieser angeblichen Konsolidie-
rungspolitik ist offenkundig: Nur immer herunter 
mit den Investitionen und immer herauf mit den 
Subventionen! Der Sachverständigenrat umreißt 
das mit den schönen Worten — ich zitiere —: Bei 
der qualitativen Haushaltskonsolidierung ist die Fi-
nanzpolitik weiter zurückgefallen. 

(Frau Traupe [SPD]: Oh!) 

Aber das sind nur andere Worte für die gleiche 
Feststellung, Herr Stoltenberg. 

Wie verhält es sich denn mit Ihrer dritten Propa-
gandathese zur Finanzpolitik des Bundesfinanzmi-
nisters, nämlich die Staatsquote zu senken? Bezüg-
lich der Staatsquote wird Ihnen vom Sachverständi-
genrat im Gutachten sehr deutlich gesagt — auch 
das zitiere ich wörtlich —: Wenn die Zuwachsrate 
der Staatshaushalte nicht 3, sondern 3 1 / 2  % beträgt, 
läßt sich an der nahezu unveränderten Staatsquote 
ablesen — ich wiederhole: an der nahezu unverän-
derten Staatsquote ablesen — , daß von der Ausga-
benpolitik kein Konsolidierungsbeitrag mehr zu er-
warten ist. 

Wer dies zur Kenntnis nimmt, dem wird klar, wie 
abenteuerlich die Aussagen des Bundesfinanzmini-
sters sind, wenn er groß davon tönt, den Staatsan-
teil von 49 auf 45 und dann auf 40% senken zu wol-
len. Gerade dieser Subventionserhöhungsminister 
redet von Rückführung der Staatsquote. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Ich fordere Sie auf, Herr Bundesfinanzminister, 
noch in dieser Debatte zu erklären, wie Sie zu einer 
so dramatischen — ich würde sogar sagen: unsere 
Gesellschaft verändernden — Absenkung des 
Staatsanteils kommen wollen. Ich fürchte, dies ist 
die Abkehr von unserem sozialverpflichteten Staat. 
Wollen Sie den gesamten Bereich der sozialen Si-
cherung so radikal zusammenstreichen, Herr Bun-
desfinanzminister? Wollen Sie den Bildungsbereich 
so stark zusammenschneiden? Oder wollen Sie den 
Abbau staatlicher Leistungen mit einem solchen 
Volumen vornehmen? 

Meine Zeit ist beendet. Ich breche meine Rede 
hier ab. Den Antworten des Bundesfinanzministers 
sehe ich mit großer Spannung entgegen. 

Ich danke Ihnen, daß Sie mir so nett zugehört 
haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Roth (Gießen). 

Roth (Gießen) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Gegen die 

Macht der positiven Tatsachen und der guten Ent-
wicklung ist nur schwer anzudiskutieren, Herr Kol-
lege Wieczorek. Das hat Ihr Beitrag soeben wieder 
nachhaltig bewiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sind ein durchaus geschätzter Haushaltskollege, 
aber Ihr Zahlengefühl hat Sie bei dieser Diskussion 
offensichtlich über weite Strecken verlassen. Sie 
haben das Gesamtbild der Debatte nicht zugunsten 
der Opposition verändert, sondern Sie haben es 
zum Nachteil der Opposition verhärtet. Das wird 
auch das Pressebild morgen wieder ergeben. Denn 
sowohl Ihre Rede als auch die Rede von Herrn Apel 
und die von Herrn Posser haben einen Rahmen der 
SPD-Politik vermittelt, vor dessen Hintergrund sich 
die bedeutende Rede des Bundesfinanzministers 
mit Ihrer weitreichenden Perspektive und großen 
Brillanz positiv abhebt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Wir danken dem Bundesfinanzminister für diese 
seine Leistung. Er hat eine stabile Mehrheit in die-
sem Haus, und er hat eine noch größere Mehrheit 
im deutschen Volk, wo er allergrößtes Ansehen ge-
nießt, ob Ihnen das gefällt oder nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Vosen [SPD]: Wollen Sie Staatssekretär 

werden?) 

Nicht der Kurs dieser Bundesregierung muß kor-
rigiert werden, Herr Kollege Wieczorek, korrektur-
bedürftig und trostlos ist das Programmdefizit, das 
die Sozialdemokratie in dieser Debatte geboten hat 
und das sich seit gestern vormittag wie ein roter 
Faden durch die Diskussion zieht. Ihre Irrtümer, 
Ihre Fehleinschätzungen haben Sie für eine fach-
lich-seriöse Diskussion untauglich gemacht. Sie iso-
lieren sich mehr und mehr, und ich rate Ihnen, 
diese Position zu überdenken; denn unter Ihrer po-
litischen Verantwortung haben die arbeitenden 
Menschen in der Bundesrepublik 

(Vosen [SPD]: Arbeit gehabt!) 

durch das Zusammenwirken von Rezession, Infla-
tion und Steuerprogression massive Einkommens- 
und Wohlstandsverluste hinnehmen müssen. Jetzt 
stehen wir wieder inmitten einer dauerhaften wirt-
schaftlichen Aufschwungentwicklung mit zuneh-
mender Wachstumsdynamik und zunehmender Be-
schäftigungsdynamik, dies alles gleichzeitig bei ab-
nehmender Inflationsrate. 

(Vosen [SPD]: Tibetanische Gebetsmühlen 
sind das! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Eine solche Konstellation haben Sozialdemokraten 
in ihrer dreizehnjährigen Regierungszeit nicht ein 
einziges Mal zuwege gebracht. Lassen Sie sich das 
bitte gesagt sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist doch kein Zufall, daß sich mit der Rückkehr 
zur Geldwertstabilität die Beschäftigungslage in 
der Bundesrepublik endlich gebessert hat. Sie ha-
ben mit Inflation Massenarbeitslosigkeit ausgelöst. 
Hören Sie also endlich auf, meine Damen und Her- 
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ren, gerade die sozialen Wirkungen unserer Stabili-
sierungspolitik in dieser demagogischen Form her-
abzuwürdigen! 

Meine Damen und Herren, der Kollege Spöri hat 
vor einigen Tagen der Bundesregierung vorgewor-
fen — wir sprechen gerade über den Einzel-
plan 60 —, seit ihrer Amtsübernahme durch eine zu 
optimistische Einschätzung des Wirtschaftswachs-
tums eine wirklichkeitsnahe Vorhersage über die 
Steuereinnahmen erschwert zu haben. Er hat sich 
dabei konkret auf die erste Steuerschätzung von 
1983 und die erwartete Abweichung hiervon im 
kommenden Jahr bezogen. Der angeblich übertrie-
bene Optimismus zum Zeitpunkt unserer Regie-
rungsübernahme hindere die Regierung daran, ge-
eignete Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit zu ergreifen. 

(Zander [SPD]: Ich habe gedacht, jetzt wür-
den wir rot sehen, aber wir sehen nur 

schwarz!) 

Meine Damen und Herren, das ist eine geradezu 
groteske Verdrehung von Tatsachen und finanzpoli-
tischen Zusammenhängen. 

(Rusche [GRÜNE]: Das können Sie auch 
gut!) 

Die letzte Steuerschätzung für das Jahr 1986 hat 
vor 14 Tagen rund 457 Milliarden DM ergeben. Das 
sind ca. 20 Milliarden DM weniger, als in der ersten 
Finanzplanung im Frühjahr 1983 angenommen. 
Mehr als die Hälfte dieser Abweichung, nämlich 
fast 11 Milliarden DM, entfallen auf die im Jahre 
1986 wirksam werdenden Steuerentlastungen, so 
daß es der Bundesregierung gelingt, die volkswirt-
schaftliche Steuerquote gegenüber der ersten Pla-
nung bei Amtsantritt von 24,2 auf 23,7 % abzusen-
ken. 

(Zander [SPD]: Kann man das schriftlich 
haben? Ich kann so viele Zahlen nicht be-

halten! Das sind mir zu viele Zahlen!) 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Zander, 
ich frage Sie: Stört Sie das etwa, wenn die Bürger 
im Zuge von größerer Stabilität nun auch weniger 
Steuern bezahlen müssen? Eine Antwort darauf 
müssen Sie geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Welche Bürger denn?) 

Die verbleibende Abweichung von 2 % ist kein 
Mißerfolg, sondern genau das Gegenteil. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Sie ist die logische Konsequenz des eindrucksvollen 
Stabilitätsgewinns durch diese Regierungspolitik. 

(Rusche [GRÜNE]: Außer Ihnen ist keiner 
beeindruckt!) 

Was Sie hier machen, ist der dreiste Versuch, diese 
Leistung zu verschleiern, und dies nehmen wir 
nicht hin. Dreist ist dieser unhaltbare Angriff vor 
allem auch deshalb, weil während Ihrer Regie-
rungszeit, meine Damen und Herren, die entspre-
chenden Einnahmedefizite weit höher gewesen 

sind, wenn auch nicht als Folge von Preisstabilität, 
sondern sie sind ganz im Gegenteil trotz massiver 
Preissteigerungen eingetreten. In den Finanzplä-
nen Ihrer Regierungszeit wurden fast ausnahmslos 
das Wirtschaftswachstum und die Steuereinnah-
men wesentlich zu hoch, die Ausgaben des Bundes 
hingegen permanent zu niedrig veranschlagt. Sie 
haben nie zuverlässig gerechnet. Sie sind mit Ihrem 
Zahlenwerk immer durcheinandergeraten. Ihnen 
laufen diese Fakten aus dem Ruder, und Sie stellen 
sich hier hin und wollen uns Vorschläge für eine 
kalkulierbare, berechenbare Politik machen. Diese 
gibt es seit Gerhard Stoltenberg das Finanzressort 
übernommen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich empfehle Ihnen 
übrigens dringend, einmal die Betrachtungen eines 
unverdächtigen Beobachters, nämlich von Thilo 
Sarrazin, über „Die Finanzpolitik des Bundes 1970 
bis 1982" zu lesen. Sie sind in der noch druckfri-
schen von Helmut Schmidt herausgegebenen Fest-
schrift zum 60. Geburtstag von Hans Matthöfer 
nachzulesen. Ich empfehle Ihnen das sehr. 

(Zander [SPD]: Eine sehr lesenswerte 
Sache!) 

— Ich danke für Ihre Bestätigung. — Dieser Herr 
Sarrazin kommt in seinem Beitrag zu einem gera-
dezu vernichtenden Urteil über die sozialdemokra-
tische Finanzpolitik, 

(Zander [SPD]: Das ist eine Fehlinterpreta

-

tion!) 

die er vorrangig für das Scheitern der damaligen 
Regierung verantwortlich macht. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Er konstatiert bei der SPD noch heute „eine Ver-
trauens- und Orientierungslücke und ein konzeptio-
nelles Vakuum, das jenseits programmatischer 
Floskeln der Aufarbeitung immer noch harrt". — Er 
beschreibt eindrucksvoll das Scheitern Ihrer sozial-
demokratischen Hoffnung, „durch eine entspre-
chende staatliche Politik unter fast allen Bedingun-
gen Vollbeschäftigung, steigende Arbeitnehmerein-
kommen und einen stetigen Ausbau des Soziallei-
stungsapparates gleichzeitig und dauerhaft sicher-
stellen zu können". Er hat im übrigen auch das 
Scheitern Ihrer Konzeption einer nachfrageorien-
tierten Finanz- und Wachstumspolitik eindrucksvoll 
beschrieben, genau wie Karl Schiller, der in der 
schon mehrfach zitierten Heidelberger Rede ausge-
sagt hat, die Nachfragepolitik müsse „eindeutig be-
zogen sein auf den Fall der Rezession im Sinne 
eines kumulativen Verfalls der allgemeinen Nach-
frage". 

Meine Damen und Herren, Sie sind mit dem Be-
harren auf Ihren alten Phrasen und auf Ihren ge-
scheiterten Konzeptionen dem deutschen Volk Re-
chenschaft darüber schuldig, wie Ihr Programm ei-
nes Tages aussehen würde, falls Ihnen der Wähler 
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die Chance zu einer neuen Regierungsübernahme 
gäbe. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kommt ja 
nicht! — Vosen [SPD]: Das wird bald 

sein!) 

Diese Rechenschaft sind Sie uns schuldig. Wir wol-
len nicht, daß ein zweites Mal durch den Zusam-
menbruch der Finanzen und der Beschäftigung, so 
wie 1982, ein innenpolitisches Fiasko in der Bundes-
republik Deutschland eintritt. 

Meine Damen und Herren, zum Schluß noch eine 
Bemerkung zur Einnahmeseite des Bundeshaus-
halts, bei dem wieder die 12,5 Milliarden DM Bun-
desbankgewinn genauso hervorstechen wie die 460 
Millionen DM Erlös aus der Privatisierung von in-
dustriellen Bundesbeteiligungen. Ich halte es kei-
neswegs für ausgeschlossen, daß sich die Gewinn-
abführung der Bundesbank auch im nächsten Jahr 
noch etwas günstiger darstellen könnte, als dies 
jetzt veranschlagt worden ist. Wir Haushälter sind 
hier auf zuverlässige Informationen angewiesen, 
und Genaueres wird man sicher erst zum Jahres-
ende sagen können. 

Herr Kollege Wieczorek, Sie haben ja hier den 
Antrag gestellt, diesen Bundesbankgewinn sozusa-
gen auf Verdacht hin durch den Haushaltsgesetzge-
ber einfach höher einzuschätzen. Dies machen wir 
nicht mit. Wenn es zu einer höheren Gewinnabfüh-
rung käme, die wir dankbar registrieren würden, 
dann würde sie in vollem Umfang zur Rückführung 
der Nettoneuverschuldung verwendet und nicht 
schon im vorhinein für irgendwelche Ausgaben-
programme zusätzlicher Art „verbraten". 

Meine Damen und Herren, ich schließe, indem 
ich sage: Wir werden den Kurs dieser Bundesregie-
rung nachhaltig unterstützen. Unser finanzpoliti-
sches Zielquadrat bleibt unverrückt: Preisstabilität, 
Zinsabbau, Steuersenkungen und eine Rückfüh-
rung der Staatsquote. 

Deshalb stimmen wir den hier diskutierten Ein-
zelplänen in ihrer vom Haushaltsausschuß vorge-
legten und verabschiedeten Fassung zu und spre-
chen dem Bundesfinanzminister unser Vertrauen 
aus. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Na so was!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Spilker. 

Spilker (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Zunächst möchte ich Ihnen, Herr 
Wieczorek, ein Kompliment machen: Sie haben eine 
schnelle Rede gehalten. Sie war so schnell, daß ich 
vom Inhalt nur einige Stichworte mitbekommen 
habe, auf die ich im Laufe meiner Rede zurückkom-
men werde. 

Aber eines möchte ich vorweg sagen: Ausgerech-
net diesem Finanzminister Unsolidität vorzuwer-

fen, das ist schon fast ein Witz und keine Beleidi-
gung. Das dürfen Sie mir schon glauben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Uns vorzuwerfen, wir hätten zugelassen, daß die 
Lohnsteuerbelastung und die Belastung mit ande-
ren Steuern gestiegen ist, liegt etwa in derselben 
Kategorie. Sie wissen, daß wir bereits Ende 1982 
unsere Entlastungspolitik „nur" mit dem Haushalts-
begleitgesetz begonnen und ein Jahr später mit 
dem Steuerbereinigungsgesetz fortgesetzt haben. 
Sie wissen auch, daß wir mit der großen Tarifentla-
stung für die Jahre 1986 und 1988 in Höhe von 20 
Milliarden DM ein weiteres Beispiel gesetzt haben, 
von dem Sie nicht einmal geträumt haben. 

(Beifall des Abg. Dr. Schwörer [CDU/CSU] 
— Vosen [SPD]: Es wird auch immer ein 

Traum bleiben!) 

Ich werde auf die Frage der Staatsquote im Laufe 
meiner Ausführungen noch zurückkommen. Auch 
hier übernehmen Sie sich. Natürlich war und ist es 
unser Ziel, diese beharrlich und konsequent Schritt 
für Schritt auf einen Wert unter 45% zurückzufüh-
ren, wie sich das bei einer soliden Finanzpolitik 
gehört. 

Damit möchte ich zu meiner Rede kommen und 
mich auf Herrn Kollegen Dr. Vogel beziehen, der es 
gestern nach einem kurzen Ausflug in die Philoso-
phie und Außenpolitik für angezeigt hielt, ein biß-
chen aufgeregt über die Arbeitslosenzahl in der 
Bundesrepublik zu sprechen. Die Frage, warum er 
so aufgeregt war, brauchte nicht gestellt zu werden, 
weil fast jedem klar war, daß sich Herr Kollege 
Vogel bei der Zahl „2 Millionen Arbeitslose" an die 
Hinterlassenschaft der SPD-geführten Bundesre-
gierung 1982 erinnerte. 

(Vosen [SPD]: So viel hatten wir nie!) 

Aber die Erregung von Herrn Dr. Vogel täuscht 
nicht darüber hinweg, daß Sie sich mit dieser 
schlimmen Zahl und darüber hinaus mit einer gera-
dezu grausamen Staatsverschuldung nach jahrelan-
ger schlechter Politik 1982 aus der Bundesregie-
rung verabschiedet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei dieser politischen Verantwortung, die durch 
nichts, auch nicht durch Rhetorik, wegzuleugnen 
ist, sprechen Sie heute von Massenarbeitslosigkeit 
— ein Ausdruck, den ich Anfang der 80er Jahre von 
Ihnen nicht gehört habe. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Die gab es da 
auch noch nicht!) 

Sie verschweigen allerdings heute die positiven Be-
wegungen auf dem Arbeitsmarkt, für die Sie aller-
dings nichts können und die Sie politisch natürlich 
auch nicht für sich in Anspruch nehmen können. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Es war und ist unsere Politik, dafür zu sorgen, 
daß die Zahl der Beschäftigten weiter wächst. 

(Vosen [SPD]: Ins Uferlose!) 

Denken Sie einmal an den Anfang der 80er Jahre. 
Wir waren j a alle dabei. Hatten Sie in dieser Zeit 
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hunderttausend Menschen in einem Jahr? 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Im Gegen-
teil!) 

Konnten Sie nur einmal die Zahl der Kurzarbeiter 
von über 1 Million auf 100 000 absenken? 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Kein einzi-
ges Mal!) 

Oder konnten Sie gar eine merkliche Abnahme der 
Jugendarbeitslosigkeit sicherstellen? 

Solche Entwicklungen konnten Sie sich nicht ein-
mal vorstellen. Dafür träumen Sie heute schon wie-
der von staatlichen Beschäftigungsprogrammen, 
die zugegebenermaßen viel Geld gekostet, aber lei-
der nichts gebracht haben und die auch in Zukunft, 
könnten Sie sie realisieren, nichts bringen würden. 
Trotz des Einsatzes von 40 Milliarden DM, mögli-
cherweise 50 Milliarden DM — je nachdem, wie-
viele Beschäftigungsprogramme man zugrunde 
legt —, stieg die Arbeitslosigkeit ständig, um dann 
zu explodieren. Kein Wunder also, daß Sie sich auf-
regen, wenn Sie an diese Entwicklung erinnert oder 
wenn Sie, wie jetzt von mir, darauf aufmerksam 
gemacht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Vogel [Mün-
chen] [GRÜNE]: Wir sind ganz ruhig!) 

Meine Damen und Herren, ob Sie das gerne hö-
ren oder nicht, lassen Sie sich noch einmal sagen: 
Wer heute behauptet, daß die Zahl der Arbeitslosen 
bei uns der Politik der jetzigen Bundesregierung 
zuzuschreiben ist, spricht schlichtweg die Unwahr-
heit. 

(Zurufe von der SPD) 

Sie müssen sich bei Ihrer Kritik anläßlich dieser 
Debatte schon etwas anderes einfallen lassen, oder 
ich muß Sie fragen — frei nach Mario Simmel —, ob 
Ihnen wohl der Stoff ausgegangen ist. Ich nenne 
Ihnen einige Themen. Darüber können wir lange 
diskutieren. Sie sollten sich viel länger darüber un-
terhalten, vielleicht, um einmal Ihre Politik zu än-
dern: Preisstabilität, kontinuierliches Wachstum 
seit 1983, wachsendes Realeinkommen, niedrige 
Zinsen, allseitiges Vertrauen, daß es in dieser Bun-
desrepublik wieder aufwärtsgeht. Vertrauen und 
Optimismus, das gehört auch dazu; das sind Saaten, 
die Sie nicht gerne aufgehen sehen; sonst würden 
Sie nicht durch die Lande ziehen und das Lied vom 
sozialen Unglück anstimmen und während Ihrer 
Reisen durch die Lande immer die Frage nach der 
Wende stellen. 

Ich darf Ihnen antworten. Fragen Sie nicht so 
viel, sondern schauen Sie sich um, schauen Sie den 
Tatsachen ins Auge, beschäftigen Sie sich mit dem 
Sachverständigengutachten, mit dem Wirtschafts-
gutachten, mit den Bundesbankberichten, sprechen 
Sie mit den Arbeitern, mit den Gewerkschaftlern, 
mit den Betriebsräten, mit den Unternehmern, 
sprechen Sie mit den Vertretern der Kommunen, 
der Länder. Unterhalten Sie sich vielleicht auch am  

heutigen Tage noch einmal mit Herrn Minister Pos

-

ser aus Nordrhein-Westfalen. 

(Zuruf von der SPD: Gehen Sie mal ins 
Sozialamt!) 

Oder geben Sie vor dem nächsten „Express"-Inter-
view Herrn Rau einen anderen Rat; denn der wollte 
doch, wenn ich mich richtig erinnere, alle Ausga-
benbegrenzungen im Sozialbereich rückgängig ma-
chen, sofort rückgängig machen. Herr Vogel war da 
gestern etwas gemäßigter; der wollte nur noch ei-
nige rückgängig machen. Wir können noch ein biß-
chen warten, dann ändert sich dieser Standpunkt 
vielleicht. Bei Ihrer Unterhaltung mit Herrn Posser 
— in der Mittagszeit ist ihm das nicht gelungen — 
kann er Ihnen wohl erklären, warum die Finanzpo-
litik in Nordrhein-Westfalen zusammengebrochen 
ist. 

(Zuruf von der SPD: Was?) 

— Denn dieser Finanzminister hatte in seinem 
Brief festgestellt, daß eine solche Verschuldungspo-
litik — wie die in Nordrhein-Westfalen — nur we-
nige Jahre durchzuhalten ist. Wir haben mit Ihnen 
hier natürlich eine längere Phase erlebt. Die Fol-
gen, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
müssen nicht Sie allein tragen, sondern wir haben 
sie gemeinsam — alle Bürger dieses Landes — zu 
tragen. 

Die heutige Rechtfertigungsrede — es war ja fast 
schon eine Ablenkungsrede — von Herrn Posser 
war im übrigen nicht geeignet, eine jahrelange Ver-
schuldungspolitik zu rechtfertigen, auch nicht die 
der früheren Bundesregierung. 

(Glos [CDU/CSU]: Der Posser war 
schwach!) 

Ich möchte ihn einmal einladen, mit uns nach Bay-
ern zu fahren. Er soll sich einmal vor Ort — das ist 
ja ein Ausdruck aus Ihrem westfälischen Bereich — 
die Folgen einer soliden Finanz- und Wirtschaftspo-
litik anschauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zander [SPD]: 
Dann sehen wir, wo die Finanzzuweisun

-

gen geblieben sind! — Wieczorek [Duis

-

burg] [SPD]: Mit der „Entwicklungshilfe" 
von Nordrhein-Westfalen!) 

Dann braucht er sich auch gar nicht mehr zu wun-
dern, daß ganze Industrien abwandern. Meine Da-
men und Herren, das ist leider Gottes eine ganz 
traurige Folge dieser Politik. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Aber er 
muß versprechen, wieder zurückzufahren! 
— Weitere Zurufe von der SPD und der 

CDU/CSU) 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hat in seinem 
Jahresgutachten nachdrücklich die erfolgreiche Po-
litik der Bundesregierung bestätigt. Herr Wieczo-
rek, vielleicht nehmen Sie das netterweise einmal 
zur Kenntnis. Der Aufschwung wird fortdauern, so 
heißt es, und mit ihm wird eine zunehmende Be-
schäftigung einhergehen. 
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Die Politik der Haushaltskonsolidierung dieser 

Bundesregierung hat entscheidend dazu beigetra-
gen, das Wirtschaftswachstum zu stärken, mehr 
Beschäftigung zu ermöglichen, die Zinsen zu sen-
ken und eine Preisstabilität wie zu Ludwig Erhards 
Zeiten zu haben. Das ist alles nicht selbstverständ-
lich, meine Damen und Herren. Ich sage Ihnen 
erneut: Die heutige Preisstabilität mit einer Preis-
steigerungsrate von weniger als 2 %, das ist beste 
Sozialpolitik. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Bundesbankpräsident Pöhl formulierte es anders; 
aber inhaltlich ist es das gleiche. Eine Politik der 
Geldwertstabilität, so sagte er, ist deshalb die so-
zialste Politik, während Inflation die unsozialste Po-
litik der Einkommensumverteilung darstellt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Vosen [SPD]: Die Bundesbank als Sozial-

amt!) 

Die Bürger bei uns, meine Damen und Herren — 
das hören Sie nicht gerne —, haben nicht verges-
sen, daß am Ende Ihrer Regierungszeit die Preise 
um mehr als 6% gestiegen waren, mit all den nega-
tiven Einflüssen auf Investitionen, Sparen, Wachs-
tum, Beschäftigung und Einkommen. Diese Bürger 
haben die Mißerfolge Ihrer Regierungstätigkeit bis 
1982 noch vor Augen. Das ist Ihr Problem. Während 
Ihrer Regierungszeit explodierte die Arbeitslosig-
keit ebenso wie die Staatsverschuldung und die 
Steuer- und Abgabenbelastung der Bürger. Wir hat-
ten, wie die Statistiker sagen — das ist nicht meine 
Wortwahl —, „Minuswachstum" in allen Bereichen. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Ein falsches 
Wort!) 

— Ich habe mich dazu nicht bekannt. 

Die Sozialdemokraten werden trotzdem nicht 
müde, immer wieder Programme für öffentliche 
Ausgaben zu fordern. Herr Dr. Apel hat kürzlich in 
einem Interview gemeint, die Beschäftigungspro-
gramme der 70er Jahre seien durchaus erfolgreich 
gewesen. Ob er das wohl selbst glaubt? Wo, das 
konnte er nicht sagen. Tatsache ist und bleibt: Die 
Arbeitslosigkeit ist trotz der aufwendigen Pro-
gramme teilweise raketenartig — leider, muß ich 
sagen — gestiegen. 

In dem gleichen Interview wird Herr Apel dann 
schon etwas bescheidener. Er meint, daß durch das 
SPD-Programm „Arbeit und Umwelt" 200 000 neue 
Arbeitsplätze entstehen würden. Herr Glotz war bei 
ganz anderen Zahlen. Er wollte die gesamte Ar-
beitslosigkeit gleich halbieren, 

(Vosen [SPD]: Sie wollten Sie ganz weg-
bringen!) 

und das auch noch in einem Jahr. Aber Herr Apel 
sagte dann: Damit wird aber deutlich, daß natürlich 
auch Sozialdemokraten kein Patentrezept zum Ab-
bau der Arbeitslosigkeit haben. — Herr Dr. Apel, 
das ist richtig. Ich muß Ihnen aber ehrlich gestehen: 
Wir haben noch nie geglaubt, daß Sie ein Rezept 
haben, jedenfalls nicht zum Abbau der Arbeitslosig-
keit. Von anderen Rezepten möchte ich vorsichts-

halber nicht sprechen. Sonst gibt es hier Unruhe im 
Saal. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Nein, diesen 
Gefallen tun wir Ihnen nicht!) 

Ich glaube Ihnen auch, verehrter Herr Dr. Apel, daß 
Sie die Arbeitslosigkeit wegbringen wollen. Leider 
weiß ich aus Erfahrung — das gilt auch für meine 
Freunde —, daß Sie dazu politisch einfach nicht in 
der Lage sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist eine Feststellung und die Erfahrung aus der 
Vergangenheit. 

(Frau Simonis [SPD]: Das mußte einmal 
gesagt werden!) 

Etwas nervös durch den Stimmungsumschwung 
und nach den Wahlen in Nordrhein-Westfalen fah-
ren Ihre politischen Repräsentanten jetzt herum 
und fordern so ungefähr alles, was für den Abbau 
der Arbeitslosigkeit ungeeignet ist: Ergänzungsab-
gabe, Solidarsteuer, Sparbuchsteuer etc., Maßnah-
men, die Wachstum und Beschäftigung bremsen, 
Verschuldung erhöhen, Leistungsbereitschaft min-
dern und die Steuer- und Abgabenbelastung der 
Bürger erhöhen. Meine Damen und Herren, ich 
frage Sie: Reicht denn das Ergebnis Ihrer Politik, 
die Bilanz bei Ihrem Ausscheiden aus der Bundes-
regierung 1982 immer noch nicht aus, um von die-
sen für den Bürger schädlichen Forderungen end-
lich Abstand zu nehmen? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Vosen [SPD]: 
Das ist Horror, was Sie machen!) 

Wir stimmen den Sachverständigen auch in we-
sentlichen Teilen der steuerpolitischen Ausführun-
gen zu. Ich empfehle Ihnen übrigens, meine Damen 
und Herren, die Bemerkungen der Sachverständi-
gen noch einmal nachzulesen, ein wenig zu studie-
ren. Dann würden Sie vielleicht endlich aufhören, 
unsere Steuerpolitik, diese erfolgreiche Steuerpoli-
tik für alle Bürger, für mehr Wachstum, für mehr 
Beschäftigung als Geschenke an die Reichen zu dif-
famieren. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Das ist doch 
Schwachsinn!) 

Das ist leider Ihre Demagogie, nicht Ihre Argumen-
tation. 

(Vosen [SPD]: Das machen Sie aber!) 

Die von uns beschlossenen Steuerentlastungen 
1986/88 sind ein wesentliches Element der Politik 
der Wende. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Das kann 
man sagen!) 

Wir wirken damit der zunehmenden Steuer- und 
Abgabenlast der Bürger entgegen. Es bleibt unser 
Ziel, diese Steuerbelastung in Zukunft mehr und 
mehr abzubauen. Die Solidität, repräsentiert durch 
diesen Finanzminister, verlangt auch hier ein ver-
nünftiges Vorgehen, weil wir uns eine weitere Ver-
schuldung einfach nicht erlauben wollen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 
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Meine Damen und Herren, Sie haben uns genug 
Schulden hinterlassen, unter deren Zinsen wir alle 
gemeinsam — ich sagte es schon: gemeinsam — zu 
leiden haben. 

(Glocke des Präsidenten) 
Eine vordringliche Aufgabe dieser Bundesregie-

rung war es im übrigen von Anfgang an, das gel-
tende Steuerrecht im Interesse aller Bürger zu än-
dern. Auf dem Wege, die drückenden Steuerlasten 
zu senken und die Wachstumskräfte weiter zu stär-
ken, sind wir durch die beschlossene Steuerentla-
stung von fast 20 Milliarden DM ohne jede Gegen-
rechnung für die Jahre 1986/88 ein Stück vorange-
kommen. Herr Dr. Apel, das ist keine Steuerentla-
stung, die „mickrig" ist. Ich glaube, dieses Wort 
stammt von Ihnen. Es ist kein gutes Wort. 

(Glocke des Präsidenten) 
Wir brauchen weiterhin Wachstum, Stabilität, 

Einkommenszuwächse, Kaufkraftsteigerung, nied-
rige Zinsen und mehr Steuergerechtigkeit. Nur so 
kommen wir wirtschaftlich weiter, und nur so läßt 
sich die Arbeitslosigkeit abbauen. Das erfordert 
Disziplin des Staates, Disziplin der öffentlichen 
Hände, das erfordert Ausgabenzurückhaltung, um 
die Steuern senken zu können, statt sie zu erhöhen. 
Es erfordert auch weiterhin die Rückführung der 
Staatsverschuldung und eine grundsolide Geldpoli-
tik. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, darf 
ich Sie bitten, zum Schluß zu kommen. 

Spilker (CDU/CSU): Es erfordert auch viele Haus-
halte wie den hier zur Beratung anstehenden, und 
es erfordert Stetigkeit, Zielorientiertheit und auch 
Zurückhaltung. 

Der deutsche Bürger will keine Gleichmacherei. 
Wer tüchtig ist, möchte für diese Tüchtigkeit be-
zahlt, nicht durch hohe Steuern bestraft werden. 

(Beifall des Abg. Dr. Schwörer [CDU/ 
CSU]) 

Das, meine Damen und Herren, sollten Sie sich hin-
ter die Ohren schreiben. Wer Kinder hat oder haben 
will, fragt nicht nur nach dem ideellen Wert des 
Kindes für unser Volk, sondern vergleicht auch sei-
nen Geldbeutel mit dem der Arbeitskollegen ohne 
Kinder. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Spil-
ker, ich muß Sie jetzt bitten, zum Schluß zu kom-
men. Sie haben längst überzogen. 

Spilker (CDU/CSU): Herr Präsident, es tut mir 
aufrichtig leid, daß ich überzogen habe. 

Vizepräsident Stücklen: Mir auch! 

Spilker (CDU/CSU): Die Geschwindigkeit der 
Rede von Herrn Wieczorek hat es mir nicht möglich 
gemacht, meine Zeit einzuhalten. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Die CSU 
überzieht eben immer!) 

Ich freue mich, hier für die Fraktion sprechen zu 
können — darauf bin ich stolz —, die einen Finanz-

minister stellt, der dafür sorgt, daß sich die Bürger 
in diesem Lande auf ihre Zukunft mit Recht freuen 
können und daß diese Bürger mit uns dafür sorgen 
werden, daß Sie, meine Damen und Herren, Ihre 
realitätsfremde Politik nicht durchsetzen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Finanzen. 

(Vosen [SPD]: Ist das denn nötig?) 

Dr. Stoltenberg, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Herr Kollege Wieczorek hat vier konkrete Fragen 
an mich gerichtet, und es entspricht einem guten 
parlamentarischen Brauch, daß ich sie kurz zu be-
antworten versuche. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 
Das erste Thema war der Rückgang der Neuver-

schuldung. Ich habe hier unsere Position klarge-
macht, auch die Kollegen von CDU/CSU und FDP. 
Wir haben auf dem Wege zur Gesundung in drei 
Jahren ein gutes Zwischenergebnis erreicht. Ich 
lege Wert darauf, festzustellen — ich sage das im-
mer wieder —, Herr Kollege Wieczorek, daß wir das 
Konsolidierungsziel noch nicht erreicht haben. Zu 
keinem Zeitpunkt haben die Politiker der Koalition 
oder die Mitglieder der Bundesregierung den Ein-
druck erweckt, daß wir jetzt den absoluten Schul-
denstand des Bundes zurückführen oder daß wir 
das in den nächsten Jahren in Aussicht stellen kön-
nen. Insofern können die Vorwürfe sich nicht an 
uns richten. Sie können im besten, freundlichsten 
Verständnis als der Versuch gewertet werden, öf-
fentliche Mißverständnisse zu zerstreuen. 

Aber mit dieser Auseinandersetzung verbindet 
sich eine grundlegende Frage, das ist die Frage 
nach der vertretbaren Neuverschuldung unter aus-
gewogenen wirtschaftlichen Bedingungen. Zu die-
ser Frage möchte das Bundesministerium der Fi-
nanzen noch in diesem Jahr eine Studie vorlegen, 
was wir mit dem Begriff „vertretbare Neuverschul-
dung" unter einigermaßen ausgeglichenen wirt-
schaftlichen Bedingungen zu verstehen haben. 
Diese Studie wird — das haben wir im Finanzpla-
nungsrat besprochen — zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen und hoffentlich auch in diesem Ho-
hen Haus zu einer vertieften Debatte führen. 

Zweitens. Herr Kollege Wieczorek, Sie haben 
mich kritisiert wegen des Ziels, den Rückgang der 
Staatsquote und der Steuerquote zu verfolgen. Die-
ses Ziel ist nur durch stetiges Wachstum auf der 
einen Seite, eine Politik, vorsichtiger gesagt, die ste-
tiges Wachstum fördert, und äußerste Ausgabenzu-
rückhaltung auf der anderen Seite erreichbar. Hier 
werden nicht ungedeckte Wechsel ausgestellt. Ein 
unabhängiger, bedeutender Experte hat vor kurzer 
Zeit geschätzt, daß wir wahrscheinlich Ende näch-
sten Jahres eine Staatsquote von etwa 47 % gegen-
über knapp 50 % zum Zeitpunkt des Regierungs-
wechsels haben. Ich bleibe bei meiner Einschät-
zung, daß wir längerfristig versuchen sollten, die 
Staatsquote in Richtung auf 40 %, wahrscheinlich 
nicht absolut 40 %, zurückzuführen. Ich habe das 
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heute mit dem Hinweis auf die Vereinigten Staaten, 
Japan und die Schweiz begründet. Nun sollte sie 
nicht in Verbindung damit in der Form der Unter-
stellung ein Horrorgemälde des Kahlschlags bei so-
zialen und Bildungsleistungen entwerfen. Nein, es 
geht nur, wenn wir alles tun, um wirtschaftliches 
Wachstum zu verstetigen und so die Spielräume zu 
gewinnen. Dazu gehört natürlich Kostendämpfung 
im Gesundheitswesen. Es kann j a nicht angehen, 
daß am Vormittag Herr Apel mit ungerechtfertigten 
Vorwürfen gegen uns den Anstieg der Sozialabga-
benquote in der Wirkung auf die Arbeitnehmer be-
klagt und am Nachmittag eine Politik, die den Un-
terschied zwischen brutto und netto bei den Arbeit-
nehmern wieder geringer machen will, kritisiert 
wird, Herr Wieczorek. So kann es auch nicht ge-
macht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Dritte kritische Bemerkung oder Anfrage zur 
Steigerungsrate des Haushalts 1986. Ich habe in der 
Einbringungsrede dieses Etats im Deutschen Bun-
destag am Mittwoch, dem 4. September — Sie kön-
nen das auf Seite 11320 des Stenographischen Pro-
tokolls nachlesen —, beide Berechnungsmöglichkei-
ten hier erläutert, die Berechnungsmöglichkeit mit 
einer Steigerungsrate von 1,8% und die nach mei-
ner Meinung volkswirtschaftlich vernünftige Be-
rechnung, nämlich die EG-Sonderleistung heraus-
zunehmen und so auf eine Zuwachsrate von 2,4 % zu 
kommen. Ich habe das nebeneinander erläutert und 
begründet. Deswegen ist es völlig abwegig, hier von 
irgendwelchen statistischen Tricks zu sprechen. 
Jede dieser beiden Berechnungen hat Argumente 
für sich. 

Nun zu der kritischen Anmerkung zu den Haus-
haltsresten. Haushaltsreste kommen nach einer al-
ten Erfahrung beim Bundeshaushalt eigentlich je-
des Jahr vor, mit etwas unterschiedlicher Höhe 
über den Wechsel der Regierungen hinweg. Sie soll-
ten nicht zu groß sein — das ist eine Gratwande-
rung —, weil das den Gesichtspunkt der Haushalts-
wahrheit und -klarheit verletzen würde. Aber Haus-
haltsreste sind andererseits wegen des Jahresab-
schlusses und der geringeren Neuverschuldung zu-
mindest für die Finanz- und Haushaltspolitiker 
auch nicht ein Vorgang, den wir zutiefst bedauern. 
Diese Diskussion hat ihre zwei Seiten. Ich bin nach 
langen Erfahrungen und auch den bitteren Erfah-
rungen meiner sozialdemokratischen Vorgänger 
mehr dafür, vorsichtig zu veranschlagen, d. h. im 
Zweifelsfall bei Haushaltstiteln, die wir nicht über-
sehen können, lieber etwas vorzuhalten und hinter 
dem Ansatz zurückzubleiben, als um einer guten 
Optik willen zu knapp zu veranschlagen, um dann 
im Laufe des Jahres einzubrechen, wie wir das in 
früheren Jahren doch mehrfach erlebt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Insofern glaube ich, daß die Veranschlagung, die 
wir gewählt haben, auch mit den Korrekturen des 
Haushaltsausschusses, richtig ist. Ich glaube, daß 
im letzten Punkt etwas mit Platzpatronen geschos-
sen wurde, wie auch in manchen anderen Punkten 
dieser Debatte. 

Schönen Dank 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Simonis. — 

(Abg. Frau Simonis [SPD] begibt sich zum 
Rednerpult. — Dr. Hackel [CDU/CSU]: 
Nicht so schnell, Heide, ich will etwas ver

-

stehen! — Abg. Porzner [SPD] begibt sich 
zum Präsidenten) 

Herr Abgeordneter Porzner, ich habe nur diese 
Wortmeldung von der SPD vorliegen. 

(Porzner [SPD]: Zum nächsten Etat!) 

Alles zurück. Frau Abgeordnete Simonis, darf ich 
Sie bitten, noch einmal Platz zu nehmen. Bitte 
schön. 

(Heiterkeit und Beifall — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das ist aber sehr schade! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich habe gesagt: Frau Simonis darf wieder zu-
rück auf ihren Platz. 

(Zuruf von der SPD: „Zurück, Frau Abge

-

ordnete Simonis"!) 

— Also, höflicher und freundlicher kann ich das 
nicht machen, bei der Frau Simonis ohnedies 
nicht. 

(Heiterkeit) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dann 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 08. 

Wer dem Einzelplan 08 — Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Finanzen — in der Ausschuß-
fassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Dieser Einzelplan 08 ist mit Mehrheit angenom-
men. 

Wir kommen jetzt zum Einzelplan 32. 

Hierzu liegt auf Drucksache 10/4345 ein Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD vor. Wer diesem 
Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Bei einigen Enthaltungen mit Mehrheit 
abgelehnt. 

Wer dem Einzelplan 32 — Bundesschuld — in der 
Ausschußfassung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nunmehr zum Einzelplan 60. Hierzu 
liegt auf Drucksache 10/4347 ein Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD vor. Wer diesem Änderungs-
antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer dem Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzver-
waltung — in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Keine. — Mit Mehr-
heit angenommen. 
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Ich rufe jetzt den Einzelplan 20 — Bundesrech-

nungshof — in der Ausschußfassung zur Abstim-
mung auf. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Keine. — Einstimmig angenommen. 

Wir stimmen jetzt über die Beschlußempfehlung 
des Haushaltsausschusses zu dem Finanzplan des 
Bundes 1985 bis 1989 ab. 

Wer der Beschlußempfehlung des Haushaltsaus-
schusses auf Drucksache 10/4256 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Die Beschlußemp-
fehlung ist mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe auf: 
Einzelplan 09 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft 
— Drucksachen 10/4159, 10/4180 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Glos 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Frau Simonis 
Dr. Müller (Bremen) 

Hierzu liegen Änderungsanträge des Abgeordne-
ten Dr. Müller (Bremen) und der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf den Drucksachen 10/4304 bis 10/4311 
vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat ist eine Aussprache von zwei 
Stunden Dauer vorgesehen. Ist das Haus damit ein-
verstanden? — Kein Widerspruch. Es ist so be-
schlossen. 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat 
Frau Abgeordnete Simonis. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Frau Simonis (SPD): Herr Präsident! Darf ich 
jetzt? Oder schicken Sie mich noch mal weg? 

Vizepräsident Stücklen: Nein, Sie dürfen. 

Frau Simonis (SPD): Danke. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist 
schon ein weiter Weg, den die beiden Koalitions-
fraktionen von den Zeiten zurückgelegt haben, als 
die CDU im Bewußtsein ihrer christlichen Wurzeln 
ihrer Verantwortung für wirtschaftspolitisches 
Handeln im Ahlener Programm nachkam und die 
FDP in den Freiburger Thesen die große liberale 
Tradition ihrer Partei fortsetzte. In der Zwischen-
zeit zeigt sich bei beiden Parteien ein tiefer Gesin-
nungswandel. An Stelle von sozialem Anstand und 
von sozialer Gerechtigkeit wurden Egoismus und 
Selbstbedienungsmentalität in den Vordergrund ge-
schoben. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Wenn Herrn Stoltenberg heute morgen zum Stich-
wort Barmherzigkeit als einziges die ehrenamtliche 

Tätigkeit von Bürgern einfällt, dann zeigt das ei-
gentlich mehr, als wir es je gekonnt hätten, um was 
es sich bei Ihnen handelt. Anstatt von Barmherzig-
keit in der Politik zu sprechen, wird die ehrenamtli-
che und unbezahlte Tätigkeit von Bürgern und Bür-
gerinnen herangezogen. Das ist sozusagen die aus-
gleichende Gerechtigkeit, die Sie zu bieten haben. 

Gemessen an der zu beobachtenden empörenden 
sozialen Ungerechtigkeit, die die CDU und die CSU 
bzw. die FDP heute praktizieren, ist die christliche 
Partei, die dem Wachstums-und-Stabilitäts-Gesetz 
aus dem Jahr 1967 zugestimmt hat, fast als eine 
soziale Veranstaltung zu betrachten. Das Wachs-
tums-und-Stabilitäts-Gesetz hat aus heutiger Sicht 
der Sozialdemokraten einige Fehler. Es sagt nichts 
zum Zustand der Umwelt. Es sagt nichts zur Vertei-
lungsgerechtigkeit. Es sagt nichts zu den sozialen 
Nebenkosten unseres wirtschaftlichen Handelns. 
Aber es sagt aus, daß gehandelt werden muß, wenn 
sich wirtschaftliche Ungleichgewichte und Arbeits-
losigkeit einstellen. Das genau will die jetzige Ko-
alition um eines Prinzipes willen nicht machen. Sie 
kann und will diesem Gesetz nicht folgen, obgleich 
sie sehr viel darüber redet. 

Es ist schon merkwürdig, mit welcher Affinität 
Sie vom Wachstums-und-Stabilitäts-Gesetz spre-
chen. Ich glaube, das hat etwas damit zu tun, daß 
Sie wirklich an Wunder glauben, d. h. an die Allheil-
kraft von wirtschaftlichem Wachstum bzw. an den 
funktionierenden Markt. Allen Realitäten zum 
Trotz scheint sich in Ihrem Kopf festzusetzen, daß 
man nur das richtige Knöpfchen drücken müsse, 
um quasi automatisch die richtigen Resultate aus 
der großen Maschinerie „Markt" herauszulocken. 
Ein bißchen Wachstum, kombiniert mit Preisstabili-
tät, ergibt ein ideales Beschäftigungsmuster. Aus-
reichende Beschäftigung sorgt für Wachstum, und 
alle drei Faktoren zusammen bewirken eine ausge-
glichene Handelsbilanz. 

Wer an diese mechanistischen Formeln glaubt, 
muß sich auch gefallen lassen, daß seine Politik 
daran gemessen wird. Dabei zeigen sich auch die 
Defizite Ihrer Regierungsarbeit. Zwei Zielvorgaben 
— Wachstum und Preistabilität — scheinen er-
reicht zu sein und dienen als Begründung für das 
relative Nichtstun der Regierung. 

(Dr. Schwörer [CDU/CSU]: Bitte langsamer 
lesen!) 

Das dritte Ziel, Vollbeschäftigung, oder besser: Ab-
bau der bestehenden Arbeitslosigkeit, ist jedoch 
nicht erreicht. Ihre Tatenlosigkeit ist in keiner 
Weise gerechtfertigt, die hohe Arbeitslosigkeit ver-
bietet sie sogar. 

Sie hätten auch keinen Grund zur Selbstzufrie-
denheit, wenn Sie schon heute behaupten könnten, 
daß die zu beobachtenden Wachstumsraten tatsäch-
lich der Beginn eines dauerhaften Erholungspro-
zesses wären. Gott sei Dank tun Sie das auch nicht. 
Wir Sozialdemokraten fragen uns: Was ist der Preis 
für dieses Wachstum? Wer zahlt dafür? Wer profi-
tiert davon? Wo sind die Schattenseiten? 

Wir bestreiten überhaupt nicht, daß wirtschaftli-
ches Wachstum stattgefunden hat, daß wir uns in 
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einer Phase einer — wenn auch labilen — konjunk-
turellen Erholung befinden. Dieses Wachstum hat 
jedoch nur die Gewinnhoffnungen von Unterneh-
men erfüllt, nicht die Beschäftigungshoffnungen 
von 2,3 Millionen Arbeitslosen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es erfüllt nicht die Hoffnung auf gerechte Teilhabe 
am Wohlstand. Es erfüllt nicht die Hoffnung auf 
soziale Gerechtigkeit. 

Sie haben dieses Wachstum erkauft mit brutalen 
Kürzungen bei Rentnern, bei Arbeitslosen, bei 
Frauen, bei BAföG-Empfängern, bei Schülern, bei 
Studenten, eigentlich bei jedem, der in dieser Repu-
blik nicht zu den Starken und nicht zu den Reichen 
gehört. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieses Wachstum ist erkauft bzw. gleichzeitig ein-
hergegangen mit einer Arbeitslosenzahl, die eigent-
lich nicht mehr zu entschuldigen ist. 

Jeden Monat hat Ihre Regierung den höchsten 
Nachkriegsstand an Arbeitslosigkeit zu verantwor-
ten. Sie haben den traurigen Rekord zu verantwor-
ten, die Arbeitslosenzahl durch wirtschaftspoliti-
sche Abstinenz innerhalb von zwei Jahren noch um 
400 000 gesteigert zu haben. In einzelnen Regionen 
sind mehr als 20 und 25 % der erwerbsfähigen Men-
schen arbeitslos. Dazu fällt Ihnen nichts ein außer 
der Hoffnung auf die Selbstheilungskräfte des 
Marktes. Was da zum Ausdruck kommt, ist nicht 
Zuversicht, sondern die Gewöhnung an die Massen-
arbeitslosigkeit. Ich habe mir eigentlich nicht vor-
stellen können, daß das bei einer Regierung mög-
lich sein könnte, die doch mit dem Versprechen 
angetreten ist, in diesem Jahr auch dem letzten 
Arbeitslosen wieder einen Arbeitsplatz zu verschaf-
fen. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber Sie müßten eigentlich auch eine gewisse 
Beunruhigung verspüren, wenn Sie einzelne 
Wachstumsfaktoren analysieren. Zu mehr als der 
Hälfte ist dieser Wachstumserfolg in der Vergan-
genheit auf die gestiegenen Exporte zurückzufüh-
ren. Dies ist leider nicht Zeichen unserer gestiege-
nen Wirtschaftskraft, sondern Ergebnis des wahn-
witzigen Defizits im amerikanischen — — 

(Zuruf der Abg. Frau Berger [Berlin] 
[CDU/CSU]) 

— Danke schön, Frau Berger. Ich versuche, langsa-
mer zu reden, damit auch Sie mir folgen können. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Dieser gestiegene Export ist leider nicht Zei-
chen unserer gestiegenen Wirtschaftskraft, son-
dern Ergebnis des wahnwitzigen Defizits im ameri-
kanischen Budget bzw. des Defizits in der amerika-
nischen Handelsbilanz. Die gestiegenen amerikani-
schen Zinsen und der ungesund hohe amerikani-
sche Dollar haben dazu beigetragen, daß deutsche 
Exporte so groß wie noch nie waren. 

Niemand kann voraussagen, ob ein sinkender 
Dollar und eine energischere Bekämpfung des Defi-

zits in Amerika unsere Exportchancen auf die 
Dauer beeinträchtigen werden. Niemand kann auch 
voraussagen, in welchem Maße und gegebenenfalls 
wann es geschehen wird. Niemand kann aber be-
streiten, daß davon Gefahren ausgehen, und nie-
mand kann bestreiten, daß diese Gefahren nicht 
ganz unbeträchtlich sind. Wir werden damit zu 
rechnen haben, daß die Amerikaner, weil sie Fehler 
über Fehler in der Wirtschaftspolitik gemacht ha-
ben und zu feige sind, sie zuzugeben und abzustel-
len, noch mehr nach Protektionismus schreien wer-
den. Wir werden auch erleben, daß die langsam wer-
dende Konjunktur in Amerika beträchtliche Aus-
wirkungen auf den Weltmarkt hat. Und noch ist 
nicht klar, welche Folgen dies für unsere Wirtschaft 
haben wird. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Genauso ist 
es!) 

Es ist aus der Sicht der Regierung dann vielleicht 
sogar schon weise, schon heute dafür zu sorgen, daß 
als eine Art Auffangnetz für den Fall der Fälle Waf-
fenexporte erleichtert und gefördert werden. Diese 
gefährlichen, j a geradezu tödlichen Exporte, deren 
Tücken sich auf die Dauer noch zeigen werden, sind 
unter Ihrer Regierung in einem geradezu unvor-
stellbaren Maß gestiegen. Waffenexporte in alle 
Teile der Welt sollen die Exportbilanz schönen hel-
fen. Sie vergessen dabei völlig, daß die weise Be-
schränkung auf die Exporte nichtmilitärischer Pro-
dukte den Ruf der deutschen Wirtschaft wie übri-
gens auch den Ruf der japanischen Wirtschaft im 
Ausland begründet und uns zur größten Außenwirt-
schaftsnation gemacht hat. Das hat der deutschen 
Wirtschaft genützt, das hat den deutschen Arbeit-
nehmern genützt, jedenfalls dauerhafter und frie-
densbewahrender als die Akquirierungsreisen in 
Sachen Waffenexporte, die der Bundeskanzler nach 
dem Motto unternimmt, 

(Jungmann [SPD]: Und der Verteidigungs

-

minister!) 

daß Deutschland nicht schaden, was schon Frank-
reich und England in der Vergangenheit nichts ge-
nützt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Gekürzt wird die Werftenhilfe. Dafür dürfen Fregat-
ten gebaut und exportiert werden. Panzer werden 
in Spannungsgebiete geschickt. Firmenanlagen zur 
Herstellung von Waffen werden genehmigt. Das ist 
Ihre Alternative zu einer ausgleichenden, aktiven 
und sozialen Wirtschaftspolitik. 

Parallel dazu verläuft eine nicht abebbende Welle 
von Firmenzusammenbrüchen. Auch hier haben 
Sie einen traurigen Rekord zu verzeichnen und zu 
verantworten. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Pleiten finden ja nicht bei den Großfirmen, 
sondern bei kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen statt. Sie vernichten auf diese Art und 
Weise nicht nur Arbeits- und Ausbildungsplätze. Es 
ist auch das Versagen der Politik, die angeblich mit-
telstandsfreundlich und marktgerecht ist und den 
risikofreudigen Einzelunternehmer unterstützt. Se- 
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henden Auges lassen Sie einen Konzentrationspro-
zeß in unserer Wirtschaft zu, der sich unter ande-
rem in prestige- und öffentlichkeitsträchtigen Fu-
sionen zeigt. Für Kohle, Stahl und Werften wird der 
Markt verordnet; Dornier, MBB, AEG, BMW, Mer-
cedes dürfen sich der Gunst christdemokratischer 
Ministerpräsidenten als Chefunterhändler und 
Chefverkäufer beim Zusammenzimmern von Groß-
unternehmen erfreuen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: So ist es!) 

Da wird „unter einem guten Stern" fusioniert, daß 
die marktwirtschaftlichen Gedankengebäude nur 
so ächzen. Ganze Wirtschaftsimperien bauen sich 
unter den schützenden Händen marktwirtschaftli-
cher Tugendwächter auf. Im Lehrbuch der Markt-
wirtschaft steht das wirklich nicht, und es hat mit 
Marktwirtschaft auch nichts zu tun. Dahinter steckt 
etwas ganz anderes — 

(Jungmann [SPD]: Stamokap!) 

wie gestern meine Kollegin Traupe hier aufgewie-
sen hat. Sie leisten sich diese „Fehltritte", weil Sie 
einem militärisch-industriellen Komplex die Hand 
reichen, der die Bundesrepublik in der Herstellung 
von Militärgütern an die Spitze katapultieren soll. 
Nicht einmal der strammste Stamokap-Anhänger 
bei der SPD hätte sich das in seinen kühnsten Träu-
men vorstellen können, was Sie heute machen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Weil Sie die Großindustrie so fördern, passiert bei 
uns etwas, was sich auf Dauer noch als ein Handi-
cap Ihrer Politik herausstellen kann. In den Großin-
dustrien findet nämlich im wesentlichen das 
Wachstum statt, weil sich dort arbeitsplatzsparende 
und arbeitsplatzvernichtende Investitionen vollzie-
hen, die Sie ja fördern. Es stimmt doch nicht, was 
der Bundeskanzler hier gestern aufführte — aber 
von Wirtschaftspolitik braucht er ja auch nichts zu 
verstehen —, daß Investitionen immer Arbeits-
plätze schaffen. Sogar die „Frankfurter Allgemeine 
Zeitung" erklärt heute in einem sehr ausgewogenen 
Kommentar, daß wir damit rechnen müssen, daß 
die gestiegenen Investitionen in der deutschen 
Wirtschaft dazu führen könnten, im Zweifelsfalle 
sogar dazu führen werden, daß Arbeitsplätze ver-
nichtet werden und daß die Dynamik der Rationali-
sierung den Arbeitsmarkt in seiner Unausgegli-
chenheit auf die Dauer zementieren wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Baufirmen, vor allem in Norddeutschland, gehen in 
einem geradezu dramatischen Maße kaputt, Kauf-
häuser im Ruhrgebiet schließen, Mitarbeiter wer-
den herausgesetzt — und Sie reden von einer aus-
geglichenen Wachstumspolitik. Nein, das ist eine 
Wachstumspolitik, die Arbeitsplätze kaputtmacht. 

Das, was Sie machen, ist wirklich nicht im Inter-
esse der Arbeitslosen. Es ist auch nicht im Interesse 
der kleinen Unternehmer, es ist nicht im Interesse 
der mittelständischen Firmen, sondern es ist im In-
teresse der Festigung Ihrer konservativen Wahlin-
teressen getan. Weil Sie dies im Hinblick auf die 

Wahl im nächsten Jahr benötigen, werden Sie sich 
in Ihrer Politik auch nicht ändern. 

Wer sagt Ihnen aber, wer garantiert Ihnen aber, 
daß die immer noch schwache heimische Nachfrage 
als Folge Ihrer Spar-, Einkassier- und Wegnehme-
politik nicht der Stolperstein auf dem Weg einer 
dauerhaften konjunkturellen Erholung sein kann? 
Fast flehentlich nehmen sich die Appelle des Fi-
nanzministers und der Fünf Weisen aus, daß doch 
die heimische Nachfrage zum Wachstumsmotor 
werden müsse und daß sich die Gewerkschaften 
doch bitte für ordentliche Lohnerhöhungen statt für 
andere gewerkschaftliche Ziele einsetzen sollten. 
Nach den Kreuzritter-Feldzügen gegen zu hohe 
Löhne in der Vergangenheit dürfen es auf einmal 
3% bis 5% sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sind sich vielleicht doch ein bißchen dessen 
bewußt, daß das, was Sie uns als ein so herrliches 
Bild darstellen, seine Schattenseiten hat. Es ehrt 
den Finanzminister, daß er in seiner Replik auf 
meinen Kollegen Wieczorek die allzu strahlenden 
Bilder, die die Kollegen von der CDU hier gemalt 
haben, noch einmal ausdrücklich ein bißchen relati-
viert hat. Die geringen Lohnzuwächse bzw. die 
Lohnzuwächse, die nicht stattgefunden haben, die 
Null-Runden im Sozialbereich kneifen nicht nur die 
Nachfrage ab, sondern sie haben auch negative 
Auswirkungen auf die im Stoltenbergschen Haus-
haltsentwurf zugrunde gelegten Steuereinnahmen. 
An dieser Stelle liegt der Schlüssel zum Verständ-
nis für die plötzlichen und unerwarteten sozialen 
Züge beim Wirtschaftsminister, beim Finanzmini-
ster und bei den Fünf Weisen. 

(Beifall bei der SPD) 

Was die Preisstabilität betrifft: Es ist richtig, wir 
haben die Inflation bei uns bekämpft. Wir haben 
dort scheinbar einen Erfolg zu buchen. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Wer ist „wir"?) 

— Die Deutschen, dazu dürfen wir dann ja auch 
noch gehören, vielleicht erlauben Sie das doch noch. 
— Richtig ist aber auch, daß der Prozeß der Infla-
tionsbekämpfung weltweit zu beobachten ist. Ange-
sichts der Verflechtung unserer Wirtschaft könnte 
die Bundesrepublik allein — bei allem guten Willen 
— in der Inflationsbekämpfung nämlich nicht er-
folgreich sein. Anzuerkennen, daß es auf dem Ge-
biet der Inflationsbekämpfung Erfolge gibt, heißt 
aber nicht, daß wir die Methoden, die Sie dazu ein-
gesetzt haben, anerkennen werden. Sie haben den 
Beziehern kleiner Einkommen, den Beziehern von 
kleinen Renten, den Schülern, den Frauen mit Mut-
terschaftsgeld, den Behinderten eine derart radi-
kale Abmagerungskur verabreicht, 

(Dr. Schwörer [CDU/CSU]: Und Sie den Fa

-

milien!) 

daß die Preisstabilität mit realen Einkommensver-
lusten in diesen Einkommensklassen „erwirtschaf-
tet" worden ist, und einige wenige Große haben sich 
dabei dumm und dösig verdient. Reale Einkom- 
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mensverluste aber bedeuten Nachfrageeinbußen, 
und dies bedeutet sinkende Preise. 

(Beifall bei der SPD) 

Richtig ist — das sagt der Blüm ja auch immer —, 
daß Empfänger kleiner Einkommen von den gerin-
gen Preissteigerungsraten irgendwann einmal pro-
fitieren. Aber sehr viel richtiger ist, daß die Bezie-
her hoher Einkommen davon sehr viel mehr profi-
tieren, wenn wir Preisstabilität haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr. Schwörer [CDU/CSU]: Diese Logik ver-

stehe ich nicht!) 

— Sie können es ja einmal nachrechnen, was Sie 
sich von Ihren Diäten alles leisten können 

(Frau Dr. Adam-Schwaetzer [FDP]: Was 
leisten Sie sich denn?) 

und was sich ein Rentner von seiner Rente leisten 
kann; da werden Sie dann feststellen, daß Sie viel 
größere Sprünge machen können als der kleine 
Rentner. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf des Abg. Dr. Rose [CDU/CSU]) 

— Nun schrei doch nicht so, Rose; deine Rede war 
gestern so miserabel, daß ich an deiner Stelle heute 
leise sein würde. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
den GRÜNEN) 

Den Beziehern hoher Einkommen wird auch 
nicht durch die — selbst vom Finanzminister zuge-
gebenen — heimlichen Steuer- und Abgabeerhö-
hungen der letzten Jahre mehr aus der Tasche ge-
nommen, als durch eine Antiinflationspolitik in die-
selben Taschen überhaupt jemals hineingebracht 
worden ist. 

Die entscheidendste und unsere Gesellschaft dau-
erhaft am meisten belastende Fehlleistung der Re-
gierung sind die Verfestigung und Zunahme der 
Massenarbeitslosigkeit. Frauen, Jugendliche und 
Behinderte sind am stärksten Opfer Ihrer Tatenlo-
sigkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Und was machen Sie? Sie atmen begeistert auf, 
wenn die Arbeitslosenzahl von 2,3 Millionen im Ok-
tober um ganze 2 800 zurückgegangen ist. Und Sie 
können uns nicht einmal beweisen, daß dies nicht 
eine statistische Schönfärberei bei der Bundesan-
stalt für Arbeit gewesen ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

So wie der Finanzminister mit deutlicher Genugtu-
ung die erwirtschafteten Überschüsse der Bundes-
anstalt für Arbeit mit der zunehmenden Dauerar-
beitslosigkeit erklärt, muß man sich das einmal auf 
der Zunge zergehen lassen; er sagt mit aller Zufrie-
denheit: Die zunehmende Dauerarbeitslosigkeit 
führt dazu, daß mehr Geld in der Kasse übrig-
bleibt. 

(Jungmann [SPD]: Sauerei!) 

Genauso unbewegt und genauso ohne Mitleid mit 
den Betroffenen registriert die Regierung, daß die 

dahinterstehenden Zahlen der Arbeitslosigkeit ei-
gentlich viel schlimmer sind als die ausgewiesenen 
2,3 Millionen. 

3,1 Millionen Menschen haben bis zum Oktober 
in diesem Jahr das Schicksal von Arbeitslosigkeit 
erlebt. Einige, viele sogar, konnten wieder zurück-
vermittelt werden. Sehr viele aber bleiben arbeits-
los, werden länger arbeitslos, und die Dauerarbeits-
losigkeit währt in der Zwischenzeit bei sehr vielen 
schon fast zwei Jahre. 

Es stört Sie nicht, daß in Ihrer Regierungszeit 
400 000 Menschen mehr in die Arbeitslosenstatisti-
ken gekommen sind. Es stört Sie nicht, daß die 
durchschnittliche Arbeitslosenzahl steigt. Es stört 
Sie auch nicht, daß die fünf Weisen Ihnen für 1986 
keine Besserung voraussagen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Im Gegenteil, Sie verweisen auf die Zunahme der 
Beschäftigung als Beweis für den Erfolg Ihrer Poli-
tik. Schauen Sie sich einmal die Zahlen bei der 
Zunahme der Beschäftigung an! Fast drei Viertel 
kommen aus der sogenannten „stillen Reserve", 
sind Hausfrauen, die in nicht zumutbaren oder nur 
in unzureichenden Beschäftigungsverhältnissen im 
Dienstleistungsbereich eine Arbeit gefunden haben. 
Gleichzeitig wird durch Technisierung und Automa-
tisierung die Produktivität erhöht und werden mehr 
Leute in die Massen- und Dauerarbeitslosigkeit ent-
lassen, als Sie Hausfrauen auf der anderen Seite in 
Dienstleistungsbereichen untergebracht haben. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Simo-
nis, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Dr. Lammert? 

Frau Simonis (SPD): Wenn es nicht angerechnet 
wird. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Frau Kollegin Simonis, 
wenn nach den vorliegenden Zahlen der vergange-
nen Jahre und nach den Vorausschätzungen nicht 
nur der Sachverständigen, sondern aller Wirt-
schaftsforschungsinstitute seit dem Beginn dieser 
Legislaturperiode bis zu ihrem Ende die Zahl der 
Beschäftigungsverhältnisse um 900 000 gestiegen 
sein wird, ist das dann in Ihrer Terminologie eine 
tatsächliche Verbesserung der Arbeitsmarktlage 
oder statistische Schönfärberei? 

(Zuruf von der SPD: Wer schätzt denn 
das?) 

Frau Simonis (SPD): Es ist zunächst einmal er-
freulich, daß auch Hausfrauen wieder einen Ar-
beitsplatz finden. Aber das ist nicht unser Problem. 
Es ist keine reale Verbesserung der Situation, wenn 
diese Hausfrauen in den Beschäftigungsverhältnis-
sen, in die sie kommen, schlecht bezahlt werden, 
sich in Abrufverhältnissen befinden und jederzeit 
damit rechnen müssen — wie bei McDonald's oder 
Aldi —, wieder herausgeschmissen zu werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Hauser  [Krefeld] [CDU/CSU]: Das ist aber 

eine billige Antwort auf die Frage!) 
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Frau Simonis 
Dann ist es keine Verbesserung der realen Situa-
tion. 

Man könnte Ihnen auch an anderer Stelle nach-
weisen, wie wenig es Ihnen gelungen ist, Ihre eige-
nen Versprechen einzuhalten. Statt eines Subven-
tionsabbaus haben wir eine neue Rekordzahl an 
Subventionen. Statt Senkung der Steuer- und Abga-
benlast verzeichnen wir eine neue Rekordhöhe der 
Steuern und Abgaben. Statt Ausbildungsplätzen für 
jeden Jugendlichen gibt es immer mehr unver-
sorgte Jugendliche. Statt Abbau der Arbeitslosig-
keit noch in diesem Jahr haben wir eine Zunahme 
der Zahl der Arbeitslosen. Dies alles haben Sie zu 
verantworten. 

Wenn Sie schon die Versprechungen, die Sie ge-
macht haben, nicht gehalten haben, nimmt es nicht 
wunder, daß sich auf anderen Gebieten, wo Sie sich 
nicht gebunden fühlen, sozusagen ein schwarzes 
Loch auftut. Was in Ihr stramm konservatives Welt-
bild nicht hineinpaßt, verschwindet in diesem 
schwarzen Loch auf Nimmerwiedersehen. Keine 
Umweltpolitik, keine Sozialpolitik, keine vernünf-
tige Methode, Arbeitszeit zu verkürzen und mehr 
Menschen am Wohlstand teilhaben zu lassen! 

Ihre Hau-ruck-Wachstumsideologie ist nicht im 
Interesse der Mehrheit der Bevölkerung, sondern 
sie orientiert sich am Gewinninteresse der Großin-
dustrie. 

(Beifall des Abg. Jungmann [SPD]) 

Ihre Hau-ruck-Wachstumsideologie ist nicht behut-
sam auf das Maß zurückzuführen, was Mensch und 
Umwelt ertragen können, sondern sie wird bewußt 
so gefahren, daß die Umwelt auf die Dauer darunter 
leiden muß. Wenn ich mir den Parlamentarischen 
Staatssekretär im Verkehrsministerium richtig an-
gehört habe, dann ist er für den erhöhten Einsatz 
von Salz beim Bestreuen vereister Straßen. 

Ihre Politik zementiert eine Raffke-Gesellschaft. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Was?) 

— Raffke! Raffen heißt nehmen, einkassieren — 
auf Kosten anderer. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer das will, ist mit Wachstumsraten leicht zufrie-
denzustellen und schert sich nicht um Arbeitslosig-
keit. 

Da wir Ihre Auffassung nicht teilen, können wir 
Ihrem Haushalt nicht zustimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Glos. 

Glos (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für diejenigen draußen 
und diejenigen unter uns, die die Frau Kollegin 
Simonis weniger gut kennen, darf ich sagen, daß sie 
im Ausschuß ganz anders ist: Sie ist eine charman-
te, liebenswerte Kollegin, die dort auch ganz ver-
nünftige wirtschaftspolitische Ansichten von sich 
gibt. 

(Gansel [SPD]: Bei dir ist das umgekehrt!) 

Heute hat sie anscheinend etwas im Streß gestan-
den; wir haben dafür sehr viel Verständnis. Es geht 
überall auf die Nominierungen zu; 

(Jungmann [SPD]: Das ist eine Unver

-

schämtheit!) 

sie muß in Schleswig-Holstein wieder nominiert 
werden. Ich nehme an, daß sie deswegen heute all 
dies — Sie auch, Herr Jungmann —, was in Schles-
wig-Holstein ideologisch eine Rolle spielt, hier aus-
gebreitet hat, vom Rüstungsexport bis zu sonst-
was. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Jungmann 
[SPD]: Das war unter deiner Würde!) 

— Aber verehrter, lieber Herr Jungmann, wir wis-
sen doch, daß Politik mit Ideologie zu tun hat, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das sagt gerade 
der Richtige!) 

und was hier gebracht worden ist, war Ideologie in 
Reinkultur. 

(Jungmann [SPD]: Jetzt hören wir Ihre 
Ideologie!) 

Ich möchte jetzt auf die Wirtschaft zu sprechen 
kommen. „Die gegenwärtige Haushaltsgebahrung 
des Staates und die Defizite, die sich für die näch-
sten Jahre abzeichnen, haben eine Vertrauenskrise 
entstehen lassen." Meine Damen und Herren, das 
war die Quintessenz des Sondergutachtens des 
Sachverständigenrates vom Juli 1981, angesichts 
der dramatischen Zuspitzung auf dem Arbeits-
markt, in den öffentlichen Haushalten, bei Preisen, 
Zinsen, Löhnen, Realeinkommen und Leistungsbi-
lanz. Der Sachverständigenrat hatte damals nicht 
übertrieben: Sämtliche Ziele des Stabilitätsgesetzes 
waren verfehlt. Der jährliche Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit in den Jahren 1981 und 1982 mit jeweils 40 % 
war nicht anders als dramatisch zu bezeichnen. 
Deswegen habe ich mich sehr gewundert, daß Herr 
Apel heute morgen so getan hat, als ob er mit die-
sen Sünden überhaupt nichts zu tun hätte. Er hat 
dies alles ignoriert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zwischen den beiden Aussagen, nämlich zwi-
schen dem Sachverständigenrat von damals und 
heute, liegen nicht nur vier Jahre, sondern es liegen 
auch Welten dazwischen. Ob Kapitalmarktzins, 
Preisrate, gesamtwirtschaftliche Investitionsquote, 
Zuwachs des Bruttosozialprodukts, Realeinkom-
men, Leistungsbilanz, alle Vergleiche mit den Zei-
ten sozialdemokratischer Regierungskunst fallen 
zugunsten der neuen Wirtschafts- und Finanzpolitik 
besser aus. 

(Vo r sitz : Präsident Dr. Jenninger) 

Hohe Investitionen, steigende Beschäftigung, 
Preisstabilität, Steuerentlastungen und ein ganzes 
Bündel von neuen sozialen Maßnahmen sind sicht-
bares Zeichen der Wende. Was die SPD als „neue 
Armut" bezeichnet, war das Ergebnis Ihrer Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die SPD will den Aufschwung nicht wahrhaben und 
mit demagogischer Miesmacherei leugnen, daß es 
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Glos 
bei uns wieder dauerhaft und stabil aufwärtsgeht. 
Darüber ärgern sich viele von der SPD. 

(Jungmann [SPD]: Das ist überhaupt nicht 
wahr! Sie haben der Heide Simonis nicht 

zugehört!) 

Ich kann dies verstehen, weil es schlecht in Ihr 
wahltaktisches Konzept paßt. Ich habe mich ge-
freut, daß der Herr Wieczorek hier als einziger aus-
drücklich gesagt hat, er freue sich darüber, daß es 
'aufwärts gehe. 

(Jungmann [SPD]: Das hat Heide auch ge-
sagt!) 

— Dann war es sehr schwer zu verstehen. Wir müs-
sen Sie veranlassen, Herr Jungmann — Sie haben 
j a viel Einfluß auf die Dame —, daß sie künftig so 
spricht, daß auch wir alles verstehen können. Sonst 
soll sie uns ihre Rede vorher schriftlich geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Kühbacher? 

Glos (CDU/CSU): Bei ihm gestatte ich eine; er ist 
immer amüsant dabei. Bitte sehr! 

Kühbacher (SPD): Herr Kollege Glos, wollen Sie 
bestreiten, daß es eine Parteistrategie Ihres Partei-
vorsitzenden Strauß in Sonthofen war, die hieß: Al-
les miesmachen, treiben lassen, immer tiefer in das 
Desaster hinein, und daß sich die SPD durch ihren 
Optimismus in die Zukunft von Herrn Strauß ganz 
wohltuend unterscheidet? 

Glos (CDU/CSU): Ich werde Ihnen, lieber Herr 
Kühbacher, Gelegenheit geben — vielleicht werde 
ich eine Eintrittskarte oder so etwas besorgen —, 
Herrn Strauß mal life zu erleben, seine Reden im 
Originalton zu hören. Dann müßten Sie vielleicht 
nicht auf solche Verdrehungen, wie sie möglicher-
weise im „Vorwärts" oder sonstwo abgedruckt sind, 
Bezug nehmen. Dann kämen Sie zu ganz anderen 
Schlußfolgerungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Jungmann 
[SPD]: Das war seine Sonthofener Rede!) 

Unsere Politik, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ist vor allen Dingen eine Politik für Arbeit-
nehmer und für die Familien. Sichere Arbeitsplätze, 
stabile Preise, steigende Realeinkommen, 

(Jungmann [SPD]: Wer es glaubt, wird se- 
lig!) 

das ist für uns echt arbeitnehmerfreundliche Poli-
tik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie haben auf Baisse statt auf Hausse spekuliert. 
Sie liegen jetzt daneben. Das ist für jeden Speku-
lanten ärgerlich. Ich kann Ihren Arger verstehen. 
Die Fakten sprechen jedenfalls für uns. Sie sollten 
diese Fakten einfach zur Kenntnis nehmen, denn 
sie sind durchweg positiv, und zwar zum Teil sogar 
in einem Maße, das wir selber nicht erwartet haben. 

Diese Fakten bestätigen die Richtigkeit unserer Po-
litik. Deswegen ärgert sich die Opposition im Hause 
auch so. 

Wir möchten Sie bitten, die Wirklichkeit bei uns 
im Land endlich zur Kenntnis zu nehmen. Solange 
sich eine Opposition weigert, die Wirklichkeit zur 
Kenntnis zu nehmen, so lange taugt diese Opposi-
tion nichts. Wir wollen nicht so weit gehen wie Her-
bert Wehner, der hier einmal in einem Anfall von 
Hochmut gesagt hat: „Wir brauchen die Opposition 
nicht." — Ich bin der Meinung, daß wir die Opposi-
tion brauchen. Nur, wir haben keine richtige Oppo-
sition, schon gar nicht auf wirtschaftlichem Gebiet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Beweis dafür ist das sogenannte „neue Wirt-
schaftsprogramm" der SPD, das wieder den An-
schein von Kompetenz in Wirtschaftsfragen zurück-
geben soll. Dieses Paket enthält nichts weiter als 
alte Ladenhüter in neuer Verpackung. Es ist also 
eine Mogelpackung, alter Wein in neuen Schläu-
chen. Das ist mit Glykol verfälschter wirtschaftspo-
litischer Wein mit haushaltspolitischem Spreng-
stoffzusatz. 

(Jungmann [SPD]: Glykol hat der Pieroth 
aber in den Wein getan!) 

Was Herr Roth hier auf den Tisch gelegt hat, 
beurteilen selbst alte Juso-Freunde wie folgt: 

Wie die SPD mit diesem Konzept die Zukunft 
gestalten oder auch nur vier Regierungsjahre 
politisch durchstehen soll, bleibt ein Rätsel der 
Kommission. 

Die „Welt" schreibt: 

Es ist weder Fisch noch Fleisch, sondern wäre 
bei einer Umsetzung wirklich das, was man als 
verheerend bezeichnen kann. 

Die „Kölner Rundschau" schreibt über dieses Pro-
gramm: 

Hätte sich dieses Programm jemals in der Pra-
xis zu bewähren, würde es sich wieder rasch als 
ein großer Bluff erweisen. 

Ich habe dem sehr wenig hinzuzufügen. Wenn man 
sich dieses Programm näher anschaut, dann wird 
einem klar, daß hier wieder alte Ladenhüter auftau-
chen. 

Staatlicher Bürokratismus soll alles besser ma-
chen als freie unternehmerische Entscheidungen. 
Marktwirtschaft ist nur noch ein Lippenbekenntnis. 
Letztlich soll alles global, regional oder sektoral ge-
steuert werden. Anstelle von Wirtschafts- und Sozi-
alräten gibt es jetzt sogenannte Kommissionen. 
Und neue Technik unterliegt selbstverständlich „de-
mokratischer Kontrolle", was immer darunter zu 
verstehen ist. 

(Jungmann [SPD]: Mitbestimmung in den 
Betrieben!) 

Bis man sich in diesem Gremium der „demokrati-
schen Kontrolle", wie Sie es nennen, überhaupt auf 
ein Minimum an technischem Fortschritt verständi-
gen könnte, hätten unsere Konkurrenten auf dem 
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Weltmarkt schon längst das Geschäft gemacht, und 
wir hätten das Nachsehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Jungmann 
[SPD]: Es geht Ihnen nicht um die Men-

schen, sondern um das Geschäft!) 

Beschäftigungsprogramme heißen jetzt scham-
haft „beschäftigungsorientierte Strukturprogram-
me" — als ob neue Etikette und Verpackungen ei-
nen ungenießbaren Inhalt verbessern könnten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mogelpackung!) 

Hinter wohlklingenden Wortschöpfungen wie „So-
ziales Bündnis — Arbeit für alle" verbergen sich 
ganz massive Steuererhöhungen für sogenannte 
Besserverdienende, 

(Jungmann [SPD]: Was heißt hier „soge-
nannte"?!) 

für den Handwerker, für den Freiberufler, für den 
tüchtigen Facharbeiter und für dessen berufstätige 
Ehefrau. Sie alle sollen zur Kasse gebeten werden, 
obwohl heute schon die Grenzabgabenbelastungen 
von jeder verdienten Mark weit über 50 Pfennige 
betragen. 

Letztlich bleibt im Programm des Herrn Roth 
alles verschwommen; alles ist voller Widersprüche. 
Keiner weiß wirklich, welchen wirtschaftspoliti-
schen Kurs die SPD einschlagen würde. 

(Jungmann [SPD]: Reden Sie doch mal 
über den Haushalt Bangemanns!) 

Eines ist ganz sicher: Sie würden wieder alles dar-
ansetzen, um dem Steuerzahler noch mehr Geld aus 
der Tasche zu ziehen 

(Zuruf von der SPD: Das ist unfair!) 

und vor allen Dingen um unsere Konsolidierungs-
politik wieder zunichte zu machen, indem Sie die 
Staatsverschuldung erneut dramatisch in die Höhe 
schrauben würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Jungmann [SPD]: Der größte Schuldenma-

cher ist der Stoltenberg!) 

Bei Ihnen ist eines erkennbar: Je stärker der 
Trend zum grünen Bündnis auch in Bonn ist, desto 
verworrener, widersprüchlicher und irrationaler 
werden Sie auch in Ihrer Energiepolitik. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Das liegt 
aber nicht an uns! — Jungmann [SPD]: 

Ideologe!) 

Die Abwendung der deutschen Sozialdemokratie 
von der Kernenergie wird immer deutlicher. Wie-
deraufbereitung und Brütertechnologie werden ab-
gelehnt. Der Ausstieg aus der gesamten Kernener-
gie ist erklärtes mittelfristiges Ziel der SPD. 

(Ströbele [GRÜNE]: Schön wäre es!) 

Ich erinnere an die beinahe haßerfüllten Diskussio-
nen zur Frage, ob Wackersdorf in die regionale 
Strukturpolitik einbezogen werden soll oder nicht. 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Das war 
ein schöner Coup!) 

— Es war ein guter Coup. Das war gut gemacht; 
allen Respekt für die, die es eingefädelt haben. Ich 
bedanke mich dafür, daß Sie die bayerische Büro-
kratie loben, Herr Kollege Müller. Ich werde es aus-
drücklich weitergeben. 

Die Entwicklung im rot-grünen Hessen wirft be-
reits Schatten auf das Kohleland Nordrhein-Westfa-
len. Darüber hätte Herr Posser heute ein paar 
Worte verlieren können. 

(Zuruf von der SPD: Welche denn?) 

— Ich erläutere es Ihnen gerne. 

Die hessischen Pläne zum Ausstieg aus der Kern-
energie und zur Schaffung einer sogenannten de-
zentralen Energieversorgung durch eine Vielzahl 
kleiner öl- und gasbetriebener Kleinkraftwerke, wie 
sie genannt werden, gingen ohne Zweifel zu Lasten 
der deutschen Steinkohle. 

(Zuruf des Abg. Dr. Müller [Bremen] [GRÜ

-

NE]) 

Der grünen Ideologie von Sektierern werden also 
leichtsinnigerweise — ich möchte sagen: skrupellos 
— Arbeitsplätze geopfert. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Tatge [GRÜ

-

NE]: So ein Schwätzer!) 

Es sind nur wenige in der SPD, die sich dagegen-
stellen und sich dagegen verwahren. Diese Minder-
heit nimmt meiner Ansicht nach immer stärker ab. 
Der Sog des hessischen Bündnisses setzt sich 
durch. 

Wir haben das Nötige für die deutsche Steinkohle 
getan. Wir haben durch eine entsprechende Mittel-
bereitstellung dafür gesorgt, daß der Hüttenvertrag 
neu abgeschlossen werden kann. Wir werden auch 
künftig dafür sorgen, daß die deutsche Steinkohle 
ihren Beitrag zur Energieversorgung leistet. 

Was soll die Arbeitnehmerschaft, was soll vor al-
len Dingen der gutverdienende Facharbeiter, der 
junge Ingenieur, der aufstrebende Techniker von 
diesem diffusen, technikfeindlichen und arbeits-
platzgefährdenden Wirtschaftsprogramm der SPD 
halten? Herr Glotz, der ja als einer Ihrer Vordenker 
gilt, hat nicht so unrecht, wenn er sagt: Die SPD 
wird sich in Zukunft stärker um ihre traditionellen 
Kernwähler — Facharbeiter, die technische Intelli-
genz usw. — kümmern müssen. 

Jedenfalls ist das mit diesem aufgewärmten pro-
grammatischen Gehversuch nicht möglich. Sie wer-
den dieses Ziel verfehlen. 

Wir scheuen nicht die Auseinandersetzung um 
die Arbeitnehmerstimmen. Je grüner Ihre Politik 
und je gefährdeter die Arbeitsplätze sind, desto 
mehr disqualifizieren Sie sich als das, was Sie an-
geblich sein wollen, nämlich eine echte Arbeitneh-
merpartei. Je mehr Sie sich den GRÜNEN auch in 
der Bundesrepublik anbiedern, desto mehr verraten 
Sie die ureigensten Interessen der Arbeitnehmer in 
unserem Land. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Suhr? 

Glos (CDU/CSU): Nein, nicht mehr. 

Die Haltung der SPD und ihrer grünen Wunsch-
partner zum Tempolimit ist ein Schulbeispiel dafür 
und zeigt, daß Ihnen technischer Fortschritt und 
damit Arbeitsplätze vollkommen gleichgültig sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im Gegenteil: Ohne die Ergebnisse des Großver-
suchs abzuwarten, hat man das Tempolimit gefor-
dert. Man nimmt die Ergebnisse des Großversuchs 
nicht zur Kenntnis. Dabei ist es einem ganz egal, 
wenn Arbeitsplätze in der Automobilindustrie ka-
puttgehen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Es steht fest, daß die Automobilindustrie wie 
kein anderer Wirtschaftszweig zum Aufschwung 
beigetragen hat. In den beiden vergangenen Jahren 
hat die Zahl der Beschäftigten dieses Industrie-
zweigs um über 40 000 zugenommen. Deutsche 
Autos werden international gekauft, weil sie tech-
nisch hervorragend und sicher sind und weil man 
mit ihnen auch sicher schnell fahren kann, auch 
wenn man es nicht überall darf. 

Gottlob ist auch dank der schnellen Entscheidung 
der Bundesregierung Ihr dritter Versuch, eine so-
zialistische Einheitsgeschwindigkeit zu verordnen, 
gescheitert. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD und den GRÜNEN) 

Wir erinnern uns doch an die beiden vorangegan-
genen Versuche. Bei dem ersten Versuch mußte die 
angebliche Unfallgefahr bei hoher Geschwindigkeit 
herhalten. Dann kam die Energiesituation, um den 
alten sozialistischen Traum von der Gleichheit — 
immer auf niedrigem Niveau — zu verwirklichen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie re-
den doch gar nicht zum Thema! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 

Unser Weg ist es, auch die umweltpolitische Her-
ausforderung mit den gleichen Mitteln zu bekämp-
fen, mit denen wir andere Probleme bewältigt ha-
ben, mit Mut zur verbesserten Technik. Das abgas-
arme Auto wird sich dank seiner Überlegenheit, 
dank steuerlicher Anreize und hoffentlich auch 
bald dank der besseren umweltpolitischen Einsich-
ten der Verbraucher durchsetzen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Zum 
Thema, Herr Kollege!) 

Herr Leinen und Herr Fischer machen kraft-
meierische Sprüche. Unter Beugung und Bruch gel-
tenden Rechts wollen sie mit ihren rot-grünen Lan-
desregierungen nicht davor zurückschrecken, ein 
Tempolimit kraft hochstaplerischer Kompetenzan-
maßung durchzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer sehen will, weiß jedoch: Hierdurch würde 
weder der Wald grüner, noch würden die Zukunfts-
aussichten der deutschen Automobilindustrie und  

damit die Beschäftigungsmöglichkeit auf längere 
Sicht besser. Im Gegenteil, sie würden ungleich dü-
sterer. 

(Zurufe von der SPD) 

Völlig vergeblich sind Ihre Bemühungen um den 
Mittelstand. Diese Gruppen haben Sie in einem 
Maße verprellt, daß Sie hier auf absehbare Zeit 
keine Zustimmung zu Ihrer Politik erwarten dür-
fen. Auch mit Ihrem „neuen Wirtschaftsprogramm" 
wird Ihnen dies nicht besser gelingen, auch nicht, 
wenn Sie neuerdings das Instrument der mittel-
standsbezogenen Investitionsrücklage fordern, das 
Sie von uns abgeschrieben haben. Ihre Absicht ist 
durchsichtig. Sie waren hier nur Trittbrettfahrer, 
um sich beim gewerblichen Mittelstand anzubie-
dern, und wollen das Ganze zudem als Einstieg zu 
einer umfassenden Investitionslenkung. Während 
Sie noch das Lockmittel Investitionsrücklage aus-
streuen, halten Sie sich schon bereit; Sie haben den 
Knüppel in Ihrer rechten Hand, um mit massiven 
Steuerbelastungen speziell für den Mittelstand, mit 
Ergänzungsabgabe, Einschränkung des Ehegatten-
splittings, Abschaffung von Kinderfreibeträgen, 
Einbeziehung der freien Berufe in die Gewerbe-
steuer und Rückgängigmachung der Gewerbesteu-
erentlastungen 

(Zurufe von der SPD) 

sowie mittelstandsfeindlichen Eingriffen im Ein-
kommensteuertarif dies dann wieder abzunehmen. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Die Summe dieser Vorschläge würde den Mittel-
stand in unserem Land geradezu strangulieren. Das 
Medikament, verabreicht aus ihrer wirtschaftspoli-
tischen Alchimistenküche, 

(Zurufe von der SPD) 

würde so viele schädliche Nebenwirkungen haben, 
daß der Patient dann zuletzt zu Tode kuriert ist. 

(Kühbacher [SPD]: Das kommt ja aus dem 
„Deutschland"-Magazin!) 

Ich rechne fest damit, daß wir unsere Absicht, diese 
steuersparende Investitionsrücklage — mittel-
standsbezogen —, in der nächsten Legislaturpe-
riode ohne schädliche Nebenwirkungen durchset-
zen können. Ich hoffe, daß dies auch mit unserem 
Koalitionspartner FDP gelingt; sie haben bisher 
noch nicht j a dazu gesagt; aber vielleicht überlegt 
es sich Herr Minister Bangemann, anschließend ein 
freundliches Wort dazu zu sagen. Jedenfalls haben 
die kleinen und mittleren Unternehmen, die kleinen 
Handwerker, die kleinen Einzelhändler dazu beige-
tragen, daß die Einbrüche bei der Beschäftigung, 
die wir in den letzten Jahren leider zu beklagen 
haben, nicht noch viel schlimmer ausgefallen sind. 
Sie haben die Krisen durchgehalten, sie haben auch 
ihre Mitarbeiter in schwieriger Zeit durchgehalten. 
Wir müssen dann, wenn sich wieder neue steuer-
politische Verteilungsspielräume ergeben, diese 
Gruppe an entscheidender Stelle mit berücksichti-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Ich darf in diesem Zusammenhang auch einmal 

die deutschen Banken und Sparkassen an den Mit-
telstand erinnern. 

(Zurufe von der SPD) 

Man scheint sehr risikofreudig zu sein, wenn es um 
die Finanzierung dubioser Großkunden geht; aber 
man ist sehr kleinlich, wenn es darum geht, einem 
kleinen Handwerker einen Kredit für nötige Inve-
stitionsmaßnahmen einzuräumen. Der muß dann 
den allerletzten Knopf aus seinem Privatvermögen 
verpfänden, um überhaupt etwas zu bekommen, 
während es großen Baugesellschaften — dubiosen 
Steuerhinterziehungsfirmen, hätte ich fast gesagt 
— direkt so irgendwo hereingeschoben wird. Ich 
will jetzt nicht sagen, wo. 

(Zuruf des Abg. Kühbacher [SPD] und wei-
tere Zurufe von der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
wählen als zentralen Punkt zur politischen Ausein-
andersetzung die Arbeitslosigkeit. Auch hier 
scheuen wir die Auseinandersetzung nicht. Die Zah-
len sind heute schon genannt worden: 300 000 neue 
Arbeitsplätze im nächsten Jahr. Ich bin der Mei-
nung, es könnten sogar noch mehr werden. Ich darf 
Sie daran erinnern, was Helmut Schmidt, Ihr dama-
liger Bundeskanzler, vor der Bundestagsfraktion 
gesagt hat. 

(Zurufe von der SPD) 

Danach ist unter der Regierungsverantwortung der 
SPD in zwölf Jahren die Zahl der Arbeitsplätze um 
1,3 Millionen zurückgegangen und gleichzeitig die 
Zahl der Arbeitslosen von praktisch null auf 1,8 Mil-
lionen angestiegen. 

(Zuruf von der SPD: Wann war denn 
„null"?) 

Helmut Schmidt hat Ihnen damals diese Zahlen 
vorgetragen, um Ihnen klarzumachen, daß es nicht 
so weitergehen darf. Sie haben in der Mehrzahl 
seine Ansicht nicht geteilt. Das hat Sie die Regie-
rungsverantwortung gekostet. Ich darf allerdings 
zur Ehrenrettung meiner Vorrednerin sagen: sie 
hat die Ansichten von Helmut Schmidt meistens 
nie geteilt, ganz egal, in welcher Frage. 

(Heiterkeit und Zurufe) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Be-
schäftigungs- und Qualifizierungsoffensive des 
nächsten Jahres bedarf vor allen Dingen auch der 
Unterstützung der Tarifpartner. Deswegen appellie-
ren wir an die Tarifpartner, ihrer Verantwortung 
für den Aufschwung der jetzt läuft und der im näch-
sten Jahr mit einem vermehrten Tempo laufen 
wird, gerecht zu werden und keinen unnötigen 
Streik, wie wir ihn z. B. jetzt bei der Lufthansa 
erlebt haben, vom Zaun zu brechen. Ich kann mir 
vorstellen, daß so ein Streik auch den Arbeitneh-
mern nicht gefällt und daß die DGB-Gewerkschaf-
ten damit keine neuen Mitglieder gewinnen, son-
dern daß ihnen die Mitglieder davonlaufen. 

Wir schauen nicht mit Häme drauf, sondern wir 
weisen Sie ausdrücklich auf dieses Risiko hin. 

(Tischer [GRÜNE]: Sagen Sie etwas zu 
§ 116!) 

Ich vertrete einen Wahlkreis, der hauptsächlich von 
Arbeitnehmern geprägt ist, die ihr Geld in der Me-
tallindustrie verdienen. Wenn die Arbeitnehmer all 
den Ratschlägen folgen würden, die sie aus Ihren 
Hetzpamphleten bekommen, die z. B. die IG Metall 
herausgibt, dann hätten wir nie so stark zum Erfolg 
kommen dürfen. Im Gegenteil: Ich sehe sogar, daß 
sich die Zahl der Mitglieder der IG Metall dort redu-
ziert, weil Sie überzogen haben mit diesen Argu-
mentationen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Tischer [GRÜ

-

NE]: Und was ist mit dem CGB?) 

Machen Sie Ihren Einfluß geltend! Sie haben den 
Einfluß. 

(Tischer [GRÜNE]: Was ist mit dem Christ

-

lichen Gewerkschaftsbund?) 

— Sie sind im Zweifelsfall Gewerkschaftsfunktio-
när. Ich kenne Sie nicht. Aber machen Sie Ihren 
Einfluß geltend, daß das in Zukunft besser wird, daß 
Ihre Organisation wieder vernünftiger wird, daß sie 
wieder objektiver wird. Dann leisten Sie einen ganz 
entscheidenden Beitrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Tischer [GRÜ

-

NE]: Jetzt sagen Sie etwas zu den christli

- chen Gewerkschaften!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, über 
Nordrhein-Westfalen ist heute schon viel debattiert 
worden. Herr Posser war hier. Sein Brief ist aus-
führlich behandelt worden. Ich kann nur sagen — 
Sie  sind aus Nordrhein-Westfalen —: Helfen Sie 
mit, daß man, wenn man in Zukunft die schöne 
Stadt Düsseldorf irgendwo in der Welt auf der 
Landkarte sucht, Düsseldorf immer noch am Rhein 
vermutet, nicht am Rio de la Plata, am Amazonas 
oder an der Weichsel. 

(Jungmann [SPD]: Unverschämt!) 

Denn mit diesen Ländern hat Herr Posser 

(Jungmann [SPD]: Unverschämte Diffa

-

mierung!) 

die Finanzpolitik des Herrn Rau und der dortigen 
SPD-Fraktion verglichen. Er hat gesagt: Wenn wir 
so weitermachen, geht der Weg ganz genau dort 
hin. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
wirtschaftliche Aufschwung ist grundsolide. Er ge-
winnt an Breite und Dynamik. Davon sind wir über-
zeugt. Im nächsten Jahr wird auch die Nachfrage 
im Inland wieder steigen, 

(Tischer [GRÜNE]: Und die Arbeitslosig

-

keit!) 

so daß wir hier eine zusätzliche Stütze der Kon-
junktur bekommen. Dies alles ist das Ergebnis ei-
ner Politik, die auf Konjunkturprogramme alten 
Stils verzichtet und sich voll auf eine Verbesserung 
der Rahmenbedingungen konzentriert hat. Hätten 
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wir statt dessen Beschäftigungsprogramme alten 
Stils gemacht, die das Strohfeuer nur künstlich ent-
facht hätten, dann wäre dieses Strohfeuer schon 
jetzt abgebrannt, und der Aufschwung wäre schon 
wieder tot. 

(Hansen [Hamburg] [SPD]: Das versteht 
kein Arbeitnehmer!) 

Wird werden trotz aller schlechten Ratschläge, die 
Sie uns geben, diesen Weg fortsetzen. Wir werden 
auf diesem Weg der vertrauenschaffenden Politik, 
die zugleich eine soziale Politik ist, zum Erfolg kom-
men. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ehrenberg? 

Glos (CDU/CSU): Ich habe vorhin auch Kollegen 
von den GRÜNEN nicht fragen lassen. Ich bedaure, 
daß ich Sie gleichbehandeln muß, nachdem Sie ir-
gendwo Partner sind. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin der festen Überzeugung, wir können dem 
Jahre 1986 mit großer Zuversicht entgegensehen. 
Dieses Jahr 1986 wird dank der Politik des neuen 
Wirtschaftsministers, dem ich bescheinigen kann, 
daß er sich inzwischen auch im Haushaltsausschuß 
einen hervorragenden Namen gemacht hat, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP) 

ein hervorragendes Jahr mit steigenden Soziallei-
stungen, mit Hunderttausenden von neuen Arbeits-
plätzen und mit deutlichen Erfolgen bei der Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit werden. 

(Jungmann [SPD]: Die Arbeitslosen holen 
wir alle hierher! Die werden wir Ihnen im 

nächsten Jahr zeigen!) 

Die Politik und der Haushalt des Wirtschaftsmini-
sters haben wie schon in den vergangenen Jahren 
zu diesem Erfolg beigetragen. 

Deswegen darf ich Sie am Schluß herzlich bitten, 
diesem Haushalt Ihre Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich das Wort weitergebe, darf ich eine 
Begrüßung vornehmen. Auf der Ehrentribüne hat 
der Sekretär des Zentralkomitees der Ungarischen 
Sozialistischen Arbeitspartei, Herr Dr. Matayás 
Szurös, Platz genommen. Ich darf Sie im Namen 
des Deutschen Bundestages sehr herzlich begrü-
ßen. Ich wünsche Ihnen nützliche und erfolgreiche 
Gespräche während Ihres Aufenthaltes in der Bun-
desrepublik Deutschland. 

(Beifall) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Auhagen. 

Auhagen (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Zunächst, Herr Kollege Glos: Wir 
sind nicht gegen technischen Fortschritt, wir wollen 
aber vorher wissen, wozu technischer Fortschritt,  

und wollen keinen Technoromantizismus zu unkal-
kulierten Preisen. 

Der hier zu behandelnde Haushalt für 1986 gilt 
als ein großer Einsparerfolg. Da wir GRÜNEN fürs 
Sparen sind, haben wir nichts dagegen, solange es 
sich nicht um vordergründiges Geldsparen auf Ko-
sten der Natur und der menschlichen Grundbedürf-
nisse handelt. Unter diesem Gesichtspunkt will ich 
mich jetzt mit einzelnen Punkten des Haushalts 09 
beschäftigen, insbesondere mit der Energiepolitik. 

Als im Herbst und Winter 1973/74 der Ölpreis-
schock, sichtbar an autofreien Sonntagen, den Bür-
gern ins Mark — und das heißt: ans Portemonnai — 
ging, schien eines zumindest unumstritten: Ener-
giesparen. Als Gebot nicht nur der Stunde wurden 
schwarz-rot-goldene Aufkleber „Ich bin Energiespa-
rer" gedruckt und zumindest halbherzige Energie-
sparprogramme in die Wege geleitet. 

Nun wird sicherlich die Mehrzahl der Zuhörer 
dieser Debatte annehmen, daß dieser Energiespar-
konsens auch noch weiterhin besteht. Die konkre-
ten Zahlen im Haushalt 09 sprechen aber eine an-
dere Sprache: 

In der Titelgruppe 03 werden die Maßnahmen zur 
Energieeinsparung von sowieso schon mageren 20 
Millionen auf 17 Millionen DM gekürzt. Die Förde-
rung der Markteinführung energiesparender Tech-
nologien wird ganz gestrichen. 

Meine Damen und Herren von der Koalition, Sie 
werden nun sicherlich darauf verweisen, daß es ja 
andere, nämlich steuerliche Maßnahmen zur Förde-
rung der Energieeinsparung gibt. Einmal davon ab-
gesehen, daß sie nur Steuerzahler, nicht aber Rent-
ner oder Arbeitslose, die Häuser besitzen, betreffen, 
bedeuten diese Abschreibungsmöglichkeiten zur 
Zeit eine Reduktion, sie laufen weitgehend aus, und 
zum Teil fallen sie völlig fort. 

Gefördert aber werden in diesem Haushalt an-
dere energiepolitische Maßnahmen: 21 Millio-
nen DM werden als Zuschüsse zum Bau großtechni-
scher Kohleveredelungsanlagen gewährt. Die soge-
nannte Kohleveredelung ist aber eine Energiever-
schwendungstechnologie, weil ein extrem großer 
Teil der Primärenergie bei der Umwandlung in flüs-
sige oder gasförmige Energieträger verlorengeht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Deshalb lehnen wir GRÜNEN im Gegensatz zu al-
len anderen Fraktionen solche Technologien ab. 

120 Millionen DM werden jährlich an die DEMI-
NEX zur Erschließung neuer Erdölfelder in der 
Nordsee gezahlt. Das ist zum einen im Vergleich zu 
den lächerlich geringen Ausgaben zur Energieein-
sparung eine ungeheure Summe; zum anderen aber 
stellt die Ölförderung in der Nordsee eine tödliche 
Gefahr für die sowieso schon kranke Nordsee dar. 

Aber diese Ansätze im Wirtschaftshaushalt für 
teure und riskante Energietechnologien sind noch 
minimal im Vergleich zu den Ausgaben für die Wie-
deraufbereitungsanlage, den Hochtemperaturreak-
tor und die Kernfusionsforschung. 10 Milliar-
den DM werden allein für den Gipfel an großtech-
nologischem Abenteurertum und Zauberlehrlings- 
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leichtsinn, nämlich für die Wiederaufbereitungsan-
lage, ausgegeben, die selbst für die Atomenergie-
nutzung ohne ökonomischen Sinn ist. Anscheinend 
verfährt die Bundesregierung nach dem Motto: Lie-
ber mit superteurer Großtechnologie den Spatz auf 
dem Dach fangen als die Energie-Taube in der 
Hand greifen. 

Die fette Taube in der Hand aber ist das Energie-
sparpotential z. B. bei der Raumwärme, das mit 
40 % angesetzt wird. Der EG-Energiebericht spricht 
sogar davon, daß ein Achtel der gesamten Primär-
energie eingespart werden könnte. 

Ja, meine Damen und Herren, wenn es sich um 
ein Ölfeld unter dem Eis der Antarktis handeln 
würde oder gar um das Einfangen eines Urankome-
ten aus dem Weltall, das mit deutscher Spitzentech-
nologie unter der Leitung von Reinhard Furrer eine 
Science-Fiction-Show abgeben könnte, dann ließe 
sich hier sicherlich über zig Milliarden reden. Da es 
sich aber um banalpraktische Maßnahmen zur 
Energieeinsparung ohne Abenteurertum handelt, 
fehlt das Interesse und damit das Geld für die von 
uns geforderten drastischen Aufstockungen für 
Energiesparmaßnahmen. 

Oder handelt es sich bei der Politik der Bundesre-
gierung vielleicht um die Lösung einer anderen 
Energiekrise, nämlich der Absatzkrise der Stromer-
zeuger? Soll vielleicht den unter Überkapazitäten 
leidenden Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
und den Gasverteilungsfirmen durch ein Abdros-
seln der Energiesparmaßnahmen unter die Arme 
gegriffen werden? 

(Abg. Kühbacher [SPD] meldet sich zu ei-
ner Zwischenfrage) 

— Entschuldigung, ich habe nicht genug Zeit, um 
durchzukommen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Wird 
doch gar nicht angerechnet! Und Ihre Zeit 

läuft sowieso ab!) 

Auf jeden Fall, die Zahlen sagen es deutlich: Die 
Bundesregierung hat ein deutlich nachlassendes In-
teresse an Energiesparmaßnahmen. Das ist hier zu 
betonen: Wann eine neue Energiekrise kommen 
wird, ist nicht sicher. Daß sie aber bei dieser Politik 
kommen wird, ist sicher. Da werden Sie, meine Da-
men und Herren von der Regierung, von diesem 
Pult sich zu rechtfertigen haben, warum Sie vor 
dem Hintergrund der Erfahrungen der 70er Jahre 
und angesichts brachliegender Umbaukapazitäten 
heute die Energiesparpolitik sanft einschlafen las-
sen. 

Deshalb fordern die GRÜNEN, die Unterstützung 
für Aufklärung über die Möglichkeiten einer ratio-
nellen und sparsamen Energieverwendung um 
12 Millionen DM aufzustocken, die Umschichtung 
der 21 Millionen DM für die Kohleverflüssigung zu-
gunsten des Nahwärmeausbaus, die Förderung der 
beschleunigten Markteinführung energiesparender 
Technologien mit 100 Millionen DM, die Förderung  

von Wärmedämm-Maßnahmen an Altbauten in 
Höhe von 500 Millionen DM. 

(Dr. Friedmann [CDU/CSU]: Und den Ren

-

tenzuschuß um 30 Milliarden erhöhen!) 

Kommen wir zu einem anderen Bereich wirt-
schafts-politischer Sparsamkeit, dem Verbraucher-
schutz. Meine Damen und Herren, wir alle wohl 
werden uns mit Schadenfreude an das Scheitern 
jener großen Kaffeewerbekampagne erinnern, die 
dem Verbraucher weiszumachen versuchte, ein 
Pfund sei gleich 400 Gramm Kaffee. Daß diese ge-
scheiterte Unverschämtheit aber nur die Ausnahme 
von einer erfolgreichen Regel darstellt, nämlich ei-
nes weitgehenden Ohnmachtsverhältnisses des 
Konsumenten gegenüber den Herstellern, haben 
die Lebensmittelskandale der letzten sechs Monate 
bewiesen. 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Umgekehrt 
wird ein Schuh daraus! — Vogel [München] 
[GRÜNE]: In Bayern ist ein Maß auch kein 

Liter mehr!) 

Hier ist gerade auch nach marktwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten der Staat gefragt, der solche 
Marktungleichgewichte zumindest zu mildern hat. 
Während die Herstellerfirmen eine propagandisti-
sche Großoffensive nach der anderen starten und 
dabei ca. 30 bis 40 Milliarden DM Werbeumsatz ha-
ben, müssen die Anwaltschaften der Verbraucher 
mühsam um einzelne Stellen kämpfen. Die Zeit-
schrift der Stiftung Warentest ist aus Geldmangel 
auf die Annoncen von Firmen angewiesen, deren 
Produkte sie kritisch und unparteiisch zu prüfen 
hat. 

(Dr. Unland [CDU/CSU]: Stimmt ja gar 
nicht!) 

Der Haushaltsansatz für Verbraucherunterrich-
tung und Verbrauchervertretung beträgt mit 25 Mil-
lionen DM also ein Tausendstel allein der Werbe-
etats von Lebensmittel- und Alkoholindustrie. 
Nichts macht das mangelnde Interesse der Bundes-
regierung deutlicher, die in anderen Fällen immer 
so hochgelobte Waffengleichheit zwischen Markt-
teilnehmern herzustellen. Daher haben die GRÜ-
NEN eine Aufstockung des Gesamttitels um 6,8 Mil-
lionen DM gefordert, insbesondere zur Förderung 
von unabhängigen und ökologischen Verbraucher-
initiativen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Lassen Sie mich zum Schluß noch zu einem drit-
ten Bereich kommen. Am nächsten Dienstag jährt 
sich die schlimmste Industriekatastrophe der 
Menschheit, nämlich die von Bhopal, bei der über 
3 000 Menschen getötet und zigtausende schwer-
stens geschädigt worden sind. Die Wiederholbarkeit 
solcher Katastrophen auch hier in der Bundesrepu-
blik ist nicht auszuschließen. Außerdem sind die 
Folgeprobleme der Chlorchemie immer schwerer zu 
bewältigen. Daher haben wir für den Haushalt 1986 
unter dem Titel „Konversion der Chemieindustrie" 
50 Millionen DM mit Verpflichtungsermächtigun-
gen von 200 Millionen DM für die Jahre 1987 bis 
1990 beantragt. Mit diesen Mitteln soll die Abkehr 
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von der chlorierten Kohlenwasserstoff-Chemie 
durch Modellanlagen und Demonstrationsvorhaben 
finanziert werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, dieser Haushalt spart, 
indem er Energie verschwendet. Er lenkt knappe 
Finanzmittel in die falsche großtechnische Rich-
tung. Er subventioniert die inzwischen nach innen 
wie nach außen gefährlich gewordene Exportpoli-
tik. Wir müssen daher diesen Haushalt ablehnen. 

Lassen Sie mich zum Schluß Frau Simonis — sie 
ist nicht da — noch mit ihren kritischen Bemerkun-
gen gegenüber der Exportlastigkeit unterstützen. 
Diese können wir teilen. Aber wenn ich die Politik 
auch Ihrer Fraktion im Wirtschaftsausschuß und 
die Unterstützung der Exportsubventionierung an-
sehe, sei es der Außenhandelskammern, sei es der 
Messeunterstützung, dann muß ich sagen, auch Sie 
sind nicht bereit, hier andere Akzente zu setzen. 

(Dr. Unland [CDU/CSU]: Sie haben sich 
enthalten, nicht dagegen gestimmt!) 

Präsident Dr. Jenninger: Ihre Redezeit ist zu 
Ende. 

Auhagen (GRÜNE): Meine Damen und Herren, 
meine Redezeit ist zu Ende. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich will mich 
mit der Bezeichnung vorstellen, die mir der Herr 
Kollege Vogel gestern hat zuteil werden lassen. Es 
spricht zu Ihnen ein Protagonist des Klassenkamp-
fes von oben. Sagen Sie dem Herrn Vogel: Immer 
noch lieber Klassenkämpfer von unten 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN — 
Stahl  [Kempen] [SPD]: Das war eine 
Freudsche Fehlleistung! — Wolfram [Reck-
linghausen] [SPD]: Eigentor geschossen!) 

— von oben — als Klassenlehrer von unten, meine 
Damen und Herren. 

Es ist in der Tat das gute Recht der Opposition, 
die Politik der Bundesregierung und den Haushalt 
zu kritisieren. Aber wir wüßten gerne: Was will die 
SPD eigentlich selber? Wollen Sie nun die Steuern 
senken wie Herr Apel? Wollen Sie die Ergänzungs-
abgabe wie Herr Roth? Wollen Sie überhaupt keine 
Steuersenkung wie Herr Posser? Oder wollen Sie 
für alle einen 10%igen Steuerzuschlag wie der Frak-
tionsvorsitzende im nordrhein-westfälischen Land-
tag, Professor Farthmann? Was will denn die SPD 
bei den Sozialleistungen? 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sagen 
Sie doch mal, was Sie wollen, Herr Lambs-

dorff!) 

Herr Rau kündigt im Interview die totale Rückgän-
gigmachung aller Kürzungen an. Herr Vogel erklärt 

postwendend, nur die übertriebenen Kürzungen 
sollten gestrichen werden. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Halbie

-

rung des Spitzensteuersatzes!) 

Herr Farthmann kritisiert Herrn Rau öffentlich für 
die Zurücknahme seiner Ankündigungen. Und Herr 
Rau erklärt anschließend im nordrhein-westfäli-
schen Landtag, an sich fühle er sich wie die SPD 
natürlich zur Rückgängigmachung aller Kürzungen 
verpflichtet. — Meine Damen und Herren von den 
Sozialdemokraten, das ist nicht Vielfalt in Ein-
tracht, das ist Einfalt in Zwietracht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Was will die SPD nun wirklich? Wie steht es übri-
gens um ein Gesamtkonzept der SPD in der Wirt-
schaftspolitik? Seit 1983 haben Sie nichts zustande 
gebracht. Jetzt wird eine endgültige Entscheidung 
auf den August 1986, sechs Monate vor der Bundes-
tagswahl, verschoben. Es ist zwar verständlich, daß 
das SPD-Präsidium die Loseblattausgabe alter La-
denhüter, die der Kollege Roth zu einem angebli-
chen Wirtschaftsprogramm zusammengebastelt 
hat, kaum als Leitfaden für eine wirtschaftspoliti-
sche Aussage betrachten konnte. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie wa

-

ren schon mal besser!) 

Es ist ein Armutszeugnis, daß die größte Opposi-
tionspartei es drei Jahre nach den Wahlen nicht fer-
tiggebracht hat, genau die Fragen zu beantworten, 
für die ihr im März 1983 vom Wähler die Kompe-
tenz abgesprochen worden ist. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sagen 
Sie doch mal was zu der Arbeitslosigkeit, 

Graf Lambsdorff!) 

Nun, meine Damen und Herren, ein Wort zu der 
Frau Kollegin Simonis, die leider nicht mehr hier 
anwesend ist. Ich habe immer mit großem Vergnü-
gen dem zugehört, was Frau Simonis hier in den 
letzten Jahren vorgetragen hat. Daß natürlich der 
Hinweis ausgerechnet auf eine Fregatte, mit der sie 
wirklich nichts zu tun hat, dann auch schiefgehen 
mußte, weil Fregatten mit so langen Lieferzeiten 
noch zu Zeiten der früheren Regierung bestellt und 
ausgeliefert worden sind, will ich hier nur am 
Rande vermerken. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Aber das heute war ein verworrener Beitrag. Und 
warum? Weil den Erfolgen der Regierungspolitik 
von dieser Argumentationsbasis her auch mit Amü-
sement und großer Schnelligkeit wirklich nicht bei-
zukommen ist. 

(Beifall bei der FDP — Wolfram [Reckling

-

hausen] [SPD]: Die spricht für Sie zu 
schnell, Graf Lambsdorff!) 

Ich fand übrigens interessant — vielleicht darf 
man sich diese Einlage erlauben, Herr Präsident, 
meine Damen und Herren —, daß einige der Kolle-
gen bei dem Hinweis auf eine „Raffke-Gesellschaft" 
die Frage brachten: Was ist das? Nun, Raffke, bei 
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Tucholsky Wendriner, das erinnert an die alte Ge-
schichte, wie Raffke mit seiner Frau vor dem Kol-
losseum in Rom steht und dabei die Bemerkung 
macht: Sollen Sie doch nicht anfangen zu bauen, 
wenn ihnen unterwegs der Kies ausgeht. 

(Heiterkeit) 

Aber zurück, meine Damen und Herren, zu unse-
ren wirtschaftspolitischen Diskussionen. Ebenso 
wie die Bundesregierung wollen die Sozialdemokra-
ten die Arbeitslosigkeit bekämpfen. Aber wie 
bringe ich das eigentlich in Übereinstimmung mit 
den jüngsten Äußerungen von Helmut Schmidt von 
unseligen Überschüssen der deutschen Leistungsbi-
lanz, also des deutschen Exports, von denen er ge-
sprochen oder geschrieben hat? Wie sähe es mit der 
Arbeitslosigkeit aus, wenn der Export nicht liefe? 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie 
müssen auch den zweiten Teil von Schmidt 

lesen!) 

Die Bundesregierung betreibt die richtige Außen-
handelspolitik. Das kommt im Haushalt 1986 des 
Bundeswirtschaftsministeriums deutlich zum Aus-
druck. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Vom 
Binnenmarkt haben Sie noch nichts ge-

hört?) 

Die Stärkung der Außenhandelskammern, die Stär-
kung der Außenhandelsinformationen, die Stär-
kung der Wirtschaftsabteilungen der Botschaften, 
die Verbesserung der Hermes-Deckung, das ist rich-
tige Politik. Bei Hermes ist übrigens wichtig, daß 
nicht durch Prämienkürzungen Subventionsele-
mente eingefügt worden sind. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie ha- 
ben Hermes verteuert, und wir haben das 

abgelehnt!) 

Exportsubventionen, davor kann man bei einem 
Handelsbilanzüberschuß von 54 Milliarden DM nur 
warnen. 

Die Entwicklung des Exports, meine Damen und 
Herren, zeigt unsere starke Einbindung in die Welt-
wirtschaft. Sie zeigt aber auch die Wettbewerbsfä-
higkeit der deutschen Unternehmen, dank ihrer 
breiten Angebotspalette und dank der breiten 
Streuung ihrer Abnehmerländer. Sie zeigt den 
Preis- und Kostenvorsprung dank moderater Lohn-
abschlüsse und dank einer konsequenten Stabili-
tätspolitik von Bundesregierung und Bundesbank. 

Ganz sicher hat der Wechselkurs des Dollar die 
deutschen Exporterfolge unterstützt. Er war und ist 
aber nicht, wie Frau Simonis vorhin meinte, ihre 
entscheidende Grundlage. 

Die Bedeutung der Wechselkurse für die wirt-
schaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik ist 
in der Diskussion der letzten Monate nach meiner 
Auffassung zu kurz gekommen. Eine schnelle An-
passung der Währungsrelationen an die güterwirt-
schaftlichen Austauschverhältnisse ist nur bei flexi-
blen Wechselkursen möglich. Verzögerte Anpassun-
gen, wie wir sie zeitweilig im Europäischen Wäh-
rungssystem erlebt haben, schaffen eine künstliche 

Exportbegünstigung für die Bundesrepublik, führen 
auf Dauer aber zu bruchartigen Entwicklungen. Wir 
sollten sie deshalb vermeiden. 

Es gibt in letzter Zeit eine lebhafte Diskussion 
darüber, ob die Welt mit dem System der flexiblen 
Wechselkurse weiterleben kann. Der Delors-Plan 
gehört zu dieser Diskussion. Die FDP unterstützt 
die Haltung von Bundesregierung und Bundesbank. 
Bis zu einer autonomen europäischen Währungsbe-
hörde ist es noch ein weiter Weg. Die Stationen 
dorthin heißen Harmonisierung der Wirtschafts-, 
Geld- und Konjunkturpolitiken. Dem unziemlichen 
Nötigungsversuch des Präsidenten Delors darf die 
Bundesregierung nicht nachgeben. 

Ich höre, daß Helmut Schmidt für Dezember eine 
europapolitische Rede für den Bundestag vorberei-
tet. Auch er wird einräumen müssen: Die Zeichen 
stehen nicht gut für die Weiterentwicklung des Eu-
ropäischen Währungssystems. Großbritannien 
macht nicht mit. Italien, Frankreich, Belgien den-
ken nicht an den vollen Abbau ihrer Kapitalmarkt-
beschränkungen. Sollen wir nun über das EWS hin-
aus zurück zu festen Wechselkursen? Sollen wir so-
genannte Zielzonen vereinbaren? Nach meiner 
Überzeugung bringt das alles nichts. Wer eine reali-
stische Währungsdiskussion führen will, muß sich 
von solchen Vorstellungen freimachen. Auch die 
Kemp-Bradley-Konferenz in Washington hat zu die-
sem ernüchternden Ergebnis geführt. 

Feste Wechselkurse sind Erinnerungen an eine 
vermeintlich besonnte Vergangenheit, nämlich die 
von Bretton Woods. Träumereien von festen Wech-
selkursen sind aber auch Flucht aus der Wirklich-
keit, Flucht vor klaren Entscheidungen, vor allem in 
den Vereinigten Staaten. 

Die Währungs- und Wirtschaftspolitik der Verei-
nigten Staaten bereitet aus internationaler Sicht 
nach wie vor Sorge. Das ist durch die Verabredung 
der Finanzminister der fünf großen Industrieländer 
— Herr Minister Stoltenberg hat sie heute erwähnt 
— nicht besser geworden. Dort hat man entgegen 
aller bisherigen Politik verabredet, zugunsten eines 
schwächeren Dollarkurses in den Devisenmärkten 
zu intervenieren. Hat man etwa die Überzeugung 
aufgegeben — Herr Bundesfinanzminister, haben 
Sie vielleicht auch Ihre bisher fest vertretene An-
sicht aufgegeben —, daß man gegen den Markt 
nicht erfolgreich intervenieren kann? Lösen diese 
Interventionen das Problem? Sie erlauben allenfalls 
— um einen amerikanischen Ausdruck zu benut-
zen —, Zeit zu kaufen, Zeit nämlich — und das 
haben Sie heute morgen erwähnt —, um dem pro-
tektionistischen Druck in den Vereinigten Staaten 
entgegenzuwirken und ihn zu mildern. Das ist si-
cher für uns nützlich, vor allem aber für die Japa-
ner. 

Nutzen aber die Vereinigten Staaten die so ge-
wonnene Zeit? Bauen sie ihr Haushaltsdefizit ab? 
Zu sehen ist davon nicht viel. Herr Stoltenberg, ich 
habe heute morgen versucht, ganz genau hinzuhö-
ren. Sie haben gesagt: Wir können nur hoffen. Ich 
habe mich gefragt, ob Sie gesagt haben, wir können 
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nur hoffen, oder ob Sie gesagt haben, wir können 
nur hoffen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Ich weiß es nicht. Hoffen, gut. Ich hoffe, daß 
dabei nicht das Hoffen und Harren herauskommt. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Prinzip 
Hoffnung: Nichts tun!) 

Eher scheint ja in den USA die Neigung zu wach-
sen — leider —, mit laxer Geldpolitik und der In-
kaufnahme von mehr Inflation das Problem zu ver-
kleistern. Ich frage deshalb: Warum beteiligt sich 
die Bundesregierung ohne deutlich formulierte Re-
serve an diesem Kurswechsel? Ist es Rücksicht auf 
die schwierige innenpolitische Situation unseres 
wichtigsten Bündnispartners? Das wäre ein Grund. 
Warum gibt die Bundesbank ihre Dollarreserven 
für diese Aktion in den Markt? Sie tut es immerhin 
vorsichtig, und sie verdient dafür nicht Kritik, wie 
die US-Treasury und der „Economist" meinen. Sie 
verdient dafür Lob. 

Noch einmal: Das Defizitproblem der Vereinigten 
Staaten ist in keiner Weise gelöst. 1984/85 betrug 
das Haushaltsdefizit sage und schreibe 212 Milliar-
den US-Dollar. So bald wird sich daran nichts We-
sentliches ändern. Die von Ihnen zitierte Kongreß-
resolution endet, wenn ich es recht im Kopf habe, 
bei 177 Milliarden Dollar für das nächste Haus-
haltsjahr. Das ist kein sehr großer Unterschied. 

Die Zinsen sind viel zu hoch. Jede Zinssenkung 
hilft den Entwicklungsländern mehr als jeder neue 
Kredit. Es ist zuzugeben, daß neue Kredite ge-
braucht werden. Hier hat der Baker-Plan sicher 
recht. Auch eine Stärkung der Weltbank, eine Stär-
kung von IDA und IMF sind wünschenswert. Wird 
die amerikanische Regierung aber die notwendigen 
Mittel vom Kongreß bewilligt erhalten? Nach allen 
Erfahrungen besteht Anlaß zu Zweifeln. 

Problematisch wird es, wenn die privaten Banken 
aufgefordert werden, den Entwicklungsländern zu-
sätzliche Kredite in der Größenordnung von über 
20 Milliarden US-Dollar zur Verfügung zu stellen. 
Kein Wunder, daß die Banken sich kürzlich getrof-
fen und vereinbart haben, die nationalen Regierun-
gen um staatliche Garantien zu ersuchen. Wollen 
wir tatsächlich für die Umschuldung, für die Frist-
verlängerung bei den gewährten Krediten nach-
träglich staatliche Garantien zur Verfügung stellen? 
Oder auch für neues Geld? 

Ich erinnere mich, daß ich daran beteiligt war, 
den deutschen Banken 1980 einen Blankokredit für 
Polen aufzureden. Ich würde das nicht noch einmal 
tun. Es ist eine widersprüchliche Haltung, wenn 
man einerseits über die Bankenaufsicht auf höhere 
Wertberichtigungen in Bankbilanzen drängt und 
andererseits die Banken auffordert, Blankokredite 
an Schuldner zu geben, die sie sonst nicht bedienen 
würden. 

Es ist richtig, daß der Bundesfinanzminister sich 
hier sehr zurückhaltend gezeigt hat. 

Entscheidend für die Schuldensituation der Ent-
wicklungsländer bleibt es, ob diese Länder zu einer 
Politik des dynamischen Wachstums zurückfinden  

können und ob sie die Kapitalflucht in ihren Län-
dern beenden können. Der Sachverständigenrat 
sagt klar: Ein höheres wirtschaftliches Wachstum, 
eine Öffnung der Märkte und niedrige Zinsen sind 
der Schlüssel. 

Außerdem ist es wichtig, daß wir in den Indu-
strieländern Leistungsbilanzüberschüsse erzielen 
und sie nicht, wie Helmut Schmidt meint, forciert 
abbauen. Nur Leistungsbilanzüberschüsse können 
Kapitalexporte in die Entwicklungsländer ermögli-
chen. Auch deshalb ist es eine falsche Politik, daß 
die Defizite der USA den Kapitalexport in das 
reichste Land der Welt animieren und damit die 
Finanzierungsmöglichkeiten für die Entwicklungs-
länder drastisch verschlechtern. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wir brauchen offene Märkte für die Produkte der 
Entwicklungsländer. Die vom US-Kongreß verab-
schiedete Jenkins Bill ist das Gegenteil dessen, was 
notwendig ist. Man kann nur hoffen, daß Präsident 
Reagan sie mit seinem Veto verhindert. Alles an-
dere wäre blanker Textilprotektionismus. 

Bundeswirtschaftsminister Bangemann ist auf 
dem richtigen Weg, wenn er ein liberaleres Welt-
textilabkommen anstrebt, als es die bisherigen Re-
gelungen vorgesehen haben. Ich sage ihm aus eige-
ner Erfahrung, seine besseren Argumente werden 
sich auch gegen die getrennt marschierenden, aber 
vereint schlagenden seltsamen Kampfgefährten 
Gesamttextil und Gewerkschaft Textil und Beklei-
dung durchsetzen. 

(Beifall bei der FDP) 

Dem Bundeswirtschaftsminister gebührt Dank 
auch für seine engagierte Arbeit zur Verteidigung 
und Ausweitung des GATT. Die Vorbereitungskon-
ferenz des GATT hat einen — auf deutsch gesagt — 
miserablen Verlauf genommen. Es wird noch viel 
Arbeit brauchen, um hier zu besseren Ergebnissen 
zu kommen. 

Zum Thema „Offene Märkte" muß ein Wort in 
Richtung Japan gesagt werden. Es ist notwendig, 
daß die Europäische Gemeinschaft und auch wir 
weiter auf Marktöffnung der Japaner drängen. Es 
ist aber unsinnig, wenn zwei EG-Kommissare nach 
Japan fahren und dort die Regierung veranlassen 
wollen, sich auf quantitative Importziele festzule-
gen. Es kommen einem die Tränen, wenn man sich 
daran erinnert, daß einer der Kommissare Libera-
ler und der andere ausgewiesener Marktwirtschaft-
ler ist. 

(Heiterkeit) 

Ich denke, daß die Bundesregierung und die Bun-
desbank es richtig machen, wenn sie den Japanern 
erweiterten Zugang zum deutschen Kapitalmarkt 
nur bei Einhaltung von Gegenseitigkeit erlauben. 

Dieser Exkurs in die weltwirtschaftliche Proble-
matik im Rahmen einer Haushaltsdebatte schien 
mir notwendig, weil wir über den Tellerrand der 
eigenen Probleme hinaussehen müssen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Die weltwirtschaftliche Problematik hat entschei-
denden Einfluß auch auf uns. Es muß in der Welt-
wirtschaft nicht schiefgehen. Aber es muß an den 
Grundsätzen einer auf Stabilität und Defizitkonsoli-
dierung gerichteten Politik festgehalten werden. 
Ein Umschwenken, weil dieser Weg unbequem ge-
worden ist oder weil man nicht die politische Kraft 
findet, ihn zu Ende zu gehen, kann nur in die Sack-
gasse führen. Patentrezepte oder — wie die Ameri-
kaner es nennen — ein Quick-fix gibt es nicht. Aber 
es gibt eine beharrliche und zielgerichtete seriöse 
Politik. 

Die Bundesregierung betreibt diese Wirtschafts-, 
Währungs- und Außenhandelspolitik. Sie werden 
verstehen, daß es mich erheitert hat, als der Kollege 
Stoltenberg heute gesagt hat „Stabilität beginnt zu 
Hause", nachdem ich gestern abend um ein Vor-
tragsthema für einen Vortrag in New York gebeten 
worden bin und denen gesagt habe, ich wolle reden 
über „Stability begins at home". Das, meine Damen 
und Herren, ist guter Karl Schiller. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie sich dem noch anschließen könnten, dann 
hätten wir eine ungeheuer große Koalition auf die-
sem Gebiet. Aber das ist nur Beifall von Ihnen, hin-
ter dem in der Sache leider nichts mehr steht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Widerspruch bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat mit dieser beharrlichen Politik Erfolg, Erfolg, 
der die Opposition beunruhigt; diese Debatte macht 
es allzu deutlich. Der Haushalt 1986 ist eine gute 
Grundlage, diesen Erfolg auszubauen und ihn zu 
sichern. Die Freie Demokratische Partei und ihre 
Bundestagsfraktion werden die Regierung darin 
weiter unterstützen. Wir versichern die Bundesre-
gierung, wir versichern den Bundeswirtschaftsmi-
nister unseres Vertrauens. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Wolfram  [Recklinghausen] [SPD]: Und wie 
halten Sie es mit dem Finanzminister und 
dem Kanzler? Wo bleiben der Kanzler und 
der Finanzminister? — Kühbacher [SPD]: 
Graf Lambsdorff, war das zum Schluß 

nötig?) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Wissmann. 

Wissmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir haben vorhin von Frau Kolle-
gin Simonis gehört, die Arbeitslosigkeit störe uns 
nicht; 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt auch!) 

so hat sie sich ausgedrückt. Frau Kollegin Simonis, 
ich möchte Sie darauf hinweisen, daß wir seit dem 
Sommer 1984 nicht nur in der allgemeinen Beschäf-
tigungsentwicklung das erste Mal einen deutlichen 
Fortschritt haben — 200 000 Arbeitsplätze mehr —, 

sondern daß wir im Sachverständigengutachten 
auch gesagt bekommen haben, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das ist 
der einzige Strohhalm, an den Sie sich 

klammern!) 

daß bis Dezember 1986 weitere 300 000 Arbeits-
plätze entstehen werden. Jüngere Ergebnisse, etwa 
die des Instituts der Deutschen Wirtschaft, gehen 
sogar von einem höheren Zuwachs aus. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Nehmen Sie den 
Mund nicht wieder zu voll!) 

Meine Damen und Herren, es kann gar kein 
Zweifel daran bestehen, daß der Aufschwung inzwi-
schen auch am Arbeitsmarkt angekommen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich finde, wir sollten das nicht durch Bemerkungen 
wie die von Frau Simonis wegdiskutieren. 

Dazu hat nicht nur die allgemeine Wirtschafts- 
und Finanzpolitik der Bundesregierung beigetra-
gen, die soeben von Graf Lambsdorff und heute 
morgen von Gerhard Stoltenberg in den Grundli-
nien dargestellt worden ist, sondern dazu hat auch 
eine Vielzahl von ganz praktischen, haushaltswirk-
samen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen beige-
tragen, die ich hier nur einmal kurz nennen will. Sie 
sind nicht alle im Einzelplan 09 aufgeführt, sondern 
sie sind auch in anderen Einzelplänen aufgeführt, 
aber sie zeigen die Grundlinie unserer Wirtschafts-
politik. 

Wir haben die Mittel für die aktive Arbeitsmarkt-
politik, meine Damen und Herren von der SPD, seit 
1982 um ein Drittel erhöht, und zwar von 6,9 Milliar-
den DM auf 9,2 Milliarden DM. Wir haben ferner 
den Mittelansatz für berufliche Fortbildung, Um-
schulung und betriebliche Einarbeitung zwischen 
1982 und 1985 um 15% aufgestockt mit dem Ergeb-
nis, daß von Januar bis August dieses Jahres 52 % 
mehr Arbeitnehmer als im selben Zeitraum des 
Jahres 1982 davon Gebrauch machen konnten. Wir 
haben — das bleibt bei Ihren Diskussionsbeiträgen 
völlig außen vor — 

(Zuruf von der SPD: Das kommt noch!) 

die Finanzierungsmittel für Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen seit 1982 um 185% aufgestockt und mit 
97 000 Teilnehmern mittlerweile eine Zahl erreicht, 
die um 254 % über der des Jahres 1982 liegt. 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, ich bitte Sie, Platz zu nehmen. 

Wissmann (CDU/CSU): Wir haben darüber hinaus, 
meine Damen und Herren, mit dem Rückkehrförde-
rungsgesetz für ausländische Arbeitnehmer 140 000 
ausländischen Arbeitnehmern die Möglichkeit ge-
geben, auf humane Weise zurückzukehren. Wir ha-
ben mit dem Vorruhestandsgesetz insgesamt 
275 000 Arbeitnehmern über 58 Jahre eine Möglich-
keit gegeben, davon Gebrauch zu machen. 

Mit anderen Worten: Ich habe jetzt allein fünf 
haushaltswirksame Maßnahmen angesprochen, die 
auf den Arbeitsmarkt direkt einwirken und die zei-
gen, daß wir nicht nur hinsichtlich der Grundlinie 
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unserer allgemeinen Wirtschafts- und Finanzpoli-
tik, sondern auch in ganz praktischer Arbeitsmarkt-
politik — im Unterschied zu Ihnen — nicht reden, 
sondern handeln. Das sollten Sie, so meine ich, end-
lich zur Kenntnis nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf des Abg. Wolfram [Recklinghausen] 

[SPD]) 

— Ich würde mir wünschen, lieber Herr Kollege 
Wolfram, daß die Herren aus den Ländern, die hier 
heute eine vorübergehende Stippvisite machen — 
beispielsweise aus Hessen —, in einer ähnlichen 
Weise beschäftigungswirksam tätig werden könn-
ten 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf 
von der CDU/CSU: Die haben doch nichts 

drauf!) 

und daß sie nicht durch ihre verfehlte Kernenergie-
politik dazu beitrügen, daß Hunderte von Arbeits-
plätzen bei NUKEM und anderswo gefährdet wür-
den, meinen Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Ich würde Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von der SPD, einmal empfehlen, den Teil des Sach-
verständigengutachtens nachzulesen, der sich mit 
anderen Vorstellungen von Wirtschaftspolitik aus-
einandersetzt. Nach mir wird ja der von mir sehr 
geschätzte Kollege Dr. Mitzscherling sprechen, des-
sen differenzierte Ansicht zu vielen wirtschaftspoli-
tischen Frage ich kenne. Lieber Kollege Mitzscher-
ling, meine Bitte wäre einfach: Sagen Sie uns doch 
wenigstens einmal, was Sie denn von den Einwän-
den der Sachverständigen halten, die uns alle drin-
gend davor warnen, jener anderen Wirtschaftspoli-
tik zu folgen, die sich, entweder in Beschäftigungs-
programmen oder in der Forderung nach einem 
Sondervermögen „Arbeit und Umwelt" oder in ir-
gendwelchen anderen Etiketten verpackt, im Kern 
als die alte Sache darstellen, 

(Hornung [CDU/CSU]: Und schon immer 
falsch waren!) 

nämlich als nachfrageorientierte Staatsprogramme. 
Die Sachverständigen sagen, dies wäre genau der 
falsche Weg für die deutsche Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitik. Ich finde, Sie sollten das zur Kenntnis 
nehmen und darauf eine Antwort geben. 

Ebenfalls bitte ich Sie, uns eine Antwort auf die 
Frage zu geben, die hier auch Graf Lambsdorff an-
gesprochen hat: Wie wollen Sie eigentlich solche 
Vorstellungen finanzieren? Herr Farthmann sagt, 
eine 10 %ige Abgabe sollte auf alle Einkommen er-
hoben werden, also auch auf die Einkommen von 
Millionen Arbeitnehmern. Herr Roth empfiehlt eine 
Energiesteuer für alle Energiearten. Herr Jens, Ihr 
Obmann im Wirtschaftsausschuß, erklärte nach der 
Anhörung zum Sondervermögen „Arbeit und Um-
welt", nachdem er sich offensichtlich von Experten 
eines Besseren belehren lassen mußte, daß man 
sich das mit der Energiesteuer noch einmal ernst-
haft überlegen müsse. Herr Apel sagt bei bestimm-
ten Gelegenheiten, das Konzept von Gerhard Stol-

tenberg, die Lohn- und Einkommensteuer zu sen-
ken, sei im Prinzip gar nicht so falsch, wenn auch in 
Einzelheiten fragwürdig. Herr Roth spricht gleich-
zeitig — um eine vierte offene Flanke zu nennen — 
von  der Frage einer Quellensteuer. 

Mit anderen Worten: Es gibt zu jedem denkbaren 
Thema der Finanzierung Ihres Sondervermögens 
oder irgendwie gearteter Beschäftigungspro-
gramme mindestens fünf Antworten aus der sozial-
demokratischen Bundestagsfraktion. Wenn Herr 
Vogel in den kommenden Monaten eine Aufgabe 
hat, dann ist es die, dafür zu sorgen, daß es endlich 
eine kohärente Wirtschafts-, Finanz- und Steuerpo-
litik in seiner Bundestagsfraktion gibt 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

und nicht ein so diffuses Bild, wie Sie es heute noch 
haben. 

Meine Damen und Herren, wir haben im Haus-
halt des Bundeswirtschaftsministers erstmals im 
Jahr 1986 das Existenzansparprogramm. Das ist ein 
von der CDU/CSU-Fraktion gestarteter Versuch, die 
Tendenz zu Existenzgründungen gerade junger 
Leute weiter zu verstärken. Wir begrüßen es, daß 
dieser Versuch, der im August 1985 gestartet wor-
den ist, schon in weiten Teilen der Bevölkerung 
eine große Aufnahmebereitschaft gefunden hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zwischen dem 1. August 1985 und heute haben sich 
bereits 25 000 Bürger quer durch die Bundesrepu-
blik und vom Norden bis zum Süden zu einem Exi-
stenzansparvertrag entschlossen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Wieviel 
Pleiten dabei?) 

— Das zeigt, Herr Kollege Wolfram, daß die Bereit-
schaft junger Leute zur Selbständigkeit weit größer 
ist, als es mancher Sozialdemokrat vermutet, und 
daß wir den Weg zur Förderung der Existenzgrün-
dung junger Leute weiter fördern sollten, weil jeder, 
der selbständig wird, neue Arbeitsplätze schafft. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Stahl [Kempen] [SPD]) 

— Herr Kollege Stahl, ich verstehe nicht, warum 
Sie sich so aufregen. 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, ich bitte Sie, Platz zu nehmen. Das gilt auch für 
die Stehparty vor der Bank des Bundesrates. Das 
ist auch nicht sehr freundlich gegenüber den Red-
nern. 

Wissmann (CDU/CSU): Sie müßten doch mit uns 
ein Interesse daran haben, daß die Bereitschaft jun-
ger Menschen zur Selbständigkeit ermutigt wird 
und daß wir überall in der Bundesrepublik wieder 
mehr neue Existenzen bekommen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Das haben 
wir doch gemacht!) 
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Ich glaube, der stolzeste Teil der Bilanz in diesem 
Zusammenhang ist die Tatsache, 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Ist Ihr Plei-
tenrekord!) 

daß seit Sommer 1984 die Zahl der Existenzgrün-
dungen in Deutschland wieder höher ist als die 
Zahl der Pleiten, und das sollten Sie endlich zur 
Kenntnis nehmen. Das schafft neue Arbeitsplätze, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

das bringt eine neue Dynamik gerade in den Mittel-
stand hinein. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich aber 
auf einen Punkt zu sprechen kommen, der uns un-
ter mittelstandspolitischen Gesichtspunkten Anlaß 
zur Besorgnis gibt. Wir sollten bei aller Erfreulich-
keit der konjunkturellen Entwicklung weiter vor-
handene strukturelle Probleme nicht übersehen. 
Ich meine die Konzentrationsentwicklung im Ein-
zelhandel, die uns nach wie vor mit Sorge erfüllen 
muß, und die zeigt, daß wettbewerbliche Praktiken 
in diesem wichtigen Bereich inzwischen Züge ange-
nommen haben, die mit unserem Grundverständnis 
eines fairen Leistungswettbewerbs oft nicht mehr 
übereinstimmen und deswegen Hunderte von selb-
ständigen Existenzen gefährden. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Das ist doch 
Ihre Politik! Das wollen Sie doch!) 

Die Monopolkommission, die sich im Frühjahr die-
ses Jahres in einem Sondergutachten ausführlich 
mit der Konzentrationsentwicklung im Lebensmit-
teleinzelhandel beschäftigt hat — — 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Die Einzel-
handelspleiten sind Ihr Werk!) 

— Wenn Sie davon so oberflächlich sprechen, Herr 
Wieczorek, dann will ich darauf hinweisen, daß die-
ses Sondergutachten deutlich macht, daß zwischen 
1968 — — 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Daß die 
Kaufkraft fehlt, macht es deutlich!) 

— Herr Wieczorek, ich schlage vor, daß wir uns mit 
den Fakten beschäftigen, und daß Sie sich nicht 
künstlich erregen. 

Zwischen 1968 und 1979 beträgt der Rückgang 
der Zahl der Lebensmitteleinzelhandelsbetriebe 
38%, und zwischen 1980 und 1982 hat sich die Zahl 
der Unternehmen noch einmal um 4 % verringert. 
Wir haben es — nicht in der gesamten Wirtschaft, 
aber in bestimmten Bereichen des Handels — mit 
leistungswettbewerbswidrigen Praktiken zu tun, 
und deswegen kann sich niemand selbstgerecht 
aufspielen, sondern es muß uns allen, denen es um 
die Zukunft des Mittelstandes geht, Sorge machen, 
daß es eine solche Entwicklung gibt. Wir sollten 
nicht nur Sorgen darüber haben, sondern wir soll-
ten dort, wo wir es können, handeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Was tun Sie denn?) 

Deswegen hat die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
zusammen mit den Kollegen der FDP in diesen Wo- 
chen Vorbereitungen getroffen, um noch in dieser 

Legislaturperiode eine Novelle zum UWG vorzube-
reiten, des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbe-
werb, um wenigstens einige der schlimmsten Prak-
tiken in Zukunft besser als bisher verhindern zu 
können. Deswegen wollen wir ein Verbot bestimm-
ter Formen der Preisgegenüberstellung; deswegen 
wollen wir ein Verbot bestimmter Formen der men-
genmäßigen Beschränkung; deswegen wollen wir 
eine klarere Regelung des Rechts der Sonderveran-
staltungen; deswegen wollen wir keinen Aufwen-
dungsersatz mehr für die erste Abmahnung; deswe-
gen wollen wir ein Rücktrittsrecht für Verbraucher 
bei irreführender Werbung; deswegen wollen wir 
insgesamt ein marktwirtschaftkonformes, aber ge-
gen leistungswidrige Praktiken gerichtetes neues 
Gesetz zum Thema unlauterer Wettbewerb. Und 
wenn Sie vom Mittelstand nicht nur in Zwischenru-
fen reden, sondern bereit sind, etwas zu tun, 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Das müssen 
Sie gerade sagen!) 

dann fordere ich Sie auf: Schließen Sie sich unseren 
Vorschlägen an und helfen Sie dabei mit, daß etwas 
Praktisches zum Schutze des Mittelstands gesche-
hen kann. 

(Kühbacher [SPD]: Herr Wissmann, noch 
in diesem Jahrhundert? — Beifall bei der 

CDU/CSU und der FDP) 

Ich glaube ohnehin, daß die Zeit vorbei ist, wo die 
sozialdemokratische Bundestagsfraktion sich mit 
nebulösen Ausreden 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, richtig!) 

aus der Antwort zu konkreten Mittelstands- und 
Wirtschaftsfragen herausdrückt, sondern daß die 
Zeit gekommen ist — Herr Mitzscherling, Sie ha-
ben ja jetzt die Gelegenheit — , daß Sie uns einmal 
klar sagen, wohin die Richtung sozialdemokrati-
sche Wirtschaftspolitik geht: hin zu mehr Steuern, 
hin zu einer immer größeren Konzentration, hin zu 
immer mehr Bürokratisierung und zu mehr Staat 
oder wieder hin — im Sinne von Karl Schiller — zu 
mehr Wettbewerb, mehr Marktwirtschaft und da-
mit auch einer besseren Zukunft für den Mittel-
stand. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kühbacher [SPD]: Darf hier jeder so reden 
wie Herr Wissmann? — Stahl [Kempen] 

[SPD]: Das war die reinste Hetzrede!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Mitzscherling. 

Dr. Mitzscherling (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich sehe 
meine Aufgabe darin, die Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung zu analysieren und zu kritisieren. 
Deshalb werde ich aus meiner Sicht meine Schwer-
punkte auf diesen Teil legen. Falls dabei Verdeutli-
chungen, sofern sie Ihnen überhaupt erforderlich 
erscheinen, sozialdemokratischer Positionen not-
wendig sind, sollen Sie sie von mir erfahren. 

Sie, meine Damen und Herren, von der Koalition, 
haben sich in den letzten Tagen — heute und ge-
stern — ja in eine euphorische Stimmung hineinge- 
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steigert, offenbar durch das Gutachten des Sach-
verständigenrates motiviert, und waren aus dieser 
euphorischen Stimmung etwas herausgerissen, als 
meine Kollegin Simonis Ihnen sagte, daß die Ziele 
des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes offenbar 
nicht in einem solchen Umfang erfüllt worden sind, 
daß Sie das als Erfolg für sich verbuchen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies ist auch aus dem Sachverständigenratsgutach-
ten zu ersehen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das le-
sen die bloß nicht!) 

Ich verstehe nicht, daß das von Ihnen offensichtlich 
nicht bemerkt worden ist. Vielleicht haben Ihnen 
Ihre Referenten das nicht aufgeschrieben, um Sie 
nicht aus dieser Stimmung herauszuholen. Es ist 
doch eindeutig festzustellen, daß in diesem Gutach-
ten ausschließlich das Ziel Preisstabilität als er-
reicht genannt wird. Selbstverständlich ist das zu 
begrüßen, aber damit hört es schon auf. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: So ist 
das!) 

Die Sachverständigen sagen klipp und klar, daß 
das außenwirtschaftliche Gleichgewicht in der Bun-
desrepublik gestört ist. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: So ist 
das!) 

Graf Lambsdorff, wenn Sie Helmut Schmidt zitie-
ren und ihn kritisieren, dann haben Sie mit Ihrer 
Argumentation sicherlich insoweit recht, als Sie sa-
gen: Ein Leistungsbilanzüberschuß ist nötig, denn 
wir haben Aufgaben zu erfüllen, die sich nur mit 
einem Leistungsbilanzüberschuß erfüllen lassen. 
Aber das Tempo seiner Entwicklung, das Ausmaß 
und die Steigerung rufen doch in aller Welt Gegen-
kräfte hervor. Das stört doch die internationalen 
Beziehungen zunehmend. Sie beklagen sich über 
Protektionismus auf der einen Seite. Das ist doch 
aber wiederum nur ein Reflex auf ein Verhalten, 
das auch darauf beruht, daß die durch einen überbe-
werteten Dollar induzierten Exporte auf die Märkte 
drängen. Deshalb unser Exporterfolg. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben eine gespaltene Konjunktur. Die Bin-
nennachfrage ist nach wie vor schwach. Immer 
noch trägt der Export das Wachstum. Das wird auch 
im Jahre 1986 so sein. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das wird wesentlich 
besser!) 

Allerdings sagt der Sachverständigenrat hier, er 
hoffe, daß dann verstärkte Investitionstätigkeit und 
privater Verbrauch eine Art Ablösefunktion über-
nähmen. Nun, wir wollen das hoffen. 

Zum Wachstum. Meine Damen und Herren, wür-
den Sie ein Wachstum als angemessen bezeichnen, 
das neu in das Berufsleben tretenden jungen Men-
schen die Beschäftigung versagt? Reicht das denn? 

(Beifall bei der SPD) 

Solange wir Massenarbeitslosigkeit haben — das 
sagt der Sachverständigenrat —, haben wir das Ziel 

angemessenen Wachstums verfehlt. Sie können es 
nachlesen. 

Und der hohe Beschäftigungsstand? Ich glaube, 
darüber wollen wir uns nicht länger unterhalten. 
Das ist heute schon häufig zitiert worden. Wir ha-
ben unter Einschluß derer, die sich — wie man das 
so lieblos nennt — in der stillen Reserve befinden, 
mehr als 3,5 Millionen arbeitslose Bürger. Das ist 
jeder sechste Bürger in unserem Land. Das muß Sie 
und uns doch alle aufrütteln. Das kann man doch 
nicht einfach hinnehmen. 

(Beifall bei der SPD — Hornung [CDU/ 
CSU]: Ist Minuswachstum besser?) 

Ich will diese Kritik, die heute schon geäußert 
worden ist, nicht noch einmal aufnehmen, daß Sie 
heute vorwiegend von Beschäftigung und ihrer Zu-
nahme sprechen und die Arbeitslosigkeit als Ziffer 
gar nicht mehr erwähnen. Es ging um die Beschäfti-
gung im dritten und vierten Jahr eines Konjunk-
turaufschwungs. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das ist das 
schlechte Gewissen bei Ihnen!) 

— Ja, das mag sein. — Im dritten und vierten Jahr 
des Konjunkturaufschwungs haben wir 500 000 
mehr Beschäftigte, nicht 900 000. 500 000 mehr Be-
schäftigte sind in einem Konjunkturaufschwung, 
der sich dem Ende zuneigt, verdammt wenig. 

(Beifall bei der SPD) 
In der letzten Konjunkturperiode — ich darf daran 
erinnern —, die von 1975 bis 1979 reichte, hatten wir 
eine Zunahme der Beschäftigung um immerhin 
1 Million. 

(Hornung [CDU/CSU]: Aber wir haben 
doch schon 1 Million Kurzarbeiter abge

-

baut!) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Lammert? 

Dr. Mitzscherling (SPD): Bitte. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Kollege Mitzscher-
ling, warum unterschlagen Sie in genau diesem Zu-
sammenhang dann aus dem von Ihnen gerade 
mehrfach zitierten Bericht des Sachverständigenra-
tes präzise die Passage, in der der Sachverständi-
genrat auf genau diese Zahlenentwicklung des letz-
ten Konjunkturaufschwunges hinweist und dies mit 
der Bemerkung versieht, es gäbe überhaupt keine 
überzeugenden Gründe, die eine Wiederholung die-
ser Entwicklung in der laufenden Periode aus-
schlössen? 

(Zurufe von der SPD) 

Dr. Mitzscherling (SPD): Der Sachverständigenrat 
hat in seiner Argumentation nicht die Gründe zu 
dieser Mehrbeschäftigung genannt. Die spielen 
nämlich in das hinein, was wir damals als Zu-
kunftsinvestitionsprogramm gehabt haben und was 
durch die zweite Ölpreisentwicklung in seinen Wir-
kungen voll verdeckt worden ist. Es spricht kein 
Mensch mehr darüber, daß dieses damalige Pro- 
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gramm tatsächlich erhebliche beschäftigungspoliti-
sche Wirkungen hatte. 

(Beifall bei SPD) 

Der Sachverständigenrat nimmt diesen Teil der Ar-
gumentation nicht auf. Das muß ich feststellen. 

(Zuruf von der SPD: Noch einmal ein Se-
mester dabei! — Weitere Zurufe von der 

SPD und der CDU/CSU) 

Über eines müssen wir uns doch klar sein: Wir 
sind 1986 im vierten Jahr eines Konjunkturauf-
schwunges. Wann denn, wenn nicht in einem Kon-
junkturaufschwung, soll es uns gelingen, die Ar-
beitslosigkeit zu reduzieren? 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will damit nicht in Frage stellen, daß es durch-
aus möglich sein kann — der Sachverständigenrat 
prognostiziert das ja —, daß über das Jahr 1986 hin-
aus der Aufschwung — in welcher Größenordnung 
auch immer — anhält. Aber — das ist doch das Pro-
blem — wir glauben nicht daran, daß es mit Ihrer 
Politik gelingen wird, die Zahl dann auch unter 
2 Millionen Arbeitslose zu drücken. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Sagen Sie einmal 
etwas zu Ihrer Politik!) 

— Wir sprechen jetzt zu Ihnen, Herr Wissmann, wie 
ich Ihnen vorhin angekündigt habe. Wir glauben 
auch nicht, daß das, was der Kanzler gestern als 
„Optimismus mit Augenmaß" bezeichnet hat, geeig-
net ist, konjunkturgeschichtliche Erfahrungen ein-
fach außer Kraft zu setzen. Es ist nun einmal so, 
daß nach jedem Konjunkturaufschwung irgend-
wann ein Konjunkturabschwung kommt. Auch 
spricht diesmal einiges dafür — da gebe ich Graf 
Lambsdorff recht —, daß dieser Abschwung durch 
außenwirtschaftliche Faktoren beeinflußt werden 
könnte, denn sie geben in der Tat zu sehr großen 
Bedenken Anlaß. Nehmen Sie sich doch bitte zu 
Herzen, was der Sachverständigenrat dazu sagt, 
und lassen Sie das nicht einfach unerwähnt. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Mein Gott, was 
für ein Eiertanz da vorne!) 

Er sagt klipp und klar: Die Risiken der Weltwirt-
schaft sind größer geworden. Er sagt klipp und klar 
— Graf Lambsdorff hat Ihnen das noch einmal wie-
derholt; ich kann das nur bestätigen —: Das Haus-
haltsdefizit in den USA bleibt in den nächsten Jah-
ren sicherlich hoch, und es steht grundsätzlich nied-
rigeren Zinsen entgegen. Es ist die große Frage, ob 
es der Geldpolitik gelingt, in den USA überhaupt 
ein inflationsfreies Wachstum dauerhaft zu si-
chern. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: So ist 
es, das sind die Fakten!) 

Vieles spricht vielmehr dafür, daß dieses enorme 
Leistungsbilanzdefizit der USA und der Import-
druck auch bei einem niedrigeren Dollarkurs fort-
besteht und daß deshalb die protektionistischen 
Tendenzen anhalten oder sich sogar verstärken. 

Die internationalen Verschuldungsprobleme sind 
ungelöst. Dies ist die Feststellung des Sachverstän-

digenrates. Das ist kein Horrorgemälde, das Sozial-
demokraten unterbreiten, sondern diese Feststel-
lung findet sich im Gutachten des Sachverständi-
genrats. 

(Beifall bei der SPD — Wolfram [Reckling

-

hausen] [SPD]: Wirtschaftliche Realität! 
Das verdrängen die da rechts alles!) 

Meine Damen und Herren von den Koalitionspar-
teien, halten Sie sich doch bitte vor Augen, was 
gerade in den letzten Tagen der Chef der amerika-
nischen Notenbank, Paul Volcker, gesagt hat. Er hat 
die atemberaubende Verschuldung bestätigt, die 
Graf Lambsdorff nannte, und zwar nicht nur die des 
Staates, sondern auch die der Verbraucher und der 
Unternehmen in Amerika. Er hat gesagt, daß dies 
mit langfristiger ökonomischer und finanzieller 
Stabilität nicht vereinbar ist. Er hat weiter gesagt, 
daß sich die Aussicht auf ein langfristiges Wirt-
schaftswachstum verdüstert, weil diese Situation 
die Zinsen in den USA unnötig hochhält. Hohe Zin-
sen — das wissen wir; darüber haben wir oft genug 
diskutiert — belasten nicht nur die Dritte Welt und 
ihre Entschuldung, sondern sie gefährden das inter-
nationale Finanzsystem und belasten alle übrigen 
Industrieländer. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das ist doch die Be- 
stätigung unserer Politik!) 

— Das ist nicht die Bestätigung Ihrer Politik, denn 
Sie treffen daraufhin keine Vorsorge. 

Der Sachverständigenrat warnt aber auch davor, 
in den kommenden Jahren weiter auf den Wachs-
tumsmotor Export zu setzen, Graf Lambsdorff. Er 
sagt ausdrücklich, es seien Überlegungen diskuta-
bel, ob nicht die Bundesrepublik als ein Land mit 
beträchtlichen Konsolidierungsfortschritten und ei-
ner relativen Preisstabilität nunmehr dazu überge-
hen sollte, innerhalb Europas eine expansive Politik 
zu überlegen und dabei natürlich auf den Stabili-
tätsgrad zu achten. 

(Zuruf des Abg. Dr. Graf Lambsdorff 
[FDP]) 

Im vergangenen Jahr war schon festzustellen gewe-
sen, daß der Aufschwung in der Welt mit erhebli-
chen Risiken behaftet ist und daß diese Herausfor-
derung, die in der internationalen Wirtschaftspoli-
tik liegt, von uns aufgenommen werden muß. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Graf Lambsdorff? 

Dr. Mitzscherling (SPD): Bitte. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Mitz-
scherling, würden Sie zugeben, daß wir hier an dem 
entscheidenden Punkt der Meinungsverschieden-
heiten sind, daß Sie nämlich die Anregung des 
Sachverständigenrates, eine expansivere Politik zu 
fahren, über mehr staatliche Ausgaben, wir hinge-
gen durch Steuerverkürzungen, ausnehmen wol-
len? 

Dr. Mitzscherling (SPD): Graf Lambsdorff, was ich 
dazu zu sagen habe, wie wir uns das vorstellen, 
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werde ich am Ende meiner Ausführungen noch 
bringen. Wenn Sie gestatten, komme ich darauf zu-
rück. 

Meine Damen und Herren, wir sind in der merk-
würdigen Situation, daß die Analyse des Sachver-
ständigenrates in seinem internationalen Teil sich 
klar mit diesen Risiken auseinandersetzt, daß der 
Sachverständigenrat aber in seinen binnenwirt-
schaftlich orientierten Teilen auf diese kritische 
Analyse überhaupt keinen Bezug mehr nimmt und 
ihn schlichtweg fallenläßt. Er wird damit in meinen 
Augen in der Gestaltung seines Gutachtens zweifel-
haft. Vielleicht paßte diese spätere Wirkungs-
analyse, die in einen Maßnahmenvorschlag hätte 
münden müssen, nicht in das Konzept dieser wert-
frei urteilenden vier Professoren; das mag sein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist eine Un-
terstellung!) 

Wir haben in den letzten Jahren wiederholt dar-
auf hingewiesen, meine Damen und Herren, daß 
uns die Wirtschaftspolitik der Vereinigten Staaten 
zunehmend Schwierigkeiten bereitet. Sie haben das 
noch im vorigen Jahr hier als Antiamerikanismus 
bezeichnet. 

(Zuruf von der SPD: Graf Lambsdorff, der 
oberste Antiamerikaner!) 

Heute bestätigt Paul Volcker und bestätigen Graf 
Lambsdorff und auch Bundesminister Stoltenberg 
durchaus diese Gefahren. Wir haben auf die Not-
wendigkeit engerer wirtschaftlicher Kooperation 
zwischen den Industrieländern verwiesen. Genau 
das sagt heute auch der Sachverständigenrat. Wir 
haben wiederholt auf die Notwendigkeit stabilerer 
Wechselkurse und ihrer Entwicklung und damit auf 
die Notwendigkeit stabilerer Kalkulationsgrundla-
gen hingewiesen. 

Graf Lambsdorff, Sie haben sich zu einem Beken-
ner flexibler Wechselkurse artikuliert und sich hier 
als solcher vorgestellt. Es war ja sehr interessant, 
die unterschiedliche Position zu beobachten, die 
hier deutlich wurde, die Sie markiert haben, auch 
gegenüber den Beschlüssen, die in New York hin-
sichtlich der Intervention getroffen worden sind. 
Nun, ich vertrete die Auffassung, daß das System 
flexibler Wechselkurse, so wie wir uns das damals 
gewünscht haben, grundsätzlich und in der Theorie 
durchaus hätte funktionieren müssen; aber was ist 
mit dem Dollar und seiner Kaufkraftbewertung und 
der Veränderung dieser Bewertung im Verhältnis 
zu anderen Währungen geschehen? Die internatio-
nale Devisenspekulation hat sich dessen bemäch-
tigt, und dann stimmte das nicht mehr. Deshalb ist 
die Überlegung doch gerechtfertigt, ob man nicht 
nach Möglichkeiten und Wegen sucht, stabilere 
Wechselkurse und ein System stabilerer Wechsel-
kurse zu schaffen, die auch den Unternehmen eine 
bessere Kalkulierbarkeit ermöglicht. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
nehmigen Sie eine weitere Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Graf Lambsdorff? — Bitte 
sehr, Herr Kollege. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Kollege Mitz-
scherling, können wir uns darüber verständigen, 
sind wir uns darin einig, daß jedwedes Währungssy-
stem flexibler Wechselkurse und fester Wechselkur-
se, dann ruiniert werden kann, wenn die Beteilig-
ten, insbesondere der Hauptbeteiligte, sich nicht 
mehr an monetäre Stabilität und Disziplin halten? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Mitzscherling (SPD): Ich stimme Ihnen so 
weit zu. 

Als wir für Interventionen eintraten, die jetzt die 
Bundesregierung in New York im Konzert der fünf 
Großen beschlossen hat, haben Sie uns noch als 
Interventionisten beschimpft und die freie Markt-
wirtschaft am Devisenmarkt gefordert. Ich darf nur 
daran erinnern; das ist noch gar nicht so lange her. 
Nun, es ist jetzt interessant zu sehen, wie das mit 
den New Yorker Beschlüssen ausgehen wird. Die 
amerikanischen Äußerungen aus letzter Zeit üben 
ja einen gewissen Druck auf die Bundesregierung 
aus; sie besagen, daß die Bundesregierung und die 
Bundesbank ihren in New York übernommenen 
Verpflichtungen nicht nachgekommen ist, daß sie 
sie noch nicht vollständig erfüllt hat. Da hat Finanz-
staatssekretär Mulford ein Wechselkursziel von 
2,40 DM als erwünscht genannt und hat die Stär-
kung der Binnennachfrage durch fiskalpolitische 
Maßnahmen angeregt, hat seine Unzufriedenheit 
mit der Bundesregierung zum Ausdruck gebracht 
und gefordert, daß die Bundesregierung ihren Spiel-
raum mehr nutzen möge. Hier ist offensichtlich ein 
kleiner Dissens. Es wäre interessant, wenn uns der 
Herr Bundesfinanzminister einmal sagen könnte, 
was in New York eigentlich beschlossen worden ist 
und womit wir zu rechnen haben. Wozu haben Sie 
sich da eigentlich verpflichtet? 

Denn über eines müssen wir uns im klaren sein. 
Wenn der Dollar auf 2,40 DM herunterkommen soll 
— wer kann schon garantieren, daß er nicht noch 
stärker fällt —, dann kann sich die Prognose des 
Sachverständigenrates sehr schnell als zu optimi-
stisch erweisen. Eine solche Entwicklung hat der 
Sachverständigenrat gar nicht in seine Überlegun-
gen einbezogen. 

Im übrigen muß man darauf hinweisen — das 
wissen auch Sie, meine Damen und Herren von der 
Koalition —: Der Rat ist keinesfalls unfehlbar. Er 
hat sich in den letzten beiden Jahren schon kräftig 
geirrt, einmal, was den prophezeiten Investitions-
boom im Jahre 1984 betraf, und zum anderen hatte 
er das Wachstum falsch eingeschätzt. Das kann je-
derzeit wieder passieren. 

Wir müssen uns fragen: Wie äußern sich heute 
die vielfältigen Meinungen, die sich in der Öffent-
lichkeit breitmachen, in den Investitionsabsichten 
der Unternehmen? Im Moment scheint das gut zu 
sein. Jedoch lese ich im „Handelsblatt" von gestern, 
daß die Industriekreditbank allen im Export tätigen 
Unternehmen empfiehlt, Exportkapazitäten im In-
land nur dann aufzubauen, wenn bei einem Kurs 
von 2 DM je Dollar noch Absatzmärkte im Ausland 
gefunden werden könnten. Ich bin sehr im Zweifel, 
ob alle Unternehmen ihre Investitionsentscheidun-
gen und ihre Investitionsplanungen, die sie jetzt 
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veröffentlichen, an einer solchen Empfehlung aus-
gerichtet haben. Ich denke daran, daß das Emnid-
Institut im Auftrag der „Wirtschaftswoche" 260 
deutsche Unternehmen nach dem Thema „Export-
möglichkeiten und Dollarkurs" befragt hat. Hier 
kommt man zu dem Ergebnis, daß die Sache bei 
einem Kurs von 2,40 kritisch wird. Genau das ist die 
Grenze, die offensichtlich auch die Amerikaner 
gern erreichen möchten. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das ist 
die Gefahr!) 

Wir wissen nicht, von welchen Zinserwartungen 
die Unternehmen bei ihren Investitionsplänen aus-
gehen. Viele — auch der Sachverständigenrat — 
erwarten weitere Zinssenkungen, andere, die das 
anhaltende US-Defizit vor Augen haben, rechnen 
eher mit steigenden Zinsen. Auf jeden Fall bleibt 
heute immer noch — das müssen wir uns alle stets 
vor Augen halten — die Finanzanlage eine interes-
sante Anlagealternative zu einer Sachinvestition. 
Sicher ist deshalb der prognostizierte Investitions-
aufschwung für 1986 keineswegs. 

Dies, meine Damen und Herren, wollte ich Ihnen 
sagen, weil ich den Eindruck habe, daß die Bundes-
regierung wie der Sachverständigenrat in ihren 
Vorschlägen, in ihrer Politik oder in ihren Maßnah-
menvorschlägen die außenwirtschaftlichen Risiken 
zu sehr vernachlässigen. Die Bundesregierung 
glaubt optimistisch, es werde schon alles gutgehen. 
Welche Antworten gibt der Sachverständigenrat? 
Da kann man nur meditieren. Er sagt schlichtweg: 
weniger Staat, mehr Markt, vor allem eine fortge-
setzte Lohnzurückhaltung. Das sind seine Rezepte. 
Danach seien alle Probleme gelöst. Wenn das nicht 
klappt, dann war eben eines davon schuld; im Zwei-
fel war das der Mangel an Lohnzurückhaltung. So 
einfach ist sein Rezept, das sich übrigens der Bun-
deswirtschaftsminister zu eigen gemacht hat. 

Ich möchte keine Mißverständnisse aufkommen 
lassen, meine Damen und Herren. Auch wir sind für 
Markt und für Wettbewerb. Das sind für uns wich-
tige Elemente. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Aber diese Elemente bedürfen einer sozialen und 
gesellschaftlichen Kontrolle. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie dagegen scheinen auf diese Kontrolle verzich-
ten zu wollen. Denn wie sonst kann man erklären, 
daß beispielsweise der Herr Späth tätige Mithilfe 
beim Zusammenschmieden eines Superkonzerns 
Daimler-Benz leistet und daß Herr Strauß nicht 
nachstehen möche und BMW drängt, sich an MBB 
zu beteiligen? Der Kartellamtspräsident Kartte und 
der Herr Staatssekretär Schlecht befürchten, daß 
diese Unternehmenszusammenschlüsse, die mit 
dem geltenden Kartellrecht praktisch nicht aufzu-
halten sind, eine allgemeine Konzentrationswelle in 
Gang setzen. Dann sind Markt und Wettbewerb 

nicht nur im Einzelhandel gefährdet, sondern in un-
serer gesamten Wirtschaft. 

(Beifall bei der SPD — Wolfram [Reckling

-

hausen] [SPD]: Der Herr Wissmann hört 
noch nicht einmal zu!) 

Auch hier hätten wir gern gewußt, was die Bun-
desregierung dazu zu sagen hat. Eine Meinungsäu-
ßerung hierzu haben wir bisher überhaupt noch 
nicht gehört. 

(Beifall bei der SPD — Stahl [Kempen] 
[SPD]: So ist das! Das wollen die! — Wolf

-

ram [Recklinghausen] [SPD]: Wissmann, 
Haussmann, Bangemann — o Mann, o 

Mann!) 

Meine Damen und Herren, ich darf weiterhin 
feststellen: Auch wir halten angebotspolitische Ele-
mente in der Wirtschaftspolitik für notwendig, aber 
eine Angebotspolitik, wie sie von Bundesregierung 
und Sachverständigenrat ausschließlich propagiert 
wird, kann nicht alles sein. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Was wollen Sie 
denn?) 

Denn erstens kann Abgebotspolitik nur langfristig 
wirken, und zweitens garantiert der Markt nicht 
automatisch mehr Beschäftigung, Herr Wissmann. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Und was wollen 
Sie?) 

Deshalb haben Sie Karl Schiller auch mit der fal-
schen Stelle zitiert. Karl Schiller hat nämlich ge-
sagt — und er hat völlig recht, wenn er das sagt —: 
Bei aller Hochachtung vor der angebotspolitischen 
Botschaft, daß mit einer großartigen Entrümpelung 
der Wettbewerbshemmnisse der wirtschaftende 
Mensch wieder mehr Mündigkeit und mehr Hand-
lungsraum erhalten solle — das Beschäftigungs- 
und das Konjunkturproblem lassen sich damit 
nicht aus der Welt schaffen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Deshalb werden wir Sozialdemokraten — und 
das ist die Antwort — auch weiterhin auf eine ak-
tive Beschäftigungspolitik drängen. 

(Beifall bei der SPD — Wissmann [CDU/ 
CSU]: Wie?) 

Wir wollen und können nicht 2 Millionen Menschen 
in einer Phase, in der der konjunkturelle Auf-
schwung zu Ende zu gehen droht, so lange auf der 
Straße stehen lassen, bis irgendwann einmal ange-
botspolitische Rezepte wirken. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich verwahre mich gegen das, was gestern Herr 
Bangemann gesagt hat, daß es nämlich unser Inter-
esse sei, die Menschen in unserem Lande in Hoff-
nungslosigkeit zu halten. Es ist unwürdig, daß das 
ein Minister hier einer Partei vorwirft! 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Unverschämt! — Zuruf von der CDU/CSU: 

Wo ist die Alternative?) 
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Wir verwahren uns dagegen, daß Sie Ihren Optimis-
mus als Politik-Ersatz benutzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir möchten die Enttäuschung der arbeitslosen 
Menschen, vor allem der jungen Leute — es sind 
heute immerhin 500 000, die davon betroffen 
sind —, nicht in Hoffnungslosigkeit münden las-
sen. 

(Beifall bei der SPD) 

Da sehen wir den Ansatz einer aktiven Politik! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Deshalb haben wir in dem, was wir der Öffentlich-
keit als den Entwurf eines Programms der SPD vor-
gelegt haben, gesagt: Wir brauchen eine Beschäfti-
gungsbrücke für die jungen Menschen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber wie?) 

die ihnen diese Hoffnungslosigkeit nimmt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Natürlich sind auch wir — wie Sie — für Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen, natürlich sind auch wir 
— wie Sie — für eine Qualifizierungsoffensive, und 
natürlich sind wir dafür, daß — auch in den Betrie-
ben — mehr Weiterbildung und mehr Fortbildung 
betrieben wird. Aber dafür muß Solidarität gezeigt 
werden, und dazu gehört dann auch, zu überlegen, 
wie man das finanzieren kann. Wenn Sozialdemo-
kraten darauf heute noch unterschiedliche Antwor-
ten geben, wird daran doch nur deutlich, daß sie 
sich die Aufgabe verdammt schwermachen; sie ha-
ben keine Patentantworten. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Kommen Sie bitte zum 
Schluß. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Er wollte 
doch noch die Vorschläge seiner Partei vor

-

tragen! Wann kommen die denn?) 

Dr. Mitzscherling (SPD): Ich bin dabei, aber ich 
darf nicht weiterreden. Herr Präsident, wenn Sie 
erlauben, darf ich es nur noch skizzieren: 

Ich wiederhole: Wir wollen das so nicht laufen 
lassen. Den Punkt 1 haben ich Ihnen genannt. 
Punkt 2: Wir wollen die umweltpolitischen Altlasten 
beseitigen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ifo — es ist genannt worden — und DIW haben 
Beschäftigungswirkungen attestiert. Wir brauchen 
natürlich ein umweltpolitisches Vorsorgerezept. Wir 
werden auch weiterhin Arbeitszeitverkürzungen 
anstreben, und wir sind auch für eine grundlegende 
Steuerreform mit der Zielsetzung: besser niedrige 
Tarife und wenige Ausnahmen als hohe Tarife und 
viele Ausnahmen. Ich glaube, da gibt es gewisse 
Übereinstimmungen. Es gilt auch, eine Reform der 
Unternehmensbesteuerung herbeizuführen, und 
vor allem wollen wir eine gerechtere Besteuerung. 

Schließlich halten wir — das ist der letzte Punkt 
— an unserer Auffassung fest, daß die wirtschafts-
politischen Weichen in Europa für mehr Arbeit neu 
gestellt werden müssen. Darüber wird hier in der 
nächsten Woche zu diskutieren sein. Das Binnen-
wachstum muß verstärkt werden; damit müssen die 
Risiken, die besonders von der US-Wirtschaft aus-
gehen, eingegrenzt werden. 

Wir fordern Sie zu einem offenen und an der 
Sache orientierten Dialog auf. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich meine, das sind wir den Arbeitslosen und das 
sind wir unserer Gesellschaft schuldig. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile dem Herrn 
Bundesminister für Wirtschaft das Wort. 

(Kühbacher [SPD]: Herr Bangemann, wir 
werden Sie an Ihrem Vorredner messen!) 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich möchte mit einem Dank sowohl an den 
Wirtschaftsausschuß als auch an den Haushaltsaus-
schuß beginnen. Ich glaube, daß es jedem Minister 
in einer parlamentarischen Demokratie gut an-
steht, wenn er sagt, die Beratungen der zuständigen 
Ausschüsse hätten das, was er als Haushalt vorge-
schlagen hat, verbessert. Das ist in diesem Fall so. 
Ich möchte mich auch bei den Kollegen von der 
SPD und von den GRÜNEN dafür bedanken, daß 
sie bei diesen Beratungen sehr objektiv und pro-
duktiv mitgearbeitet haben, insbesondere was den 
Teil Außenwirtschaft angeht. Damit bin ich bei eini-
gen Bemerkungen, die von den Rednern hier beson-
ders ausführlich gemacht worden sind. 

Meine Damen und Herren, es kann gar keinem 
Zweifel unterliegen, daß Export nicht die einzige 
Möglichkeit ist, auf die eine Wirtschaft setzen darf. 
Selbstverständlich muß man auch bei der Ausgewo-
genheit wirtschaftlicher Entwicklung darauf ach-
ten, daß kein Mißverhältnis bei den Kapazitäten 
und ihrer Ausnutzung entsteht, gemessen an den 
Binnenmarktmöglichkeiten und an den Exportmög-
lichkeiten. Aber es unterliegt auch keinem Zweifel, 
daß die Möglichkeiten, die wir heute haben und die 
durch die Politik dieser Regierung entstanden sind, 
z. B. durch das Setzen auf technologische Entwick-
lungen, durch den Wettbewerbsvorteil, den die deut-
sche Industrie heute durch die Preiswürdigkeit ih-
rer Produkte hat, nicht einfach ausgeschlagen wer-
den können, wenn man sich auch um Probleme des 
Arbeitsmarktes Sorgen macht. Ich frage, wie Sie 
das anders machen wollen. Da sagt Herr Mitzscher-
ling, es zeichnet die SPD aus, wenn es unterschied-
liche Meinungen gibt, weil sie noch im Begriff des 
Nachdenkens über schwierige Probleme ist. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: So hat er das nicht 
gesagt!) 
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— Gut, wir warten ja gern noch vier, fünf, vielleicht 
acht Jahre, bis Sie dann zu einer gemeinsamen 
Meinung gekommen sind. 

(Unruhe) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, ich bitte um Ruhe und Aufmerksamkeit für den 
Redner. Die Kolleginnen und Kollegen, die stehen, 
bitte ich, sich entweder zu setzen oder den Saal zu 
verlassen. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: Es 
ist natürlich nicht überzeugend, wenn der frühere 
Bundeskanzler den Vorschlag macht, den Export 
um die Hälfte zurückzuführen. Überzeugend ist es 
nicht, weil er nicht gleichzeitig sagt, was wir an die 
Stelle dieser Produktion setzen sollen. Überzeugend 
ist es nicht, weil er nicht sagt, wie man das machen 
will. Wie will man denn in einer freien Marktwirt-
schaft den Export um die Hälfte zurückführen? Das 
ist doch unmöglich. Was wir allerdings machen kön-
nen — und da fängt die Widersprüchlichkeit der 
SPD an —, ist, unseren Markt stärker für Produkte 
von Entwicklungsländern zu öffnen, für Produkte 
der Länder, mit denen wir diesen großen positiven 
Handelsbilanzsaldo inzwischen erreicht haben. Da 
frage ich die SPD, wie sie sich denn dazu stellt, etwa 
ein liberaleres Welttextilabkommen zu erreichen. 
Da frage ich Sie, wie Sie sich dazu stellen, zu den 
GATT-Regeln zurückzukehren. Immer dann, wenn 
diese Fragen auftauchen, vertreten Sie wider-
sprüchliche Positionen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das ist doch nicht 
wahr!) 

Das gilt sogar vom Waffenexport. Meine Damen 
und Herren, die Regierung hat sich an die Richtli-
nien gehalten, die hier in diesem Hause verabschie-
det worden sind. Und wer etwas anderes behauptet, 
der soll nachweisen, wo wir die Richtlinien verletzt 
haben. Wenn Frau Simonis hier mit moralischen 
Argumenten gegen den Waffenexport angeht, 
gleichzeitig aber nicht bereit ist, die Lieferung von 
U-Booten oder Fregatten, die Schleswig-Holstein 
betreffen, in den Waffenexport einzubeziehen, dann 
ist das diese Zwiespältigkeit, die nichts mit Nach-
denken zu tun hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Mitzscherling? 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Bitte sehr. 

Dr. Mitzscherling (SPD): Herr Bundeswirtschafts-
minister, ist Ihnen bekannt, daß uns die Bundesre-
gierung im Handelspolitischen Beirat auf die Frage 
von Abgeordneten nach der Weiterentwicklung im 
Bereich des Welttextilabkommens zur Antwort ge-
geben hat, daß die Bundesregierung sich für eine 
Anschlußregelung zum Welttextilabkommen wird 
aussprechen müssen? Ist Ihnen ferner bekannt, daß 
die sozialdemokratische Bundestagsfraktion sich 
ebenfalls für eine Anschlußregelung zum Welttex-

tilabkommen ausgesprochen hat? Ist Ihnen ferner 
bekannt, Herr Bundeswirtschaftsminister, daß die 
sozialdemokratische Bundestagsfraktion sich für 
eine GATT-Runde und für einen liberalen Welthan-
del ausgesprochen hat? 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Mitzscherling, das ist doch nicht das Problem. 
Erstens ist mir das alles bekannt, denn ich betreibe 
diese Politik. Zweitens liegt darin nicht das Pro-
blem; das Problem liegt vielmehr darin, daß wir alle 
ganz genau wissen, wir können nicht einfach eine 
Verlängerung des jetzt geltenden Welttextilabkom-
mens erstreben, denn das werden unsere Handels-
partner nicht akzeptieren. Wir werden auch nicht 
zulassen — das habe ich auch öffentlich erklärt —, 
daß an die Stelle des jetzt Geltenden gar nichts tritt, 
weil wir dadurch eine Übergangsphase verlieren, 
die wir sicherlich brauchen. Darum geht der Streit. 
Das nächste Textilabkommen muß liberaler sein. 
Es muß möglich sein, daß sich beim nächsten Tex-
tilabkommen unsere Märkte stärker öffnen, und 
zwar, wie ich bewußt sage, für die Entwicklungslän-
der, nicht für Länder wie Hongkong, Taiwan und 
Südkorea, die ja im Textilbereich gar nicht mehr 
Entwicklungsländer sind. Wenn Sie da mit mir ei-
ner Meinung sind, dann treten Sie doch einmal mit 
mir zusammen auf den Tagungen auf, wo die Ge-
werkschaft Textil-Bekleidung die Bundesregierung 
wegen dieser Politik angreift. Da fehlen Sie. Da sind 
Sie nicht zu bemerken. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ein Wort, meine Damen und Herren, zu der Wett-
bewerbsordnung und zu den Fusionen. 

Präsident Dr. Jenninger: Gestatten Sie vorher noch 
eine Zwischenfrage der Frau Abgeordneten Simo-
nis? 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ich muß, Herr Präsident, da ich nur noch fünf Minu-
ten habe, dies zu Ende bringen. Ich rede sowieso 
nur zehn Minuten. Daran mögen Sie, Frau Simonis, 
den Respekt des Ministers vor dem Parlament und 
seinem Sachverstand erkennen. Ich habe mich auf 
zehn Minuten beschränkt, aber diese möchte ich 
jetzt wirklich ausnutzen. 

(Kuhlwein [SPD]: Unerhört, daß Sie keine 
Frage zulassen!) 

— Wenn Sie jemals in die Verlegenheit kommen 
sollten, ein Regierungsamt auszuüben, was ich 
nicht annehme, werden sicherlich auch Sie das Be-
dürfnis verspüren, einmal zehn Minuten lang Ihre 
Politik zu erklären, zumal dann, wenn ein Erklä-
rungsbedarf auf seiten der Opposition besteht, 
meine sehr verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Zu diesen Fusionen, die angesprochen worden 
sind: Natürlich wird das Bundeskartellamt — und 
dazu ist es ja gehalten — das Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen so anwenden, wie es heute 
besteht. 

(Kühbacher [SPD]: Bei Mercedes?) 
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So, wie es heute besteht, ist die Fusionskontrolle 
nicht an das Kriterium der schieren Größe gebun-
den, sondern die bloße Größe ist ein Aufgreifmerk-
mal, aber nicht das Beurteilungsmerkmal. Beurtei-
len muß man die Fusion nach ihrer Auswirkung auf 
den relevanten Markt. Der relevante Markt hängt 
einmal von der Art der Produkte der Firmen ab, die 
sich zusammenschließen, zum anderen aber auch 
von der Definition. Und da, Herr Mitzscherling, fan-
gen die Probleme an; denn wenn wir den relevanten 
Markt wirklich vernünftig definieren wollen, ge-
nügt es heute nicht mehr, nur den bundesdeutschen 
Markt zu betrachten. Wir leben in der Europäischen 
Gemeinschaft. Wir wollen — die Bundesregierung 
hat das erklärt — den Binnenmarkt erreichen. 
Wenn wir einen Binnenmarkt erreichen, dann müs-
sen sich im Hinblick auf den relevanten Markt na-
türlich Unternehmensgrößen anders ausmachen als 
nur mit Bezug auf den bundesrepublikanischen 
Markt. Es wird sicherlich in der nächsten Legisla-
turperiode Überlegungen geben müssen, wie man 
die Fusionskontrolle wirkungsvoller macht. Aber 
diese Überlegungen müssen mit einbeziehen, daß 
wir eben nicht mehr in einem nationalen Markt 
leben, sondern sich unser Markt erweitert hat, euro-
päisch geworden ist und bei manchen Produkten 
sogar über die Europäische Gemeinschaft hinaus-
reicht. 

Nun haben Sie nochmals das alte Thema aufge-
griffen, wir seien mit unserer Wirtschaftspolitik 
deswegen nicht so wirkungsvoll, weil Investitionen 
heute eben nicht die Arbeitsplätze schaffen könn-
ten, die man brauche, und das Wirtschaftswachs

-

tum  reiche nicht aus, um diese Arbeitsplätze zu 
schaffen. Ich möchte hier noch einmal sagen: Ein 
langanhaltender Aufschwung — und die Sachver-
ständigen haben in ihrem letzten Gutachten wie 
auch dem in diesem Jahr von der effektiven Chance 
gesprochen, daß der Aufschwung über mehrere 
Jahre, nicht nur das nächste Jahr, anhalten könne 
— kann nicht mit Wachstumsraten von fünf, sechs 
oder sieben Prozent ablaufen; denn dann würde er 
nicht über vier, fünf Jahre anhalten können. Er 
muß vielmehr mit geringeren jährlichen Wachs-
tumsraten auskommen, hat dafür aber die Chance, 
ohne Verspannungen über längere Zeit anzudau-
ern. 

Herr Mitzscherling, die Auswirkungen auf den 
Arbeitsmarkt sind vorhanden. Wir werden in die-
sem Jahr 200 000 Arbeitsplätze mehr haben. Wir 
werden im nächsten Jahr 300 000 Arbeitsplätze 
mehr haben. Das sind doch Auswirkungen, die sich 
auf dem Arbeitsmarkt bemerkbar gemacht haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich wiederhole noch einmal: Das große Problem, 
vor dem wir hier alle stehen, übrigens in besonde-
rer Weise auch die Tarifparteien, ist die strukturelle 
Arbeitslosigkeit. Die neuen Arbeitsplätze stellen 
höhere Anforderungen, weisen ein höheres Qualifi-
kationsprofil auf. Wenn die Hälfte der Arbeitslosen 
heute aus Menschen besteht, die entweder keine 
abgeschlossene Schulbildung oder keine abge-
schlossene Berufsausbildung haben, liegt da der 
strukturelle Mangel, den wir bekämpfen müssen,  

wofür wir Qualifikationsangebote gemacht haben, 
die jetzt wahrgenommen werden müssen. Dazu ge-
hört auch eine Bereitschaft zu größerer Mobilität. 
Am erschütterndsten fand ich den Einwurf eines 
jüngeren Arbeitslosen, der auf die Frage „Würden 
Sie denn von Nordrhein-Westfalen wegziehen, 
wenn Ihnen in Bayern ein Arbeitsplatz angeboten 
wird?" geantwortet hat: „Ich lasse mich nicht nach 
Bayern deportieren." Bei einer solchen Einstellung 
werden Sie ungeheure Schwierigkeiten haben, die 
Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von den GRÜNEN: Die Einstellung 

ist doch richtig!) 

Herr Mitzscherling, Sie sagen: Wir sind für 
Marktwirtschaft, wir sind für Investitionen. Herr 
Mitzscherling, aber wenn Sie sagen, es bestehe im-
mer noch ein Unterschied zwischen der Rentabilität 
einer Geldanlage und der einer Sachanlage, dann 
müssen Sie auch zugestehen, daß sich dieser Unter-
schied erheblich verringert hat. In den zwei Jahren, 
in denen wir diese Wirtschaftspolitik mit Nach-
druck betrieben haben, hat sich die Rentabilität von 
Sachanlagen gegenüber der von Geldanlagen er-
heblich verbessert. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Warum? Weil die Gewinne der Unternehmen gestie-
gen sind. Das ist notwendig, damit erstens Geld für 
solche Sachanlagen zur Verfügung steht und man 
zweitens investieren kann. Aber gerade das verteu-
feln nicht Sie persönlich, aber Ihre Partei und Ihre 
Fraktion als die berühmte Umverteilung. Sie sagen, 
das sei eine Politik zugunsten von Reichen. Das ist 
eine Politik zugunsten von Arbeitsplätzen. Solange 
Sie das nicht einsehen, werden Sie mit Ihrer Politik 
auch nichts bewirken können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ein letztes Wort zum Handwerk und zu kleinen 
und mittleren Betrieben. Die Gewerbesteuer ist 
hinsichtlich ihrer Bedeutung für kleine und mitt-
lere Betriebe ständig zurückgegangen. Sie spielt 
aber immer noch eine entscheidende Rolle bei der 
Frage der steuerlichen Belastungen von Unterneh-
mungen. Es ist auch eine statistische Zahl, die nie-
mand bestreiten kann: Unsere Unternehmungen 
sind heute im Durchschnitt mit 70 % steuerlich bela-
stet. Das ist ein Prozentsatz, der höher ist als jeder 
Prozentsatz bei unseren wichtigsten Konkurrenten 
um uns herum. Wenn wir die Steuern, vor allen Din-
gen auf die ertragsunabhängigen Teile — z. B. Ver-
mögen —, nicht abbauen — und das heißt: auch die 
Gewerbesteuer —, werden Sie diese steuerliche Be-
lastung nicht senken können. Wenn wir nicht zu 
einem besseren Einkommen-, Lohnsteuer- und Kör-
perschaftsteuertarif kommen, der leistungsgerech-
ter ist, kriegen Sie diese Belastung ebenfalls nicht 
weg. 

Da sind Sie gefordert. Man kann sich hier nicht 
einfach hinstellen und sagen: Wir sind ja auch für 
Marktwirtschaft. — Das reicht nicht aus. Sie müs-
sen Roß und Reiter nennen. Sind Sie für die Herab-
setzung dieser Steuerbelastung von kleinen und 
mittleren Unternehmen? Sind Sie dafür, daß das 
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Bundesminister Dr. Bangemann 
Handwerk und die kleinen Betriebe von dieser Be-
lastung freikommen? Dann erst können wir Sie im 
Lager der Regierungspolitik begrüßen. Aber dann 
machen Sie genau dasselbe, was wir machen. Dann 
haben Sie sich schon dadurch unnötig gemacht; 
denn wir machen es in jedem Fall besser als Sie. 

Solange Sie aber zu dieser Klarheit nicht in der 
Lage sind, Herr Glotz, solange Sie immer noch mit 
unterschiedlichen Zungen reden, so lange können 
Sie nicht erwarten, daß wir Ihre Angebote ernst 
nehmen, so lange können Sie nicht erwarten, daß 
der Wähler Ihre Angebote ernst nimmt. Eine Partei, 
die mit unterschiedlichen Zungen Verschiedenes an 
verschiedenen Orten sagt, wird für lange Zeit nicht 
aus der Opposition herauskommen. Ich wünsche Ih-
nen dabei viel Vergnügen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Zu einer Erklärung nach § 30 der Geschäftsord-
nung erteile ich der Abgeordneten Frau Simonis 
das Wort. 

Frau Simonis (SPD): Herr Bundesminister, nach-
dem Sie die Möglichkeit, mich am Mikrophon abzu-
weisen, genutzt und mir nicht die Möglichkeit gege-
ben haben, Ihre Unterstellung zurückzuweisen, 
muß ich nach § 30 der Geschäftsordnung des Bun-
destages noch einmal das Wort ergreifen. 

Sie haben gesagt, ich wäre für Waffenexporte, 
wenn sie meiner eigenen Region — Schleswig-Hol-
stein — oder meinem Wahlkreis dienen würden. Sie 
haben mir damit Opportunismus unterstellt. Merk-
würdigerweise ist es das erste Mal, daß mir Oppor-
tunismus unterstellt wird. Sonst unterstellen Sie 
mir immer, ich sei eine dickköpfige Linke. 

(Hauser [Krefeld] [CDU/CSU]: Das eine 
schließt das andere nicht aus! Es kann ja 

beides wahr sein!) 

Ich erkläre hiermit, daß Ihre Unterstellung nicht 
der Wahrheit entspricht, daß dies auch nicht richtig 
ist, daß Sie dies nicht einmal beurteilen können, 
weil Sie mich überhaupt nicht genügend kennen, 
weil Sie nicht lang genug im Parlament sind, weil 
Sie sich mit der Materie nicht beschäftigt haben. 
Ich erkläre ausdrücklich zu Protokoll, daß ich aus 
moralischen, ökonomischen und friedenspolitischen 
Gründen — auch wenn es Ihnen schwerfällt, das zu 
begreifen und nachzuvollziehen — immer gegen 
Waffenexporte außerhalb von NATO-Gebieten ge-
wesen bin. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Wir kommen jetzt zu den 
Abstimmungen, und zwar zunächst über die Ände-
rungsanträge des Abgeordneten Dr. Müller (Bre-
men) und der Fraktion DIE GRÜNEN auf den 
Drucksachen 10/4304 bis 10/4311. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4304 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4305 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4306 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4307 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4308 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4309 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4310 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wer dem Änderungsantrag auf Drucksache 
10/4311 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 09. Wer dem Einzelplan 09 — Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Wirtschaft — in der Aus-
schußfassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Der Einzelplan ist angenommen. 

Ich rufe nun Punkt II der Tagesordnung auf: 

Wahl des Präsidenten des Bundesrech-
nungshofs und des Vizepräsidenten des Bun-
desrechnungshofs 

Nach § 5 Abs. 1 des Bundesrechnungshofgesetzes 
wählen der Deutsche Bundestag und getrennt auch 
der Bundesrat ohne Aussprache auf Vorschlag der 
Bundesregierung den Präsidenten und den Vizeprä-
sidenten des Bundesrechnungshofs. 

(Unruhe) 

— Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, noch so 
lange Platz zu nehmen, bis die Vorkehrungen zur 
Wahl getroffen sind. Ich bin nicht bereit, hier vor 
einer Stehversammlung Erklärungen zu geben. Ich 
bitte Sie, Platz zu nehmen. — 

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktionen) 

Ich bitte die Damen und Herren, Platz zu nehmen. 
— Das trifft für alle Abgeordneten zu. Ich fahre so 
lange mit den Beratungen nicht fort, bis die Kolle-
ginnen und Kollegen Platz genommen oder den 
Saal verlassen haben. 

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktio-
nen) 
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Präsident Dr. Jenninger 
Meine Damen und Herren, ich bitte um Aufmerk-

samkeit. 

(Zurufe von der SPD: Dregger!) 

Dies gilt für alle Abgeordneten, auch für den Herrn 
Bundesminister. 

(Zurufe von der SPD: Auch für Herrn Dreg

-

ger!) 

Ich darf wiederholen. Nach § 5 Abs. 1 des Bundes-
rechnungshofgesetzes wählen der Deutsche Bun-
destag und getrennt auch der Bundesrat ohne Aus-
sprache auf Vorschlag der Bundesregierung den 
Präsidenten und den Vizepräsidenten des Bundes-
rechnungshofs. 

Die Bundesregierung schlägt mit Schreiben vom 
8. November 1985 vor, Herrn Dr. Heinz Günther Za-
velberg zum Präsidenten und Herrn Ernst Heuer 
zum Vizepräsidenten des Bundesrechnungshofs zu 
wählen. 

Ich erlaube mir nun einige Hinweise zum Wahl-
verfahren: Nach § 5 Abs. 1 Satz 2 des Bundesre-
chungshofgesetzes werden der Präsident und der 
Vizepräsident des Bundesrechnungshofes in gehei-
mer Wahl gewählt, also mit versteckten Stimmzet-
teln. 

(Heiterkeit und Zurufe: Mit verdeckten!) 

— Mit verdeckten, Entschuldigung. Aber auch „mit 
versteckten Stimmzetteln" kann zutreffen, wenn sie 
in den Pulten sind. — Gewählt ist, wer die Stimmen 
der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages er-
hält. 

Auf Ihren Pulten befindet sich ein Umschlag mit 
Wahlunterlagen, der einen Wahlausweis sowie zwei 
Stimmkarten enthält. Sie dürfen Ihre Stimmkarten 
nur in der Wahlkabine ankreuzen. Zur Vereinfa-
chung des Wahlverfahrens ist vorgesehen, daß 
beide Stimmkarten in einen Umschlag gelegt wer-
den. Auch dies muß in der Wahlkabine geschehen. 
Die Schriftführer müssen jeden zurückweisen, der 
seine Stimmkarten außerhalb der Wahlzelle ge-
kennzeichnet oder in den Umschlag gelegt hat. Die 
Wahl kann in diesem Falle jedoch vorschriftsmäßig 
wiederholt werden. 

Bevor Sie die Stimmkarten für die Wahl des Prä-
sidenten und des Vizepräsidenten des Bundesrech-
nungshofes in eine der aufgestellten Wahlurnen ge-
ben, bitte ich Sie, den Wahlausweis dem Schriftfüh-
rer an der Wahlurne zu geben. Ich darf Sie darauf 
hinweisen, daß allein die Abgabe des Wahlauswei-
ses als Nachweis der Teilnahme an der Wahl gilt. 

Gültig sind nur Stimmzettel mit einem Kreuz bei 
„Ja", „Nein" oder „Enthalte mich". Ungültig sind 
Stimmen auf nichtamtlichen Stimmkarten sowie 
Stimmkarten, die mehr als ein Kreuz, andere Na-
men oder Zusätze enthalten. 

Ich bitte jetzt die Schriftführer, die vorgesehenen 
Plätze einzunehmen. — Ich freue mich, daß der 
Deutsche Bundestag so viele Schriftführer hat. — 

(Heiterkeit) 

Haben die Schriftführer Ihre Plätze eingenommen? 
— Ich eröffne die Wahl des Präsidenten des Bun

-

desrechnungshofes und des Vizepräsidenten des 
Bundesrechnungshofes und bitte, die Stimmkarten 
in der Wahlzelle anzukreuzen und beide Stimmkar-
ten in den Umschlag zu legen. Nach Übergabe des 
Wahlausweises an den Schriftführer bitte ich, die 
Stimmkarten in eine der aufgestellten Wahlurnen 
zu geben. 

Haben alle Mitglieder des Hauses, auch die 
Schriftführer, ihre Stimmzettel abgegeben? — 
Links  und in der Mitte sind ebenfalls noch Kabinen. 
Ich darf die Schriftführerinnen und Schriftführer 
bitten, an der Auszählung teilzunehmen. Es werden 
alle Schriftführer benötigt. — Meine Damen und 
Herren, darf ich noch einmal fragen: Haben alle 
Mitglieder des Hauses — auch die Schriftführer — 
ihre Stimmzettel abgegeben? — Das ist offensicht-
lich der Fall. Ich schließe die Wahl und bitte die 
Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. 

Meine Damen und Herren, auf Grund einer inter-
fraktionellen Verständigung ist vereinbart worden, 
daß wir mit den Beratungen der anderen Einzel-
pläne fortfahren. Ich unterbreche nachher die Bera-
tungen, um das Wahlergebnis bekanntzugeben. 
Dies ist aus zeitlichen Gründen notwendig, denn die 
Auszählung wird etwas länger dauern. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 30 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 
— Drucksachen 10/4171, 10/4180 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Müller (Bremen) 
Austermann 
Zander 
Dr. Weng (Gerlingen) 

Hierzu liegen Änderungsanträge der Abgeordne-
ten Dr. Müller (Bremen) und der Fraktion DIE 
GRÜNEN sowie der Fraktion der SPD auf den 
Drucksachen 10/4323, 10/4324 und 10/4343 vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für 
die Aussprache 60 Minuten vorgesehen. — Ich sehe, 
Sie sind damit einverstanden. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Zander. — Meine Damen und Her-
ren, soweit Sie stehen, bitte ich Sie, entweder Platz 
zu nehmen oder den Plenarsaal zu verlassen. — 
Bitte.  

Zander (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nachdem wir soeben wieder für eine ord-
nungsgemäße Besetzung des Bundesrechnungsho-
fes gesorgt haben — ich darf als erster Sprecher 
dem neugewählten Präsidenten und Vizepräsiden-
ten meinen Glückwunsch aussprechen —, können 
wir uns wieder dem Ausgeben und dem Bewilligen 
für die Bundesregierung widmen. 

Präsident Dr. Jenninger: Die Wahl ist noch nicht 
abgeschlossen, Herr Kollege. 
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Zander (SPD): Herr Präsident, wenn ich vorgegrif-
fen haben sollte, tut mir das leid. 

Wir beginnen mit dem Einzelplan 30 des Bundes-
ministeriums für Forschung und Technologie. 
Meine Damen und Herren, dafür sind für 1986 ca. 
7,4 Milliarden DM vorgesehen. Das entspricht einer 
Steigerungsrate von 3%. 

Technologiepolitik ist sicher mehr als das, was 
sich im Einzelplan 30 widerspiegelt. Technologie 
entsteht nicht nur auf Grund staatlicher Förderung, 
und Forschung findet nicht nur in den Einrichtun-
gen statt, die vom Bund gefördert werden. Techno-
logiepolitik umfaßt zunehmend auch Elemente der 
Industriepolitik und der Außenpolitik. 

Technologie — darüber sind sich eigentlich die 
Fraktionen einig — ist heute eine große Herausfor-
derung für unsere Zukunftssicherung und daher 
von entscheidender Bedeutung. 

Ich bin nicht der Meinung, meine Damen und 
Herren, daß die Bundesregierung dieser Herausfor-
derung gerecht geworden ist. 

(Walther [SPD]: Das ist sehr wahr!) 

Sie hat meiner Meinung nach nicht angemessen 
darauf reagiert. Sie hat gekleckert an Stellen, wo 
eigentlich hätte geklotzt werden müssen. 

(Walther [SPD]: Jawohl!) 

Ich glaube, der Bundeshaushalt eignet sich trefflich 
dazu, das zu belegen. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Walther [SPD]) 

Natürlich spricht auch die Bundesregierung von 
einer technologischen Herausforderung. Aber sie 
handelt, als könnte alles so weitergehen wie in den 
Vorjahren: hier ein bißchen rauf mit den Ansätzen, 
dort ein bißchen runter, hier eine Prise mehr indi-
rekt spezifische Förderung, da ein Schlag weniger 
Projektförderung, dazu viele und ausführliche Re-
den vom Dienst für den Menschen. 

Und das soll eine Antwort auf das sein, was man 
eine Herausforderung nennt? Ich glaube, das, was 
hier als Haushaltsentwurf für 1986 vor uns liegt, ist 
einer Herausforderung nicht angemessen. 

(Beifall bei der SPD — Zustimmung des 
Abg. Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]) 

Es ist doch wohl richtig, daß sich die Forschungs- 
und Entwicklungslandschaft durch das militärische 
Weltraumprojekt SDI weltweit dramatisch verän-
dert hat und noch verändern wird. Europa und die 
Welt sind herausgefordert durch ein gigantisches 
Rüstungsprojekt, das weitreichende Auswirkungen 
auf den Stand der Technik bei vielen Schlüsseltech-
nologien haben wird. 

Ich meine, daß man dieser Herausforderung mit 
einem Projekt mit ziviler Zielsetzung zum Zweck 
der europäischen Selbstbehauptung entgegentreten 
muß. Aber stattdessen treibt die Bundesregierung 
eine Politik der illusionären Selbsttäuschung und 
eine Politik der Täuschung der Öffentlichkeit zu-
gleich, 

(Walther [SPD]: Sehr richtig!) 

wie es eigentlich nur einem echten Lebenskünstler 
vom Format unseres Bundeskanzlers gelingen 
kann. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich nenne es eine Selbsttäuschung, wenn der 
Bundeskanzler eine SDI-Beteiligung in der Hoff-
nung fordert, Know-how aus den USA erwerben zu 
können, indem deutsche Firmen Aufträge aus die-
sem Projekt erhalten. Es wird das Gegenteil eintre-
ten: Eine SDI-Beteiligung bedeutet für die deutsche 
Technologie einen Transfer des deutschen technolo-
gischen Wissens in die USA, einen militärischen 
Geheimschutz statt eines freien Technologietrans-
fers, eine weitere Abhängigkeit von den USA und 
eine entsprechende Schwächung der Wettbewerbs-
fähigkeit auf dem Weltmarkt. Das, meine Damen 
und Herren, käme neben den schädlichen außen- 
und sicherheitspolitischen Folgen für uns bei einer 
SDI-Beteiligung technologisch heraus. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Alles durch die 
rote Brille!) 

Als Täuschung der Öffentlichkeit bezeichne ich 
die Eureka-Farce in fünf Aufzügen. Der erste Akt 
lief 1984 mit der Ablehnung des französischen Me-
morandums „Zu einer neuen Stufe Europas: einem 
Raum für Forschung und Industrie". Die Koalitions-
fraktionen führten als Begründung an, die Zielset-
zung sei durch die bereits eingeleiteten Maßnah-
men der Bundesregierung überholt bzw. unfinan-
zierbar. So nachzulesen auf Seite 3 der Drucksache 
10/2364. 

Die erste Reaktion der Koalitionsfraktionen auf 
das heute so hochgelobte und vieldiskutierte Pro-
jekt lautete also: Es besteht überhaupt kein Hand-
lungsbedarf, und außerdem ist kein Geld da. 

Zweiter Akt: Ablehnung der französischen Eure-
ka-Agentur. 

Dritter Akt: Verweigerung von angemessenen Fi-
nanzmitteln für Eureka. 

Vierter Akt: Umbuchung von schon im Haushalt 
enthaltenen Projekten auf den Titel Eureka. 

Fünfter Akt schließlich: Einrichtung eines Eure-
ka-Sekretariats in Straßburg, vorbei an der EG und 
zur Überraschung der Briten und Italiener. Ich 
möchte in Klammern die Frage hinzusetzen, ob hier 
Versorgungsüberlegungen für Staatssekretäre im 
Hintergrund stehen. 

An Stelle dieser Farce, meine Damen und Herren, 
haben wir Sozialdemokraten eine wirkliche Initia-
tive zur technolgischen Selbstbehauptung Europas 
gefordert. Ihr Ziel ist: Integration Europas, große 
und neue Infrastrukturprojekte, die auch neue 
Technologien im Dienste der Menschen in Europa 
nach sich ziehen werden. 

Ich nenne Ihnen dafür Beispiele: ein europäi-
sches Programm zur Humanisierung des Arbeitsle-
bens, ein europäisches Umweltschutzprogramm, ein 
europäisches Programm zur Ressourcenschonung 
und europäische Kommunikationssysteme. 

Wir sind uns bewußt, daß ein wirklich entschei-
dender Ansatz zur Integration Europas nur durch 
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Zander 
die Wirtschafts- und Finanzpolitik ereicht werden 
kann. Um so entschiedener aber verurteilen wir, 
daß die Bundesregierung durch ihre Mogelpackung 
Eureka eine europäische Initiative zu simulieren 
versucht. 

Meine Damen und Herren, mit dem Haushalt des 
Forschungsministers für 1986 beginnt eine gefährli-
che Entwicklung für die deutsche Forschungspoli-
tik. In 1985 sind politische Entscheidungen getrof-
fen worden, die für künftige Jahre einschneidende 
finanzielle Folgen nach sich ziehen. Der Bundesmi-
nister für Forschung und Technologie hat politische 
Entscheidungen selbst getroffen oder doch im Kabi-
nett mitgetragen, die zu einer weitgehenden Ver-
ödung einer breitgefächerten Forschungslandschaft 
führen können, wenn es nicht zu einer deutlichen 
Erhöhung des Einzelplans 30 in den Jahren 1988 
und folgenden kommt. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Alles dummes 
Zeug!) 

„Zu viele große Brocken", schrieb die „Wirt-
schaftswoche" vor kurzem. Diese großen Brocken in 
der Grundlagenforschung und in Weltraumprojek-
ten binden in den nächsten Jahren in zunehmen-
dem Maße Finanzmittel. Diese „großen Brocken" 
haben bereits jetzt den Rahmen der mittelfristigen 
Finanzplanung gesprengt; denn der Finanzminister 
hat für Ariane und Columbus bereits 50 % der Ko-
sten über die Finanzplanung hinaus zugesagt. Man 
darf gepannt sein, zu wessen Lasten diese Zusage 
eingelöst wird. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Was ist denn gegen 
diese Projekte einzuwenden? — Lenzer 
[CDU/CSU]: Das sind sehr gute Projekte!) 

Aber, meine Damen und Herren, mit Ariane und 
Columbus ist es ja noch lange nicht getan. Es sind 
ja noch weitere milliardenschwere Projekte in 
Sicht. Bezieht man die offenen Projekte, wie zum 
Beispiel die Weltraumfähre Hermes, in die Betrach-
tungen ein, 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: Das ist 
doch Ihr Wunsch!) 

denkt man an D2 und weitere Missionen, so er-
kennt man, daß der Etat des Bundesministers für 
Forschung und Technologie entweder ganz dra-
stisch aufgestockt werden muß, oder daß die Viel-
falt der Forschung den genannten Großprojekten 
zum Opfer fallen wird, weil Streichungen und Kür-
zungen unumgänglich sind. Unsere Priorität wäre 
es, im Falle einer Alternative Columbus und Her-
mes erst die Transportmittel und dann die Raum-
station zu bauen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte das heute 
in aller Deutlichkeit sagen, damit der Forschungs-
minister, aber auch der Finanzminister in späteren 
Jahren, wenn die absehbaren Folgen dieser Politik 
eingetreten sind, nicht die Ahnungslosen oder Über-
raschten oder jedenfalls Unschuldigen spielen kön-
nen: Die Bundesregierung ist dabei, sich for-
schungspolitisch zu übernehmen. Sie nimmt zu 
viele Projekte gleichzeitig oder doch nur geringfü-

gig zeitlich versetzt in Angriff, Projekte, die je für 
sich genommen sinnvoll und wünschenswert sind. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Alles sauber finan-
ziert!) 

Im Finanzplan der Bundesregierung heißt es: „Im 
Bereich der Weltraumforschung führen die neuen 
Vorhaben Columbus und Ariane in den Jahren 1986 
und 1987 zu einem erhöhten Ausgabenbedarf. Die-
ser Mehraufwand wird in den Jahren 1986 und 1987 
durch Rückführung anderer Aktivitäten im For-
schungshaushalt ganz und in den Jahren 1988 und 
1989 zum Teil aufgefangen", sagt der Finanzplan 
der Bundesregierung. 

Da muß man sich nun einmal plastisch vor Augen 
führen, was das heißt: Der Mehraufwand 1986 und 
1987 wird durch die Rückführung anderer Aktivitä-
ten aufgefangen. Da mag natürlich noch ein gewis-
ser Spielraum bei der nuklearen Energieforschung 
sein. Aber wie sollen denn diese Mittel 1988 und 
1989, wie hier steht, „zum Teil" aufgefangen wer-
den? Von den Jahren danach, über die sich die Bun-
desregierung ausschweigt und in denen bei den 
Großprojekten die Milliardenkosten erst anfallen, 
wird kein Wort gesagt. 

Meine Damen und Herren, beim Tornado stellte 
sich seinerzeit heraus, daß 700 Millionen DM nicht 
gedeckt waren. 

(Zuruf von der SPD: So war es!) 

Beim Einzelplan 30 ist jetzt schon für 1988 und 1989 
ein Mehrfaches dieser Summe verplant, aber nicht 
gedeckt. 

(Beifall bei der SPD — Wieczorek [Duis-
burg] [SPD]: Das ist ein Skandal!) 

Man kann auch sagen: Bundesminister Riesenhu-
ber bestellt laufend, aber er weiß nicht, wie er zah-
len soll, und wird das wohl bei der Langfristigkeit 
dieser Projekte auch seinem Nachfolger überlassen 
müssen. 

Wie auf vielen anderen Feldern der Politik zeigt 
sich auch hier ein Dilemma zwischen Ehrgeiz und 
Vermögen, zwischen Wollen und Können dieser 
Bundesregierung. Das ist auch ein Kennzeichen der 
Forschungspolitik. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Schöne Reden hält 
der!) 

Die Bedeutung der technologischen Herausforde-
rung Europas durch die USA, aber auch durch Ja-
pan, gehört zum Standardrepertoire der Sonntags-
reden der verschiedenen Bundesminister, die sich 
auf diesem Feld kompetent fühlen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Gefesselte 
Potenz ist das!) 

Es ist nicht zu bestreiten, daß diese Herausforde-
rung in den letzten Jahren erheblich zugenommen 
hat. Nicht zuletzt das amerikanische SDI-Pro-
gramm kann Europa nicht ignorieren oder so lapi-
dar beantworten wie der Bundeskanzler mit dem 
Hinweis darauf, daß die Beteiligung der Industrie ja 
völlig ausreichend sei. Wir jedenfalls wollen — um 
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das deutlich zu machen — keine Beteiligung an 
militärischen Technologieprojekten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir wollen die zivile, die friedliche Technologiepoli-
tik gemeinsam mit unseren europäischen Part-
nern. 

Aber wenn man das will, muß man dafür auch die 
nötigen Mittel bereitstellen. Es ist völlig unzurei-
chend, es ist geradezu lächerlich, ein so hochgelob-
tes Projekt wie die europäische Technologiegemein-
schaft Eureka mit sage und schreibe ganzen 40 Mil-
lionen DM 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

im Haushalt für 1986 abspeisen zu wollen, ohne 
auch nur eine müde Mark an Verpflichtungser-
mächtigungen für Folgejahre vorzusehen. Und die-
ser — gemessen an den Dimensionen des Vorha-
bens — kleinkarierte Beitrag 

(Walther [SPD]: Sehr richtig!) 

soll auch noch aus anderen Ansätzen des For-
schungshaushaltes zusammengekratzt werden! 

(Vosen [SPD]: Ausgeplündert wird der For

-

schungshaushalt!) 

Das Trauerspiel, das die Bundesregierung in der 
Diskussion um Eureka geboten hat, ist geradezu 
beschämend. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Erst lobt man das Vorhaben wie ein Jahrhunderter-
eignis, und dann dotiert man es wie eine Dorf-
schule. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieses Dilemma zwischen Wollen und Können 
zwingt den Forschungsminister auch zu rhetori-
schen Eiertänzen. Ein Beispiel dafür bietet seine 
Rede anläßlich der 25-Jahr-Feier des Instituts für 
Plasmaphysik. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Die war gut!) 

— Ich komme gleich darauf, Herr Dr. Probst. Sie 
war von Ihrem Minister, deshalb war sie sicher bes-
ser als die Reden, die Sie gewöhnlich halten. — In 
dieser Rede schlägt sich der Bundesminister Rie-
senhuber gewissermaßen selbst auf die Schulter 
und erklärt wörtlich — ich zitiere —: 

So haben wir in diesen Jahren mehr Großge-
räte in der Grundlagenforschung entschieden 
als zu irgendeiner Phase der Wissenschaftspoli-
tik in Deutschland zuvor. 

(Vosen [SPD]: Aber nicht bezahlt!) 

Aber das Problem des Bezahlens steht dahinter. 
Wenig später lobt sich der Minister erneut mit dem 
Hinweis auf den steigenden Anteil der Grundlagen-
forschung im Forschungshaushalt, den er für 1986 
mit bereits 36 % beziffert. 

Dieser enorme und überproportionale Anstieg 
der Dotierung der Grundlagenforschung und die in 
den nächsten Jahren steigenden, in die Milliarden 
gehenden Aufwendungen für Weltraumprojekte zu-

sammengenommen, werden die Vielfalt der For-
schungsförderung ersticken. Auch wohl darum hat 
der Minister in der genannten Rede darauf hinge-
wiesen, daß die Schwerpunkte einzelner Großpro-
jekte die Vielfalt der Wissenschaft nicht überwu-
chern dürften. Diese Feststellung glaubte er in sei-
ner Rede unterstreichen zu müssen. 

Aber dann muß ich ihn fragen: Wo bleiben die 
unausweichlichen Konsequenzen aus dieser Er-
kenntnis? Entweder wird der Forschungshaushalt 
in den nächsten Jahren drastisch aufgestockt, und 
zwar weit über die in der mittelfristigen Finanzpla-
nung vorgesehenen Ansätze hinaus, oder die 
Grundlagenforschung und die ehrgeizigen Welt-
raumprojekte ersticken die Vielfalt der Forschungs-
förderung. Dies ist die zwingende Konsequenz, die 
sich aus den Zahlen ergibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundesminister, die von mir schon zitierte 
Rede ist auch an anderer Stelle aufschlußreich. Sie 
teilen darin auch mit, daß der Wissenschaftshaus -
halt der ESA mit 5 % realem Wachstum in den näch-
sten Jahren ausgestattet werden soll. Auch hier 
frage ich Sie: Woher wollen Sie dieses Geld neh-
men? Zu wessen Lasten wird eingespart, wenn hier 
überproportional gesteigert werden soll? Wo bleibt 
die nötige Aufstockung? Sie müßte sich dann auch 
in der mittelfristigen Finanzplanung niederschla-
gen. 

(Vosen [SPD]: Da ist ein Loch!) 

Was eigentlich will der Finanzminister tun, wenn 
durch neue Entwicklungen, z. B. auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes oder der Gesundheitsvorsorge, 
neuer Forschungsbedarf in den nächsten Jahren in 
erheblichem Umfang entsteht? Zu wessen Lasten 
sollen die Mittel dann bereitgestellt werden? Wo 
will er überhaupt künftig Mittel für andere For-
schungsbereiche noch hernehmen? Der For-
schungsbedarf für Probleme unseres Alltags auf 
der Erde und in der Gegenwart wird in den näch-
sten Jahren eher zu- als abnehmen. 

Ich muß dem Forschungsminister vorwerfen, daß 
er gegenwärtig sehenden Auges den finanziellen 
Spielraum für die Aufnahme neuer Forschungspro-
jekte für solche Zwecke verplant und festlegt. Es 
mag sein, daß er sich dabei vorkommt wie eine Art 
Urenkel von Jules Verne oder ein Enkel von Hans 
Dominik. 

Das alles aber wird zu Lasten vieler Forschungs-
projekte, vieler Forscher, vieler Betriebe — vor al-
lem auch kleiner und mittlerer Betriebe — gehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe, Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren, eingangs gesagt, daß meiner Meinung nach 
Forschungs- und Technologiepolitik mehr ist als 
der Einzelplan 30. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist wahr!) 

Sie sollte auch Industriestrukturpolitik sein. Dafür 
reicht es eben nicht, zu glauben, man könne es 
durch ein paar finanzielle Unterstützungen und An-
reize schon richten. Das Versagen der Bundesregie- 
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rung in der Forschungs- und Technologiepolitik do-
kumentiert sich auch in der Nichtunterzeichnung 
der Seerechtskonvention. Damit haben wir erhebli-
che Optionen auf große Off-shore-Aktivitäten unse-
rer Werft- und Anlagenbauindustrie aufgegeben. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Ein anderes Beispiel ist die schleppende Normen-
setzung im Bereich der Umweltpolitik durch den 
Innenminister. Damit ist die Entwicklung unserer 
Umwelttechnologien beeinträchtigt, oder aber wir 
produzieren Umwelttechnologie auf Halde, die aber 
nicht marktgängig werden kann. 

Natürlich gibt es im Einzelplan 30, einem 7,5 Mil-
liarden-DM-Etat, auch eine Reihe von Ansätzen, die 
auch eine sozialdemokratisch orientierte Technolo-
giepolitik so oder jedenfalls ähnlich konzipiert hät-
te. Hervorheben möchte ich, daß wir die Aktion zur 
Verbesserung der Altersstruktur in den Großfor-
schungseinrichtungen unterstützen. Die Zahl von 
30 k. w.-Stellen bis 1995 hätten wir auf 60 aufge-
stockt. Diese Aktion ist wichtig für die Übernahme 
junger Wissenschaftler von den Hochschulen. 

Aber wir kritisieren die insgesamt falschen Wei-
chenstellungen einer zu ehrgeizigen Grundlagen- 
und Weltraumforschung, zu geringe Mittel für Um-
weltforschung, nichtnukleare Energieforschung 
oder etwa Friedens- und Konfliktforschung. 

Wir bejahen die Technologie. Sie darf unserer 
Meinung nach nicht der Rüstung dienen. Sie darf 
sich nicht in falscher Schwerpunktsetzung auf 
Großprojekte konzentrieren. Bei der Forschungs-
förderung des Bundes sollte auch immer wieder der 
Bezug zu den Menschen, zu ihren Problemen er-
kennbar bleiben, der bei vielen Großprojekten nur 
sehr schwer vermittelbar ist. 

(Beifall bei der SPD) 

An diesen Zielen gemessen, ist der Einzelplan 30 
falsch konzipiert und kann daher unsere Zustim-
mung nicht finden. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, es wurde mir eben mitgeteilt, daß das Ergebnis 
der Wahlen in wenigen Sekunden vorliegen wird. 
Ich unterbreche die Beratungen des Einzelplans 30 
und die Sitzung für einen Augenblick. 

(Unterbrechung von 18.29 bis 18.33 Uhr) 

Meine Damen und Herren, die Sitzung ist wieder 
eröffnet. 

Ich gebe zunächst das Ergebnis der Wahl des Prä-
sidenten des Bundesrechnungshofes bekannt. Von 
den stimmberechtigten Mitgliedern des Hauses ha-
ben 399 ihre Stimme abgegeben, davon ungültige 
Stimmen 8. Mit Ja haben gestimmt 337, mit Nein 
haben gestimmt 26, Enthaltungen 28. Die Berliner 
Abgeordneten haben wie folgt gestimmt: abgege-
bene Stimmen 16, davon ungültige Stimmen keine. 
Mit Ja haben gestimmt 15, mit Nein hat gestimmt 
einer, Enthaltungen keine. Ich stelle fest, daß Herr 

Dr. Heinz Günther Zavelberg die Stimmen der 
Mehrheit der Mitglieder des Hauses erhalten hat. 

(Beifall) 

Ich gebe nunmehr das Ergebnis der Wahl des 
Vizepräsidenten des Bundesrechnungshofes be-
kannt. Von den stimmberechtigten Mitgliedern des 
Hauses haben 399 ihre Stimme abgegeben, davon 
ungültige Stimmen 7. Mit Ja haben gestimmt 306, 
mit Nein haben gestimmt 38, Enthaltungen 48. Die 
Berliner Abgeordneten haben wie folgt gestimmt: 
abgegebene Stimmen 16, davon ungültig keine. Mit 
Ja haben gestimmt 16, mit Nein hat keiner ge-
stimmt, Enthaltungen keine. Meine Damen und 
Herren, ich stelle fest, daß Herr Ernst Heuer eben-
falls die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des 
Hauses erhalten hat. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, Herr Dr. Heinz Gün-
ther Zavelberg und Herr Ernst Heuer haben auf der 
Ehrentribüne Platz genommen. Ich begrüße sie 
recht herzlich und spreche ihnen zu diesem Teil 
ihrer Wahl die Glückwünsche des Deutschen Bun-
destages aus. 

(Beifall) 

Der Bundesrat wird seine Wahl am kommenden 
Freitag vollziehen. 

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, nur 
mit einem Satz sagen: Mit der nun vorgenommenen 
Wahl haben wir zum erstenmal eine Entscheidung 
nach dem neuen Gesetz über den Bundesrech-
nungshof getroffen. Damit würdigt auch der Bun-
destag die hohe Bedeutung der Haushaltskontrolle 
im demokratischen und sozialen Rechtsstaat. Diese 
politische Kontrolle der Exekutive ist Aufgabe des 
Parlaments. Sie kann nur erfüllt werden, weil der 
Bundesrechnungshof mit seiner Sachkunde und 
seiner politischen Unabhängigkeit die notwendige 
Hilfestellung leistet. 

Meine Damen und Herren, auf der Ehrentribüne 
hat auch der langjährige bisherige Präsident des 
Bundesrechnungshofes, Herr Wittrock, Platz ge-
nommen. Auch ihn grüße ich herzlich, verbunden 
mit unserem Dank, mit unserem Respekt für sein 
verdienstvolles jahrelanges Wirken. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir fahren in der Be-
ratung des Einzelplans 30 fort. Das Wort hat der 
Abgeordnete Austermann. 

Austermann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich war zunächst etwas er-
staunt, zu hören, daß sich der Kollege Zander doch 
sehr widersprüchlich geäußert hat, nachdem es, wie 
ich glaube, in der Zusammenarbeit im Haushalts-
ausschuß eigentlich keine Probleme gegeben hatte. 
Er hat auf der einen Seite gesagt, wir würden mit 
diesem Haushalt die Herausforderungen der Zu-
kunft nicht annehmen, es werde nur gekleckert und 
nicht geklotzt, und auf der anderen Seite gleichzei-
tig beklagt, daß wir zu viele große Brocken mit kla-
rer Zielsetzung hätten. Dann hat er sich hauptsäch-
lich auf Dinge konzentriert, die überhaupt nicht im 
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Forschungshaushalt stehen, z. B. das Thema SDI. 
Ich kann keine einzige Mark dafür finden. Hier ver-
tritt er die bei der SPD inzwischen übliche Ohne-
Michel-Position. — Dann ging es darum, zu Eureka 
eine klare Aussage zu machen. Wir haben natürlich 
Geld dafür bereitgestellt. 40 Millionen DM sind ver-
fügbar. 

(Zander [SPD]: Das ist doch lächerlich!) 

— Das ist Ihnen auf der einen Seite zuwenig, auf 
der anderen Seite beklagen Sie, daß das Projekt 
noch keine Haushaltsreife habe. Das paßt nicht zu-
sammen. Von daher ist Ihre Position sehr wider-
sprüchlich. 

Wenn gesagt wird, der Forschungsminister werde 
nicht wissen, wie er sein Geld aufbringen solle: Wir 
haben nach seiner in den drei Jahren geleisteten 
Arbeit gutes Vertrauen. 

(Zander [SPD]: Das dicke Ende kommt 
noch!) 

Unsere solide Finanzpolitik ermöglicht es, ihm auch 
für die Zukunft das Geld für die neuen, vernünfti-
gen Projekte zur Verfügung zu stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unser Ziel muß sein, in der Forschungspolitik 
eine Spitzenposition auszubauen und mit neuen 
Schwerpunkten neue Arbeitsplätze zu sichern. Der 
Forschungshaushalt ist mit einem Volumen von 7,5 
Milliarden DM sichtbares Zeichen für diese neuen 
Schwerpunkte, die wir setzen, und für maßgebliche 
Korrekturen der Forschungs- und Technologiepoli-
tik durch diese Regierung und diesen Minister. 

Mit den Zielen von mehr Eigeninitiative, Lei-
stungsbereitschaft, einem Ja zur Zukunft und zum 
Fortschritt, Verantwortungsfreude und zur persön-
lichen Freiheit im Rahmen der Sozialen Marktwirt-
schaft 

(Zuruf von der SPD: Sprechblasen sind 
das!) 

und mit klarer ethischer Grenzziehung ist auch der 
Rahmen für Forschung und Entwicklung klar um-
schrieben. Seit dem Jahre 1982 ist die Grundlagen-
forschung, die lebenswichtigen Entwicklungen den 
Boden bereitet, ständig gewachsen. Das schlägt sich 
nieder in den Finanzbeiträgen für die Max-Planck-
Gesellschaft 

(Zuruf des Abg. Stahl [Kempen] [SPD]) 

— aber nicht die Steigerungsrate, Herr Kollege —, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Aber auch!) 

die Deutsche Forschungsgemeinschaft, die Fraun-
hofer-Gesellschaft, Zuschüssen für die 13 Großfor-
schungseinrichtungen, Institute der Blauen Liste 
und für die internationalen Forschungszentren, de-
ren Mittel erheblich ansteigen. Wenn man so will, 
ist auch dies zum größten Teil europäische Zusam-
menarbeit, auch Eureka, was da überproportional 
von uns finanziert wird. 

1986 wird der Anteil der Grundlagenforschung 
am Haushalt des Bundesministers für Forschung 
und Technologie auf etwa 36% gegenüber 27% im 
Jahre 1982 steigen. Das zeigt, glaube ich, daß wir  

eine deutliche Korrektur vorgenommen und deut-
lich gemacht haben, daß wir im Bereich der Um-
weltpolitik, der Informationstechnik, der Material-
forschung, der Biotechnologie 

(Vosen [SPD]: Biotechnologie?) 

— Biotechnologie als besonderer Schwerpunkt — 
und mit den Einzelentscheidungen für die Großge-
räte der Grundlagenforschung, die ich nicht im ein-
zelnen aufzuführen brauche, neue Schwerpunkte 
gesetzt haben. Diese Schwerpunkte sind zukunfts-
orientiert und sichern Arbeitsplätze durch neues 
Wissen. 

Die Bundesregierung hat sich daneben das Ziel 
gesetzt, die Rahmenbedingungen für die Forschung 
und Entwicklung zu verändern. Dazu gehört die 
Senkung der direkten Förderung bei Projekten in 
der Wirtschaft. Die Wirksamkeit der von uns einge-
setzten Mittel muß erhöht werden. Dazu gehört 
auch die Verlagerung der Förderung von leistungs-
fähigen Großbetrieben zu mehr innovationsfreudi-
gen mittelständischen Betrieben. Forschungsförde-
rung ist Industriepolitik, muß aber auch Mittel-
standspolitik sein. 

Ich finde, es ist an der Zeit gewesen, deutlich zu 
machen, daß die Weitergabe von Subventionen an 
die Creme der deutschen Industrie, die dies nicht 
nötig hat, einzugrenzen ist. Immerhin bezogen 76 
Großunternehmen mit mehr als 10 000 Mitarbei-
tern, von Agfa bis VEBA, 1984 noch über eine halbe 
Milliarde DM an Forschungsmitteln. Die Förderung 
für kleine und mittlere Betriebe steigt demgegen-
über seit 1982 stark an, was uns freut, aber liegt 
immerhin noch um 100 Millionen DM unter der För-
derung für Großbetriebe. 

Ein Beispiel für diese überdenkenswürdige Zu-
schußpolitik scheint mir das sogenannte 4-Megabit-
Projekt zur Entwicklung von neuen Halbleiterspei-
chern zu sein. Die öffentliche Hand der Bundesre-
publik und der Niederlande unterstützen mit 500 
Millionen DM Entwicklungsarbeiten bei den Fir-
men Siemens und Philips, zwei Firmengiganten, die 
nach ihren letzten Bilanzen nicht gerade zu den 
Ärmsten der Armen gehören. Allerdings stehen 
hier der Förderung zwei angekündigte neue Werke 
mit je 500 Millionen DM Investitionsvolumen für 
jeweils 400 Mitarbeiter in Regensburg und im 
Raume Hamburg sowie die Hoffnung gegenüber, 
daß europäische Unternehmen im Elektronikbe-
reich endgültig den Anschluß an die Weltspitze fin-
den können. Deshalb sagen wir — wenn auch mit 
Bedenken — ja zu diesem Projekt. 

Der Verbesserung der Rahmenbedingungen in 
der Wirtschaft dient neben der finanziellen Förde-
rung von Forschungs- und Entwicklungspersonal 
und neben der Fortführung des Modells „Technolo-
gieorientierte Unternehmensgründungen" aber 
auch die verbesserte Zusammenarbeit von Wissen-
schaft und Wirtschaft, vor allem im Rahmen ver-
stärkter Auftragsforschung und Verbundvorhaben. 
Auch diese Maßnahmen sind meines Erachtens ein-
deutig der Forschung im Bereich des Mittelstandes 
und der Mittelstandsförderung zuzuordnen. 
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Die Zahl der direkten Förderungen geht zurück. 

Dafür steigt die Zahl der indirekten Förderungen 
an. Dennoch wäre es falsch, von einem Rückgang 
der Investitionen zu sprechen, wie die Opposition 
das in bezug auf diesen Haushalt, in bezug auf den 
Forschungshaushalt gesagt hat. 

(Vosen [SPD]: Auf den Gesamthaushalt!) 

Der Forschungshaushalt steigt um 3 %. — Ich bin 
der Meinung, daß darunter auch die Investitionen 
in das Humankapital zu verstehen sind. Zu den 
Investitionen zählen auch die Zuschüsse zu interna-
tionalen Organisationen, welche Rückflüsse in 
Form von Aufträgen für die deutsche Industrie zur 
Folge haben. 

Für die Bürger von besonderem Interesse 

(Zuruf von der SPD) 

— das ist Gewerkschaftsphraseologie, Frau Kolle-
gin — sind Forschungen für die Sicherung und 
Verbesserung der konkreten Lebensbedingungen. 
Die Ansätze werden ebenfalls verstärkt. Für ökolo-
gische Forschung, Umwelttechnologie, Gesund-
heitsforschung und Humanisierung des Arbeitsle-
bens werden insgesamt 635 Millionen DM bereitge-
stellt. Herr Kollege Zander, ich weiß nicht, wie man 
dann sagen kann, da täten wir zuwenig. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Da 
wird geklotzt!) 

— Da wird geklotzt und nicht gekleckert. 

Hierzu gehört auch die Aufstockung der Mittel 
für die AIDS-Forschung. Man kann heute allen Be-
sorgten sagen, daß kein sinnvolles Projekt aus Man-
gel an Mitteln gestrichen werden muß. Hierzu gehö-
ren auch die entschiedenen Schritte gegen die soge-
nannte Abfallaltlastenproblematik. Es ist sicher 
eine Aufgabe für ein Jahrzehnt, um das in den Griff 
zu bekommen. Die Kollegen aus Hamburg, insbe-
sondere Herr Duve, wissen, wer dort wo versagt hat. 
Hierzu gehört natürlich auch die Fortführung der 
Krebsforschung. 

Lassen Sie mich einen Hinweis auf das Thema 
Tierversuche machen. Es kann nicht die Aufgabe 
des Haushaltsausschusses sein, hier eindeutige 
Grenzen zu ziehen. Wir haben aber immerhin die 
Mittel noch einmal reduziert von 24,8 auf 23,8 Mil-
lionen DM. Es wird Aufgabe des neuen Tierschutz-
gesetzes sein, klare Grenzen festzulegen. 

Ebenfalls in diesem Zusammenhang — men-
schenwürdiges Leben — gehört die wichtige Vorar-
beit der Benda-Kommission zu ethischen und 
rechtlichen Fragen der Anwendung der Gentech-
nik. Nicht alles, was die Wissenschaft könnte, darf 
erprobt werden. Ich meine, man sollte den Anfän-
gen wehren. Mir persönlich scheint, daß die Kom-
mission nicht in allen Fällen konsequent geblieben 
ist. Wer Leihmutterschaft ablehnt, muß auch Sa-
men-, Ei- und Embryonenspende, Haltbarmachung 
von Embryonen durch Tieffrieren — wie lange ei-
gentlich, wie viele Generationen? — und Experi-
mente mit befruchteten Eizellen „im Interesse des 
menschlichen Fortschritts" ablehnen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

— Ich bedanke mich für die Zustimmung. — Gen-
technologie zur Heilung von Krankheiten, zur Be-
kämpfung des Hungers, zur Gewinnung neuer Roh-
stoffe ja, zur Manipulation von menschlichem Erb-
gut nein. 

Für staatliche Langzeitprogramme werden 1986 
1,3 Milliarden DM vorgesehen. Schwerpunkt ist der 
Bereich der Weltraumforschung. Ich glaube, daß es 
unsere Aufgabe ist, dem Bürger noch deutlicher zu 
machen, welche Vorteile, Erfolge und positiven Lei-
stungen für ihn aus der Weltraumforschung entste-
hen können und vor allen Dingen schon entstanden 
sind im Bereich der Datenübertragungstechnik, der 
Entwicklung der Kameratechnik, der Entwicklung 
von Robotern und der Weiterführung der Elektro-
nik. Heute ist das Satellitenbild für den Wetterbe-
richt im Fernsehen oder die weltweite Übertragung 
der Olympischen Spiele eine Selbstverständlichkeit 
geworden. 

(Zuruf von der SPD: Das haben wir einge-
leitet!) 

In Zukunft wird es im Bereich der Beobachtungs-
technik — wir reden von der Zukunft —, der Satelli-
tenkommunikation und Navigation, im Bereich der 
Forschung des verminderten Schwerkrafteinflus-
ses, bei der Biochemie, bei der Medizin und bei der 
dezentralen Stromversorgung neue Möglichkeiten 
geben. Heute arbeiten 4 500 Mitarbeiter in der 
Raumfahrtindustrie. Sie erhalten durch Entschei-
dungen im Bundeshaushalt die Möglichkeit, neue 
Perspektiven — und darum geht es bei diesem 
Haushalt — der kommerziellen Nutzung der Welt-
raumforschung für die deutsche Industrie zu eröff-
nen und damit mehr Wohlstand und Arbeitsplätze 
zu schaffen. Im Hinblick auf die breite und langfri-
stige Wirksamkeit der Weltraumtechnik ist es des-
halb meines Erachtens wünschenswert, daß sich die 
Beteiligung der deutschen Industrie drastisch ver-
stärkt, zumal wir bisher keine militärische Beteili-
gung bei Weltraumprojekten haben. 

Zu den Herausforderungen der Zukunft gehört 
auch die Aufgabe, die Fragestellung der 13 Großfor-
schungseinrichtungen in Teilbereichen zu überprü-
fen. In ihnen sind 20 000 Mitarbeiter, darunter 10 000 
Wissenschaftler und Techniker, tätig. Heute stellen 
sich größtenteils neue Ziele und neue Aufgaben für 
Institute, die vor vielen Jahren gegründet wurden. 
Elementarphysik, Kerntechnik und Raumfahrt ha-
ben ganz unterschiedliche Bedeutung. Von der Be-
völkerung mehr akzeptiert werden wohl in Zukunft 
die Schwerpunktbereiche biologische Strukturfor-
schung, Krebsforschung und die Untersuchung der 
Wechselwirkungen zwischen Umwelt und Gesund-
heit. Eindeutig neue Technologien wie Biotechnolo-
gie, Informations- und Kommunikationstechnik 
und Materialforschung müssen Durchbruch erhal-
ten. Thematisch haben die Großforschungseinrich-
tungen bewiesen, daß sie flexibel geblieben sind. Im 
Innern müßte sich der Wandel meines Erachtens 
häufig noch stärker im Management, in der Füh-
rung, im wissenschaftlichen Aufbau bemerkbar ma-
chen. 

Das zentrale Problem — darauf hat der Kollege 
Zander mit Recht hingewiesen — ist das Personal- 
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problem. Wir haben hier geholfen, indem wir nicht 
30, sondern 35 neue Stellen bereitgestellt haben. 
Das ist ein bescheidener Anfang im Rahmen eines 
neuen Programms von 300 künftigen k.w.-Stellen, 
die helfen sollen, die Strukturprobleme in den Groß-
forschungseinrichtungen zu lösen. 

Auch Grundlagenforschung kann und darf aber 
kein Blankoscheck sein. Auch hier müssen sich 
kreative Kräfte entfalten. Die deutschen Forscher 
sind übrigens bei den Gehältern führend. Daß dies 
generell auch bei der Phantasie der Fall ist, muß im 
Einzelfall bezweifelt werden. Ein Nobelpreis macht 
noch keinen Forschungssommer. 

(Beifall des Abg. Dr. Müller [Bremen] 
[GRÜNE]) 

Auch die Grundlagenforschung muß sich mehr dem 
Wettbewerb stellen. Wir müssen als Politiker den 
Mut aufbringen, mehr in der Forschung zu erpro-
ben und auch mal ein größeres Projekt abzubre-
chen. Die Fraunhofer-Gesellschaft ist dafür Modell. 

Auch in der Forschung bleibt der Mensch Träger 
des Wissens. Er bleibt — bei allem Respekt vor 
Datenbanken — entscheidend für die Forschung. 

Der Bund trägt mit knapp 7,5 Milliarden 

(Zuruf des Abg. Dr. Müller [Bremen] [GRÜ

-

NE]) 

— das wird Ihre Redezeit nicht verlängern, Herr 
Kollege Müller, zumal ich sicher bin, daß Sie wenig 
Sinnvolles sagen werden — nur 14 % der Kosten für 
Forschung und Entwicklung in der Bundesrepublik. 
Das kann viel sein, wenn wir uns auf die Bereiche 
fördernd beschränken, die durch die mittelständi-
sche und industrielle Forschung nicht abgedeckt 
werden, wo Marktmechanismen nicht funktionie-
ren. Dies gilt für die Grundlagenforschung, und dies 
gilt für Daseinsvorsorge im Gesundheits- und Um-
weltschutz. Marktnahe Forschung kann steuerlich 
erleichtert werden, aber sie muß nicht vom Staat 
direkt finanziert werden. 

Zu den Bereichen, die zurückgeführt werden, ge-
hört die Kernenergie. Das ist wieder ein Beweis für 
die Ohne-Michel-Position der SPD. Nachdem man 
jahrelang die großen Projekte SNR und THTR favo-
risiert hatte, 

(Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Genau!) 

sagt man heute bei THTR ja, bei SNR nein. Wie soll 
das eigentlich weiter gemacht werden, nachdem der 
Bund hier 7,5 Milliarden DM für beide Projekte 
trägt? Da redet Herr Rau wie üblich nebulös. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Er 
ist eine „raue Maus"!) 

Sie wissen noch nicht, was Sie machen sollen, nach-
dem offensichtlich bei 17 Einzelgenehmigungen 
keine Bedenken entstanden sind. Ich glaube, Sie 
müssen hier die Frage beantworten: Welche neue 
Erkenntnis führt denn hier zu der Neubewertung, 
die Sie gern vornehmen wollen? 

(Gerstein [CDU/CSU]: Es gibt keine! Nach 
Erkenntnissen haben die noch nie ent

-

schieden!) 

Ich habe unsere Unterstützung zum Thema 
Eureka zum Ausdruck gebracht. Ich hätte mir ge-
wünscht, daß manches dort konkreter wäre. Das 
betrifft die Voraussetzung der Verwaltung. Das gilt 
auch für das DHI. Das gilt auch für die globalen 
Minderausgaben. Haushaltsklarheit, -wahrheit und 
-vollständigkeit haben uns vielleicht manchmal et-
was zweifeln lassen. 

Lassen Sie mich zum Abchluß ein paar Sätze zum 
Nord-Süd-Gefälle im Forschungsbereich sagen. 
Die Aktivität der Fraunhofer-Gesellschaft hört lei-
der an der Stadtgrenze Hamburgs auf. Die Max-
Planck-Gesellschaft konzentriert sich im wesentli-
chen auf den Süden des Bundesgebiets. Dennoch 
kann man hier — und dafür sind wir Ihnen, Herr 
Minister, dankbar — deutliche Korrekturen zu 
mehr regionaler Ausgewogenheit erkennen. Regio-
nale Ausgewogenheit darf nicht das oberste Prinzip 
für Forschungsförderung sein, aber auch nicht als 
Keule gegen jene norddeutsche Aktivität sprechen. 
Aus diesem Grund bin ich der Meinung, daß auch 
beispielhafte Projekte bei uns unterstützt werden 
müssen. Ich freue mich, daß es gelungen ist, alle 
Kollegen, auch die der Opposition, zur Zustimmung 
zu neuen Anträgen zu bringen: zur Verstärkung der 
Umweltforschung im Bereich von Nord- und Ostsee, 
für kleine Windenergieanlagen, für besseren Kü-
stenschutz, auf den Gebieten der Unterwassertech-
nik und für eine GEOMAR-Studie. Ich meine, Mee-
resforschung und Meeresgeologie sind eine Zu-
kunftsaufgabe, die unterstützt werden muß und für 
die hoffentlich alle im Haushalt 1987 die Nägel klar 
einschlagen. 

Der Haushalt für Forschung und Technologie si-
chert neue Schwerpunkte, er sichert neue Arbeits-
plätze und garantiert, daß wir dem Wandel in der 
Zukunft auch hier zugewandt sind. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit und 
für die gute Arbeit des Ministeriums. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Müller (Bremen). 

Dr. Müller (Bremen) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In dieser kurzen Zeit ist 
es natürlich nicht möglich, eine Alternative zu dem 
zu entwickeln, was von Herrn Riesenhuber als For-
schungskonzeption vorgeschlagen worden ist. 

(Zuruf von der SPD: Der hat doch noch gar 
nicht gesprochen!) 

Ich möchte mich zunächst einmal auf eine Sache 
beziehen, und zwar deshalb, weil sie eines der teu-
ersten Projekte von allen ist: Teilchenbeschleuni-
ger und Speicherring. Es sind in den letzten vier 
Jahren — ich habe das einmal durchgerechnet —
1 812 000 000 DM allein für Teilchenbeschleuniger 
zur Verfügung gestellt worden. Da frage ich mich: 
Wofür geschieht das? Ich habe nichts gegen die For-
schung im Bereich der Beschleuniger. Was ich mich 
aber frage, ist, warum und wieso dies nun ein 
Schwerpunkt der Forschung geworden ist. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Gehen Sie doch 
einmal hin und erkundigen Sie sich!) 
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Da wird dem unendlich kleinen Teil im düsteren 
Nebel des unergründlichen Seins gefolgt in der 
Hoffnung, irgend etwas zu finden. Doch was? 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
hat etwas mit Rotation zu tun!) 

Das hat in den letzten vier Jahren 1 812 000 000 DM 
gekostet. Es ist aus der Teilchenbeschleuniger-For-
schung bis jetzt nichts herausgekommen, 

(Austermann [CDU/CSU]: Wir haben damit 
noch nicht einmal angefangen!) 

nichts von dem, was Sie wahrscheinlich gesucht ha-
ben. Ich weiß j a nicht, was Herr Riesenhuber bei 
diesen kleinen Teilchen sucht. Den letzten Quark, 
der irgendwo im Nebel verschwindet? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Rotierende 
GRÜNE sind Quark!) 

Ich glaube und bin mir da ganz sicher, daß für diese 
Art von Beschleuniger-Forschung hier kein gesell-
schaftlicher Bedarf in dem Ausmaße besteht, daß 
hier Geld für diese Art von Forschung rausge-
schmissen wird. 

(Zander [SPD]: Die geistig-moralische 
Wende suchen die da!) 

Das gleiche gilt hinsichtlich der letzten vier Jahre 
natürlich auch für die Atomenergieforschung. 
Atomenergie ist eine völlig unmoderne Energie-
form, wie wir wissen. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 
Diese Energie ist sauber und umwelt

-

freundlich!) 

In den USA investiert kein Mensch mehr einen Dol-
lar in Atomenergie, weil es sich nicht mehr lohnt, 
hier dagegen wird noch dafür geforscht. Herr Rie-
senhuber, dies ist der unmodernste Teil Ihres ge-
samten Forschungsprogramms, um es einmal deut-
lich zu sagen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unmodern ist 
die Partei der GRÜNEN!) 

Auch in diesem Bereich sind in den letzten vier Jah-
ren immerhin 8 187 000 000 DM zur Verfügung ge-
stellt worden — vergleichsweise viel Geld. 

Nun gibt es in der letzten Zeit diese wunder-
schöne Eureka-Diskussion. Die einzigen, die hier 
im Augenblick noch dafür sind, sind, glaube ich, 
Herr Riesenhuber auf der einen und die Sozialde-
mokratie auf der anderen Seite, die darum kämpft, 
wer dieses Feld nun irgendwie besetzen kann. 40 
Millionen sind dafür, für diese Konkurrenz natür-
lich zuwenig; das lohnt sich nicht. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Wofür sind Sie ei

-

gentlich?) 

Als wir hier beobachtet haben, wie das mit Eureka 
aufkam, habe ich immer die Frage gestellt: Was für 
Projekte denn bitte schön? Das Projekt, das mir im 
Haushaltsausschuß als Spitzenprojekt für Eureka 
vorgestellt wurde, diese Vision, diese wunderschöne 
Entgegnung auf die amerikanischen und sonstigen 
Herausforderungen, war das digitalisierte Autotele-
fon. Das war das einzige konkrete Projekt, das mir 
dort vorgestellt worden ist; ansonsten, Herr Riesen- 

huber, wurde schwadroniert. Da wollte man den 
Schadstoffen durch Europa folgen, wahrscheinlich 
genauso wie den kleinsten Teilchen im Beschleuni-
ger. Alles mögliche hat man versucht und angespro-
chen, aber es gibt keine konkreten Projekte. Es gibt 
Vorstellungen aller Art, und deswegen kann natür-
lich jeder auch sagen: Ja, ich bin wahrscheinlich 
dafür, wie die Sozialdemokratie es ja tut. Aber das 
ist unspezifisch. Ich habe in diesem Fall keine Posi-
tion dazu. 

(Austermann [CDU/CSU]: Das haben wir 
gemerkt! — Lachen und weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Denn zu nichts kann man keine Position haben. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Sie 
haben nicht zu nichts keine Position, son-
dern Sie haben zu allem keine Position!) 

Wir haben im Haushalt für eine Reihe von Möglich-
keiten zwar 40 Millionen DM als Finanzierungsmit-
tel, aber es steht nichts darin, wofür es denn, bitte 
schön, ausgegeben werden möge. Gut, ich verstehe 
die Sozialdemokratie da j a sehr gut. Sie sagt: Jeder 
Pfennig, der für Eureka ausgegeben wird, wird 
nicht für SDI ausgegeben. Wenn es so wäre, würde 
ich auch sagen: Großartig. Aber ich weiß bis heute 
immer noch nicht, welche Projekte, welche konkre-
ten Projekte — Herr Austermann, von Ihnen kam 
das mit dem digitalisierten Autotelefon; nicht 
schlecht, die Idee; das kam von Ihnen, ich kann 
mich daran sehr gut erinnern — dazu gehören. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Sie müssen einmal 
den Haushaltsplan nachlesen! — Carsten-
sen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Ich weiß 

nichts, ich will nichts, ich mach' nichts!) 

Angesichts der Probleme, die wir in der For-
schung heute haben, wäre doch entscheidend, 
Schwerpunkte entsprechend den Problemfeldern 
unserer Gesellschaft zu setzen, die Forschung in 
diese Richtung zu orientieren. Ich bin davon über-
zeugt, daß wir die ökologischen Probleme, die wir 
haben, nur unter dem Einsatz von erheblichen Mit-
teln für naturwissenschaftliche Forschung lösen 
können. 

(Dr. Probst [CDU/CSU]: Das stimmt sogar! 
— Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: 

Kernkraft!) 

Ich gehe auch davon aus, daß wir bei dieser Pro-
blemlösung einen wesentlich höheren Forschungs-
bedarf haben, beispielsweise in der Frage der Ent-
giftung der chemischen Produktion, als das, was 
dafür bis jetzt angesetzt worden ist, bzw. als das, 
was wir uns da überhaupt vorstellen können. Wenn 
wir so etwas wie eine giftfreie Produktion wollen 
und wenn wir wollen, daß die Konversion sozial in 
diese Richtung geht, dann werden in der Zukunft 
wesentlich mehr Forschungsmittel nötig sein, als 
für die Forschung bisher ausgegeben worden ist. 

Jetzt ein letztes. Herr Riesenhuber, Ihr Ministe-
rium gilt als besonders flexibel, modern usw. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es ist es!) 
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Sie kennen die Begriffe. Aber Sie waren nicht in 
der Lage, auf ein Problem, das heraufgekommen ist, 
in adäquater Weise zu reagieren. Es ist schon län-
ger bekannt. Es ist in der öffentlichen Diskussion 
aufgekommen. Es ist die Frage der AIDS-For-
schung. Das Ministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat nach unserer Auffassung dabei vor-
bildlich reagiert. Es hat auf unsere Anträge hin 
erhebliche Erhöhungen des Ansatzes vorgenom-
men. Beim Bundesministerium für Forschung und 
Technologie sind aber wesentlich zuwenig Mittel 
eingesetzt. Denn eines ist klar: Diese Krankheit 
wird nicht mit einem Forschungsaufwand zu be-
kämpfen sein, der sich bei lächerlichen 16 Millionen 
DM bewegt. Ich glaube, da muß man wesentlich 
stärker einsteigen. Wenn man hier verantwortlich 
handeln will, kommt es auch darauf an, die Diskus-
sion über AIDS auf die Ebene von Wissenschaft und 
Forschung zu lenken, um klarzumachen, daß hier 
ernsthaft der Versuch gemacht wird, diese Krank-
heit zu bekämpfen und Gegenmittel zu entwickeln. 
Deswegen haben wir hier den Antrag gestellt, die 
Mittel im Bereich des Bundesministeriums für For-
schung und Technologie für die AIDS-Forschung 
weiter zu erhöhen. Wir wissen genau, daß Bedarf 
für diese Mittel vorhanden ist und daß es in der 
Bundesrepublik auch genug Kompetenz für diese 
Art von Forschung gibt. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun hat Professor 
Laermann das Wort. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Müller hat festgestellt: Zu nichts kann man keine 
Position haben. — Zu seinen Ausführungen habe 
ich keine Position. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Ich möchte etwas zu Herrn Kollegen Zander sa-
gen. Sie haben hier Flügelschläge vorgeführt. Das 
erinnert mich fatal an den SPD-Growian. Dessen 
Nabe ist gerissen, weil er in Schwingung geraten 
ist. Ich möchte Ihnen doch empfehlen, sich einmal 
mit Ihrem Nachbarn kurzuschließen, dem Kollegen 
aus dem Forschungsausschuß; denn was Sie hier 
vorgetragen haben, stimmt überhaupt nicht mit 
dem überein, was Ihre Kollegen aus dem For-
schungsausschuß in der Öffentlichkeit verkündet 
haben. 

(Zurufe von der SPD) 

— Das beweise ich Ihnen gleich; ich komme gleich 
darauf. Natürlich kann ich Ihnen das beweisen. Sie 
haben nämlich gefordert, daß neben Columbus und 
Ariane weiteres gemacht werde. Nachdem Sie bei 
Herrn Minister Curien waren, der Sie gebrieft hat-
te, haben Sie gesagt, die Bundesregierung müsse 
auch Hermes machen und sich viel stärker in der 
Weltraumforschung engagieren. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich möchte hier jetzt zum Haushalt sprechen. 
Deutlicher als in den vorhergegangenen Jahren — 
da  steht unsere Beurteilung in einem Gegensatz zu 
derjenigen der Opposition; das ist verständlich — 
wird  im Haushalt des Forschungsministeriums die 
allmähliche Umsteuerung in der Forschungspolitik 
auf andere Problemfelder offenbar. Wir begrüßen 
dies ausdrücklich. Ich betone mit Nachdruck, daß 
sich diese Entwicklung konsequent fortsetzen muß. 
Die Forschungspolitik eignet sich nun weiß Gott 
nicht für eine Stop-and-go-Politik. Eine Umsteue-
rung kann wirklich nur erfolgen, wenn sie vernünf-
tig, langfristig, behutsam und kontinuierlich betrie-
ben wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Man kann kein Vollschiff im Hau-ruck-Verfahren 
durch den Wind bringen. 

Als besonders bemerkenswert möchte ich die 
Verstärkung der Grundlagenforschung herausstel-
len. Denn nur auf den Ergebnissen der Grundlagen-
forschung aufbauend sind anwendungsorientierte 
Forschung und technische Entwicklungen möglich. 
Damit wird sie zur unverzichtbaren Voraussetzung 
für spätere Innovationen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang feststellen, 
daß die Großgeräte in der Grundlagenforschung zu-
nehmend höheren finanziellen Bedarf verursachen, 
der national nicht mehr zu decken ist. Hier ist zu-
nehmend internationale, vor allen Dingen europäi-
sche Kooperation gefordert. Hier sind — das stelle 
ich ausdrücklich und mit Befriedigung fest — ei-
nige Großprojekte bereits auf gutem Wege. Ich darf 
die Hamburger Kollegen an HERA erinnern, an 
DESY oder die ESRF oder auch an den Joint Torus, 
die Fusionsforschung in Culham. Ich denke, das 
sind die richtigen Wege, die wir beschreiten müs-
sen. 

(Walther [SPD]: Aber die hat doch nicht 
Herr Riesenhuber erfunden!) 

— Das habe ich auch nicht behauptet. Ich stelle fest, 
was in der Forschungspolitik notwendig ist. Das tue 
ich hier in Vertretung der FDP-Fraktion, nicht als 
Vertreter des Forschungsministers; der kann sich 
selber verteidigen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Eine wirkungsvolle Forschungs- und Technolo-
giepolitik ist aber nicht zu erwarten, wenn dann 
nicht hinreichend qualifizierte Fachleute, Wissen-
schaftler, Techniker, zur Verfügung stehen. Es 
macht keinen Sinn, Forschungsprogramme in ge-
wiß wichtigen, sehr wichtigen Bereichen, z. B. der 
Biotechnologie oder der Klimaforschung, mit Geld 
zu dotieren, diese Bereiche mit hohen Finanzzuwei-
sungen abrupt hochzufahren und dann nach den 
Fachleuten zu suchen, die diese Forschung auch 
wirklich qualifiziert betreiben können. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Bauen Sie doch 
keine Türken auf!) 

— Wir brauchen sie doch, und Sie können doch ein 
Forschungsprogramm nicht im Hauruck-Verfahren 
hochfahren. Gleichfalls brauchen wir natürlich 
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auch in der Wirtschaft, in der Industrie, zum Tech-
nologietransfer ebenfalls entsprechend qualifizierte 
Leute, und deswegen ist es ganz wichtig, daß wir im 
Bildungsbereich, begleitend zur Forschungspolitik, 
entsprechende Maßnahmen einleiten; denn es steht 
wohl außer Zweifel, daß innovierende Unternehmen 
einen besonders hohen Bedarf an technisch-wis-
senschaftlicher Intelligenz haben, und dies gilt ins-
besondere für kleine und mittelständische Unter-
nehmen. Deshalb unterstreiche ich an dieser Stelle 
ganz nachdrücklich die Bedeutung der Personalko-
stenzulage, die beim Wirtschaftsministerium liegt, 
und die Bedeutung des ergänzenden Zuwachsförde-
rungsprogramms, 

(Vosen [SPD]: Das haben wir noch bean

-

tragt!) 

das beim BMFT liegt. 

Aber neben der Grundlagenforschung erfordern 
auch diejenigen Bereiche der angewandten For-
schung und Entwicklung eine staatliche Förderung, 
die zur Erfüllung der Aufgaben staatlicher Daseins-
vorsorge notwendig sind. Die Erhöhung der Etatan-
sätze für den Gesundheitsbereich, den Bereich der 
medizinischen Forschung, der Klima- und Umwelt-
forschung, der Technikfolgenabschätzung 

(Zander [SPD]: Das wird jetzt alles für 
Eureka eingespart!) 

will ich als besonders begrüßenswert herausstellen. 
Wir erwarten, daß die Mittel dafür im Rahmen der 
mittelfristigen Finanzplanung in den kommenden 
Haushalten kontinuierlich hochgefahren werden. 

(Zander [SPD]: Leider werden diese Mittel 
in diesen Titeln nur für Eureka eingespart! 

Das ist der Punkt!) 

— Zu Eureka sage ich dann auch noch was, wenn 
Sie mich dazu drängen. 

(Walther [SPD]: Herr Professor, Sie sollten 
etwas zu den Zahlen sagen!) 

— Ich weiß nicht, was das soll; die kann doch jeder 
im Haushalt nachlesen. Warum soll ich hier die 
Pfennigfuchserei betreiben? Ich möchte hier zu 
grundsätzlichen politischen Positionen in der For-
schungspolitik etwas sagen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Walther  [SPD]: Es ist doch nachgewiesen, 

daß nicht stimmt, was Sie sagen!) 

Wir möchten damit in bezug auf diese neuen 
Schwerpunktbereiche die Forderung an das Mini-
sterium verbinden, die steigenden Ansätze auch in 
der mittelfristigen Finanzplanung zu realisieren. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich bin allerdings der Auffassung, daß Technik-
folgenabschätzung nicht ein eigenständiger For-
schungsbereich sein kann, sondern integraler Be-
standteil aller wissenschaftlich-technischen Ent-
wicklung sein muß und wirkungsvoll nur in inter-
disziplinärer Kooperation zwischen Wissenschaft 
und Technik, den Gesellschafts- und Sozialwissen-
schaften, den Tarifpartnern, zwischen Politik und 
Verwaltung wirkungsvoll geleistet werden kann. 

Dies ist eine Aufgabe, die man nicht über ein Pro-
gramm erledigen kann. 

Zur staatlichen Daseinsvorsorge gehört aber 
auch die langfristige Sicherung der Energie- und 
Rohstoffversorgung, und in diesem Zusammenhang 
möchte ich die Notwendigkeit der Förderung von 
Meeresforschung und Meerestechnik in allen ihren 
Teilbereichen herausstellen. Ich glaube, dazu hat 
sich Herr Kollege Austermann schon geäußert. 
Darin liegt für die FDP auch eine starke regionalpo-
litische Komponente, eine Möglichkeit, einen Bei-
trag zu leisten, die zweifellos vorhandenen Struk-
turprobleme der Küstenländer mit zu lösen. Im 
gleichen Sinne sind für uns auch weitere Anstren-
gungen auf dem Gebiet der erneuerbaren Energie-
quellen, der Entwicklung rationeller und umwelt-
schonender Energietechniken unverzichtbar, und 
dazu gehören für uns in Nordrhein-Westfalen auch 
die Techniken zur Kohleveredelung. 

(Vosen [SPD]: Das wird doch alles zurück-
gefahren!) 

— Ich weiß nicht, woher Sie Ihre Informationen 
nehmen. Wenn Ihre Forderungen die Sie öffentlich 
erheben, in dem Umfang realisiert würden, wie Sie 
das fordern, dann müssen wir an manchen Stellen 
allerdings wirklich den Spargriffel ansetzen. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Vo-
sen ist maßlos!) 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu Eureka sagen, 
das hier wohl auch eine gewisse Rolle spielt. Ich 
erkläre hier ausdrücklich für meine Fraktion, daß 
wir die grundsätzlichen Ziele der Idee Eureka mit 
allem Nachdruck begrüßen und ihre Verwirkli-
chung als einen bedeutenden Schritt zu einem ver-
einten Europa ansehen, das nicht nur die derzeiti-
gen EG-Staaten umfaßt. 

(Vosen [SPD]: Wir würden das gern unter-
stützen!) 

Aber um dauerhaft Produkte, Systeme und Dienst-
leistungen, aufbauend auf Hochtechnologien, ent-
wickeln zu können, ist auch die Grundlagenfor-
schung mit in Eureka einzubeziehen, und Ziel sollte 
eine insgesamt weit umfassende europäische For-
schungsgemeinschaft sein, in die auch Hochschulen 
und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen 
mit einbezogen werden sollten. 

Im Sinne dieser Ziele muß aber darauf hingewie-
sen werden, daß europäische Zusammenarbeit seit 
Jahren bereits auf den Gebieten Luftfahrt, Raum-
fahrt, Kernenergie mit Erfolg praktiziert wird: ich 
muß hier an ESA und Euratom erinnern. Hier ha-
ben wir Modelle, wie so etwas übernational funktio-
nieren kann. 

(Vosen [SPD]: Das hat aber alles Geld ge-
kostet!) 

Ich glaube, wir sind hier Europa gegenüber, unse-
ren Partnern gegenüber, insbesondere aber Frank-
reich gegenüber in der Pflicht. Bitte bedenken Sie 
das auch. Ich meine, diese Kooperation ist ja nicht 
erst gestern installiert worden. 

(Vosen [SPD]: Zu unserer Zeit!) 
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— Okay. 

Eureka könnte aber auch zum Etikettenschwin-
del werden — ich sage das mit Nachdruck —, 

(Zander [SPD]: Das sage ich ja!) 

wenn ohnedies schon laufende nationale For-
schungs- und Entwicklungsprojekte nur umadres-
siert werden, wobei im übrigen jedoch die alten 
bürokratischen Förderprozeduren beibehalten wer-
den, oder wenn den nationalen Förderprogrammen 
und denen der EG noch neue hinzugefügt werden 
nach dem Motto: zu bestehenden Töpfen ein neuer 
Topf. Wenn Eureka wirkungsvoll umgesetzt werden 
soll, müssen die nationalen Maßnahmen, insbeson-
dere aber auch — das sage ich hier ausdrücklich — 
EG-Maßnahmen auf ihre weitere Notwendigkeit 
hin überprüft werden. Ich weiß, daß das nicht ein-
fach ist. Das ist sicherlich eine brisante Äußerung; 
dennoch mache ich sie hier. 

Ich meine, es wird eine der wichtigsten Aufgaben 
der beteiligten Staaten sein, administrative Hemm-
nisse zu beseitigen oder abzubauen, Standardisie-
rung und Harmonisierung von Normen als Voraus-
setzung für eine Verbesserung der Kooperations-
möglichkeiten zu fördern und vor allen Dingen 
auch für mehr Mobilität und Flexibilität von Wis-
senschaftlern und Ingenieuren aus dem Bereich der 
Hochschulen und der Forschungseinrichtungen zu 
sorgen. 

Wir sind aus liberaler ordnungspolitischer Sicht 
grundsätzlich der Auffassung, daß Wirtschaft und 
Industrie die Entwicklungen selbst finanzieren sol-
len. Dann allerdings, meine Damen und Herren, 
stellt sich doch die Frage, ob es dann eigentlich 
noch umständlicher bürokratischer Bewertungs- 
und Bewilligungsprozeduren bedarf. 

(Zander [SPD]: Gilt das auch für die soeben 
gelobten Personalkostenzuschüsse?) 

— Lassen Sie mich einmal ausreden. — Finanzie-
rungsbeiträge der europäischen Staaten sollten 
nach unserer Auffassung über Aufträge an koope-
rierende Firmen nur dann erfolgen, wenn die Pro-
dukte und Dienstleistungen zur Daseinsvorsorge in 
Europa erforderlich sind, wobei insbesondere auch 
kleine und mittelständische Firmen mit einbezogen, 
in angemessenem Umfang berücksichtigt werden 
müssen. Es kann hier nicht nur darum gehen, daß 
Großunternehmen miteinander kooperieren, son-
dern hier kommt es ganz entscheidend darauf an, 
daß auch kleinere und mittlere Firmen das tun. Im 
Sinne dessen, was ich vorhin gesagt habe, sind För-
derzuwendungen darüber hinaus auch dann ver-
tretbar, wenn es sich um Grundlagenforschung 
handelt. Ich sprach den Bereich der Großgeräte in 
der Grundlagenforschung schon an. Wir müssen 
diesen Anteil, wenn wir es mit Eureka ernst mei-
nen, mit in diesen Bereich einbeziehen. — Leider, 
meine verehrten Damen und Herren, leuchtet die 
rote Lampe auf. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun-
desminister für Forschung und Technologie, Dr. 
Riesenhuber. 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich bedanke mich für 
die zahlreichen Hinweise. Ich möchte einige von 
ihnen aufgreifen. 

Lassen Sie mich zunächst einmal sagen: For-
schungs- und Technologiepolitik hat wohl drei 
Ziele: das Wissen zu mehren, Risiken rechtzeitig zu 
erkennen, Technik zu entwickeln, um Arbeitsplätze 
zu schaffen. In den ersten beiden Bereichen hat der 
Staat eine originäre Aufgabe. Bei Grundlagenfor-
schung und bei Vorsorgeforschung entsteht das 
neue Wissen nicht aus der Industrie; das ist nur 
dann möglich, wenn der Staat die Voraussetzungen 
dafür schafft, daß dieses Wissen entwickelt werden 
kann. Der Staat schafft diese Voraussetzungen da-
durch, daß er rechtzeitig die richtigen Möglichkei-
ten schafft, Gelder bereitstellt, bei der Vorsorgefor-
schung die richtigen Fragen stellt und dafür sorgt, 
daß die besten Köpfe Lust daran haben, neue Fra-
gen anzugehen. Glauben Sie nicht, daß das alles 
durch Geld zu bewirken ist! Wenn die Leute nicht 
mit Mut, Unternehmungsgeist und Freude an die 
Lösung dieser neuen Aufgaben herangehen, dann 
ist alles, was wir administrieren, ohne Wert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Vosen [SPD]: Aber ohne Geld geht es auch 

nicht, Herr Minister!) 

Sprechen wir jetzt einmal über das Geld. Lieber 
Herr Kollege Zander, Ihre Rede — so habe ich Sie 
verstanden — war ein einziges Staunen darüber, 
was man mit Geld machen kann, wenn man es ver-
nünftig und sparsam einsetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Ich muß sagen: Ich betrachte dies als ein unge-
wöhnlich liebenswürdiges Kompliment, für das ich 
mich bedanke. 

Ich möchte einmal einige Bereiche aufgreifen, wo 
Sie Sorgen geäußert haben. Sie sprachen davon, wir 
hätten uns mit Großprojekten im Bereich der 
Grundlagenforschung sehr viel aufgeladen. Ich 
möchte Sie bitten, zu beherzigen, was der Kollege 
Laermann durchaus zu Recht gesagt hat, welche 
Großprojekte im Bereich der Grundlagenforschung 
oder im Bereich der angewandten Forschung wir 
auf internationaler Ebene gemeinsam durchführen, 
so daß die finanziellen Lasten überhaupt tragbar 
werden. Wir tragen ungefähr 25% der Kosten für 
den Transschall-Windkanal, der bei Köln-Porz er-
richtet werden soll, aus dem Haushalt des BMFT; 
Deutschland trägt insgesamt 38% der Kosten. Wir 
können es bei der ESRF zeigen, wo wir uns im Aus-
land beteiligen. Wir bekommen bei HERA mit 1,2 
Milliarden DM erhebliche Beiträge von befreunde-
ten Ländern. Wir haben eine ganze Reihe von Pro-
jekten, bei denen wir in internationaler Zusam-
menarbeit Finanzierungen erhalten. 

Wenn Sie dies alles, lieber Herr Zander, vor dem 
Hintergrund der mittelfristigen Finanzplanung se-
hen — das steht im Haushalt, den Sie hier selbst 
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beraten haben —, dann stellen Sie fest, daß die Auf-
wendungen pro Jahr für die Großprojekte der 
Grundlagenforschung in der Größenordnung von 
ungefähr 7 % liegen. Das heißt, Sie müssen dies in 
einer Proportion sehen. Gewiß ist die Sicherung der 
Grundlagenforschung eine staatliche Aufgabe. 
Wenn ich den Anteil der Grundlagenforschung 
hochgefahren habe, dann deshalb, weil Grundlagen-
forschung nur dort entsteht, wo der Staat die fi-
nanziellen Freiräume schafft und natürlich auch — 
dazu hat der Haushaltsausschuß erheblich beige-
tragen — hilft, Bürokratien zu beseitigen, um durch 
eine bessere Deckungsfähigkeit von Investitions-
mitteln und Betriebsmitteln und durch eine höhere 
Verfügung der Professoren über die Stellenpläne 
schnellere Entscheidungen zu ermöglichen. 

Es stimmt in der Struktur und im Volumen. Es ist 
auch nicht so, Herr Kollege Müller, daß ich alles, 
was an Beschleunigern kommt, mit großer Leiden-
schaft aufnehme, bloß weil es so schnell ist. Es war 
durchaus nicht leicht, für die großartige For-
schungseinrichtung in Jülich auf die Spallations-
neutronenquelle zu verzichten. Mit 2,93 Milliarden 
DM war das ein großes Projekt. Ich finde es großar-
tig, in welcher Weise sich Jülich auf neue Aufgaben 
einstellt im Bereich der Informationstechnik, der 
Materialtechnik, im Bereich des Umweltschutzes 
und neuer Formen von Energietechniken. 

Ich möchte auch darauf hinweisen, daß wir 
Grundlagenforschung nicht nur an Geld messen 
dürfen. Was wir zur Spitzenforschung tun, ist die 
Herausforderung an die besten Köpfe, um ideale 
Arbeitsbedingungen zu konkurrieren. Diese wollen 
wir ihnen, soweit wir dies können, bieten. 

(Vosen [SPD]: Sie geben doch 18 Milliarden 
DM aus!) 

Was wir als internationales Stipendienprogramm 
machen, führt dazu, daß in der Grundlagenfor-
schung die Wissenschaften zusammenwachsen und 
junge Wissenschaftler aus allen Ländern bei uns 
arbeiten können. 

Sie haben sich darüber beklagt, Herr Zander, daß 
wir nur 30, 35 Stellen für das KW-Programm auf-
wenden. Dies ist eine ungewöhnlich sparsame Re-
gierung. Es ist faszinierend, wieviel man erreichen 
kann, wenn man sparsam und vernünftig mit Geld 
umgeht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Vosen [SPD]: 
Das tun Sie doch nicht!) 

Dies ist für Sie noch ein ständiger Quell des Stau-
nens. 

Wir haben über 200 Stellen für Nachwuchswis-
senschaftler dadurch geschaffen, daß wir das Nach-
wuchsprogramm dotiert haben, was unter früheren 
Regierungen nie der Fall war. 

Der zweite Punkt, bei dem Sie Sorgen angemel-
det haben — auch der Kollege Müller hat darüber 
gesprochen —, war die Frage, Herr Zander: Tun wir 
genug für Umweltforschung, für ökologische Wir-
kungsforschung, für Vorsorgeforschung? Ich kann 
Ihnen hier nur eines sagen: Ob es genug ist, weiß 
man nie genau. Aber die Haushaltswachstumsraten  

sind in diesen Bereichen größer als zu Ihrer Zeit. 
Wir haben bei der ökologischen Wirkungsforschung 
einen Zuwachs von 14 % um 18,9 Millionen DM. Das 
sind Wachstumsraten, die ein Vielfaches der durch-
schnittlichen Wachstumsraten im Haushalt ausma-
chen. Wir haben bei der Umwelttechnik Zuwachsra-
ten von 17,8 %. Das entspricht 23 Millionen DM. Wir 
haben bei der Klimaforschung Zuwachsraten von 
27%. 

(Vosen [SPD]: Es sind aber absolut kleine 
Beträge!) 

— Bei den gerade genannten Bereichen waren es 
insgesamt über 50 Millionen DM. Ich glaube, das ist 
ein ordentlicher Betrag. 

Im übrigen möchte ich darauf hinweisen: Auch 
wenn es kleine Beträge sind, so sind es doch die 
Beträge, die ich in Ihren Haushalten vorgefunden 
habe. Glauben Sie nicht, daß ich durch eine Verdop-
pelung der Mittel doppelt soviel gute Köpfe finde. 
Das ist nicht proportional. 

(Zander [SPD]: Das haben Sie spätestens 
bei der Erhöhung der Zahl der Parlamenta- 
rischen Staatssekretäre gemerkt, Herr Mi- 

nister!) 

Zu Recht hat Kollege Laermann darauf hingewie-
sen, daß wir solche guten Teams schrittweise auf-
bauen müssen und schauen müssen, wo wir die 
besten Leute bekommen. Wir müssen die For-
schung nach dem Maß der Köpfe bestimmen und 
dürfen uns nicht zumuten, die Köpfe nach dem Maß 
des Geldes zu konstruieren. 

Der dritte Bereich, der hier angesprochen wurde, 
betrifft die Förderung der Wirtschaft und der Ar-
beitsplätze. Sie haben, Herr Kollege Zander, Ihre 
Sorge um die kleinen und mittleren Unternehmen 
geäußert. Hier kann ich nur sagen: Ich habe den 
Anteil des Geldes, der aus dem Gesamtkomplex der 
wirtschaftsbezogenen Forschung an den Mittel-
stand geht, um die Hälfte erhöht. Wir haben heute 
beim Mittelstand — so grenzt es das Ifo-Institut aus 
— 13 % der F + T-Kapazität der Wirtschaft. Aber 
nicht 13 %, sondern 29 % der marktbezogenen Mittel 
des F + T-Haushalts sind an die kleinen und mittle-
ren Unternehmen gegangen. Das ist ein Anteil, den 
es unter früheren Regierungen nie gegeben hat. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Müller? 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Ich möchte mich mit Respekt an 
die Redezeit halten. Ich bitte um Nachsicht, verehr-
ter Herr Kollege. 

(Schily [GRÜNE]: Es wird doch nicht ange

-

rechnet!) 

— Ich bin der Diskussion noch nie ausgewichen, 
Herr Schily. 

(Schily [GRÜNE]: Eben deshalb!) 

Die Fragen der Industriestrukturpolitik können 
wir, Herr Zander, hier leider nicht ausdiskutieren. 
Aber ich muß Ihnen eines sagen. Der Glaube, daß 
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der Staat künftige Industriestrukturen program-
mieren könnte, ist ein lebensgefährlicher Glaube, 
der dazu führen kann, daß Wachstumskräfte der 
Wirtschaft paralysiert werden, weil man hier vom 
Staat Vorgaben erwartet, die allein die Unterneh-
men aus ihrer Kenntnis des Marktes und seiner 
Möglichkeiten geben können. Insofern sprechen Sie 
über ein ganz gefährliches Gebiet. Ich glaube, daß 
ein Teil des Attentismus, der Wachstumsverluste, 
der Schrumpfung Ende der 70er, Anfang der 80er 
Jahre darin lag, daß zu viele Leute zuviel vom Staat 
erwartet haben, anstatt zu wissen, daß es nur auf 
sie ankommt, ob sie in Wissenschaft, in Wirtschaft 
und Technik Neues erreichen. Darauf setzen wir. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte allerdings einen Punkt aufgreifen. 
Mit dem Kollegen Schwarz-Schilling, der hier unter 
uns sitzt, zusammen haben wir die Fragen der Rah-
menbedingungen in den Märkten durchaus ange-
gangen. Hierher gehört auch die Frage, die Herr 
Kollege Müller angeschnitten hat. Herr Kollege 
Müller, es passiert gelegentlich, daß man einem 
Mißverständnis aufsitzt; aber so grob darf das nicht 
sein. Das digitale Autotelefon ist eine Geschichte, 
die zwar der Struktur nach ein Eureka-Projekt sein 
könnte, aber verabredet worden ist es längst, bevor 
es Eureka gab. 

Was wir bei Eureka gemacht haben — ich komme 
gern der Anregung nach —, schicken wir gerne dem 
Haushaltsausschuß mit allen Projekten, die wir bis 
jetzt kennen. Was wir hier angelegt haben im Deut-
schen Forschungsnetz, im Laser-Programm, in dem 
Umweltprogramm, wo wir die Schadstofftransporte 
in der Luft verfolgen, dies ist etwas, was durchaus 
das große Spektum von Eureka-Projekten zeigt: In-
frastrukturen für Wissenschaft und Technik, die 
Möglichkeit, Umweltfragen rechtzeitig zu verste-
hen, und die Möglichkeit, neue, marktorientierte 
Techniken aufzubauen. Dies ist Eureka. Auch da, 
Herr Zander, tun wir es nicht in der Weise, daß wir 
sagen, wir fangen jetzt erst mal damit an, daß wir 
die großen Gelder ausloben. Das Denken beginnt 
doch nicht mit dem Geld. Das Denken beginnt da-
mit, daß hier Ziele und Strukturen geschaffen wer-
den. Und dann, wenn die Projekte da sind, wollen 
wir mal sehen, wie die vernünftig rankommen. 

(Zander [SPD]: Dann brauchen wir den 
Forschungsetat nicht!) 

— Dann muß ich Ihnen eines sagen. Ich kann es 
jetzt nicht ausführen; aber das, was in die 
Wirtschaft geht, ist nur ein kleiner Anteil am For-
schungsetat, und das, was in andere Bereiche geht 
— von Grundlagenforschung bis Vorsorgefor-
schung —, ist ziemlich groß. 

Ich möchte nur noch mit einer Bemerkung auf 
die Großprojekte eingehen. Also, Herr Zander, zu 
den Großprojekten der Grundlagenforschung mit 
Ihrem Anteil von etwa 7 % in den Haushalten der 
kommenden Jahre — nachzulesen in der „Mifrifi" 
— habe ich etwas gesagt. Jetzt möchte ich doch 
noch einmal von einer anderen Seite die großen 
Projekte im Weltraum beleuchten, über die Sie ge-
sprochen haben. Ich halte dies — auch nach Ihren 

eigenen Kategorien — für genau die richtige Ant-
wort: Für das, was jetzt zusätzlich gekommen ist 
und zusätzliche Mittel verlangt, sind von dem Herrn 
Kollegen Stoltenberg, von dem Bundesfinanzmini-
ster, hier zusätzliche Mittel eingebracht worden. 
Dadurch bekommen wir in der Tat einen Haushalt, 
der — ablesbar aus der mittelfristigen Finanzpla-
nung — im Lot ist, der gleichmäßig ist, wo die Berei-
che ausgewogen sind, wo wir mit begrenzten Mit-
teln Initiative erweitern, wo wir nicht glauben, daß 
Geld alles macht, wo wir mit dem Kollegen 
Schwarz-Schilling die Infrastruktur für die Märkte 
schaffen: die Netze, die Normen, die Standards, die 
internationale Abstimmung, aus denen die Techni-
ken erst entstehen, 

(Vosen [SPD]: Kupferkabel!) 

wo wir uns darauf verlassen, daß das Neue entsteht, 
weil die Leute Lust bekommen, etwas Neues anzu-
gehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
glaube also nicht, daß es das Geld alleine macht; 
aber es ist eine wichtige Voraussetzung. Die be-
grenzten Mittel, die wir haben — da bedanke ich 
mich für alle Komplimente aus allen Fraktionen —, 
setzen wir hier offensichtlich sehr gut ein. Ich be-
danke mich besonders noch beim Kollegen Auster-
mann für den Hinweis darauf, daß zu dem Thema 
„Geld ist nicht alles" auch die Frage aufgegriffen 
worden ist: Wo tragen wir Verantwortung beispiels-
weise für das, was Technik erlaubt, wenn wir die 
Grenzen berühren, die uns die Würde des Men-
schen setzt? 

(Zustimmung bei der SPD) 

Dies ist ein Thema, das hier von uns in das Ge-
spräch gebracht worden ist. 1982 fand ich keine Ge-
sprächspartner. Ich muß mich bei den Männern 
und Frauen aus den Kirchen, aus der Wissenschaft, 
aus den unterschiedlichsten gesellschaftlichen Be-
reichen dafür bedanken, daß diese in einer so her-
vorragenden engagierten und kompetenten Weise 
dieses Thema aufnahmen. Der Staat kann nicht nur 
nichts erfinden, der Staat ist auch nicht die Quelle 
der Moral, er kann ihr Hüter sein. 

(Vosen [SPD]: Das ist wohl wahr bei dieser 
Regierung!) 

Aber er hat rechtzeitig die Frage zu stellen: Wo 
befinden wir uns in gefährlichem Gelände? Er hat 
Gespräche so zu organisieren, daß wir begreifen, 
was wir können und was wir sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich be-
danke mich für die anregende Debatte. Ich bedanke 
mich auch für die freundschaftliche und konstrukti-
ve, die hilfreiche und natürlich auch kontroverse 
Zusammenarbeit im Haushaltsausschuß und im 
Forschungsausschuß. Ich bin sehr zuversichtlich, 
daß wir in der gleichen konstruktiven Weise langfri-
stig einen erfolgreichen Haushalt so aufbauen, daß 
Technik und Wissenschaft in Deutschland blühen 
und daß wir mit einer verletzlichen Umwelt verant-
wortlich umgehen können. 
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Ich danke Ihnen schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Da weitere Wortmel-
dungen nicht vorliegen, kann ich die Aussprache 
schließen. Wir kommen zur Abstimmung. 

Zunächst stimmen wir über die Änderungsan-
träge der Fraktion der GRÜNEN ab. 

Ich lasse zunächst einmal über den Antrag 
10/4323 abstimmen. Wer diesem Antrag zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Damit ist dieser 
Antrag abgelehnt. 

(Schily [GRÜNE]: Wieder die Verhinde- 
rungskoalition!) 

Über den Antrag 10/4324 der Fraktion der GRÜ-
NEN ist getrennte Abstimmung gewünscht worden. 
Ich lasse zunächst über die Ziffern 1 bis 5 abstim-
men. Wer den Ziffern 1 bis 5 auf dem Antrag 
10/4324 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? - Damit sind die Ziffern 1 bis 5 dieses 
Antrags abgelehnt. 

Ich komme nunmehr zu der Ziffer 6. Wer der 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Wer lehnt die Ziffer 6 ab? — Enthaltun-
gen? — Damit ist die Ziffer 6 abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über die Ziffer 7 abstimmen. 
Wer der Ziffer 7 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? 
— Enthaltungen? — Damit sind die Ziffer 7 und der 
ganze Änderungsantrag 10/4324 abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr über den Änderungsan-
trag der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/4343 
ab. Wer diesem Änderungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Damit ist dieser An-
trag abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ein-
zelplan 30. Wer dem Einzelplan 30 — Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Forschung und Tech-
nologie — in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist der 
Einzelplan 30 angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr den 
Einzelplan 31 auf: 

Einzelplan 31 
Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 
— Drucksachen 10/4172, 10/4180 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Rose 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dr. Müller (Bremen) 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 10/4344 vor. 

Im Ältestenrat ist eine Aussprache von zehn Mi-
nuten pro Fraktion vereinbart worden. Ist das Haus 
damit einverstanden? — Das ist der Fall. 

Das Wort zur Berichterstattung wird nicht ge-
wünscht? 

So kann ich die Aussprache eröffnen und dem 
Abgeordneten Professor Dr. Diederich das Wort ge-
ben. Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort. 

(Zander [SPD]: Das ist unser Humankapi

-

tal!) 

Dr. Diederich (Berlin) (SPD): Liebes verehrtes 
anwesendes Humankapital! Wie im Vorjahr 
schrumpft der Anteil des Bundesministeriums für 
Bildung und Wissenschaft am Ausgabevolumen des 
gesamten Bundeshaushalts. Diese Feststellung cha-
rakterisiert insgesamt und zusammenfassend die 
Glaubwürdigkeit einer Bundesregierung, deren 
Kanzler mit dem Anspruch der geistig-moralischen 
Erneuerung und dem Versprechen eines garantier-
ten Ausbildungsplatzes angetreten ist. 

(Walther [SPD]: Haben Sie schon einmal 
einen Kanzler gesehen, der antritt?) 

Der Haushalt dieses Ministeriums, das sich mit der 
Zukunft der jungen Menschen und vornehmlich mit 
der Erhaltung unserer geistigen und wissenschaftli-
chen Kultur befassen soll, zeigt folgende Grundten-
denzen. 

Erstens. Der Bundeshaushalt wird weiter zu La-
sten der Schwachen saniert. Dafür wird erbar-
mungslos der Geschäftsbereich „Bildung und Wis-
senschaft" herangezogen. Meine Damen und Her-
ren, Sie senken die Staatsquote — das haben wir 
heute mehrfach gehört —, und Sie tun das auf Ko-
sten der jungen Menschen. 

(Dr.-Ing. Laermann [FDP]: Wie ist es in 
Nordrhein-Westfalen?) 

Zweitens. Chancengleichheit ist für Sie nur noch 
ein leeres Wort. Bildungsplanung, die die Aufgabe 
hat, Chancengleichheit herzustellen und die Bega-
bungsreserven zu mobilisieren, findet kaum noch 
statt. Der Bund zieht sich aus einer zentralen Zu-
kunftsaufgabe zurück. 

Drittens. Dort, wo verstärkte Förderung stattfin-
det, betrifft sie unter dem Vorwand der Elite- oder 
Hochbegabtenförderung oftmals Schichten und 
Gruppen, die bereits privilegiert sind. 

Viertens. Die Kooperation in den Bildungsinsti-
tutionen, vor allem in den Universitäten, die gleich-
berechtigte Gemeinschaft von Lehrenden und Ler-
nenden, wird zunehmend durch die Rückkehr zu 
veralteten Autoritätsstrukturen, die sich am Bild 
der überlebten Ordinarienuniversität des 19. Jahr-
hunderts orientieren, ersetzt. 

Meine Damen und Herren, das zentrale und bren-
nende Problem in der Verantwortung dieses Mini-
steriums ist immer noch die Frage der unversorg-
ten Ausbildungsplatzbewerber. 

(Zustimmung bei der SPD) 

1983 fanden fast 47 000 Bewerber keinen Ausbil-
dungsplatz. Ende September 1984 fanden 58 000 Be-
werber keinen Ausbildungsplatz. Am 30. September 
dieses Jahres waren es 59 700 Jugendliche, die kei-
nen Ausbildungsplatz fanden. Das heißt, die Zahl 
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der Unversorgten steigt an. Selbst wenn wir die 
offenen Stellen abziehen, bleiben fast 38 000 Ju-
gendliche unversorgt. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Der Deut-
sche Gewerkschaftsbund stellt die ein!) 

Man muß auch berücksichtigen, daß es einige 30 000 
gibt, die sozusagen in einer Warteposition — also 
nicht auf dem Platz, den sie sich wünschen — 
sind. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Die Ge-
werkschaftsunternehmen stellen die ein!) 

Lieber Herr Kollege, wir Sozialdemokraten ha-
ben Vorschläge gemacht. Wir haben vorgeschlagen, 
beim Programm für die Berufsausbildung benach-
teiligter Jugendlicher zu klotzen, statt zu kleckern. 
Wir haben vorgeschlagen, das einmalige Sonderpro-
gramm zur Gewinnung von über- und außerbetrieb-
lich organisierten Ausbildungsplätzen zu erhöhen. 
Wir haben vorgeschlagen, Versuchs- und Modellein-
richtungen und Programme im Bereich der berufli-
chen Bildung verstärkt zu fördern. Wir haben vor-
geschlagen, die Modernisierung überbetrieblicher 
beruflicher Ausbildungsstätten insbesondere zur 
Einführung neuer Technologien verstärkt zu för-
dern. 

Im Ausschuß haben Sie alle diese Anträge abge-
schmettert. 

(Walther [SPD]: Unerhört!) 

Sie haben sich immerhin insoweit beeindruckt ge-
zeigt, als Sie beim Benachteiligtenprogramm ein 
bißchen zugelegt haben. Aber wir alle sind uns dar-
über einig, daß das im Saldo nicht reicht, nicht rei-
chen kann, um die Probleme, die jetzt da sind, zu 
lösen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Frau Ministerin, wir sind auch darüber ent-
täuscht, daß die bescheidene Nachbesserung beim 
Benachteiligtenprogramm, die wir im Ausschuß be-
willigt haben, im nachhinein in eine Wahlkampf-
hilfe für Niedersachsen umgebogen wird. Länder 
wie Hamburg und das Saarland gehen bei diesem 
Programm leer aus. Ich möchte Sie, Frau Ministe-
rin, von dieser Stelle aus bitten, möchte Sie auffor-
dern, die beim Benachteiligtenprogramm benach-
teiligten Länder zu berücksichtigen und ihnen ei-
nen fairen Anteil zu garantieren. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es genügt auch nicht, die Länder auf eine eventu-
elle Zweitverteilung zu verweisen. Ich bitte Sie, dies 
zu korrigieren. 

Die Bundesregierung und dieses Ministerium 
steigen systematisch aus der Bildungsplanung aus 
und reduzieren planmäßig die Modellversuche. Was 
ist denn die Aufgabe von Bildungsplanung? Sie soll 
die Chancengleichheit in dieser Gesellschaft erhö-
hen, und sie soll die Begabungsreserven, die in allen 
Schichten unseres Volkes schlummern, erschlie-
ßen. 

(Zander [SPD]: Dafür verschaffen sie sich 
Villen im Ausland! — Sauer [Salzgitter] 

[CDU/CSU]: Stören Sie doch nicht beim 
Ablesen!) 

Langfristig kann das Leistungsniveau einer mo-
dernen Gesellschaft — das betrifft ja auch den 
Nachwuchs für Herrn Riesenhuber — nur erhalten 
bleiben, wenn alle Begabungsreserven ausgeschöpft 
werden. Dazu ist aber eine Förderung ohne Anse-
hen des Vermögens und des Besitzes der Eltern not-
wendig. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir halten die Strei-
chung des Schüler-BAföG auch heute noch für den 
sichtbarsten Beweis der Wendung zur Ellenbogen-
gesellschaft. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben die Bundesausbildungsförderung gestri-
chen, um den einkommensbezogenen Kinderfrei-
betrag finanzieren zu können. Unten nehmen, oben 
geben! Ihr Bekenntnis zur Familienförderung und 
zu einer kinderfreundlichen Gesellschaft wird 
durch diese soziale Unbarmherzigkeit immer wie-
der Lügen gestraft. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Frau Ministerin, ich fordere Sie auf, die Zahlen 
zur sozialen Lage der deutschen Studenten unver-
züglich offenzulegen. Ich vermute nämlich, daß 
diese Bundesregierung die Daten bewußt zurück-
hält, um sie einer parlamentarischen Kritik zu ent-
ziehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es würde dann offenbar werden, daß durch die 
BAföG-Streichung Familien mit mehreren Kindern, 
Familien mit geringem Einkommen, daß Mädchen 
betroffen sind. Dieses Ergebnis Ihrer Politik würde 
allzusehr, mehr als andere Kriterien, die Scheinhei-
ligkeit Ihrer Familienpolitik, offenbaren. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Na, na!) 

Je mehr die Studentenförderung zu einer Hoch-
begabtenförderung wird und soziale Kriterien 
durch den Wegfall von BAföG zurücktreten, um so 
mehr sinken die Chancen der sozial Schwächeren, 
von Begabtenförderungsstipendien zu profitieren. 
Die sozial Schwächeren müssen Darlehen aufneh-
men. Dort ist — verständlich — von den Familien 
her die Zurückhaltung am größten; denn Kredit 
wird nach alter Erfahrung nur dort gegeben, wo 
schon etwas ist und dort verwehrt, wo nichts ist. 
Wer verdenkt es dem Arbeiterkind, wenn es dem 
Rat des besorgten Familienvaters, der besorgten 
Familienmutter folgt und lieber auf ein Studium 
verzichtet, als sich langjährig zu verschulden. Es ist 
grotesk, wenn die Zukunftsbelastung derjenigen, 
die aus schwächeren Familien kommen, am Ende 
ihres Studiums erheblich größer ist als derjenigen, 
die beruhigt mit dem dicken Portemonnaie der El-
tern im Hintergrund ihr Studium absolvieren kön-
nen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 177. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 27. November 1985 	13465  

Dr. Diederich (Berlin) 

Sozialdemokraten sind beileibe keine Gleichma-
cher. Wir wollen Leistung fördern. Wir halten aber 
die Förderung bereits Privilegierter für falsch. Ich 
spiele hier auf Ihr Spitzenförderungsprogramm an, 
bei dem wir den Verdacht haben, daß etablierte 
Wissenschaftler begünstigt werden sollen, daß ver-
gangene und nicht künftige Leistungen belohnt 
werden. Leistungselite in einer demokratischen Ge-
sellschaft setzt voraus, daß alle jungen Menschen 
die Chance haben, ihre Leistungsfähigkeit, ihre Lei-
stungsbereitschaft frühzeitig zu trainieren. Sie aus-
zuschließen heißt eine Rückkehr in eine Gesell-
schaft der Privilegierten, und damit werden wir die 
Zukunftsaufgaben, die in unserer Gesellschaft auf 
uns zukommen, nicht bewältigen können. 

(Zustimmung bei der SPD) 
Bildung ist kein Privileg, Bildung ist ein allgemei-

nes Bürgerrecht. Wir finanzieren das Training für 
Wissenschaftler, für Spitzenarbeitsplätze im Welt-
raum. Das macht der Herr Riesenhuber; der führt 
das ja auch vor. Wir schaffen dort Traumjobs, und 
die Herren werden vorgeführt, weil es das bundes-
bürgerliche Selbstbewußtsein stärkt und dazu bei-
trägt, so wie Franz Beckenbauer und Boris Becker, 
wobei der letztgenannte Name kein so  großes Bei-
spiel mehr ist, nachdem wir alle wissen, daß er  
seine Steuern in Deutschland vermeidet.  

(Zuruf von der CDU/CSU: So etwas Billi-
ges!)  

Aber wie kann sich der benachteiligte arbeitslose  

Jugendliche mit diesen Beispielen überhaupt iden-
tifizieren, wenn ihm diese Gesellschaft nicht das  

Angebot macht, wenigstens in einem ganz beschei-
denen Rahmen, sich bilden, sich weiterbilden zu  

können, j a überhaupt den Zugang zu bekommen!  

Von einer Vermittlung in seinen Traumjob ganz ab-
gesehen.  

Die Bildungspolitik bleibt die Antwort auf die  
Grundfragen, die sie zu geben hat, schuldig. Die  

Ablehnung des Einzelplans des Bundesministeri-
ums für Bildung und Wissenschaft — es tut mir leid,  

Frau Ministerin — ist der angemessene Ausdruck  

unseres politischen Urteils.  
(Beifall bei der SPD)  

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr  
Abgeordnete Dr. Rose.  

Dr. Rose (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr  
verehrten Damen und Herren! Gutem parlamenta-
rischem Brauch entspricht es, daß man auf die Ar-
gumente des Vorredners eingeht. Aber der müßte  
dann zuhören, lieber Kollege Diederich! Schlechtem  

parlamentarischem Brauch entspricht es, wenn  
man im polemischen Stil auf die Argumente des  
Vorredners eingeht. Das kann ich nicht, ich bin viel  
zu friedlich, und ich weiß auch, daß hinterher ein  

Fußballspiel im Fernsehen wartet und daß wir auch  

deshalb friedlich miteinander umgehen sollten, da-
mit die Holzhackermethoden woanders sind.  

Nur, lieber Kollege Diederich, ich stelle bei Ihrer  

Rede fest, daß Sie doch einiges so dargestellt haben,  
wie es nicht ganz den Tatsachen entspricht. Sie sind  
zwar ein sehr geübter Professor. Aber Sie haben  

heute ein bißchen Polemik hineingebracht. Das  
nehme ich nicht übel; das gehört dazu. Ich möchte  
deshalb einige Ihrer Argumente entkräften bezie-
hungsweise die Linien klarstellen, auf denen wir  

von der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, für die ich  
zu sprechen die Ehre habe, stehen.  

Zum ersten ist es so, daß der Haushalt des Bun-
desministeriums für Bildung und Wissenschaft zu-
nimmt. Es kann also keiner behaupten, daß es hier  

Abschläge gegeben hätte, daß man immer auf Ko-
sten dieses Ministeriums oder der Menschen, die  

durch dieses Ministerium betreut werden, Politik  

machen würde. Der Haushalt nimmt zu mit einem  
Nettozuwachs von 41,3 Millionen DM, und — das  
halten wir uns im Haushaltsausschuß zugute,  

(Walther [SPD]: Donnerwetter!)  

wir, die wir sonst immer als die strammen Streicher  
verschrien sind — wir haben der Bundesregierung  
dieses Mal geholfen, daß noch ein bißchen was da-
zukam, damit die wichtigen Aufgaben auch ge-
macht werden können.  

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)  

Damit hat — auch im Vergleich zum Vorjahr — der  

Haushalt des Bundesministeriums für Bildung und  

Wissenschaft um 38 Millionen DM zugenommen. Er  
hat die Vier-Milliarden-Grenze wieder deutlich  

überschritten.  

Nachdem ich Ihnen voriges Jahr, verehrte Frau  
Bundesminister, zu Ihrem strammen Vier-Milliar-
den-Haushalt gratuliert habe, möchte ich es auch  

dieses Mal tun. Dieses Ministerium wird unter Ih-
rer Leitung nicht untergehen.  

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)  

Welche Aufgaben, meine Damen und Herren,  

standen vor uns, und welche Probleme hatten wir  

zu lösen? Wir wollen ja die Linien aufzeigen, die bei  

uns im Zusammenhang mit diesem Haushalt wich-
tig sind. Unsere Ziele waren die Verbesserung der  

Bildungschancen der jungen Generation, insbeson-
dere auch der Benachteiligten,  

(Kuhlwein [SPD]: Hört! Hört!)  

zweitens Stärkung des Leistungsgedankens und  
Förderung von Begabung, und zwar ganz eindeutig,  

denn wir sind für die Begabtenförderung, drittens  
Verbesserung der Qualität von Forschung und  

Lehre an den Hochschulen und viertens Verstär-
kung der Haushaltsaktivitäten. Zu letzterem  

möchte ich bemerken, daß ich es nicht zuletzt we-
gen meiner persönlichen Erfahrungen auch als  
Haushaltsberichterstatter für das Auswärtige Amt  

gerne sehe, daß auch das Bundesbildungsministe-
rium internationale Kontakte pflegt. Die Zusam-
menarbeit mit ausländischen Staaten auf dem Feld  
der beruflichen Bildung und der Hochschulen ist  

nicht bloß Selbstzweck  

(Walther [SPD]: Villa Vigoni!)  

— verehrter Herr Vorsitzender, Rudi Walther, auch  

die Villa Vigoni haben wir sauer durchgekämpft,  
und am Schluß wird es sich noch als gut herausstel-
len —, sondern diese Zusammenarbeit mit anderen  
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Ländern ist für unser Land, für unseren eigenen 
Staat lebens-, ja überlebenswichtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unser bewährtes duales Berufsbildungssystem soll 
sich eventuell auch in anderen Ländern verankern 
können, und es ist wegen seiner positiven Langzeit-
wirkung für uns auch erklärtes Ziel. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Das 
nützt auch der SPD!) 

Nun zu einigen Schwerpunkten unserer Politik 
auf dem Feld von Bildung und Wissenschaft. Zu-
nächst, lieber Herr Kollege Dr. Diederich, zum soge-
nannten Benachteiligten-Programm. Wir waren 
uns dabei einig, daß es eigentlich ein häßliches 
Wort ist, weil man damit einen Teil unserer jungen 
Mitmenschen abzuqualifizieren scheint, aber es 
kommt auf den Inhalt des Programms an. Der In-
halt ist, daß man Nachteile dieser jungen Menschen 
ausgleichen möchte und daß man ihnen Bildungs-
chancen vermitteln will. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nun komme ich dazu, daß in der ersten Lesung 
des Haushalts im Monat September dieses Jahres 
der Oppositionsredner, Kollege Dr. Schmude, die 
Frage gestellt hat: Wo bleiben denn die Erhöhun-
gen, die jetzt notwendig sind, um das Programm 
voll zur Wirkung zu bringen? Heute hat auch der 
Kollege Dr. Diederich wieder darauf verwiesen, er 
hätte noch mehr und er hätte es gerne noch schöner 
gehabt. Wenn wir nun unseren Sparhaushalt insge-
samt ansehen, kann man darauf verweisen, daß 
schon beim Regierungsentwurf mit 7,4 % ganz deut-
lich eine Steigerung gegenüber dem Vorjahr zu ver-
zeichnen war, daß aber dann durch unsere Be-
schlüsse im Haushaltsausschuß eine Steigerung 
von 31 % herauskam. Nun frage ich: Was bleibt von 
der Behauptung von Herrn Dr. Schmude, „buch-
stäblich nichts zu tun", wie er damals sagte? Herr 
Dr. Schmude ist damit genauso eindeutig widerlegt, 
wie auch gestern der Bundeskanzler dem Opposi-
tionsführer vorgerechnet hat, daß er bei all seinen 
Greuelmärchen, die er als Oppositionsführer be-
schworen hat, nirgendwo recht hat und daß Sie des-
halb auch als Opposition versagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Abg. Kuhlwein meldet sich zu einer Zwi-

schenfrage) 

— Verehrter Herr Kollege, wegen des Fußballspiels 
— und nur deshalb! — muß ich Sie bitten, sich ein 
bißchen zu bescheiden. 

(Kuhlwein [SPD]: Bayern verliert sowieso! 
— Dr. Müller [Bremen] [GRÜNE]: Wo 

bleibt denn da die Würde des Hauses?) 

Vizepräsident Dr. Cronenberg: Das Plenum hat für 
Ihre Haltung, Herr Abgeordneter, ganz sicher Ver-
ständnis. 

Dr. Rose (CDU/CSU): Vergleiche ich also die Aus-
gaben des Jahres 1986 mit den Ausgaben des Jah-
res 1982, als es nur 49 Millionen DM waren, so sind 
die jetzigen 335 Millionen DM wahrhaftig eine ge-

waltige Steigerung, und es stellt sich heraus, daß 
hier eine Verdrehung der Tatsachen von der Seite 
der Opposition stattfand. 

(Kuhlwein [SPD]: Das ist nicht wahr!) 

Noch etwas, lieber Kollege Diederich. Sie haben 
davon gesprochen, daß es bei der Steigerung um 
eine Wahlkampfhilfe für Niedersachsen gehe. Jeder 
von uns weiß, daß zweifellos nicht bloß Niedersach-
sen Nachholbedarf hat, sondern vor allem auch Bre-
men an der Spitze der Empfänger dieser Gelder 
steht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Bremen selber ist ja leider in all den Fällen, in 
denen wir Zuschüsse geben müssen, immer an der 
Spitze bzw. umgekehrt am Ende. Die Bremer soll-
ten sich 

(Dr. Soell [SPD]: Als Bayer sollten Sie ru

-

hig sein!) 

endlich einmal ein Beispiel an ihrem Tabellenfüh-
rer Werder Bremen nehmen — wenn wir schon 
beim Fußball sind —, die momentan an der Spitze 
stehen, aber auch nur dank Völler, den der Erich 
Riedl einmal großgemacht hat, und die Bayern ha-
ben dafür gesorgt, daß auch Werder Bremen einmal 
untergeht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Durch alle Reden der Opposition zieht sich der un-
terschwellige Versuch, Neidgefühle und das Arme-
Leute-Bewußtsein hervorzurufen. Da gilt auch für 
Ihren ständigen Vorwurf in bezug auf BAföG. 

(Dr. Soell [SPD]: Wenn man im Glashaus 
sitzt, Herr Kollege, soll man nicht mit Stei

-

nen werfen! — Weitere Zurufe von der 
SPD) 

Immerhin geben wir auch 1986 wieder 1,57 Milliar-
den DM für BAföG aus. Es gibt eine Steigerung von 
20 Millionen DM, um damit gewisse Anpassungen 
zu bewerkstelligen. Man kann wirklich nicht sagen, 
daß wir hier nichts täten. Ich bin aber — anders als 
Sie — der Meinung, und zwar aus eigener Erfah-
rung — ich sage das auch immer wieder laut, eben 
weil ich auch ein Arbeiterkind bzw. später das Kind 
eines kleinen Beamten war, ein Darlehen genom-
men und dies zurückgezahlt habe —, daß es ein Akt 
der Solidarität ist, daß der Student dieses Geld, 
wenn er später verdient, zurückbezahlt, damit an-
dere wieder studieren können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben einen zweiten Schwerpunkt bei der 
Förderung von Begabung und Leistung, wie ich ge-
sagt habe. Wir haben im Haushaltsausschuß dafür 
gesorgt, daß die Mittel für die Studien- und Promo-
tionsförderung gegenüber dem Vorjahr um 7,4 % er-
höht wurden und daß auch besondere Leistungs-
wettbewerbe eingeführt werden, deren Mittel im 
Vergleich zum Vorjahr um sage und schreibe 28,6 % 
gesteigert wurden. 

Vor allen Dingen wollen wir die Spitzenleistun-
gen im Technologiesektor voranbringen und auch 
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dafür Geld einsetzen. Wir wollen mit einem neuen 
Forschungsvorhaben auch erreichen, daß Frauen 
und Mädchen in ihrer Ausbildung den Zugang zu 
diesen neuen Technologien finden. 

Etwas, was wir noch nicht lösen konnten und wo 
ich noch um die Zusammenarbeit der gesamten 
Bundesregierung mit dem Bundestag bitte, ist die 
Lage auf dem Feld der überbetrieblichen Ausbil-
dungsstätten. Hier ist für die Fortbildung noch 
mehr zu tun. Wir müssen also schauen, wie wir das 
Ziel der 77 000 Plätze, das bald erreicht ist, noch 
erweitern können, damit nicht nur Ausbildung, son-
dern auch Fortbildung in diesen Stätten stattfinden 
kann und vor allen Dingen die Technologie Einzug 
findet, um uns auch in Zukunft stark zu halten. 

Als letztes zur Ausbildungsplatzsituation. Auch 
hier wird immer geklagt und das Datum September 
herangezogen. 

(Dr. Soell [SPD]: Das ist im Gesetz so vor- 
gesehen, Herr Kollege!) 

Bis 30. September waren bereits 92 % aller Ausbil-
dungsplatzsuchenden vermittelt worden. Bis zu die-
sem Zeitpunkt sind mindestens 700000 neue Ausbil-
dungsverträge abgeschlossen worden. Darüber hin-
aus hat sich bis jetzt aber noch eine zusätzliche 
Anzahl ergeben, so daß die neue Zahl der Ausbil-
dungsplatzsuchenden im Oktober auf 53 000 zurück-
ging. Darin hat sich noch nicht das Benachteiligten-
programm niedergeschlagen. Sobald auch diese 
Maßnahmen greifen, wird sich die Zahl der noch 
nicht vermittelten Jugendlichen erheblich verrin-
gern, so daß sich die Quote der Versorgung der 
Jugendlichen mit Ausbildungsplätzen in den näch-
sten Monaten wie im Vorjahr auf mindestens 97 % 
erhöhen wird. 

Für alle kann man nicht sorgen. Das wissen Sie 
selber. Immer wird es einen gewissen Prozentsatz 
geben. Da kann man nicht der Regierung die 
Schuld geben, sondern die Ursachen für diese Pro-
bleme liegen woanders. 

(Dr. Struck [SPD]: Das werden wir uns 
schwarz einrahmen!) 

Mit diesen Leistungen kann sich die Bundesre-
gierung durchaus sehen lassen. Die Koalitionsfrak-
tionen danken der Wirtschaft für ihre enormen An-
strengungen auf dem Sektor der Ausbildungsplätze 
und auch der Bundesregierung für die nochmalige 
Steigerung der Zahl der Ausbildungsplätze. 

Die nochmalige zweifache Erhöhung des Benach-
teiligtenprogramms des Bundesministers für Bil-
dung und Wissenschaft beweist außerdem die 
Ernsthaftigkeit der Anstrengungen der Bundesre-
gierung, konkret Entscheidendes für die Zukunfts-
chancen der jungen Generation zu leisten. Das ha-
ben wir in diesem Haushalt zu machen versucht. 
Ich glaube, wir haben es einigermaßen erreicht. Wir 
waren uns im Haushaltsausschuß meistens auch ei-
nig. Deshalb wäre es sehr nett von Ihnen, wenn sie 
sich durchringen, diesem Einzelhaushalt zuzustim-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun hat die Abgeord-
nete Frau Zeitler das Wort. 

Frau Zeitler (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Haushaltsplan des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und Wissenschaft erinnert 
mich an einen second-hand-shop. Da stehen näm-
lich die Reformruinen der SPD-FDP-Regierung 
zum Teil unkenntlich bis zur Absurdität, beispiels-
weise im BAföG-Bereich, neben dem alten neuen 
oder auch neuen alten Bildungsinstrumentarium 
der heutigen Regierung. 

Ich will zunächst etwas zur wiedererstandenen 
Bildungspolitik der Bundesregierung sagen. Sie ist 
so platt, wie sie destruktiv ist. Sie kreist und kon-
zentriert sich auf einen Punkt, nämlich Auslese und 
Selektion. Das soll in der Schule anfangen. Deshalb 
wird im Bereich Bildungsplanung der Etat für die 
Förderung hochbegabter Kinder und Jugendlicher 
aufgestockt. Auf 800 000 DM nur, werden jetzt ei-
nige einwenden, aber dem stehen nicht zufällig 
Kürzungen von Modellversuchen im Bereich aus-
ländischer Kinder und Jugendlicher in Höhe von 
5,5 Millionen DM gegenüber. Diese besondere Auf-
merksamkeit für Hochbegabte richtet sich nun 
nicht etwa auf musisch, künstlerisch oder intuitiv 
Begabte; denn diese haben es in unserem Schulsy-
stem, das der Rationalität, Leistung und Disziplin 
verschrieben ist, unbestreitbar schwer. Nein, Hoch-
begabung wird gleichgesetzt mit rationalem Intel-
lekt in den technischen und naturwissenschaftli-
chen Bereichen. Das ist die rote Linie, die sich 
durch den ganzen Bildungshaushalt zieht. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Die schwarze 
Linie!) 

— Pardon: die schwarze; meinetwegen. 

In diese Schwerpunktsetzung paßt dann auch die 
Förderung neuer Technologien, für die immerhin 
— aufgestockt — 9 Millionen ausgegeben werden. 

Dem abstrakten, logischen, analytischen Denken 
wird im gesamten Bildungsbereich Priorität einge-
räumt, und einige wenige sollen darüber hinaus in 
Elitestudiengängen besonders trainiert werden  — 
dies  alles, um den Nachwuchs für die auf diesem 
Prinzip beruhenden Technologien auszusieben. 

Da kann man dann auch mal 10 Millionen für die 
Förderung des hochqualifizierten promovierten 
wissenschaftlichen Nachwuchses lockermachen, 
wobei — ich zitiere — „bestimmten Fachgebieten 
Vorrang gegeben werden kann". Welche Fachge-
biete das sind, wird spätestens dann klar, wenn wir 
auf den neu aufgenommenen Haushaltstitel „Preise 
für Spitzenleistungen des Technologie-Transfers 
aus den Hochschulen" stoßen, in dem die Zusam-
menarbeit zwischen Hochschule und Wirtschaft ho-
noriert wird. 

Da überrascht es auch nicht, daß die Förderung 
von Spitzenforschung an den Hochschulen, insbe-
sondere auf den Gebieten der Naturwissenschaften, 
einschließlich Mathematik, Biowissenschaften, me-
dizinischer Forschung und Ingenieurwissenschaf-
ten, der Bundesregierung 3,75 Millionen wert ist, 
2,75 Millionen mehr als dieses Jahr, in dem damit 
begonnen wurde. 
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Frau Zeitler 
Daß jede Politik die Kräfte fördert, von denen sie 

sich Vorteile verspricht, ist klar. Es ist auch klar, 
daß die Politik dieser Regierung der Industrie zuar-
beitet. 

Aber was weit schlimmer ist: Ich sehe, was diese 
forcierte und ausschließliche Unterstützung des 
analytischen, reduktionistischen und abstrakten 
Denkens für die Welt bedeutet. Wir sehen es an der 
Vergiftung von Mensch und Umwelt, an der drohen-
den atomaren Vernichtung, an der Verelendung von 
Menschen, - die neben der Verarmung eine psychi-
sche Dimension bekommen hat, nämlich die Isolie-
rung, die Standardisierung von Menschen, die seeli-
sche Abstumpfung und das Leiden an der Sinnlo-
sigkeit des Lebens. 

Diese Entwicklungen sind auf die Dauer tödlich. 
Denn die Welt hat eine andere Seite, die nicht in 
Logik und Mikrochips einzufangen ist. 

Diese andere Seite, die intuitive, verstehende, die 
gefühlsmäßige — jeder Mensch kennt sie und hat 
seinen Namen dafür —, diese weibliche Seite — wo-
bei weiblich nicht bedeutet, daß sie auf Frauen be-
schränkt ist — ist notwendig, soll unsere Welt nicht 
aus dem Gleichgewicht fallen. 

Und diese Seite genauso zu fördern wie die ab-
strakte, logische und rationale, ist die Aufgabe von 
Bildung für die Zukunft. Den Blick fürs Ganze zu 
entwickeln, nach außen und nach innen zu schauen, 
Gefühle zu verstehen, uns nicht als Herrscher, son-
dern als Teil des lebendigen Kosmos zu fühlen und 
zu begreifen, ist eine Begabung, die in jedem Men-
schen steckt, manchmal versteckt ist. Diese Bega-
bungen zu entwickeln, ist die Voraussetzung dafür, 
die Welt vor der ökologischen und sozialen Kata-
strophe zu bewahren, in die einseitiges Denken sie 
führt. 

Die Jugendlichen stehen diesem ganzheitlichen 
Denken und Fühlen noch näher. Und damit komme 
ich zu einem weiteren Schwerpunkt dieses Haus-
halts, nämlich der beruflichen Bildung. 

Erst vor kurzem haben wir hier im Zusammen-
hang mit jugendlichem Protestverhalten über das 
Verhältnis der Jugendlichen zu Ausbildung und Be-
ruf gesprochen. Es wurde betont, welch zentralen 
Stellenwert Ausbildung und Beruf für die Jugendli-
chen haben. Dies wurde etwa zur gleichen Zeit vom 
soziologischen Forschungsinstitut Göttingen in ei-
ner Untersuchung, die vom DGB und vom Bundes-
familienministerium in Auftrag gegeben war, bestä-
tigt. Darüber hinaus wurde in der Untersuchung 
festgestellt, daß die Mehrheit der Jugendlichen von 
ihrer Ausbildung mehr erwartet, als daß sie damit 
Geld verdienen können. Sie erwarten Sinnerfüllung 
in der Arbeit, die Arbeit soll ihnen Spaß machen, sie 
wollen sich in der Tätigkeit beweisen, den Sinn und 
Zweck ihrer Arbeit erkennen und für andere nützli-
che Ergebnisse produzieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abg. 
Graf von Waldburg-Zeil [CDU/CSU]) 

Sie erwarten von ihrer Arbeit auch, daß sie mit-
einander reden, sich austauschen und voneinander 
lernen können. Und: Sie wollen über ihre Arbeit am 
gesellschaftlichen Leben teilhaben. Diese Vorstel-

lungen gehen meines Erachtens von einem relativ 
intakten Menschenbild aus. 

Vor diesem Hintergrund ist es erschreckend, was 
Sie, Frau Wilms, in Ihrem Ministerium im Bereich 
berufliche Bildung und Berufsbildungsförderung 
anzubieten haben. Da wird, wie alle Jahre wieder, 
das Benachteiligtenprogramm aufgestockt, und 
zwar um ca. 80 Millionen DM, was etwa 4 500 Aus-
bildungsplätzen entspricht. Dabei haben im Früh-
jahr 1985 bereits 10 000 Jugendliche nachgefragt, 
nur etwa 4 000 konnten berücksichtigt werden. 
Wenn dann noch, wie letztes Jahr, alle Jugendli-
chen, die beim Arbeitsamt gemeldet waren und bis 
zum 30. September keinen Ausbildungsplatz be-
kommen haben, übers Benachteiligtenprogramm 
gefördert werden könnten, wären — bei vorsichti-
ger Schätzung — allein etwa 40 000 Mädchen be-
rechtigt, wobei die Mädchen noch nicht mitgezählt 
sind, die in Teilmaßnahmen untergebracht sind und 
sich nicht für eine Vollausbildung bewerben, weil 
sie wissen, daß sie ohnedies keine Chance haben. 
Und Sie haben jetzt auch noch die Leistung voll-
bracht, den geringen Ansatz, der für Mädchen in 
gewerblich-technischen Berufen vorgesehen war, 
zu streichen. Die tatsächlichen Erwartungen der Ju-
gendlichen, wie ich sie eingangs geschildert habe, 
werden durch diesen blinden Aktionismus, der 
kurzfristig nur aufs Benachteiligtenprogramm 
setzt, völlig ignoriert. So viel zur Tragfähigkeit der 
Politik Ihres Hauses, Frau Wilms. 

Wer die Jugendlichen in ihrem Menschsein ernst 
nimmt, muß ihre Ansprüche an sinnvolle Arbeit 
und Ausbildung aufgreifen, muß alle Ansätze auf-
greifen und fördern, in denen die allseitige Entfal-
tung von jungen Menschen gelebt wird, muß sinn-
volle, die Sinne ansprechende Arbeitsplätze subven-
tionieren und muß vor allem darum bemüht sein, 
die Welt wieder ins Gleichgewicht zu bringen, damit 
die Jugendlichen überhaupt eine Zukunft haben. 
Diese zukunftsorientierte Bildungspolitik betreibt 
diese Regierung weder im großen noch im kleinen. 

Wenn Sie jetzt sagen, daß für zukunftsorientierte 
Bildungspolitik kein Geld da ist, will ich Sie nur auf 
die ca. 1 Milliarde DM hinweisen, die seit 1982 beim 
BAföG eingespart wird, während z. B. in die Nu-
klear-, Weltraum- und Beschleunigerforschung 
3 Milliarden DM fließen. Da müssen Sie sich doch 
fragen lassen, wofür Sie Ihr Geld ausgeben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir können diese Umverteilung nur ablehnen. 

Danke. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Neuhausen. 

Neuhausen (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Fast zum Ende des heutigen Tages ist 
es vielleicht erlaubt, eine Stelle aus der Apokryphen 
zum Alten Testament zu zitieren. Bei Jesus Sirach 
finden wir eine Mahnung, die ich nicht auf andere 
beziehen will, sondern mir selbst zu Herzen nehme. 
Es heißt da nämlich: 
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Neuhausen 
Wohl dem, der sich nicht mit Reden vergeht 
und davon ein böses Gewissen hat. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es ist offenkundig, daß 
dieser immer aktuelle Hinweis auch in den Debat-
ten dieser Tage oft mißachtet worden ist. Wo anders 
aber als in der Aussprache über den Haushalt des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 
wäre es angebrachter, sich solcher Bildungsfrüchte 
beispielhaft zu erinnern, heißt es bei der hier ange-
zogenen ehrwürdigen Quelle — dringlicher noch — 
doch auch: 

Setze dich nicht mit einem Streitsüchtigen aus-
einander, damit er dir nicht aus deinen Worten 
einen Strick dreht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Und außerdem: 

Wer sich daran gewöhnt, schändlich zu reden, 
der nimmt sein Leben lang keine Zucht an. 

(Erneute Heiterkeit bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich finde, Haushalts-
pläne haben für jeden, dem ein Thema inhaltlich 
besonders wichtig ist — trotz der Einsicht, daß auch 
Bildungspolitik nicht auf Zahlen eines Haushalts 
beschränkt ist —, immer etwas Ernüchterndes oder, 
um es neudeutsch zu sagen, etwas Frustrierendes. 

Da das aber, wie gesagt, jedem so geht, will ich 
diese Überlegung nicht vertiefen, schon aus Re-
spekt vor den Haushältern und den Finanzpoliti-
kern, die bekanntlich ein gutes Gedächtnis haben, 
vor allem aber deswegen nicht, weil ich mich für die 
Offenheit bedanken möchte, mit der im Haushalts-
ausschuß die Anregungen des Bildungsausschusses 
aufgenommen worden sind, sei es — um dennoch 
ein mir besonders wichtiges Thema und Beispiel zu 
nennen — bei der nochmaligen Aufstockung der 
Mittel für die Berufsausbildung benachteiligter Ju-
gendlicher, sei es — um einen kleineren, aber wir-
kungsvollen Posten zu erwähnen — zur Fortfüh-
rung der Förderung von Stipendien der United 
World Colleges durch die Studienstiftung des deut-
schen Volkes. 

Das erstgenannte Thema, das der sogenannten 
Benachteiligtenförderung, ist mir trotz aller Kritik, 
die es hin und wieder erfährt, aus zwei Gründen 
besonders wichtig: erstens weil es — das stellt man 
fest, wenn man sich erkundigt — ein wichtiges und 
wirkungsvolles Mittel in der allgemein schwierigen 
Situation auf dem Ausbildungsstellenmarkt ist und 
zweitens weil die Entwicklung dieses Postens in 
den letzten Jahren den Vorwurf einer einseitigen 
Schwerpunktbildung in Richtung auf eine mißinter-
pretierte Elitebildung eigentlich ganz deutlich wi-
derlegt. Wir können nicht den Haushalt in verschie-
dene Sektoren einteilen, sondern müssen schon zu-
sehen, welche Mittelveränderungen sich hier erge-
ben. 

Auch dazu, meine Damen und Herren und lieber 
Herr Kollege Kuhlwein oder Herr Professor Diede-

rich, auch dazu zitiere ich den von mir angezogenen 
alttestamentlichen Schriftsteller: 

Verdamme niemand, bevor du die Sache unter-
sucht hast; wäge erst ab und tadle dann. 

Man kann diese Abwägung nicht dadurch ersetzen, 
daß man einfach Änderungsanträge mit einem un-
realistischen Finanzbedarf stellt, 

Die FDP hat ihren Beitrag zur Aufstockung die-
ses Programms geleistet. Wenn jetzt die Verteilung 
der zusätzlichen 60 Millionen DM kritisiert wird, so 
ist das zunächst einmal ein Thema, das zwischen 
den Regierungen von Bund und Ländern zu klären 
ist. In dem Gespräch mit den Beauftragten der Mi-
nisterpräsidenten für den Ausbildungsstellenmarkt 
ist hier j a eine zweite Verteilungsrunde verabredet 
worden. 

Wichtig ist auch folgendes. 

(Die Abg. Dr. Diederich [Berlin] [SPD], 
Kuhlwein [SPD] und Dr. Müller [Bremen] 
[GRÜNE] melden sich zu Zwischenfragen) 

— Also wenn ich der Kandidat der SPD für den 
Posten des niedersächsischen Ministerpräsidenten 
wäre, würde ich Ihnen jetzt antworten: Sie haben ja 
doch nur Störungen im Sinn; 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

deswegen lasse ich keine Zwischenfragen zu. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Herr Neu

-

hausen, wollen Sie zur Kenntnis nehmen, 
daß die Ministerin die Verteilung der Mit

- tel schon verfügt hat, ohne die Länder zu 
fragen? — Zurufe von der CDU/CSU) 

Richtig ist: Es ist sichergestellt, daß alle im Be-
nachteiligtenprogramm freiwerdenden Stellen in 
jedem Bundesland und in jedem Arbeitsamtsbezirk 
wieder besetzt werden können. Richtig ist auch, daß 
gerade Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen 
Länder sind, in denen besonders viele Mädchen 
Schwierigkeiten haben, einen Ausbildungsplatz zu 
erhalten. Im übrigen bitte ich um Nachsicht, daß ich 
das hier jetzt so vortrage; denn als niedersächsi-
scher Abgeordneter bin ich doch einigermaßen zu-
frieden, daß Niedersachsen zumindest nicht be-
nachteiligt wird. 

Vizepräsident Cronenberg: Trotz Ihrer Bemerkung 
hat Herr Kastning die Absicht, eine Zwischenfrage 
zu stellen. 

Neuhausen (FDP): Ich lasse die Frage zu, wenn 
mir die Zeit nicht angerechnet wird. 

Kastning (SPD): Herr Kollege Neuhausen, können 
Sie mir heute abend bestätigen, daß Sie nicht der 
Kandidat für das Amt des niedersächsischen Mini-
sterpräsidenten sind? 

Neuhausen (FDP): Ich würde mich um ein solches 
Amt niemals bewerben, lieber Freund Kastning. 
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Neuhausen 
Meine Damen und Herren, zurück zum Grund-

sätzlichen. 

(Abg. Dr. Diederich [Berlin] [SPD] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage — Lachen bei 

der CDU/CSU) 

— Nein, bitte nicht. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Ich wollte 
Sie nicht danach fragen, ob Sie Kandidat 

sind!) 

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal sehr 
deutlich sagen: Für uns Liberale gibt es in der Bil-
dungspolitik — ich nenne diesen Punkt als ein wei-
teres Beispiel aus Ihren Ausführungen — keinen 
Widerspruch zwischen der Förderung aller jungen 
Menschen und der Entdeckung und der Unterstüt-
zung besonderer Befähigungen und Begabungen. 
Es gibt in der fortlaufenden Entwicklung — ich bit-
te, das einmal ernst zu nehmen — immer verschie-
dene Akzente. Zu dem quantitativen Aspekt der 
Chancengleichheit, zu dem wir nach wie vor stehen, 
sowie zu der Ausdehnung der Bildungsangebote 
und -möglichkeiten in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten, also seit 1965, kommt notwendigerweise 
und selbstverständlich der Aspekt der individuellen 
Chancengleichheit hinzu. Das wird vor allem an den 
Rändern des breiten Spektrums, also sowohl bei 
den Lernschwachen als auch bei den Hochbegabten 
besonders deutlich. Da kann man doch nicht von 
einer Abkehr aus der Kontinuität eines gemeinsa-
men Konsenses sprechen. Vielmehr handelt es sich 
hier um das Aufgreifen eines neuen, notwendigen 
Aspekts. 

Meine Damen und Herren, der Begriff der Chan-
cengleichheit ist kein statischer Begriff; mit den 
gleichen Chancen am Start ist es nicht getan. Aber 
sowenig er gleiche Erfolgschancen umfassen und 
versprechen kann, so wichtig ist andererseits seine 
Erweiterung auf angemessene, d. h. immer indivi-
duelle, Förderung, wobei naturwissenschaftlich-
technische, geisteswissenschaftliche, handwerkli-
che, musische, pflegerische und soziale Begabun-
gen, um den Katalog hier auszubreiten, und Befähi-
gungen als gleichwertige Ausdrucksformen 
menschlicher Kreativität selbstverständlich zu be-
rücksichtigen sind. Diese sozusagen Dynamisie-
rung des Begriffs der Chancengleichheit würde uns 
für die praktische Politik auch von den umstritte-
nen und theoretischen Fixierungen darauf ein we-
nig befreien, was Begabung eigentlich sei. 

Wie kommt Begabung zustande? Demokrit, Herr 
Kuhlwein, sagte: „Mehr Leute werden durch Übung 
tüchtig als aus Anlage." Aber wie dem auch immer 
sei, Begabung in dem hier dargestellten Sinn und 
Förderung sind nicht voneinander zu trennen. Sie 
sind für den einzelnen wie für die Gesellschaft und 
für jeden Lebensbereich und eben nicht nur für den 
technischen, für den naturwissenschaftlich-techni-
schen Lebensbereich wichtig. 

Was Bildung sei, ist immer umstritten gewesen. 
Hinzu kommt doch, daß die Welt immer komplizier-
ter wird und wir uns mit den schlichten Definitio-
nen der Vergangenheit nicht mehr begnügen kön-
nen. Wie idyllisch war es, als man sagen konnte,  

dem Glücklichen sei die Bildung Schmuck und dem 
Unglücklichen Zuflucht, wie Demokrit sagte. In der 
etwas negativ-pessimistischen  Einstellung aus Bal-
tasar Graciáns Handorakel, durch den pessimisti-
schen Arthur Schopenhauer übersetzt, heißt es 
dann: „Der Mensch wird als ein Barbar geboren, 
und nur die Bildung befreit ihn von der Bestiali-
tät." 

(Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren, in der Zeit der 48er 
Revolution des vorigen Jahrhunderts sagte man 
schon: „Die Erziehung als einziges Mittel, dem 
Staat zu einer brauchbaren und kräftigen Bürger-
schaft zu verhelfen, hat von jeher die Köpfe der 
Weisen und den Scharfsinn der Gesetzgeber be-
schäftigt." Nun will ich betonen, daß für uns Bil-
dung nicht allein diesen Zweck haben kann — so 
verändert sich das —, aber das ist aus der Auf-
bruchstimmung einer liberalen Demokratie 1848 
gesagt. 

Wir sollten den Scharfsinn und die Köpfe zusam-
mentun, aber nicht um uns rhetorische Fallstricke 
zu stellen, sondern die Bildungspolitiker wären 
wirklich gut beraten, wenn sie berücksichtigen wür-
den, daß ein Haushalt immer auch den Stellenwert 
eines Politikbereiches widerspiegelt. Deswegen 
sollten Sie sich über alle Profilierungen und not-
wendigen Unterschiede hinaus doch mit den Köp-
fen und dem Scharfsinn zusammentun und dabei 
bedenken — ich komme zum Schluß, Herr Präsi-
dent —, was Jesus Sirach in Kapitel 10, Vers 31 bis 
33, sagt: 

Mein Kind, in aller Demut achte dich doch 
selbst und halte dich nicht für weniger, als du 
bist. Wer wird dem sein Recht geben, der sich 
selber schlecht macht, und wer wird dem die 
Ehre geben, der sich selbst verachtet. 

In diesem Sinn, meine Damen und Herren, stim-
men wir dem Haushalt zu. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU — Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun-
desminister für Bildung und Wissenschaft, Frau Dr. 
Wilms. 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich hoffe, ich nehme Ihre Zeit jetzt nicht 
mehr ungebührlich in Anspruch. Ich will auch jetzt 
nicht mehr auf die geheime Offenbarung, auf die 
Apokalypse und die Apokryphen kommen, sondern 
ich will versuchen, das noch einmal sachlich zusam-
menzufassen. 

Ich denke, ich kann jetzt am Ende der Haushalts-
beratungen in der zweiten Lesung feststellen, daß 
der Einzelplan 31 ein Zeugnis einer differenzierten 
und sozialen Bildungspolitik ist, wie sie von dieser 
Bundesregierung und von den Koalitionsfraktionen 
gewollt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Bundesminister Frau Dr. Wilms 
Der Einzelplan ist Ausdruck einer Politik, die be-
sondere Schwerpunkte setzt, die Benachteiligte för-
dert und Begabte fordert, ohne eine qualifizierte 
Breitenausbildung zu vernachlässigen. Ich möchte 
dies an einigen wenigen Beispielen verdeutlichen. 

Das Benachteiligtenprogramm — die Vorredner 
haben schon darauf hingewiesen — wurde bereits 
im Regierungsentwurf und dank der Bemühungen 
der Koalitionsfraktionen noch einmal aufgestockt. 
Diese Aufstockung der Mittel von 49 Millionen DM 
im Jahre 1982 auf nunmehr 335 Millionen DM ist 
ein deutlicher Beweis für eine systemgerechte, die 
Selbstverantwortung der Wirtschaft für die berufli-
che Ausbildung punktuell unterstützende Politik. 
Diese Mittel, Herr Kollege Diederich, werden regio-
nal gezielt und besonders für Mädchen eingesetzt. 
Sie werden in zwei Tranchen auf die Landesarbeits-
amtsbezirke verteilt, in denen besondere Probleme 
bestehen. Das Benachteiligtenprogramm flankiert 
damit die Bemühungen der Wirtschaft, weiterhin 
Ausbildungsangebote zu machen. 

Ich möchte hier auch noch einmal auf die andere 
Hilfe des Bundes, nämlich auf die gestiegenen eige-
nen Ausbildungsleistungen, verweisen. Die Bun-
desbehörden und die Sondervermögen haben ihre 
Ausbildungsangebote in den letzten zwei Jahren 
um rund 15 % gesteigert. 1985 werden 31 500 Ausbil-
dungsplätze im Bereich des Bundes für das erste 
Ausbildungsjahr bereitgestellt. Damit werden ins-
gesamt 84 000 Jugendliche im Bereich des Bundes 
ausgebildet. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Be-
triebe der Wirtschaft in den nächsten Wochen und 
Monaten — flankiert durch die Maßnahmen von 
Bund und Ländern — alles tun werden, um weitere 
Ausbildungsangebote zu machen. Es sind erste Er-
folge zu verzeichnen, und zwar ohne Benachteilig-
tenprogramm; Herr Kollege Rose, Sie haben es be-
reits angemerkt. Zum 31. Oktober sind jetzt noch 
rund 53 000 junge Menschen nicht vermittelt. Auch 
ihnen soll in den nächsten Wochen noch die Chance 
der Ausbildung geboten werden. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
zweiten betonen, daß die Bundesregierung in die-
sem Jahr das Thema der Begabtenförderung sehr 
deutlich herausgestellt hat und damit eine breite 
politische Diskussion eröffnet hat, die wir gerne 
führen. Ich denke, wir müssen um der Chancenge-
rechtigkeit willen — hier unterstreiche ich auch 
das, was Kollege Neuhausen gesagt hat — den un-
terschiedlichen Begabungen und Neigungen junger 
Menschen in der Bildungspolitik verstärkt Rech-
nung tragen. Die erhöhten Budgetansätze für Lei-
stungswettbewerbe und für Begabtenförderung 
sind Ausdruck dieser auf Differenzierung angeleg-
ten Bildungspolitik. Meine Damen und Herren, wer 
Chancengerechtigkeit im Bildungswesen will, der 
muß Differenzierung wollen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Der Haushaltsentwurf sieht für die Begabtenför-
derung insgesamt 87,5 Millionen DM vor, davon al-
lein 81,5 Millionen DM für die Studien- und Pro-
motionsförderung der Begabtenförderungswerke. 

Meine Damen und Herren und Frau Kollegin von 
den GRÜNEN, diese im Vergleich zu der Benachtei-
ligtenförderung immer noch relativ geringe Summe 
zeigt, daß es sich hierbei eben nicht um den Abbau 
der Breitenausbildung handelt, schon gar nicht um 
Maßnahmen zu Lasten von Benachteiligten. 

Lassen Sie mich — drittens — erwähnen, daß 
nach dem Willen der Bundesregierung der techni-
schen Entwicklung auch im Bildungswesen ver-
stärkt Rechnung getragen werden muß. Die Haus-
haltsansätze für das Programm „Neue Technolo-
gien" in der beruflichen Bildung in Höhe von etwa 
15 Millionen DM zeigen dies ebenso deutlich wie 
die Maßnahmen zur Qualifizierung von Mädchen 
und Frauen im Bereich der neuen Technologien, 
aber auch die ersten Ansätze zur verbesserten tech-
nischen Ausstattung überbetrieblicher Lehrwerk-
stätten sowie auch die Verbesserung des Wissens-
transfers zwischen Wissenschaft und Berufspraxis. 

Einen vierten Schwerpunkt, den ich noch erwäh-
nen möchte, bildet in diesem Haushalt die Förde-
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses, der für 
uns alle, glaube ich, aus objektiven Gründen unab-
dingbar ist. Es geht auch darum, diesen jungen Leu-
ten Zukunftschancen zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Mittel für den wissenschaftlichen Nachwuchs 
wurden um insgesamt 6,5 % auf 319 Millionen DM 
erhöht. Dazu kommen die Beträge für die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft, die um 3 % erhöht wer-
den, was auch zum großen Teil jungen Wissen-
schaftlern zugute kommt. Das Postdoktoranden-
programm läuft mit 15 Millionen DM in 1986 voll an. 
Dies gilt auch für das Spitzenforschungspro-
gramm. 

Meine Damen und Herren, ich möchte betonen: 
Daß die Breitenausbildung nicht zu kurz kommt, 
macht beispielsweise der Hochschulbau deutlich. 
Der Hochschulbau wird unvermindert auf der Höhe 
von 1,15 Milliarden DM gehalten. Damit wird den 
Hochschulen jetzt direkt in der Phase der Überlast 
geholfen. 

Auch das BAFÖG wird eine Anpassung an die 
Kostenentwicklung entsprechend der verbesserten 
Haushaltsansätze 1986 erfahren. Eine Verbesse-
rung der Bedarfssätze und der Freibeträge wird er-
folgen. Junge Menschen können sich auf die Stetig-
keit der Ausbildungsförderung heute verlassen, was 
in früheren Jahren nicht der Fall war. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dagegen — dies sage ich hier noch einmal sehr 
deutlich — wird es beim Studenten-BAföG bei dem 
zinslosen Darlehen bleiben. Ich halte dies ange-
sichts der großzügigen sozial- und leistungsorien-
tierten Rückzahlungsbedingungen für sozial ge-
rechtfertigt. Viele Jugendliche in anderen Bildungs-
gängen wären froh, wenn sie zu derartigen Bedin-
gungen eine finanzielle Hilfe erhalten könnten. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich als 
letzten Punkt hier erwähnen, daß wir uns auch im 
kommenden Haushaltsjahr sehr darum bemühen 
werden, die Bildungs- und Qualifizierungsmaßnah- 
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Bundesminister Frau Dr. Wilms 
men für junge Fachkräfte — Männer wie Frauen — 
zu verbessern, insbesondere um dem Problem der 
sogenannten zweiten Schwelle Herr zu werden. 

Das Beschäftigungsförderungsgesetz und die No-
velle zum Arbeitsförderungsgesetz werden hier 
neue Formen von Arbeit und Bildung ermöglichen. 
Die Aufgabe des Bundesministeriums für Bildung 
und Wissenschaft in diesem Zusammenhang ist es, 
durch Entwicklungsvorhaben und Modellversuche 
vor allen Dingen pädagogische Hilfeleistung zu ge-
ben, damit wir gezielte Bildungsangebote auch mit 
Blick auf die speziellen Personengruppen anbieten 
können. Nur so können die Möglichkeiten des Ar-
beitsförderungsgesetzes auch wirklich voll greifen. 

In gleicher Weise halte ich es für dringend not-
wendig, daß wir der Stärkung der Weiterbildung 
insgesamt als einem dynamischen Element des Bil-
dungswesens verstärkt Aufmerksamkeit zuwenden. 
Es ist die Aufgabe der Betriebe, der Sozialpartner, 
der freien Träger der Bildungsarbeit, die Angebote 
in der Weiterbildung zu machen. Hier müssen wir 
bei einem flexiblen offenen System bleiben. Es ist 
die Aufgabe des Staates, dem einzelnen die An-
nahme solcher Angebote zu erleichtern, falls sich 
dies sozial als notwendig erweist. 

Meine Damen und Herren, mir bleibt zum Schluß, 
den Herren Berichterstattern in allen Fraktionen 
sehr herzlich für gute, teilweise kritische Zusam-
menarbeit — aber das fördert den Lauf der Dinge 
— zu danken. Ich bedanke mich bei allen Kollegen 
des Haushaltsausschusses für die in diesem Jahr 
wirklich sehr großzügige Bedienung, die ich erfah-
ren durfte. Ich bedanke mich bei den Kollegen des 
Fachausschusses für die immer wieder sehr frucht-
baren Diskussionen. 

Ich bitte Sie, dem Einzelplan 31 Ihre Zustimmung 
zu geben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Ich schließe die Aus-
sprache, weil weitere Wortmeldungen nicht vorlie-
gen. Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich rufe zuerst den Änderungsantrag der Frak-
tion der SPD auf Drucksache 10/4344 auf. Wer die-
sem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenstimmen? 
— Enthaltungen? — Damit ist der Änderungsantrag 
abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über den Einzelplan 31 ab. Wer 
dem Einzelplan 31 — Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Bildung und Wissenschaft — in der 
Ausschußfassung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? 
— Enthaltungen? — Damit ist der Einzelplan ange-
nommen. 

Damit sind wir am Ende unserer heutigen Tages-
ordnung. Sie kommen noch gerade recht zum Fuß-
ballspiel. 

(Zurufe: Nein!) 

Ich wünsche Ihnen viel Vergnügen. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf morgen, Donnerstag, den 28. No-
vember 1985, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.15 Uhr) 
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